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EDITORIAL/129: Schützen vor den Schützern ... (SB)
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Schützen vor den Schützern ...

Ein kleines Männlein, dessen erster Namensteil wohl Kobold oder Dämon
heißen mochte, könnte mit jenem Rumpel das stampfende, erdtretende,
alles verschlingende Elementarwesen darstellen, dessen Verläßlichkeit
und Sturheit jedoch nicht nur zu erhoffen und zu erwarten wäre,
sondern weit über den Begriff der Treue hinaus seinem tiefsten Wesen
eigen war. Der lärmende, polternde und tanzende Kleine, dessen Name
einfach so etwas wie ein Markenzeichen sein mußte, endet in dem
gleichnamigen Märchen wohl auch genau deshalb derart schrecklich und
unstatthaft.

Gegen einen fairen Handel mit der Müllerstochter, in welchem er die
vom gierigen König zum Goldspinnen aus Stroh in drei Folgenächten
verurteilte Frau darin unterstützte, ihm dieses Gold zu spinnen,
erwarb er dafür in der ersten Nacht ihr Halsband, in der zweiten ihren
Ring und in der dritten das Versprechen auf ihr erstes Kind, das sie
gebären würde.

Als nun die Stunde gekommen war, daß die indessen zur Königin
aufgestiegene Müllerstochter aufgefordert wurde, ihm ihr erstes Kind
zu überlassen, gab das Männchen der deshalb klagenden und greinenden
Königin abermals die Chance, über einen Ratehandel ihr Kind doch
behalten zu können. In den drei folgenden Tagen allerdings fand einer
der Bediensteten beim Durchforsten und Erforschen vieler Namen im
Lande tatsächlich dann den Namen des kleinen freundlichen Männchens
heraus. Als die Königin dem Kleinen nun triumphierend seinen Namen
mitteilte, so heißt es in dem Märchen, hätte dieser sich mit einem
Bein vor Wut und Enttäuschung tief in den Boden gerammt und zuletzt
mit beiden Händen am anderen Bein in zwei Teile gerissen.

Der Diener erzählte, tief im Wald ein kleines Haus gesehen zu haben,
vor dem ein Feuer brannte, und um das Feuer sprang ein gar zu
lächerliches Männchen, hüpfte auf einem Bein und schrie:

"Heute back ich,

morgen brau ich,

übermorgen hol ich der Königin ihr Kind:

ach, wie gut ist, daß niemand weiß,

daß ich RUMPELSTILZCHEN heiß.

Kann ich doch dem Kindlein nützen

und es vor der Zukunft schützen,

einer grausen Hofintrige,

es zu morden in der Wiege,

und die Müllerstochter auch,

daß sie fortweh'n wie der Rauch

und der Königssohn dann schändlich

freit in seinem Adel endlich."

Die zweite Strophe jedoch hatte der Lakai, wie es bei Dienern üblich
ist, der Königin gegen guten Lohn wohl unterschlagen und verschwiegen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


18. April 2019
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MELDUNG/092: Dr. Felix Giesa ist neuer Leiter des Frankfurter Comic-Archivs an der Goethe-Universität


Goethe-Universität Frankfurt am Main (GU) - Pressemitteilung vom 18.
April 2019

Comic als Spiegel der Gesellschaft

Der promovierte Literaturwissenschaftler Felix Giesa folgt Bernd
Dolle-Weinkauf als Leiter der einzigartigen Frankfurter
Comic-Sammlung



FRANKFURT. Dr. Felix Giesa ist neuer Leiter des Frankfurter
Comic-Archivs an der Goethe-Universität. Er hat damit die Nachfolge
von Dr. Bernd Dolle-Weinkauff angetreten, der 2018 in Ruhestand
gegangen ist. In einem Interview im Online-Magazin der
Goethe-Universität spricht Giesa über die Bedeutung des Comics in der
Gegenwart und über seine Aufgabe an der Universität.

Walt Disney's "Lustige Taschenbücher" gehörten zu den ersten Comics,
die Felix Giesa verschlang. Und seine Sympathien waren klar verteilt:
"Donald Duck hat mir immer besser gefallen, auch wenn er eher ein
Verlierer ist. Die Geschichten waren immer abenteuerlich, es ging auf
Reisen. Und seine drei Pfadfinder-Neffen, die fand ich unfassbar
cool", erzählt der 43-jährige Literaturwissenschaftler. Während eines
Studiums für das Grundschullehramt in Köln machte er die frühe
Leidenschaft zum Forschungsgegenstand - und widmete sich der
Comicliteratur mit der "Brille der Kinder- und
Jugendliteraturwissenschaft". Adoleszenzdarstellungen in
zeitgenössischen Comics waren das Thema seiner Dissertation.

Die Frankfurter Comic-Sammlung ist mit ihrem wissenschaftlichen Ansatz
einzigartig im deutschsprachigen Raum. Gesammelt wird in Frankfurt vor
allem deutschsprachige Comic-Literatur seit den 1960er Jahren. Rund
70.000 Einzelstücke umfasst das Archiv mittlerweile. Unter den frühen
Archivalien sind auch Heftchen, die vom Lehrer im Unterricht
konfisziert wurden. Seit geraumer Zeit überlassen außerdem
Comic-Verlage dem Archiv gern ihre Neuerscheinungen. Darüber hinaus
gibt es immer wieder Nachlässe, die erschlossen werden. Als große
Zukunftsaufgabe will Giesa die Digitalisierung anpacken: "Das wird die
Aufgabe für die nächsten Jahre sein, den Katalog auch online zu
präsentieren. So können wir die Entwicklungslinien in der
deutschsprachigen Comicgeschichte sichtbar machen."

Das vollständige Interview mit Dr. Felix Giesa finden Sie in unserem
Online-Magazin unter:

http://tinygu.de/Felix-Giesa

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 73 vom 18. April 2019

Goethe-Universität Frankfurt am Main (GU), Pressestelle

Theodor-W.-Adorno-Platz 1, 60323 Frankfurt am Main ·

Telefon: 069 798-12472

E-Mail: presse@uni-frankfurt.de

Interent: www.uni-frankfurt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. April 2019 
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TREFF/1355: Hamburg - "Wissen vom Fass" löscht wieder Wissensdurst, 25.04.2019


Universität Hamburg

"Wissen vom Fass" löscht wieder Wissensdurst

Zum fünften Mal: Kneipentreff mit der Wissenschaft am 25. April um 20 Uhr



Todesopfer beim Spinnensex? Das Schweigen der Leber? "Wissen vom Fass"
bringt das Kopfkino in Schwung. Am Donnerstag, dem 25. April 2019, werden
Hamburgs Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler wieder ihre Labore und
Hörsäle verlassen, um bei "Wissen vom Fass" unterhaltsame Einblicke in die
Wissenschaft zu bieten. Ab 20 Uhr berichten die Forscherinnen und Forscher
in mehr als 50 Bars und Kneipen von ihren aktuellen Projekten und tauchen
mit dem Publikum in die Welt der Wissenschaft ein.

Bereits zum fünften Mal laden die Universität Hamburg und das
Forschungszentrum DESY zu der beliebten Veranstaltung ein. Brandaktuelles
gibt es beispielsweise zum Klang des Higgsteilchens, zu der Frage, ob die
Tiefsee unser Klima retten kann, oder was die Wissenschaft vom
Männerschnupfen hält. Das Programm ist in den vergangenen Jahren
kontinuierlich erweitert worden und umfasst sowohl naturwissenschaftliche
Fragen als auch geistes- und sozialwissenschaftliche Themen. Oberstes
Credo dabei: Die Forscherinnen und Forscher verzichten auf Fachjargon und
technische Hilfsmittel, so dass ihre Themen auch für Laien gut
verständlich sind. Sollten dennoch Fragen offenbleiben, bietet sich im
Anschluss an die circa 30-minütigen Vorträge Gelegenheit für Diskussionen.

"Wissen vom Fass ist eine gute Gelegenheit zu zeigen, wie faszinierend und
wichtig Wissenschaft ist", sagt Prof. Dr. Jan Louis, Vizepräsident der
Universität Hamburg und Initiator der Veranstaltung. "Die Wissenschaft
gehört in die Mitte der Gesellschaft. Wir brauchen den direkten Austausch,
auch um Wichtiges von Unwichtigem, Wahres von Falschem unterscheiden zu
können. Umso mehr freut es mich zu sehen, wie gut unser Format bei den
Hamburgerinnen und Hamburgern ankommt, so dass wir jetzt schon zum fünften
Mal zu diesem besonderen Kneipenabend einladen können."

Veranstaltet wird "Wissen vom Fass" vom Forschungszentrum DESY und der
Universität Hamburg zusammen mit den Exzellenzclustern "Quantum Universe"
und "CUI: Advanced Imaging of Matter" sowie PIER, der strategischen
Partnerschaft von DESY und der Universität Hamburg. "Wissen vom Fass"
findet jährlich im Frühjahr statt.

Einen Überblick über teilnehmende Kneipen und alle Vorträge unter:

https://www.wissenvomfass.de/ 

www.facebook.com/wissenvomfass




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 17.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8464: Saarbrücken - Ringvorlesungen der Saar-Uni am 23. und 24.04.2019


Universität des Saarlandes

Ringvorlesungen der Saar-Uni in der 17. Kalenderwoche



Im Sommersemester bietet die Universität des Saarlandes wieder öffentliche
Vortragsreihen an, die allen Interessierten offen stehen: Am Dienstag, 23.
April, wird die Reihe "50 Jahre Informatik an der Saar-Uni" der
Fachrichtung Informatik fortgesetzt. Beginn ist um 18.30 Uhr im Filmhaus
Saarbrücken. Am Mittwoch, 24. April, startet die Ringvorlesung
"Bio-Logisch!". In der Reihe, die ebenfalls im Filmhaus stattfindet, berichten
Wissenschaftler des Zentrums für Human- und Molekularbiologie über neue
Therapiemöglichkeiten bei Erkrankungen. Der Eintritt zu allen
Veranstaltungen ist frei.

1. Ringvorlesung "50 Jahre Informatik an der Saar-Uni":

Dienstag, 23. April, 18.30 Uhr: "Wie Computer und intelligente Systeme
lernen, die Welt mit Kameras zu sehen und zu verstehen"
(Prof. Dr. Christian Theobalt, Max-Planck-Institut für Informatik)

In seinem Vortrag stellt Professor Christian Theobalt neueste Verfahren
aus der Forschung des Max-Planck-Instituts für Informatik vor, die
Methoden der Computergrafik, der Bilderkennung und der künstlichen
Intelligenz, insbesondere des maschinellen Lernens, kombinieren. Sie
ermöglichen eine ganze Reihe neuer Anwendungen - vom detailgetreuen
Erfassen menschlicher Bewegungen für medizinische Zwecke über visuelle
Spezialeffekte bis hin zu intelligenten Fahrzeugen und Robotern. Der
Vortrag diskutiert auch die mit dieser Forschung verbundenen
Herausforderungen.

Christian Theobalt ist Professor für Informatik und Leiter der
Forschungsgruppe "Graphics, Vision & Video" am Max-Planck-Institut für
Informatik in Saarbrücken.

Veranstaltungsort: Filmhaus Saarbrücken, Mainzer Straße 8
Kontakt: Gordon Bolduan, Kompetenzzentrum Informatik Saarland,
E-Mail: bolduan@mmci.uni-saarland.de, Tel.: 0681 302-70741


2. Ringvorlesung "Bio-Logisch!"

Mittwoch, 24. April, 18.30 Uhr: "Müllabfuhr in der Zelle".
(Prof. Dr. Karin Römisch, Mikrobiologie)

Müllansammlung ist schlecht, auf der Straße wie im Körper. Wachsende
Zellen produzieren jede Minute Tausende von Proteinen. Dabei passieren
zwangsläufig Fehler, so dass nicht jedes neue Protein funktionsfähig ist.
Damit dieser Proteinmüll die Zelle nicht beeinträchtigt, muss er als
solcher erkannt und effizient entsorgt werden. Besonders wichtig ist das
bei Proteinen, die der Kommunikation zwischen Zellen und Organen dienen,
denn Fehler in der Kommunikation beeinflussen den gesamten Organismus. Wie
Zellen Proteinmüll erkennen, aus dem Verkehr ziehen und abbauen, bevor er
Schaden anrichten kann, erklärt Prof. Karin Römisch in ihrem Vortrag.

Prof. Karin Römisch ist seit 2008 als Professorin für Mikrobiologie an der
Universität des Saarlandes tätig. Mit ihrem Team erforscht sie die
Biogenese sekretorischer Proteine.

Detailliertes Vortragsprogramm:

http://zhmb.uni-saarland.de/bio-logisch/




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 17.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8463: Heidelberg - Akademische Mittagspause, Recht verstehen, Recht gestalten, 24.04.-26.06.19


Universität Heidelberg

Akademische Mittagspause: Recht verstehen, Recht gestalten

Juristische Fakultät der Universität Heidelberg lädt zu Kurzvorträgen in
die Peterskirche ein



Unter dem Motto "Recht verstehen, Recht gestalten" lädt die Juristische
Fakultät der Universität Heidelberg im Sommersemester 2019 zur
"Akademischen Mittagspause" ein. Vom 24. April bis 26. Juli beschäftigen
sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Fakultät sowie weiterer
Forschungseinrichtungen in täglichen Kurzvorträgen mit Herausforderungen
des juristischen Denkens in Politik, Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur.
Das Spektrum der Vorträge reicht von der Weimarer Verfassung über 70 Jahre
Grundgesetz bis hin zu der Frage, wie Recht die Arbeitswelt prägt.
Thematisiert werden auch aktuelle Aspekte des Strafrechts und der
Digitalisierung. Die Veranstaltungen finden montags bis freitags (außer
feiertags) von 13.00 Uhr bis 13.30 Uhr in der Heidelberger Peterskirche,
Plöck 70, statt.

Die "Akademische Mittagspause" ist eine Veranstaltungsreihe der
Universität Heidelberg mit dem Ziel, wissenschaftliche Inhalte greifbar
und auch für ein fachfremdes Publikum verständlich zu machen. Erstmals
fand sie 2011 als Teil des Jubiläumsprogramms zum 625-jährigen Bestehen
der Ruperto Carola statt. Im Mittelpunkt standen Themen der Astronomie.
Seitdem bieten jedes Sommersemester Einrichtungen der Universität mit
unterhaltsamen und leichtverständlichen Kurzvorträgen Einblicke in ihre
Forschung.

Die aktuelle Reihe mit dem Titel "Recht verstehen, Recht gestalten -
Herausforderungen des juristischen Denkens" startet am Mittwoch, 24.
April, mit dem Vortrag "Antisemitismus: Die historische Verantwortung
unseres Rechts". Referent ist Prof. Dr. Marc-Philippe Weller vom Institut
für ausländisches und internationales Privat- und Wirtschaftsrecht der
Ruperto Carola. Am Donnerstag beschäftigt sich Prof. Dr. Klaus-Peter
Schroeder vom Institut für geschichtliche Rechtswissenschaft mit dem
Heidelberger Rechtsprofessor Anton Friedrich J. Thibaut und den
sogenannten "Hep-Hep-Unruhen" des Jahres 1819. Die Eröffnungswoche endet
mit einem Beitrag zum Thema "Bismarcks Zensurgesetz auf dem Prüfstand der
Heidelberger Juristischen Fakultät". Dazu spricht die Historikerin Dr.
Dorothee Mußgnug.


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-heidelberg.de/termine/mittagspause/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, 17.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8462: Braunschweig - Thema "Minerale und Gesteine" am 24. April 2019


Stadt Braunschweig

Vortrag über Minerale und Gesteine

"Durchblick - Einblicke für Junggebliebene"



Braunschweig. Im Rahmen der Veranstaltungsreihe "Durchblick -
Einblicke für Junggebliebene" ist am Mittwoch, 24. April, von 14.30
bis 16.30 Uhr in der Stadtbibliothek Braunschweig, Schlossplatz 2, die
Kuratorin der Mineralogischen Sammlung des Naturhistorischen Museums
Braunschweig, Dr. Cathrin Hühne, zu Gast. Sie berichtet über Minerale
und Gesteine sowie deren Vorkommen. Ein Büchertisch mit dem passenden
Medienangebot der Stadtbibliothek steht zum Stöbern und Ausleihen
bereit. Bei einer Tasse Kaffee gibt es Gelegenheit zum Plaudern. Der
Eintritt ist frei. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 
470-6833.

Minerale und Gesteine faszinieren die Menschen und wurden bereits sehr
früh als Werkzeuge oder Tauschwaren eingesetzt. Der Vortrag soll einen
kleinen Überblick darüber geben, wie Minerale und Gesteine entstehen,
wie sie unterschieden werden und wo sie im Alltag anzutreffen sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. April 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MELDUNG/994: Start der Ostermärsche 2019 (Netzwerk Friedenskooperative)


Netzwerk Friedenskooperative - Pressemitteilung vom 17. April 2019

Start der Ostermärsche 2019 - Friedensbewegung fordert Abrüstung, Verbot
der Atomwaffen und Stopp der Rüstungsexporte



Von Gründonnerstag bis Ostermontag gehen 2019 in mehr als 100 Städten
Menschen für Frieden auf die Straße. Im Rahmen der traditionellen
Ostermärsche fordern die Ostermarschierer*innen insbesondere eine Abkehr
von den Aufrüstungsplänen, die Abschaffung der Atomwaffen und ein Ende der
deutschen Rüstungsexporte.

Interesse an Ostermärschen steigt kontinuierlich

"Die Ostermärsche sind eine lebendige Tradition. Auch 2019 finden wieder
mehr Aktionen als im Vorjahr statt. Dieser Trend setzt sich mittlerweile
seit einem halben Jahrzehnt kontinuierlich fort", sagt Kristian Golla vom
Netzwerk Friedenskooperative. Der erste Ostermarsch fand 1958 in England
statt und führte von London nach Aldermaston. Zwei Jahre später kam der
Ostermarsch dann in Form eines Sternmarsches aus verschiedenen Städten zum
Truppenübungsplatz Bergen-Hohne nach Deutschland.

Zentrale Themen der Ostermärsche

Ein zentrales Thema der diesjährigen Ostermärsche ist die Forderung nach
Abrüstung. "Die weltweiten Rüstungsausgaben sind mit rund 1,5 Billionen
Euro schon hoch genug. Statt weiter aufzurüsten sollte die Bundesregierung
einen Beitrag dazu leisten, dass die Rüstungsausgaben sinken. Denn das Geld
wird in etlichen zivilen Bereichen dringender benötigt, wie z.B. bei der
Bildung, dem Klimaschutz oder der Pflege", sagt Philipp Ingenleuf,
ebenfalls vom Netzwerk Friedenskooperative.

Ebenso steht die drohende Gefahr eines neuen nuklearen Wettrüstens bei
zahlreichen Ostermärschen im Mittelpunkt. Das sich abzeichnende Aus des INF-
Vertrags erhöht das Risiko, dass es wieder zur Stationierung von nuklear
bestückten Mittelstreckenraketen in Europa kommt. "Die Atommächte rüsten
ihre Arsenale auf und Deutschland guckt tatenlos dabei zu. Wir fordern,
dass die Bundesregierung endlich den Mut aufbringt und als deutliches
Zeichen gegen das neue Wettrüsten das UN-Atomwaffenverbot unterzeichnet und
die Atombomben aus Deutschland abziehen lässt", fordert Marvin Mendyka vom
Netzwerk Friedenskooperative.

Das dritte wesentliche Thema bei den Ostermärschen werden die deutschen
Waffenexporte sein, welche derzeit besonders aufgrund des Einsatzes
deutscher Waffen im Jemen-Krieg in den Fokus der Öffentlichkeit geraten
sind. "Waffen an Länder zu liefern, die Menschenrechte verletzen und Krieg
im Jemen führen, wie Saudi-Arabien oder die Vereinigten Arabischen Emirate,
ist kein Ausdruck einer guten europäischen Gesinnung, sondern schlicht und
einfach inakzeptabel angesichts der katastrophalen humanitären Lage im
Jemen", erklärt Kristian Golla. Seit 2015 genehmigte die Bundesregierung
Rüstungsexporte in Höhe von über 5 Milliarden Euro an Länder, die im Jemen-
Krieg beteiligt sind.

Weitere Themen der Ostermärsche sind u.a. die weltweiten Konflikte, z.B. in
Syrien, Ukraine oder auch Libyen, eine neue Entspannungspolitik mit
Russland, die Forderung nach ziviler Konfliktbearbeitung und einem Ende der
Auslandseinsätzen der Bundeswehr, Fluchtursache Krieg, die voranschreitende
Militarisierung Deutschlands und der EU, aber auch Umweltthemen und die
Gefährdung des Friedens durch den Klimawandel.

Ablauf der Ostermärsche 2019

Nach den Ostermärschen am Gründonnerstag in Ulm und Erfurt starten am
Karfreitag die Ostermärsche u.a. in Chemnitz, Jagel, Gronau, Bruchköbel und
Biberach.

Alleine am Karsamstag finden bundesweit mehr als 50 Ostermärsche statt. Zu
diesen zählt u.a. der Ostermarsch in Bremen unter dem Motto "Verantwortung
heißt: Abrüstung, Atomwaffenverbot, Entspannung", der Berliner Ostermarsch
(Motto: "Abrüsten statt Aufrüsten! - Die Welt braucht Frieden statt
Kriegsbündnisse") und der Ostermarsch in Stuttgart ("Abrüsten statt
aufrüsten! Für eine friedliche und solidarische Welt - ohne Militär,
Rüstungsindustrie und Abschiebungen!"). Außerdem startet am Karsamstag der
Ostermarsch Rhein-Ruhr in Köln, Duisburg und Düsseldorf unter dem Motto
"Abrüsten statt aufrüsten - Verbot der Atomwaffen! Für ein Europa des
Friedens!".

Am Ostersonntag führt der Ostermarsch Rhein-Ruhr mit mehreren
Zwischenkundgebungen von Essen nach Bochum. Darüber hinaus findet der
Ostermarsch in Frankfurt an der Oder unter der Losung "Abrüsten statt
Aufrüsten! Ja zum Frieden - Nein zum Krieg!" und eine Ostermarsch-Aktion im
nordrhein-westfälischen Olfen statt.

Zum Abschluss am Ostermontag finden dann noch einmal in mehr als 25 Städten
Ostermärsche statt. Zu diesen zählt u.a. der Ostermarsch in Büchel, bei dem
es traditionell um den Abzug der dort stationierten Atomwaffen geht. Ebenso
findet der Ostermarsch in Frankfurt am Main statt, zu dem mehrere Tausend
Menschen erwartet werden. Der Ostermarsch Rhein-Ruhr findet seinen
Abschluss am Ostermontag mit einer Kundgebung in Dortmund. Alternativen zur
traditionellen Form der Ostermärsche wird es am Ostermontag u.a. mit einer
Oster-Fahrradtour in Krefeld und mit einem Oster-Rave gegen
Rüstungskonzerne parallel zum Ostermarsch in Kassel geben.

Die Ostermärsche finden traditionell in regionaler und lokaler
Verantwortung statt. Das Netzwerk Friedenskooperative stellt eine
bundesweite Terminübersicht zu den Ostermärschen zur Verfügung.


Alle Infos unter:

www.friedenskooperative.de/ostermarsch-2018

Alle Ostermarsch-Termine:

www.friedenskooperative.de/termine/ostermarsch

Ostermarsch-Termine nach Bundesland: 

www.friedenskooperative.de/ostermarsch-2019/termine-nach-bundesland

 * 

Quelle:

Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: friekoop@friedenskooperative.de

Internet: www.friedenskooperative.de
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AUFRUF/105: Ostermarsch München 2019 am 20. April 2019


Münchner Friedensbündnis

Münchner Ostermarsch 20. April 2019

Abrüsten statt aufrüsten - Keine neuen Mittelstrecken-Raketen in
Europa



Das Wettrüsten läuft auf vollen Touren, die Nuklearmächte rüsten auf!
Weltweit steigen die Ausgaben für Krieg und Militär. Die Militarisierung
Europas schreitet dramatisch voran. Alleine Deutschland plant eine
Steigerung der Ausgaben für Rüstung auf über 70 Milliarden Euro bis zum
Jahr 2024. Durch die Kündigung des INF-Vertrages, der landgestützte
Mittelstrecken-Raketen stark einschränkte, ist die Gefahr einer erneuten
nuklearen Aufrüstung gegeben. Die in Büchel im Rahmen der "nuklearen
Teilhabe" stationierten US-Atomwaffen sollen modernisiert werden.

Wir begrüßen die Unterzeichnung des ICAN-Städtappells
(www.icanw.de/ican-staedteappell/) durch Herrn Oberbürgermeister Dieter
Reiter am 12. März 2019, denn Atomwaffen stellen eine besondere Bedrohung
für große Städte dar. Sie sind im Ernstfall die primären Ziele eines
atomaren Angriffs. Die Münchner Friedensbewegung freut sich, dass unter
vielen anderen großen Städten wie Los Angeles, Manchester, Sydney nun auch
München dieser Initiative beigetreten ist.

Die Münchner Friedensbewegung fordert einen grundlegenden Politikwechsel
und erwartet von der Bundesregierung die Unterzeichnung des
Atomwaffen-Verbotsvertrages. Die Münchnerinnen und Münchner protestieren
gegen die aktuellen Kriege mit den vielen Toten und unzähligen Flüchlingen.
Sie protestieren gegen die Erhöhung des Rüstungsetats und die unsägliche
Ressorcen-verschwendung durch das Militär.


Hier das Programm unseres diesjährigen Ostermarsches in
München

10.00 Uhr Ökumenischer Friedensgottesdienst in St. Markus, Gabelsbergerstr.
6

11.30 Uhr Auftakt zur Demonstration am Marienplatz

- Redebeiträge von Schülerinnen der "Fridays for Future" Bewegung

- Andrea Behm, attac, über die UN-Verhandlungen über international
einklagbares Recht bei Menschenrechtsverletzungen (binding treaty)


13.00 Uhr Abschlusskundgebung mit Beiträgen von:

- Stadträtin Brigitte Wolf mit einem Grußwort der Stadt

- Tobias Pflüger (MdB) zum Thema "Kündigung des INF-Vertrages und die
Militarisierung Europas"

- Dr. Thorsten Kellermann, BUND Naturschutz Bayern

- Musik von Stephan Lanius

Infostände und ein Verkaufsstand für Mohnblumen

https://www.niemalswieder.com

Der ganze Aufruf und weitere Infos:

http://www.muenchner-friedensbuendnis.de/Ostermarsch-Muenchen-2019

http://www.muenchner-friedensbuendnis.de/aktuelles/A19/OM/Ostermarsch-Aufruf-2019_Seiten-1-4.pdf

 * 

Quelle:

Münchner Friedensbündnis

c/o Friedensbüro München e.V.

Frauenlobstr. 24 Rgb., 80337 München

E-Mail: friedensbuero@muenchner-friedensbuendnis.de

Internet: www.muenchner-friedensbuendnis.de
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LESUNG/6396: Frankfurt - Preis der Literaturhäuser 2019 an Antje Rávik Strubel, 20.05.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Mai 2019

Mo 20.05., 19.30 h

Preis der Literaturhäuser 2019 an Antje Rávik Strubel

Ein Abend mit Antje Rávik Strubel und Corinna Harfouch



Ein Abend mit Texten von Lucia Berlin und anderen

Das Netzwerk der Literaturhäuser verleiht den Preis der
Literaturhäuser 2019 während der Leipziger Buchmesse an die Autorin
und Übersetzerin Antje Rávik Strubel. Von April bis Juni reist sie in
elf Städte und Literaturhäuser. In jede Stadt mit einem anderen
Programm. So stellt sie sich in Frankfurt als Vermittlerin und
Übersetzerin aus dem Amerikanischen vor. Und die preisgekrönte
Schauspielerin Corinna Harfouch liest jene Übersetzungen, die Antje
Rávik Strubel von Lucia Berlin vorgelegt hat. Im Literaturhaus ist
die Autorin bekannt als Verfasserin von Romanen wie "In den Wäldern
des menschlichen Herzens" (S. Fischer), als Diskussionsgast bei den
"Schönen Aussichten", als DJane auf der Buchmessenparty sowie als
eine der Autorinnen, deren Stücke beim Monodramen-Projekt "Stimmen
einer Stadt" ab April auf dem Spielplan des Schauspiel Frankfurt
stehen.

Kulturpartner des Netzwerks der Literaturhäuser ist ARTE.

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Mai 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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VORTRAG/813: Braunschweig - Leben und Werk der Schriftstellerin Elke Erb am 23.4.2019


Stadt Braunschweig

Vortrag über die Schriftstellerin Elke Erb im Raabe-Haus



Braunschweig. In der Reihe "Vielfacher Schriftsinn" stellen Hans Gerd
Hahn und Verena Noll am Dienstag, 23. April, um 19 Uhr im
Raabe-Haus: Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, die Schriftstellerin
Elke Erb vor. 

Der Eintritt ist frei. 

Reservierungen sind unter der Telefonnummer 70189317 möglich.

Elke Erb, die in der Eifel geboren wurde und heute in Berlin lebt, hat
unter anderem das Buch "Vexierbild" geschrieben. Sie ist Lektorin,
Übersetzerin und Poetin. 

Elke Erbs Werk wurde mit vielen Preisen ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. April 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8613: Und morgen, den 19. April 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 19.04.2019 bis zum 20.04.2019 +++






[image: Jean-Luc 8613 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wiesenhaininsektenvölkchen,

ein blauer Himmel allzumal

und hier und da ein kleines Wölkchen

verschaffen Jean die Qual der Wahl.
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FORSCHUNG/200: Früher trug man bunt - Chemiker erforschen Jahrtausende alte Stoffe (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 17.04.2019

Früher trug man bunt: Chemiker erforschen Jahrtausende alte Stoffe



Auch vor Tausenden von Jahren haben die Menschen schon Kleidung mit
bunten Mustern getragen. Für deren Herstellung nutzten sie verschiedene
Farbstoffe aus dem Tier- und Pflanzenreich. Das zeigen neue Analysen von
Chemikern der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU), die
mehrere Jahrtausende alte Textilien aus China und Peru untersucht haben.
Im Fachjournal "Scientific Reports" beschreiben sie ein neues Verfahren,
mit dem sich die räumliche Verteilung der Farbstoffe in Textilproben und
somit auch deren Muster rekonstruieren lassen.

Untersucht haben die Chemiker Dr. Annemarie Kramell und Prof. Dr. René
Csuk von der MLU zwei alte Textilproben: Eine stammt aus der chinesischen
Ruinenstadt Niya und war vermutlich Teil eines Hemdes. Sie ist über 2.000
Jahre alt. Die andere Probe hat ihren Ursprung im Peru um die Zeit von
1.100 bis 1.400 nach Christus. Sie gehört zur Ichma-Kultur, die in dieser
Zeit in Peru ansässig war. Dass solch alte Kleider einmal bunt waren,
sieht man den Stoffen heute häufig nicht mehr an: "Sie haben einen langen
Leidensweg hinter sich: Was einmal bunt war, kommt jetzt zumeist
schmutzig, grau und braun daher", sagt René Csuk. Über die lange Zeit
haben sich die Farbstoffe aus der Natur durch die Einwirkung von Licht,
Luft und Wasser zersetzt, erklärt der Chemiker. Früher wurden zum Färben
nur Naturstoffe eingesetzt: "Wurzeln von Pflanzen der Gattung Rubia waren
zum Beispiel die Grundlage für rote Farben, mit zermahlenen Walnussschalen
wurden braune Farben hergestellt", sagt Annemarie Kramell. Auch damals
mischen die Menschen einzelne Materialien, um andere Farbtöne zu kreieren.

Um herauszufinden, welche Materialien für welche Farben verwendet wurden,
haben die Forscher ein neues Analyseverfahren entwickelt. Mit Hilfe der
modernen bildgebenden Massenspektrometrie ist es ihnen gelungen,
Farbstoffzusammensetzungen bei historischen Textilproben als
Verteilungsbilder darzustellen. Bisher war es dafür nötig, die Farbstoffe
aus den Textilien herauszulösen. Dadurch wurde aber auch das Muster
zerstört. Mit ihrem neuen Verfahren analysieren die halleschen Chemiker
dagegen die Farbstoffe direkt von der Oberfläche der Textilproben. Dafür
wird das zu untersuchende Stück Stoff zunächst in ein anderes Material
eingebettet. "Das Stück befindet sich in einer Matrix, die aus dem
Material Technovit7100 besteht. Aus diesem Stoff werden wenige Mikrometer
dünne Schnitte erzeugt, die auf spezielle Objektträger überführt werden",
so Csuk. Ähnliche Verfahren finden zum Beispiel in der medizinischen
Forschung für die Untersuchung von menschlichem Gewebe Einsatz. Der
Vorteil ist, dass mit dieser Methode sehr komplexe Proben im
Mikrometerbereich untersucht werden können. "Damit können wir sogar zwei
ineinander verwobene Fäden voneinander unterscheiden, die ursprünglich
andere Farben hatten", sagt Csuk.

In der neuen Studie haben die Forscher zum Beispiel Indigo-Farbstoffe in
den Proben nachweisen können. Die Methode ist aber auch auf viele weitere
Farbstoffklassen anwendbar und gewährt Einblicke in den Prozess der
Textilherstellung längst vergangener Kulturen, so die beiden
Wissenschaftler abschließend.

Die Forschung wurde vom Bundesministerium für Bildung und Forschung im
Rahmen des Projekts "Silk road fashion: Kleidung als Kommunikationsmittel
im 1. Jahrtausend vor Christus in Ostzentralasien" gefördert. Beteiligt
waren zudem das Hans-Knöll-Institut in Jena und Dr. Gerd Haus vom
Biozentrum der MLU in Halle.


Originalpublikation:

Kramell A. E. et al.

Mapping Natural Dyes in Archeological Textiles by Imaging Mass
Spectrometry.

Scientific Reports (2019).

doi: 10.1038/s41598-019-38706-4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 17.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HÖRFUNK/485: Deutschlandfunk Kultur - "Freundinnen" von Frauke Angel, 21.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Freundinnen

Von Frauke Angel

Deutschlandfunk Kultur 2019

(Ursendung)

Kakadu für Frühaufsteher - Erzähltag

Sonntag, 21. April 2019, 7.30 - 8.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Julia ist neu in der Klasse. Und alle Mädchen möchten sie auf ihrer
Best-friend-forever-Liste haben. Alle, außer Hanne, denn die weiß,
dass sie sowieso keine Chance hätte, und außerdem hatte sie noch nie
eine echte Freundin. Und doch wählt die Neue ausgerechnet sie zu ihrer
besten Freundin. Seitdem ist Hanne glücklich. Doch dann fragt Julia,
ob Hanne nicht einmal bei ihr übernachten wolle, oder Julia bei ihr.
Seitdem hat Hanne Angst. Denn Hanne hat ein Geheimnis, niemand aus der
Klasse darf erfahren, dass sie nicht ganz normal ist. Aber Lügen geht
auch nicht. Denn Julia ist doch ihre Freundin. Aber was ist schon
normal?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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LESUNG/1851: Cuxhaven - "Dr. Brumm und der Megasaurus" am 25. April 2019


Stadt Cuxhaven

"Dr. Brumm und der Megasaurus" - Bilderbuchkino in der
Stadtbibliothek Cuxhaven



Am Donnerstag, den 25. April um 16 Uhr gibt es wieder ein
Bilderbuchkino in der Stadtbibliothek Cuxhaven. Diesmal stößt Dr.
Brumm bei der Gartenarbeit auf einen Dino-Knochen. Ob es ihm und
seinen Freunden wohl gelingt, ein ganzes Skelett auszubuddeln? Das
erfahren die kleinen Zuhörer, während die Geschichte "Dr. Brumm und
der Megasaurus" vorgelesen und dazu passende Bilder auf einer Leinwand
präsentiert werden. Kinder ab vier Jahren herzlich eingeladen! Im
Anschluss an das Bilderbuchkino wird gemalt; außerdem stehen weitere
Bücher zum Schmökern bereit.

Bilderbuchkinos finden auch in den kommenden Monaten immer am letzten
Donnerstag im Monat statt. Eine Anmeldung ist erwünscht,
Spontanbesucher sind ebenfalls willkommen. Weitere Informationen unter
04721/700 70 800 (Frau Ulmer) oder in der Stadtbibliothek Cuxhaven.
Der Eintritt zur Veranstaltung ist frei!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. April 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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SPORT UND SPIEL/247: Bielefeld - Gaming in der Stadtbibliothek am 25.4.2019


Stadt Bielefeld

Gaming in der Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Jugendliche von 6 bis 15 Jahren können jeden Dienstag
von 15 bis 17.45 Uhr in der Stadtbibliothek die Konsolen zum Glühen
bringen. Gespielt wird an den Konsolen der Wii U, der PlayStation oder
der Nintendo Switch. Kinder und Jugendliche ab zwölf Jahre können
zusätzlich jeden vierten Donnerstag im Monat von 16 bis 17.45 Uhr im
Gamerspace die PlayStation 4 mit VR-Brille testen. Nächster Termin ist
Donnerstag, 25. April. Fragen rund um das Thema Gaming beantworten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtbibliothek bei den
Spielenachmittagen. 

Anmeldungen sind nicht erforderlich, der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. April 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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DAS BLÄTTCHEN/1887: Über Postdemokratie und kulturelle Kolonialisierung


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 7 | 1. April 2019

Über Postdemokratie und kulturelle Kolonialisierung

von Ulrich Busch



Yana Milev, Künstlerin, Kulturphilosophin, Soziologin, Ethnografin und
Publizistin aus Leipzig, forscht und lehrt an der Universität St. Gallen
auf dem Gebiet der Kultursoziologie. Seit 2017 leitet sie ein
vielversprechendes Forschungsprojekt mit dem Titel: "Entkoppelte
Gesellschaft. Liberalisierung und Widerstand in Ostdeutschland seit
1989/90. Ein soziologisches Laboratorium". Im Rahmen dieses ehrgeizigen
Unternehmens werden die Verwerfungen in Gesellschaft, Recht, Wirtschaft und
Kultur in der Ex-DDR beleuchtet. Die Publikation ist auf mindestens sechs
Bände, die 2019 und 2020 erscheinen werden, angelegt. Das vorliegende Buch
ist als "Seitenstück" dazu zu verstehen. Es enthält einen flott
geschriebenen Essay über den Verfall der Demokratie, den Übergang zur
Postdemokratie, die Erfolge des Neoliberalismus und den sich überall in der
Welt ausbreitenden Populismus.

Dabei knüpft Milev sowohl an die politik- und sozialwissenschaftliche
Diskussion über die Erosion der Demokratie in den Medien als auch an
aktuelle Beispiele wie die fremdenfeindlichen Vorfälle in Zwickau, Chemnitz
und Köthen an. Ihre provozierende These lautet, dass das, was gegenwärtig
in Sachsen und anderswo eskaliert, "kein Nazi-Problem" ist, sondern
Ausdruck eines "Ost-West-Konflikts", "der seit 1990 mit der neoliberalen
Annexion des Ostens durch den Westen installiert" worden sei. Durch die Art
und Weise, wie die deutsche Vereinigung praktiziert wurde, sei ein Großteil
der ostdeutschen Bevölkerung der Herabsetzung und systematischen
Desintegration preisgegeben worden. Diese Tatsache wäre lange verdrängt
worden, gelange jetzt aber an die Oberfläche. "Was hier eskaliert", so das
Resümee der Autorin, ist "ein Protest-Stau der Ostdeutschen gegen einen
westdeutschen Kulturkolonialismus in Ostdeutschland".

Damit ordnet sich das Buch in die seit Monaten zu beobachtende und so nicht
erwartete Konjunktur ostdeutscher Wortmeldungen, Entgegnungen und Proteste
ein. Diese richten sich vehement gegen eine jahrzehntelange
Fremdbestimmung, Demütigung und Fehlinterpretation durch westdeutsche
Politiker, Journalisten, Wissenschaftler und Literaten. Bisher waren es nur
einige "Alte" und unverbesserliche "Linke", die sich in dieser Weise
äußerten. Jetzt aber ergreifen auch Jüngere das Wort, so Petra Köpping,
Jana Hensel, Sabine Rennefanz, Oliver Hollerstein und nun auch Yana Milev
und bringen in deutlichen Worten zum Ausdruck, wie sie die vergangenen 29
Jahre sehen und was sie von der Politik künftig erwarten. Dabei sind sie
mit dem Problem einer "defekten liberalen Demokratie" konfrontiert sowie
einem Populismus ausgesetzt, wie bisher kaum eine Generation vor ihnen.

Während die offizielle Politik dem rasch um sich greifenden Populismus
hilflos gegenübersteht und sich in verbaler Abwehr und Politiker-Schelte
übt, versucht die Autorin dem Phänomen auf den Grund zu gehen, indem sie
die Ursachen und Hintergründe für den Siegeszug des Populismus analysiert.
Anhand der Vorfälle in Chemnitz zeigt sie auf, worin die
"Mobilisierungslogik" des Populismus besteht und warum diese im Osten
vergleichsweise erfolgreich ist. Dabei argumentiert sie sachgerecht und
überzeugend. Sie scheut sich allerdings auch nicht vor Polemik oder
gelegentlichen Übertreibungen. Hervorhebens wert ist, dass sie die
behandelte Thematik immer wieder mit einer Situationsanalyse
Ostdeutschlands in Verbindung bringt. Dabei gelingen ihr bemerkenswerte
Einsichten. So weist sie zum Beispiel darauf hin, dass die viel beklagte
Stagnation der Entwicklung im Osten und der blockierte Umbruch auch etwas
mit dem als "Elitenaustausch" apostrophierten Beamtenimport aus
Westdeutschland zu tun haben. Die 1990 ins Land geholten Beamten sitzen zu
Zehntausenden auf gut bezahlten Stellen im Osten und tun alles dafür, um
ihre Ziehkinder aus dem Westen als Nachfolger zu gewinnen. Die
Folge ist, dass Ostdeutsche auch dreißig Jahre nach der Vereinigung kaum
eine Chance haben, in Spitzenpositionen vorzudringen, ein Spitzengehalt zu
beziehen und Entscheidungsmacht auszuüben. Sie bleiben in der dritten Reihe
hängen, verdienen weniger und fühlen sich desavouiert und desintegriert.
Dies gilt insbesondere für die Wirtschaft, die Wissenschaft und die Kultur:
"Da in den neuen Bundesländern die gesamte Kulturlandschaft in den Händen
westdeutscher Eliten ist, handelt es sich [... hier] um eine Besetzung des
Ostens unter Ausschluss der Ostdeutschen. Ob Medien, Theater, Museen,
Galerien, Fördervereine, Stiftungen oder Verlage, alle diese Institutionen
bedienen die neoliberale Marktordnung der Demokratie." Widerstand dagegen
wird im "Regiefeld des normativen Populismus" folglich als Bekämpfung
von rechts moderiert. Das ist aber zu einfach. Dahinter steckt viel
mehr, insbesondere in Ostdeutschland. Hier ist der Aufstand gegen das
Establishment immer auch Ausdruck eines "Bruchs mit dem Demokratismus".

In Anbetracht der ökonomischen, sozialen und kulturellen Entwicklung
Ostdeutschlands seit 1990 und den schweren Enttäuschungen und Traumata, die
hier zu verzeichnen sind, ist die "fundamentale Demokratieabkehr"
bestimmter Bevölkerungsgruppen im Osten nicht nur festzustellen, sondern
auch nachzuvollziehen. Nicht ganz klar ist aber, warum die Autorin neben
der Währungsunion von 1990, dem Exodus einer ganzen Generation, der
Treuhand-Privatisierung, den Hartz-Reformen und anderen "Schrecknissen"
auch die Euro-Einführung im Jahr 1999 als "zweite Enteignung" zu den
traumatischen Erfahrungen der Ostdeutschen zählt. Zweifellos zutreffend ist
es dagegen, die "Deutsche Frage" immer noch als "offen" und die deutsche
Einheit auch dreißig Jahre nach dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik als
ein unvollendetes Projekt anzusehen. Yana Milev plädiert deshalb konsequent
für die Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung nach Artikel 146
GG mit dem Ziel einer Staatsneugründung.

Derartige Vorschläge hat es auch 1990 gegeben (siehe Neues
Deutschland vom 20./21.01.1990). Sie wurden von den damaligen Akteuren
aber mitnichten befolgt. Es steht zu befürchten, dass es auch diesmal nicht
viel anders sein wird.

Yana Milev: Demokratiedefekte. Ein Essay zum normativen Populismus,
agenda Verlag, Münster 2019, 114 Seiten, 17,90 Euro.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 7/2019 vom 1. April 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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GEGENWIND/800: "Drohnenschwarm im Formationsflug über der Ostsee"


Gegenwind Nr. 367 - April 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

"Drohnenschwarm im Formationsflug über der Ostsee"

Die Ostsee - Militärisches Operations- und Aufmarschgebiet oder Meer
des Friedens?

von Günther Stamer



Im Oktober letzten Jahres schilderte die "Frankfurter Allgemeine
Zeitung" in einem Bericht, wie der europäische Flugzeugbauer Airbus an
der Ostseeküste unbemanntes Fluggerät getestet hat. Das Szenarium des
Tests: Vom Militärflugplatz Hohn bei Rendsburg ist ein Jet,
vollgepackt mit Elektronik und einem kompletten Cockpit eines
Tornado-Kampfflugzeugs ausgestattet, gestartet - und 70 Kilometer
entfernt, auf dem Truppenübungsplatz Todendorf (Kreis Ostholstein)
direkt an der Ostsee, sind einige Minuten später von Katapulten fünf
Einsatzdrohnen und eine Video-Drohne für die Dokumentation gestartet
worden.


Auf den Bildschirmen ist als Computerdarstellung dann der
erfolgreich verlaufende Test zu sehen: Dass sich die Drohnen zu einer
"Mission Group" sammeln und einen Formationsflug bilden. Ihr Ziel:
Unterstützung für die Besatzung von Kampfflugzeugen, indem sie
aufklären, gegnerisches Radar und Kommunikation stören und - bei
entsprechender Bewaffnung - auch selber Ziele bekämpfen.

"Wir erforschen die Einsatzmöglichkeiten von unbemannten Drohnen für
eine moderne Luftkampfstrategie der Zukunft", erläuterte der
Airbus-Sprecher. "Dies war der erste reale Test in Europa, der
operative Anwendbarkeiten von solchen Drohnen-Schwärmen für die
Luftwaffe demonstrierte - und es ist super gelaufen, ein voller
Erfolg". ("Drohnenschwarm im Formationsflug über der Ostsee"[1]).

Dabei ist es ist kein Zufall, dass sich die Drohnen-Bauer als
Testgebiet gerade die Ostsee ausgesucht haben, denn seit Jahren rückt
für die Militärstrategen diese sensible Region, "die nasse Flanke der
NATO", ins Visier ihrer Planungen und praktischen Übungen.

Streit um Sprengversuche der Bundeswehr in der Ostsee geht weiter


Jüngstes Beispiel sind die Diskussionen um die Pläne für die
sogenannten "Ansprengversuche" der Bundeswehr in der Ostsee vor der
Küste zwischen Damp und Port Olpenitz. Nach Plänen der Bundeswehr
sollen im Herbst an der ausgemusterten Fregatte "Karlsruhe" bis zu 500
Kilogramm schwere Minen angebracht werden, um sie dann detonieren zu
lassen. So soll getestet werden, welche Schäden bei Material und
Besatzung entstehen würden, wenn an einem Marineschiff etwa eine
Seemine explodiert.

Wegen anhaltender Protesten von Anwohnern, Kommunalpolitikern,
Umweltverbänden und Friedensgruppen konnte dieses schon für 2018
geplante Vorhaben zwar schon zwei Mal verhindert werden - das
Verteidigungsministerium beharrt allerdings weiterhin auf die
Durchführung dieser Übungen.

Im September 2018 hatte der Kreistag Rendsburg-Eckernförde
Verteidigungsministerin von der Leyen in einer Resolution
aufgefordert, von den Ansprengversuchen grundsätzlich Abstand zu
nehmen bis eine umfängliche "Verträglichkeitsprüfung" vorliege, die
"volle Transparenz über Auswirkungen auf Umwelt und Anwohner"
beinhalte.

Ähnliches forderte der NABU Schleswig-Holstein, der das
Verteidigungsministerium und das für die Umweltbegutachtung zuständige
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der
Bundeswehr (BAIUDBw) auffordert, umgehend einen Dialogprozess unter
Einbeziehung von Experten zu initiieren. Der NABU befürchtet durch die
Ansprengungen Schäden für Tiere an Land und im Wasser; unter anderem
seien Uferschwalben an der Steilküste, Laichgebiete des Ostseedorsches
und Schweinswale gefährdet. Jens Greinert vom Kieler Forschungszentrum
Geomar befürchtet, dass Teile des krebserregenden Sprengstoffs TNT
über Fische in die Nahrungskette gelangen könnten.

Zu den uneingeschränkten Befürwortern dieser Ansprengversuche gehört
neben dem Verteidigungsministerium auch das Kieler Institut für
Sicherheitspolitik (ISPK). Es vertritt die Auffassung, dass
Computersimulationen allein nicht ausreicht, um die Sicherheit der
NATO-Kriegsschiffe in der Ostsee vor Minen zu gewährleisten. Auch den
Ort für die Probesprengungen vor Schönhagen, vergleichsweise nahe an
der Küste, sei richtig, weil die Bundeswehr dort die notwendigen
Messinstrumente bereits vorhalte. "Die Besonderheit ist dort, dass am
Meeresgrund jede Menge Sensorik verlegt und verbaut ist. Diese
Infrastruktur kann man eben nicht überall einfach auf- und abbauen.
Und das macht dieses Testgebiet für die Zwecke ideal."[2]

Die Rolle der Ostsee im NATO-Konzept

Die militärische Macht, die die NATO inzwischen im Ostseeraum
installiert hat, um Signale vor allem an Russland zu senden, ist
beachtlich. Und die Signale gehen leider nicht in Richtung Entspannung
und Abbau von Bedrohungsszenarien, sondern in umgekehrte Richtung.

Ganz im konfrontativen Sinne formulierte dies eine wissenschaftliche
Expertise der Bundesregierung vom September 2017 unter dem Titel
"Sicherheits- und Verteidigungspolitik der Ostsee-Anrainerstaaten seit
der russischen Annexion der Krim und dem Ausbruch des Konflikts in der
Ost-Ukraine. Bedrohungsperzeptionen - sicherheitspolitische
Ausrichtung - verteidigungspolitischer Fokus", worin resümierend
festgestellt wird:

"Um die zur Territorialverteidigung erforderlichen militärischen
Fähigkeiten, die in den ersten beiden Dekaden nach dem Zusammenbruch
der Sowjetunion aufgegeben worden waren, wiederzuerlangen, werden
gegenwärtig in allen an der Ostsee gelegenen westlichen Staaten die
Verteidigungsausgaben erhöht und die Verteidigungskooperation
ausgebaut. Nahezu alle Ostsee-Anrainerstaaten sehen mit Blick auf die
veränderte Sicherheitslage in Osteuropa ihren primären
Sicherheitsgaranten in der NATO und fokussieren daher auf eine noch
stärkere Zusammenarbeit im Bündnisrahmen. Die Bundesrepublik
Deutschland sieht jedoch auch Chancen, in einem bi- und multilateralen
verteidigungs- und militärpolitischen Beziehungsgeflecht der
EU-Mitgliedstaaten im Rahmen der GSVP, Sicherheit und Stabilität in
Osteuropa zu erhöhen. Eine besondere Rolle spielen hierbei die Nordic
Defence Cooperation (NORDEFCO), die schwedisch-finnische
Verteidigungskooperation sowie die Zusammenarbeit der baltischen
Staaten."[3]

Praktisch folgte dieser Einschätzung die Stationierung von
NATO-Kampfverbänden in Estland, Lettland, Litauen und Polen; das
Bataillon in Litauen wird von der Bundeswehr geführt. Um die
NATO-Russland-Grundakte, die keine dauerhafte Stationierung relevanter
NATO-Kampfverbände in den neuen Mitgliedstaaten vorsieht, nicht offen
zu brechen, rotieren die Truppen, werden also regelmäßig ausgetauscht.
Eine der Drehscheiben dieser Rotation ist der Kieler Hafen. Das Kieler
Friedensforum hat Kieler Ratsversammlung und den Oberbürgermeister
wiederholt aufgefordert, sich deutlich gegen Militärtransporte durch
Kiel zu positionieren.

NATO-Manöver: 5000 Soldaten trainierten "hoch intensive
Kriegführung" 

Die Ostsee ist seit Jahren zu einem Manöver-Übungsplatz verkommen, auf
dem in immer kürzeren Abständen "Krieg gespielt" wird. So waren z.B.
im September 2017 im Rahmen des Manövers "Northern Coasts" 5000
NATO-Soldaten dabei, um die "hoch intensive Kriegführung",
insbesondere "amphibischer Operationen", sprich die Landung an fremden
Küsten und die Einnahme im Hinterland liegender Ortschaften, zu
spielen. Dabei kamen Marineinfanteristen, Fallschirmjäger und
sogenannte Spezialkräfte zum Einsatz; beteiligt waren mehr als 50
Kriegsschiffe und U-Boote sowie rund 20 Flugzeuge und Hubschrauber.
Neben fünfzehn NATO-Partnern nahmen auch die formal neutralen
Ostseeanrainer Schweden und Finnland daran teil.

Das "Northern Coasts" zugrundeliegende Szenario entstand in
Kooperation mit dem in Kiel beheimateten "Exzellenzzentrum für
Operationen in Küstengewässern" der NATO ("Centre of Excellence for
Operations in Confined and Shallow Waters", COE-CSW). Die daraus
resultierende Frontstellung entsprach exakt der des sogenannten Kalten
Krieges: Das "Staatsgebiet" des als hauptsächlichen Aggressors
identifizierten "militärisch starken Königreichs Jumus" konnte
unschwer als Russland decodiert werden.

Passend zur erhöhten Manövertätigkeit in der Ostsee wurde im September
letzten Jahres in Rostock das Richtfest für das neue Führungszentrums
der Deutschen Marine gefeiert. Ab 2023 werden von dort aus die
internationalen Operationen im Ostseeraum geführt werden.

Anlässlich der Richtfest-Feierlichkeiten sagte der Stellvertreter des
Inspekteurs der Marine, Vizeadmiral Rainer Brinkmann - auf die Rolle
der Ostsee angesprochen - : "Es ist eine anspruchsvolle Spielwiese.
Die Enge des Raums bedinge eine viel größere Dynamik, einen
schnelleren Informationsfluss und raschere Reaktionen als auf hoher
See etwa im Atlantik, wo die Distanzen einfach größer seien." Bei
Wassertiefen von nur 20 Metern im westlichen und 80 Metern im
östlichen Teil und vielen Engen ließen sich auch Minen viel leichter
verlegen als in anderen Gebieten auf hoher See. Diese Waffe habe daher
für alle Ostsee-Anrainer eine ganz besondere Bedeutung. "Durch Minen
ließen sich russische Häfen blockieren und Seegebiete sperren. Minen
können auch verhindern, dass die baltischen Staaten seeseitig
besonders verwundbar sind. Durch Truppenstationierung, Übungen und
entsprechende Kommunikation will die Nato potentielle Gegner
abhalten." ("Schwelender Konflikt. Wie Nato und Russland um die Ostsee
ringen."[4])

"Der Dreizack gehört in unsere Faust"

"Der Dreizack gehört in unsere Faust" ist einer jener Aussprüche, die
Kaiser Wilhelm II. (deutscher Kaiser von 1888-1918) gerne zum Besten
gab, um den maritimen Weltmachtanspruch des deutschen Kaiserreiches
zum Ausdruck zu bringen. Unter eben jenem Titel fand im Februar nun
zum wiederholten Male im Hotel "Heimathafen" in Laboe eine
Veranstaltung des Instituts für Sicherheitspolitik Kiel (ISPK) und der
Deutschen Maritime Akademie Laboe (Bestandteil des Deutschen
Marinebundes, der Eigentümer des "Ehrenmals" ist) statt. Gegenstand
der Tagung waren "Aspekte maritimer Sicherheitspolitik, Strategie,
Historie, Handel, Meerespolitik, Museumspädagogik, Seerecht und
verwandter Themenfelder". Eingeladen waren Personen, die sich im
Rahmen von Qualifizierungsarbeiten (ab Masterarbeit) oder im
beruflichen Umfeld (Forschung, Lehre, Denkfabriken, Medien) mit
maritimer Sicherheit im akademischen Sinne befassen.

Anlässlich der Premiere der "Dreizack-Veranstaltung" vor zwei Jahren
schrieb Sebastian Bruns, Leiter der Abteilung Maritime Strategie &
Sicherheit des ISPK. "Es sind aber gerade die Praxisnähe und
interdisziplinärer Austausch, die ISPK und DMA gemeinsam fördern
möchten, nicht zuletzt, um eben jene Nachwuchskräfte zu motivieren, am
maritimen Ball zu bleiben und der maritimen Diskussion nicht von der
Fahne zu gehen."

Militaristenkonferen: KISS während der Kieler Woche

In diesem Stile macht das ISPK dann während der Kieler Woche weiter
mit der Ausrichtung der Militaristenkonferenz KISS (Kiel International
Seapower Symposium). "KISS bringt handverlesene Experten aus den
folgenden Bereichen zusammen: Alliierte und internationale Militärs
(insbesondere Marine-, Armee- und Luftwaffen-Ränge OF-4 und höher),
Sicherheitsexperten aus den Bereichen Politikwissenschaft, Geschichte,
Recht und von politischen Entscheidungsträgern (insbesondere aus
Berlin, Brüssel, multinationalen Kommandos)," heißt es in der
Eigendarstellung.

In diesem Jahr soll im Konferenzort "Kieler Yachtclub" über folgende
Fragestellungen debattiert werden: "Vom Zusammenwirken von
Luftstreitkräften, Armee, Marine, Küstenwacht, Weltraum- und
Cybergemeinschaft und anderen Institutionen, um die alliierte maritime
Strategie umzusetzen und strategische Ziele zu erreichen."

Diese "Botschaften" des ISPK, hundert Jahre nach der
Novemberrevolution, als "Aspekte maritimer Sicherheitspolitik" an
zukünftige "Influencer" (so bei der "Dreizack"-Veranstaltung) oder
gemeinsam mit Militaristen ("KISS") vermitteln zu wollen, passt in das
Konzept des ISPK wie die Faust aufs Auge und wirft erneut die Frage
auf, warum die Christian-Albrechts-Universität (CAU) dieses Institut
nicht endlich vor die Tür setzt und statt Kriegspolitik endlich wieder
Friedenspolitik forscht und lehrt.

Es sei an dieser Stelle an die Antrittsrede von Bundespräsident Gustav
Heinemann vor 50 Jahren erinnert, in dem er sagte: "Ich sehe als
erstes die Verpflichtung, dem Frieden zu dienen. Nicht der Krieg ist
der Ernstfall, in dem der Mann sich zu bewähren habe, wie meine
Generation in der kaiserlichen Zeit auf den Schulbänken lernte,
sondern der Frieden ist der Ernstfall, in dem wir alle uns zu bewähren
haben. Hinter dem Frieden gibt es keine Existenz mehr."

Aufruf für eine Ostsee als ein Meer des Friedens

Vor einem Jahr haben zivilgesellschaftliche Organisationen und
Persönlichkeiten aus dem friedens- und umweltpolitischen Spektrum des
Ostseeraums einen Aufruf veröffentlicht, in dem es heißt: "Wir
beabsichtigen, eine Debatte über die militärischen Bedrohungen im
Ostseeraum zu initiieren. Wir wollen Politiker, Friedensinstitute,
Friedensforscher, Künstler, bekannte Persönlichkeiten, NGOs und sozial
engagierte Bürger im gesamten Ostseeraum dazu bewegen, an unserem
Projekt teilzunehmen, um die Ostsee zu einem "Meer des Friedens" zu
verwandeln - Frieden zwischen den Völkern und Schutz für die Umwelt."

Weiter heißt es darin: "Die Ostsee ist eines der am stärksten
befahrenen, empfindlichsten und verschmutztesten Meere der Welt. Außer
zahlreichen Umweltproblemen sind auch in der Ostsee rasch zunehmende
militärische Bedrohungen vorhanden. Neben der zunehmenden Anzahl von
ständig stationierten Truppen im Ostseeraum hat die Anzahl der
Kriegsübungen zugenommen. Auch die Anzahl der Truppenverbände und
Teilnehmerländer hat zugenommen. Die Art der Übungen hat sich
ebenfalls geändert. Zuvor ging es hauptsächlich um Krisenmanagement.
Heutzutage werden auch Truppenkonflikte unter Einsatz schwerer Waffen
sowie nukleare Kriegführung simuliert. Darüber hinaus eskalierten im
Sommer 2017 die Zahl der Luftraumverletzungen und gefährlichen 'close
by' Flugsituationen. Militärische Übungen mit Tausenden und sogar
Zehntausenden von Soldaten, die mehrmals im Jahr sowohl von den
westlichen Ländern als auch von Russland durchgeführt werden, erhöhen
dramatisch die Spannungen zwischen den westlichen Ländern und Russland
und tragen zur Umweltverschmutzung in der Region bei.

Die Übungen sind eine Bedrohung für den Weltfrieden und eine
Verschwendung wertvoller Ressourcen, die zur Bewältigung bestehender
und künftiger Umweltherausforderungen genutzt werden sollten. (...)
Wir - die diesen Aufruf unterschrieben haben - fordern alle
Regierungen aller Ostseeanrainerstaaten auf, mit ihren finanziellen
Mitteln die Ostsee zu retten, statt Waffen und andere umweltschädliche
Aktivitäten zu finanzieren!" (voller Wortlaut und Unterzeichner siehe Link
unter [5])

Schluss mit der Kriegsschiff-Show zur Kieler Woche

In ähnlicher Richtung geht ein Appell des "Arbeitskreises
Novemberrevolution", der anlässlich des 125. Jahrestages der Kieler
Woche (Ende Juni 2019) einen Appell an die Ratsversammlung gerichtet
hat, in dem es heißt: "Wir wollen eine Kieler Woche ohne
Kriegsschiffshow und Bundeswehrwerbung - statt dessen mit einer
Plattform für internationale Völkerfreundschaft, Friedensforschung
unter dem Motto 'Ostsee - Meer des Friedens' ein Zeichen setzen für
eine Welt ohne 'Säbelrasseln': Das wäre unser Wunsch für die Kieler
Woche 2019!

Wir fordern die Kieler Ratsfraktionen auf, sich für dieses Ziel
einzusetzen. Neben der Freundschaft mit Hiroshima mahnen dies auch die
Matrosen und Arbeiter der Novemberrevolution an. (...)

Die Kriegsgefahr in der Ostseeregion wächst. Unser Hausmeer und die
Menschen an den Küsten leiden unter verstärkten Manövern,
militärischen Altlasten am Meeresgrund und inzwischen an den Küsten
sowie aktuellen Umweltbelastungen aus der Luft und Einträgen aus
ungeklärten Abwässern sowie illegaler Müllentsorgung.(...)

Unsere Stadt könnte damit ein Zeichen für eine friedlichere Welt
setzen, dass nicht Kriegsschiffshow für Familien und Werben fürs
Sterben die Kieler Woche dominieren."

Ostermärsche in Schleswig-Holstein

Ein erstes weithin sichtbares Zeichen für eine antimilitaristische,
friedlichere Welt können die Ostermärsche setzen. Wie alljährlich seit
den 60er Jahren werden über Ostern wieder Zehntausende in über 100
Orten in Deutschland für Frieden und Abrüstung auf die Straße gehen.
In Schleswig-Holstein sind in Kiel, Lübeck, Jagel und Wedel
Ostermärsche geplant.

In den diesjährigen Ostermarsch-Aufrufen wird insbesondere die
Kündigung des INF-Vertrages kritisiert, die die USA weltweit
Möglichkeiten eröffnet, landgestützte nukleare und konventionelle
Mittelstreckenwaffen aufzustellen. Eine Stationierung atomarer Raketen
in Europa würde insbesondere Deutschland zum Ziel einer militärischen
Auseinandersetzung machen.

Kritisiert wird darüber hinaus, dass der Rüstungsetat 2019 von der
Bundesregierung auf fast 43 Milliarden Euro erhöht wird. Zunehmend
will die Bundesregierung im Konzert der großen Militärmächte
mitspielen. Bis zum Jahr 2024 soll der Rüstungsetat auf 85 Milliarden
steigern.

Im Kieler Ostermarsch-Aufruf heißt es abschließend:

"Wir fordern:

• Die Ostsee soll ein Meer des Friedens sein

• Keine Drohnen in Jagel oder anderswo

• Keine Militärtransporte über Kiel nach Osteuropa."

Ostermarsch-Termine:

• Jagel: Freitag, 19. April 2019. Auftakt/Start: 11.58 Uhr,
Bahnhof Schleswig, anschl. Demo zum Fliegerhorst Jagel (Themen:
Drohnen, Auslandseinsätze des Bundeswehr), Zugweg: über Busdorf nach
Jagel etwa vier Kilometer zum Drohnen- und Tornado-Standort,
Abschlusskundgebung: 14 Uhr, vor den Tor des Fliegerhorstes Jagel

• Kiel: Samstag, 20. April 2019 - 11:00 Uhr Asmus-Bremer-Platz

• Lübeck: Samstag, 20. April 2019 - 11:00 Uhr Lindenplatz (Nähe
Hbf. Lübeck),

• Wedel: Samstag, 20. April - 10 Uhr. Auftaktkundgebung vor dem
Rathaus Wedel. Anschl. Ostermarsch durch Wedel zum Friedensfest auf
dem Theaterschiff "Batavia" (auf der Elbe)




Marinestützpunkt Tirpitzhafen





Seit 1865, als die preußische Marine von Danzig an die Förde verlegt
 wurde, ist Kiel Marinestützpunkt. Die Ernennung der Stadt zum
 Reichskriegshafen 1871 führte zu einer Ansiedlung von
 Marineeinrichtungen rund um die Förde und zu einem rasanten Ausbau der
 Werftindustrie, die vorwiegend für die Rüstung arbeitete. Auch in der
 Wik, am strategisch wichtigen Nord-Ostsee-Kanal, entstanden Kasernen
 und andere Militäranlagen sowie auf Initiative des Admirals Alfred von
 Tirpitz ein bis heute nach ihm benannter Marinehafen an der nördlichen
 Kiellinie. Er war Heimathafen von Flotteneinheiten der Kaiserlichen
 Marine, der Kriegsmarine, der Bundesmarine und heute der Deutschen
 Marine.




Anmerkungen:

[1] http://www.faz.net/-gqi-9f41s

[2] ndr-online 8.3.19

[3] https://www.bundestag.de/resource/blob/529926/14b33273c3a4eb4ef7afb09a59fab863/wd-2-064-17-pdf-data.pdf

[4] https://www.tonline.de/-/id_79772292/tid_pdf_o/vid_84396782/index

[5] http://www.kieler-friedensforum.de/images/Baltic_Sea_-_Call_-_tyska_jan_2018.pdf
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GRASWURZELREVOLUTION/1859: Der Kampf ums Wasser


graswurzelrevolution Nr. 438, April 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Der Kampf ums Wasser

Griechenland: Widerstand gegen kapitalistische Verwertung

Interview mit María Technopoúlou und Vangélis Galanópoulos von Ralf Dreis



Der Pílion ist ein Berg von 1.624 Metern Höhe, an dessen Fuß die
zentralgriechische Hafenstadt Vólos mit 200.000 Einwohner*innen liegt.
Die in die Ägäis ragende gleichnamige Bergkette trennt den
Pagasitischen Golf vom offenen Meer. Durch seine Quellen, die klaren
Gebirgsbäche, die üppige Vegetation und das an den Südhängen milde
Klima, ist der Pílion bei Einheimischen wie Fremden beliebt. In der
Mythologie war er als Heimat der Zentauren bekannt. Seit Jahren
leistet die 'Bewegung für das Wasser' erfolgreich Widerstand gegen die
kapitalistische Verwertung des Pílionwassers. Ralf Dreis sprach für
die Graswurzelrevolution mit María Technopoúlou (54 Jahre) und
Vangélis Galanópoulos (69 Jahre). (GWR-Red.)


GWR: Wie hat der Kampf der 'Bewegung für das Wasser' in
Vólos begonnen und was unterscheidet ihn vom Widerstand gegen
Privatisierung in Thessaloníki und Athen?

Vangélis Galanópoulos (VG): Unsere Gegend, der Pílion, hat eine
interessante Vorgeschichte, den Kampf ums Wasser betreffend. Zu Beginn
der 1990er Jahre versuchte die Stadt Vólos Zugriff auf die Quelle von
Lagoníkas am Gipfel des Berges zu bekommen. Diese Quelle gehört zu
Pourí, einem Dorf auf der Ostseite des Pílion.


GWR: Damals sind viele Genoss*innen aus Thessaloníki nach
Pourí gefahren, um die Bewohner*innen zu unterstützen.

VG: Und auch aus Athen. Es war der erste systematische Angriff
auf die Quellen des Pílion, damals mit der Begründung, das
Wasserproblem der Stadt Vólos zu lösen, die schon Pílionwasser aus
näher liegenden Quellen bezog. Zur gleichen Zeit erteilte die Stadt
dem Coca Cola Konzern die Genehmigung zum Betrieb einer Abfüllanlage,
sowohl für Erfrischungsgetränke als auch zum Abfüllen von Trinkwasser
in Flaschen. Damals ging es um 6.000 Kubikmeter Wasser am Tag.

Es gab also zu wenig Trinkwasser für Vólos und Coca Cola, weshalb sie
sich die Quelle von Lagoníkas unter den Nagel reißen wollten. Eine
Quelle, die den Bedarf der Bewohner*innen Pourís deckte und von
lebenswichtiger Bedeutung für das Dorf und die Natur dort war. Dieser
erste Angriff auf die Quellen, brachte in gewisser Weise die ruhigen
Wasser der Gegend zum Schäumen, mobilisierte die ansässige Bevölkerung
und führte zu einer zweijährigen Auseinandersetzung mit den
staatlichen Autoritäten. Am Schluss schickten sie mehrere
Hundertschaften MAT-Sondereinsatzkommandos der Polizei, um die Quelle
zu erobern.

In einem Einsatz, der um Mitternacht begann, versuchten sie die
Polizei-Truppen unter schwierigsten Bedingungen auf schlechten
Feldwegen auf den Berg zu bringen. Nach Stunden kamen sie im
Morgengrauen dort an. Doch das Dorf hatte seit Monaten Wachposten im
Wald platziert und war gewarnt. Alle, bis hin zu kleinen Kindern und
auch die Genoss*innen aus Thessaloníki und Athen, waren an der Quelle
versammelt, um die Polizeitruppen mit Dynamitstangen und
Jagdkarabinern zu empfangen. Hals über Kopf ergriffen diese die
Flucht. Der Plan, Wasser für Vólos und Coca Cola zu beschlagnahmen
musste aufgegeben werden. Nach 1992 folgte eine Zeit relativer Ruhe,
bis 2010 ein neuer Angriff begann. Die Menschen in den Dörfern sind
bis heute stark beeinflusst von dem, was damals in Pourí geschah.


GWR: Erinnern sich die Leute denn noch daran?

VG: Alle erinnern sich daran. 2010 waren nicht einmal 20 Jahre
vergangen und das Geschehene war eine intensive Erfahrung. Viele sind
sensibel beim Thema Wasser.

2010 hatte die Zeit der Spardiktate begonnen, die auch die Ausbeutung
der natürlichen Ressourcen durch multinationale Konzerne beinhalteten,
und es gab ein besonderes Interesse am Trinkwasser. Der damalige
Bürgermeister, ein Verfechter der Spardiktate, der schon an der
Auseinandersetzung um die Quelle von Pourí als Politiker beteiligt
war, wusste, dass man eine andere Taktik als dort anwenden musste. Der
erste Schachzug war, alle Dörfer, die über eigene Quellen verfügen,
einzugemeinden.


GWR: Mit Hilfe der umstrittenen Gebietsreform
Kapodístrias von 1997?

VG: Nein, durch die Fortsetzung 2010, die Gebietsreform
Kalokrátis. Nicht, dass es bei Kapodístrias kein Interesse gegeben
hätte, im Gegenteil. Bei uns in Stagiátes und im Nachbardorf Drákeia
wollten sich die Bürgermeister persönlich am Wasser bereichern - aus
Angst, eingemeindet zu werden und nichts mehr zu sagen zu haben. In
Stagiátes schlugen sie vor, die Quelle an einen Industriellen zu
verkaufen, was wir entschieden abgelehnt haben. In Drákeia gaben sie
eine Studie in Auftrag, die die Ausbeutung der Quellen durch ein
'Public-Private-Partnership' für 30 Jahre vorsah. Drákeia - ein großes
Dorf mit viel Landwirtschaft, die in der Lage ist, die Jugend zu
halten und zu ernähren - hat zwei starke Quellen, die für die
Einwohner*innen so etwas wie die Quelle des Lebens darstellen. Als die
Menschen mitbekamen, was ihre Bürgermeister planten, widersetzten sie
sich und konnten die Pläne stoppen. Für sie war es unglaublich, dass
jemand für 30 Jahre die Rechte über ihr Trinkwasser und die
Bewässerung ihrer Felder erhalten sollte.


GWR: Was die Bauern gezwungen hätte, Wasser für ihre
Felder zu kaufen.

VG: Genau. Momentan - und seit hunderten von Jahren - läuft
unser Wasser in offenen Kanälen von Feld zu Feld und kann nach Bedarf
umgeleitet werden. Der Plan sah vor, das Wasser in Rohre zu verlegen,
um Wasseruhren anzubringen. Alle hätten das Wasser zu dem Preis
erhalten, den der Besitzer der Quellen festgelegt hätte. Darüber
hinaus wollte er vier Werke zur Stromerzeugung bauen, da das Wasser
mit großer Kraft den Berg hinabstürzt. Der Rest sollte in der Ebene
aufgefangen, mit Chlor versetzt und an die Stadt Vólos verkauft
werden.

María Technopoúlou (MT): Was unsere 'Bürgerinitiative Wasser
Vólos' betrifft, so haben wir mit Beginn der Spardiktate verstanden,
dass alle Pläne auf die Privatisierung des Wassers hinauslaufen, und
uns rechtzeitig organisiert. Wir haben uns schlau gemacht was
international passiert, was in Frankreich und Deutschland geschehen
war, und diese Erfahrungen mit unseren kombiniert. Früh haben wir
gesagt: noch bevor die beginnen, als neue, vergrößerte Stadt im Rahmen
von Kalikrátis zu arbeiten, müssen wir einen Aktionsrahmen gegen die
geplanten Privatisierungen abgesteckt haben. Wir müssen klar machen,
was für uns als ansässige Bevölkerung Wasser bedeutet und dass wir
keine profitorientierte Ausbeutung dieser Resource erlauben werden.

Die Stadtregierung versuchte, die Verfügungsgewalt über das Wasser
durch Eingemeindung zu erlangen, um den Gemeinden den Zugriff auf die
Quellen zu entziehen. Darüber hinaus begannen sie, das saubere
Quellwasser mit Chlor zu verunreinigen, um es "trinkbar" zu machen.
Reines Quellwasser, über das wir schon immer verfügen, das durch
unsere Dörfer fließt und noch nie gechlort wurde, da es keinen Grund
dafür gibt. Wir reinigen die Leitungen von Wurzeln, die Auffangbecken
und die Quellen von Laub, wir sorgen dafür, dass die Brunnen laufen
und sind in ständigem Kontakt mit unseren Quellen.


GWR: Also sollte durch das Chloren nur bewiesen werden,
dass die Stadt etwas tut.

MT: Erstens das, und es sollte eine Geringschätzung des Wassers
erreicht werden. Wenn ich frisches Quellwasser aus der Leitung trinke
und mich daran erfreue, ist das etwas anderes als mit Chlor
verunreinigtes Wasser zu trinken, wovor ich mich ekle. Dann trinke ich
es nicht mehr, sondern kaufe abgefülltes Wasser in Plastikflaschen. Es
ist also ein Mittel, die Leute in Abhängigkeit zu bringen, sich nicht
mehr mit ihrem Trinkwasser zu beschäftigen, den direkten Kontakt zu
sauberem Wasser, zur Quelle zu verlieren, passive*r Konsument*in zu
werden. Mit dem Gedanken "jetzt ist unser Wasser sowieso schlecht,
sollen sie es doch privatisieren". Zum Glück haben die Menschen hier
anders reagiert. Der erste Aufschrei erfolgte, um das Chloren des
Wassers zu stoppen. Auf dynamische Weise, mit Nachdruck. Ganze Dörfer
riefen Vollversammlungen ein, beschlossen sich gegen die
Verunreinigung des Wassers zur Wehr zu setzen und zerstörten kollektiv
die Chloranlagen an den Quellen. Das Ganze war damit aber nicht
vorbei. Die Stadtwerke installierten neue Chloranlagen und momentan
ist das Trinkwasser in einigen Dörfern gechlort, auch hier in
Stagiátes, obwohl wir die Anlagen oft sabotiert haben. Sie behaupten,
das sei aus Gesundheitsgründen nötig. Praktisch geht es darum, die
Menschen vom sauberen Quellwasser zu entfremden.


GWR: Gibt es noch Dörfer, die das Chloren des
Trinkwassers nie akzeptiert haben?

VG: Ja, in Drákeia z.B. ist das Wasser nach wie vor ungechlort.
Die haben das Glück, dass es an ihren Quellen und Wasserbehältern kein
Stromnetz gibt. Sie verhindern den Bau einer Stromleitung und waren
bisher nicht gezwungen, Chloranlagen zu sabotieren. Wenn
Bauunternehmer tagsüber den Bau der Leitung vorbereiten, wird nachts
alles wieder abgerissen.


GWR: In eurem Dorf sind doch auch noch einige Brunnen
sauber, oder?

MT: Alle öffentlichen Brunnen im Dorf sind sauber, weil sie
direkt von der Quelle gespeist werden, so dass wir Trinkwasser von
dort holen. Dagegen ist das Wasser in unseren Häusern gechlort, obwohl
es sauber ist. Die Vollversammlungen haben Untersuchungen in Auftrag
gegeben, und das Wasser ist absolut rein! Auch laut Gesetz sind wir im
Recht, da Trinkwasser in Gemeinden unter 3.000 Einwohner*innen nicht
gechlort werden muss. Was sie uns als gesetzliche Notwendigkeit
verkaufen wollen, gilt nur für städtische Zentren, wo sie wohl nicht
in der Lage sind, anders die Ungefährlichkeit des Wassers zu
garantieren. Wir selbst kontrollieren unser Wasser seit 2009. Auch die
Wasserwerke bestätigen die Sauberkeit. Wir haben die absurde
Situation, dass viele Leute aus Vólos zu unseren Brunnen kommen, um
sauberes Trinkwasser abzufüllen, während in unseren Häusern gechlortes
Wasser aus dem Hahn kommt. Da der neue Bürgermeister von Vólos,
Achiléas Béos - ein mafioser Typ, Nachtclub- und
Ex-Fußballclubbesitzer - die Chloranlagen sofort erneuern lässt, wenn
wir sie sabotieren, versuchen wir momentan durchschlagendere Methoden
zu finden. Es ist wichtig zu erwähnen, dass außer den direkten
Aktionen auch der juristische Weg beschritten wurde. Die Anzeigen
gingen jedoch meist in den Fluren der Justiz verloren. So haben wir
von anerkannten Instituten den Chlorgehalt des Wassers in unserem Dorf
überprüfen lassen. Da es sieben Mal soviel Chlor enthielt wie
öffentliche Schwimmbäder, haben einige Anwohner*innen Anzeige
erstattet. Auch die landete in irgendeiner Ablage.


GWR: Berichten die Massenmedien und örtlichen Zeitungen
über solch haarsträubende Geschichten?

VG: Die Lokalzeitungen entscheiden jedes Mal neu was sie
drucken. Erwähnenswert ist, dass die dynamischen, oft illegalen
Aktionen, weder von Polizei noch Stadtverwaltung bekannt gemacht
werden, da sie die Ausweitung solcher Aktionsformen verhindern wollen.


GWR: Was zumindest zeigt, dass sie momentan Angst vor
euch haben.

VG: Auf jeden Fall. Doch es sagt nichts darüber aus, was die
Presse von uns veröffentlicht und wie. Denn das hängt davon ab, welche
Zeitung sich welcher Machtclique zugehörig fühlt. Vor einiger Zeit hat
die Lokalzeitung 'Thessalía' einen regelrechten Krieg gegen uns
geführt. Heute druckt sie unsere Meldungen, da sie gegen den jetzigen
Bürgermeister ist. Das zweite lokale Blatt 'Tachydrómos' macht es
umgekehrt, da es ihn unterstützt. Wir stützen uns deshalb auf eigene
Medien, wie unseren Blog 'Water Vólos', unsere Facebook-Seite und
unser landweites Netz von Initiativen, über die wir ein breites
Spektrum interessierter Menschen erreichen.

MT: Und nicht nur in Griechenland. Es gibt viele Leute im
Ausland, die über Bewegungsmedien gut informiert sind, was auf dem
Pílion, in Vólos und Griechenland geschieht.

VG: Die landesweiten privaten Fernsehkanäle haben sich bisher
gar nicht damit beschäftigt, was hier in Bezug auf das Wasser
geschieht. Einzig der staatliche Sender ERT, als er von der damaligen
konservativen Regierung unter Antónis Samarás (Néa Dimokratía)
abgeschaltet wurde und die Beschäftigten ihn selbstverwaltet als
Piratensender weiterführten, haben uns mit aller Kraft unterstützt.
Allerdings nur damals.

MT: Auf lokaler Ebene gibt es eine Journalistin, die regelmäßig
im staatlichen Radio berichtet, weil sie sich persönlich dafür
interessiert. Sie unterstützt uns seit unserer Gründung, also
2011-2012 im Zuge des ersten Spardiktats, als es einen koordinierten
Angriff auf das Wasser der Píliondörfer gab und die Quellen erstmals
gechlort wurden.

VG: Ein Dorf nach dem anderen wurde damals Thema in den
Zeitungen, da sie angeblich schlechtes Trinkwasser hätten und das
Wasser deshalb gechlort werden müsse. Das wiederum mobilisierte die
lokale Bevölkerung, die Vollversammlungen einberief und im Februar
2012 ein großes Plenum aller Dörfer, das gemeinsam mit Aktiven aus
Vólos die 'Bewegung für das Wasser' gründete. Denn auch in Vólos
trinkt niemand sauberes Wasser. Zwar bezieht Vólos viel Wasser aus
Pílionquellen, doch ist das Wassernetz dort derart löchrig, dass es
offiziell einen Wasserverlust von 40% bis 60% gibt. Gezwungenermaßen
fördern sie noch Wasser aus Bohrungen, was von so schlechter Qualität
ist, dass Vólos in Griechenland den höchsten Pro-Kopf-Verbrauch an
Trinkwasser aus Plastikflaschen hat.


GWR: Die Stadtregierung behauptet kein Geld zur
Erneuerung des Netzes zu haben. Wollen sie die Wasserwerke verkaufen,
damit der neue Besitzer dies finanziert?

VG: Sie versuchen den städtischen Betrieb zu ruinieren, um ihn
dann zu verschleudern.

MT: Wir versuchen klar zu machen, dass das Thema Wasser
allumfassend ist. Also nicht ein Dorf, eine Quelle. Am Thema Wasser
kann gesellschaftliche Organisierung umfassend erklärt werden. Es gibt
klares Wasser, das jeden Tag den Berg herunterläuft, während die
Menschen in Vólos verunreinigtes Wasser trinken. Nicht einmal zum
Kochen ist es geeignet.

Es laufen also täglich viele tausend Kubikmeter sauberes Wasser den
Berg herab. Daran wird auch eine Privatisierung nichts ändern, da
niemand das durchlöcherte Wassernetz repariert. Unser Vorschlag als
Initiative ist es, überall in Vólos öffentliche Wasserstellen zu
installieren, die kostenlos sauberes Pilionwasser spenden, bis das
marode Netz repariert ist. Die Wasserstellen würden das drängendste
Problem sofort lösen. Niemand müsste abgefülltes Wasser kaufen, wenn
eingespeistes Pílionwasser über öffentliche Wasserstellen umsonst
verteilt würde.

VG: Die Leute müssten nicht mehr aufs Dorf fahren, um Wasser
abzufüllen und gleichzeitig würden Unmengen an Plastikmüll,
Abermillionen von Plastikflaschen allein in Vólos, eingespart.

MT: Es würde auch die Spaltung zwischen Dorf und Stadt
aufheben, die durch die herrschende Propaganda gefördert wird. Die
Machtfraktion um Béos behauptet, die Dörfer hätten sauberes Wasser
umsonst, und würden den Bewohner*innen der Stadt keines gönnen, die
das ihre teuer bezahlen. So machen sie eine Front auf, die nicht
existiert.

VG: Dann müsste endlich das Netz repariert werden, da du
ansonsten das ganze Wasser des Pílion hineinfüllen kannst, ohne dass
es je ausreicht. Ein Fass ohne Boden, das niemals voll wird.


GWR: Das Trinkwasser ist nicht der einzige Streitpunkt.

VG: Ein Jahr nachdem sie begannen unser Wasser mit Chlor zu
versetzen, kamen sie auf die Idee auch das Wasser zur Bewässerung der
Felder und Gärten an die Wasserwerke zu geben. Sie sagten den Bauern,
die ihre Felder seit hunderten Jahren mit Wasser direkt von der Quelle
bewässern und die Wasserkanäle zur Leitung des Wassers von Garten zu
Garten unterhalten: "Schluss jetzt, wir übernehmen. Ihr seid ab sofort
unsere Kunden und bezahlt". Obwohl selbst die Angestellten der
Wasserwerke zugaben, dass sie nicht in der Lage sind, die Bewässerung
der Felder zu händeln. Sie haben Probleme mit dem Netz, den Abwässern,
der Kläranlage, nicht genügend Personal usw. Allen war deshalb klar,
dass perspektivisch auch die Bewässerung der Felder und Gärten
privatisiert werden soll. Ebenso, dass ein solcher Plan durch
Bürgermeister Béos nur mit Gewalt, Polizei, Erpressung und mafiösen
Strukturen durchgesetzt werden könnte.

Im Mai 2015 versuchte er ein Vertragswerk zu verabschieden, das die
Bewässerung der Felder zwischen den Wasserwerken und den zukünftigen
Kund*innen regelt. Wir versammelten uns mit Hunderten vor den
Wasserwerken mit der Forderung, unsere Argumente im Verwaltungsrat
selbst vorzubringen.

Drei Hundertschaften MAT-Sondereinsatzpolizei erwarteten uns, dazu
eine private Security-Truppe und die durchtrainierten, aufgeblasenen
Bodyguards des Bürgermeisters. Das Zentrum der Stadt war abgeriegelt
und niemand durfte ins Gebäude. Wir versuchten es trotzdem, da wir das
Recht dazu hatten. So kam es zum ersten großen Zusammenstoß mit
Verletzten und späteren Gerichtsverfahren. Diese erste große
Auseinandersetzung hinderte Béos nicht daran, seinen Plan
verabschieden zu lassen. Später, als die Stadtverordnetenversammlung
den Vertrag bestätigen sollte, ließ er das Thema nicht auf die
Tagesordnung setzen, um es heimlich und illegal durchs Stadtparlament
zu bringen. So wurde der Vertrag tatsächlich per Mehrheitsbeschluss
verabschiedet. Nachdem wir dies im Nachhinein erfuhren, erstatteten
wir Anzeige am höchsten griechischen Verwaltungsgericht, was nun
endlich vor einigen Tagen entschied, dass der Beschluss der
Stadtverordnetenversammlung 2015 illegal zustande kam und ungültig
ist. Das ist ein großer Sieg für uns, denn es war das erste Mal, dass
ein Teil der griechischen Justiz anerkannte, dass im Rathaus von Vólos
illegale Praktiken angewendet werden. Außerdem erklärte es alle in den
letzten drei Jahren zum Wasser getroffenen Entscheidungen für
ungültig. Für uns das Wichtigste ist jedoch, dass direkt nach der
Auseinandersetzung 2015, die Vollversammlungen der Dörfer entschieden,
die Bewässerung der Felder in Selbstverwaltung fortzuführen.


GWR: Aber ab dann illegal.

VG: Ja, was soll's. Sie haben außerdem keine Anträge zwecks
Bewässerung gestellt, da sie nicht anerkennen, was beschlossen wurde.
Jedes Dorf bestimmte ein eigenes Bewässerungskomitee aus drei
Personen, also für die Wasserverteilung, für finanzielle Fragen, und
die Instandhaltung der Wasserkanäle. Das wurde dieses Jahr zum vierten
Mal in Folge gemacht. Unsere Forderung ist, dass die Gemeinden wieder
für die Bewässerung der Felder zuständig sind, und somit offiziell den
direkten Zugriff und die Kontrolle über ihr Wasser zurückerhalten. Die
Stadt kann defacto nichts verkaufen, da wir in den Dörfern nie die
entsprechenden Formulare ausgefüllt, sondern uns komplett verweigert
haben. Sie wissen nicht, wie groß die Grundstücke sind, wer wieviel
Wasser braucht, wer überhaupt wässert. Sie haben nichts.

Um all das zu bekommen, müssten sie Hundertschaften schicken und unter
Polizeischutz Felder ausmessen. Wohin das führt wissen sie seit Pourí
1992. Die Bewässerung der Felder haben wir momentan in den Dörfern am
Berg zu hundert Prozent selbst in der Hand. Selbstverwaltung in Teilen
gibt es bei der Trinkwasserversorgung und der Unterhaltung und
Säuberung der Leitungen von der Quelle bis zu den zentralen
Wasserspeichern. Dort setzen sie dann Chlor bei. Die Unterhaltung,
Säuberung und die sonstigen Arbeiten haben wir - wenn auch illegal
- selbst übernommen, was uns oft mehrere Tage und Wochen freiwillige
Arbeit kostet. Wir reparieren Schäden am Netz, vor allem im Winter,
wenn Leitungen bersten, da die Wasserwerke uns aus Rache meist
überhaupt nicht mehr beachten.

MT: Was positive Auswirkungen auf unsere persönlichen
Beziehungen untereinander hat. Wasser ist die Quelle des Lebens, und
alle im Dorf interessieren sich nun dafür, arbeiten dafür und ziehen
Nutzen daraus, wenn das Wasser gut ist. Es hat uns vereint, nicht nur
hier in Stagiátes, einem kleinen Dorf, sondern auch in Drákeia, was
größer ist. Alle haben ein gemeinsames Ziel. Wenn die Leitungen, die
Quelle, die Brunnen sauber sein sollen, dann machst du das selbst,
autonom, selbstverwaltet mit den anderen zusammen. Es gibt nicht die
Möglichkeit, eine Firma oder die Wasserwerke anzurufen, zu warten und
dann übernimmt das irgendwer. Du nimmst dein Schicksal in die eigenen
Hände, weil sonst nichts geschieht. Das schätzen und das unterstützen
inzwischen auch alle.


GWR: Ihr macht auch anderes, wie Theateraufführungen,
gemeinsam.

MT: Genau, im Sommer spielen wir Theater an der Quelle, lesen
nachts Märchen für die Kinder vor oder alle kochen zuhause und bringen
das Essen zur Quelle, um dort gemeinsam zu essen. Samstags backen wir
Brot in den alten Steinöfen. Das ganze Dorf macht mit.

VG: Früher waren die Quellen heilige Orte und Teil des
täglichen Lebens. Die Leute trafen sich an den Quellen, um zu feiern,
manchmal erbauten sie dort Kirchen, wie in unseren Nachbardörfern
Ágios Vlásios und &Aacutegios Lavréntios. Alle haben auf die
eine oder andere Art ihrer Quelle die Ehre erwiesen. Das geriet in
Vergessenheit und wir erwecken diese Tradition gerade zu neuem Leben.


GWR: Habt ihr nach der Entscheidung des
Oberverwaltungsgerichts eine Einschätzung wie es weitergeht?

VG: Durch all den Druck, die Verfolgung, die Strafverfahren,
sind wir seit zwei Jahren etwas in der Flaute: Es gibt einige die
Angst haben, was auch natürlich ist. Unseren Widerstand konnten sie
nicht brechen. Die Selbstverwaltung des Wassers funktioniert, aber wir
merken schon, dass einige sich zurückgezogen haben. Das trifft vor
allem auf letztes Jahr zu, in dem wir viele Zusammenstöße mit der
Stadtregierung hatten. Gleichzeitig liefen mehrere Strafverfahren und
erst zuletzt wurde ein Genosse nach drei Jahren endlich
freigesprochen. Vor einem Monat folgte ein weiterer Freispruch für
drei Angeklagte aus Stagiátes. Allerdings gab es letztes Jahr nach
heftigen Zusammenstößen mit den Schlägern des Bürgermeisters und der
Polizei vor und im Stadtparlament, eine neue Repressionswelle.

Es laufen Verfahren gegen neun Personen. Gleichzeitig wurden unsere
Dörfer von Zivilbullen und Uniformierten überschwemmt, die gezielt
Menschen verfolgten und wegen angeblicher Straftaten, die sich
inzwischen als harmlose Ordnungswidrigkeiten entpuppten, verhaften
wollten. Auch in Vólos jagten sie Genoss*innen auf ähnliche Art. Diese
militärisch zu nennende Besetzung von Dörfern ist aus Skouriés auf
Chalkidikí bekannt, wo die Menschen gegen den umweltzerstörenden
Goldabbau kämpfen. Durch gezielte Kriminalisierung Einzelner sollen
ganze Bevölkerungskreise eingeschüchtert werden. Dabei hieß es am
Anfang wir sähen Gespenster, niemand wolle die Wasserwerke
privatisieren.

Erst im Januar 2017 gaben sie zu, die Kläranlage privatisieren zu
wollen. Damals hat die Bewegung erneut Stärke gezeigt, als wir über
Wochen massenhaft in der Stadtverordnetenversammlung präsent waren und
diese nur unter Anwesenheit von MAT-Sondereinsatztruppen tagte. Wir
konnten den Verkauf verhindern. Es war zugleich das erste Mal, dass
wir Kontakt zu den Angestellten der Wasserwerke bekamen. Die hatten
bis dahin gut bezahlt geschwiegen, was auch als Schweigegeld zur
Vertuschung all der Skandale gewertet werden kann. Jetzt nehmen sie
offen Stellung gegen den Verkauf, womit sich die Widerstandsfront
erweitert hat, weil ihre Arbeitsplätze bedroht wären. Da der Verkauf
vorerst gescheitert ist, versucht die Gegenseite nun die Wasserwerke
in den Bankrott zu treiben, um dann alles Stück für Stück
zwangszuversteigern. Die Bewegung ihrerseits schöpft neuen Mut durch
das Urteil des Oberverwaltungsgerichts und die Freisprüche in den
Prozessen. Wir sind also bereit, uns dem Ausverkauf entgegenzustellen.
Wir haben nicht nur klar gemacht, dass wir keine Privatisierung
wollen, sondern auch den potentiell interessierten Konzernen
verdeutlicht, dass wir ihnen das Leben schwer machen werden, sollten
sie sich einkaufen wollen.


GWR: Was wichtig sein kann.

MT: Wichtig ist außerdem, dass wir uns in Vollversammlungen
organisieren, da diese Art der Organisierung die Nazis von Chrysí Avgí
ausschließt. Die Faschisten haben verstanden, dass in unserem
direktdemokratischen Weg der horizontalen Organisierung kein Platz für
sie ist. So sind wir schon durch die Art der Organisierung Teil der
antifaschistischen Bewegung ohne ein Schild vor uns herzutragen. Die
Praxis spricht für sich. Wenn wir davon sprechen, dass das Wasser
Allgemeingut ist, allen gehört, jedem Lebewesen zur Verfügung stehen
muss, dann sind sie raus. Denn sie behaupten, die "Quelle gehört dem
Dorf", es ist "unser lokales Wasser". Es war deshalb wichtig, dass die
Dörfer das Gleiche entschieden wie wir als emanzipatorische Bewegung.
Das Wasser gehört allen! Auch die Konservativen, die es gibt, die aber
keine faschistoiden Einstellungen verbreiten, sagen das.

Wir müssen zugeben, dass es uns als Bewegungsaktivist*innen zu Beginn
überrascht hat, als die Vollversammlungen der Dörfer beschlossen, die
Unterhaltung der Quellen und die Verteilung des Wassers in
Selbstverwaltung fortzuführen.

Die Praxis der direkten Demokratie gefiel ihnen, da ihnen niemand
etwas aufzwang. Die Versammlungen waren nicht von oben verordnet,
sondern entsprangen den Dörfern selbst.

VG: Wir reden hier nicht von Aufstand und benutzen auch den
Begriff Bewegung mit Vorsicht, trotzdem geschehen hier wichtige
Sachen, wo doch ansonsten vieles rückläufig ist. Es bewegt sich etwas
und ich denke, sie werden es nicht schaffen, das Wasser zu
privatisieren.

Übersetzung aus dem Griechischen: Ralf Dreis, Vólos
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Eine Zeit bricht zusammen"

Erster Weltkrieg und Revolution 1918/19 - die Erschütterungen hinter
den Ereignissen

von Paul B. Kleiser



Den Traum von einem einigen deutschen Reich gab es - zumindest unter
Intellektuellen - seit napoleonischer Zeit. Doch erst in der
Revolution 1848 wurde der Versuch gemacht, diese Einheit auf
revolutionärem Wege herbeizuführen.

Bekanntlich scheiterte der Versuch am Widerstand des Adels und der
Kirchen, vor allem aber an der von den Hohenzollern in Marsch
gesetzten preußischen Armee. Das Bürgertum war in Deutschland zu
schwach und zu fraktioniert, als dass es die Rolle der französischen
Bourgeoisie von 1789 hätte spielen können. Außerdem war unklar, ob
Österreich (oder ein Teil der Habsburgermonarchie) zu diesem
Deutschland gehören sollte oder nicht.

Nachdem Bismarck 1862 preußischer Ministerpräsident geworden war,
betrieb er eine Politik der Reichseinigung mit "Blut und Eisen". Das
(zweite) deutsche Kaiserreich wurde 1871 in Versailles von den 22
gekrönten Häuptern des Reiches ausgerufen, nachdem Bismarck in
Geheimverhandlungen und mit viel Geld den widerspenstigen Bayer Ludwig
II. "überzeugt" hatte, sich dem (mehrheitlich protestantischen) Reich
anzuschließen. Bayern behielt aber eine eigene Verwaltung, Währung und
Armee.

Vor dem Hintergrund des "Gründerkrachs", der ersten großen
Spekulationswelle und der Rezession 1873, schrieb Karl Marx, die
komplexe Struktur des Bismarck-Reiches sei "nichts andres als ein mit
parlamentarischen Formen verbrämter, mit feudalem Beisatz vermischter
und zugleich schon von der Bourgeoisie beeinflußter, bürokratisch
gezimmerter, polizeilich gehüteter Militärdespotismus" (Kritik des
Gothaer Programms, MEW 19. S.29).

Der Großgrundbesitzer Bismarck, der unter Wilhelm I. sogar in den
Fürstenrang erhoben wurde, schuf sich ein Reich nach seinem Bilde:
Gleich seinen die Idylle des Landes verherrlichenden Kumpanen
verachtete er Reichtum, Luxus, Handel, Börse, also den sich
herausbildenden Finanzkapitalismus. Luxus wurde mit Dekadenz
gleichgesetzt.

Die klassenmäßige Grundstruktur des neuen Reiches lag bei den
"Kraut- und Schlotjunkern", also den das klassische Preußen Ostelbiens
dominierenden Gutsbesitzern und den Schwerindustriellen von Rhein und
Ruhr, die häufig in den Adelsstand erhoben wurden. Durch den
Wirtschaftsboom seit Mitte der 1890er Jahre stieg das Gewicht der
Schwerindustriellen (Borsig, Krupp, Stinnes, Thyssen usw.) und der
Chemiefabrikanten im Reich immer mehr; viele von ihnen wurden
nobilitiert, darunter auch einige Juden aus der Hochfinanz.

Aber die Erhebung in den Adelsstand erfolgte bei Bürgerlichen
typischerweise vor allem in den drei Kernbereichen des (preußischen)
Adels, nämlich bei Offizieren, höheren Beamten und Gutsbesitzern. Noch
zwei Monate vor Ende des Krieges verteidigte Wilhelm II. vor
Krupp-Arbeitern die ständische Gesellschaft des Obrigkeitsstaats, die
ihre Einheit im Krieg gefunden habe: "Jeder von uns bekommt von oben
seine Aufgabe zugeteilt. Du an deinem Hammer, du an deiner Drehbank
und Ich auf meinem Throne."

Besonders der auf dem Land lebende und häufig vom Abstieg bedrohte
Kleinadel verachtete die "wurzellosen Asphaltmenschen" der Großstädte.
Sein Antimodernismus war häufig mit Antisemitismus gepaart (Wilhelm
II. hatte ganze 13 Juden geadelt): "Das Judentum, die
Finanzbourgeoisie und ein Teil des reichen Hoch- und Hofadels
verschmolzen in der Wahrnehmung des Kleinadels immer stärker zu ein
und demselben Übel" (Stephan Malinowski). Nicht zufällig finden sich
nach dem Krieg auffällig viele Kleinadlige unter den Führern der
protofaschistischen Freikorps und später natürlich bei den Nazis.
Selbst auf die AfD trifft dies noch zu.


Die Frage der Kriegsschuld

Um die Zustimmung der Sozialdemokratie zu den Kriegskrediten zu
erreichen, hatte die politische und militärische Führung behauptet,
das Reich sei von Russland angegriffen worden. Man tat so, als führe
man einen Abwehrkampf; außerdem konnten tiefsitzende Ressentiments
gegen die "asiatischen Barbaren" aufgewärmt werden. In der schon vor
dem Kriegsende aufkommenden Debatte über die Frage der deutschen
Kriegsschuld gestanden die Führer der Arbeiterbewegung im allgemeinen
zumindest eine deutsche Mitschuld ein. Doch höchst umstritten war, ob
nur Regierung und Militär oder das ganze deutsche Volk verantwortlich
zu machen sei.

Der von Kurt Eisner im Februar 1919 zur Sozialistenkonferenz nach Bern
entsandte Friedrich Foerster argumentierte mit dieser Schuld: Das
deutsche Volk habe es in langen Jahrzehnten nicht verstanden, sich vom
"aggressiven Militarismus, übersteigerten Nationalismus und
preußischen Untertanengeist" zu befreien. Die Anerkennung dieser
Schuld durch Eisner dürfte Graf Arco zu seiner Mordtat am
Ministerpräsidenten bewogen haben. Auch die späteren Morde an den
Ministern Matthias Erzberger und Walter Rathenau durch Rechtsextreme
stehen in diesem Zusammenhang.

Der Krieg hatte bis dahin unbekannte Kräfte der Zerstörung und
Vernichtung freigesetzt und zahlreiche überkommene Werte in Frage
gestellt oder zerstört. Die Feier des Individuums der bürgerlichen
Kultur wurde durch die Massenkultur sowie die Mechanisierung und
Industrialisierung des Krieges infolge des Einsatzes neuer
Technologien - vor allem des Maschinengewehrs, später des Panzers und
des Flugzeugs, sodann des Flammenwerfers und des Giftgases - immer
stärker in die Defensive gedrängt.

Der Mitbegründer der Dada-Bewegung, Hugo Ball, beschrieb in einem in
Zürich gehaltenen Vortrag diese Grunderfahrung noch während des
Krieges: "Eine Zeit bricht zusammen. Eine tausendjährige Kultur bricht
zusammen. Es gibt keine Pfeiler und Stützen, keine Fundamente mehr,
die nicht zersprengt worden wären... Die Welt zeigte sich als ein
blindes Über- und Gegeneinander entfesselter Kräfte. Der Mensch verlor
sein himmlisches Gesicht, wurde Materie, Konglomerat, Tier,
Wahnsinnsprodukt abrupt und unzulänglich zuckender Gedanken...
Maschinen entstanden und traten anstelle der Individuen... Turbinen,
Kesselhäuser, Eisenhämmer, Elektrizität ließen Kraftfelder und Geister
entstehen... Eine Welt abstrakter Dämonen verschlang die
Einzeläußerung, verzehrte die individuellen Gesichter in turmhohen
Masken, verschlang den Privatausdruck, raubte den Namen der
Einzeldinge, zerstörte das Ich und schwenkte Meere von ineinander
gestürzten Gefühlen gegeneinander." Auch Ernst Toller beschrieb in
Masse Mensch ähnliche Erfahrungen, doch bei ihm kamen Verweise
auf Kapitalinteressen und Börsenspekulation hinzu.


Die Bedeutung der Frauenfrage

Eine doppelte Bewegung führte zu einer tiefen Erschütterung der
klassischen Geschlechterrollen in der kriegführenden Gesellschaft:
Einerseits standen mehr als 8 Millionen deutscher Männer im Feld,
deren Arbeit nur zum kleinen Teil durch Junge und Alte, später dann
auch Kriegsgefangene verrichtet werden konnte. Gleichzeitig führte der
Krieg zu massenhafter zusätzlicher Produktion von Kriegsmaterial aller
Art, von Patronen über Maschinengewehre bis hin zum Panzer. Überall
mussten (zunächst unverheiratete) Frauen in die Fabriken nachrücken
oder die Arbeit von Männern bei Straßen- und Eisenbahnen und in der
Verwaltung verrichten. Zumeist waren die Arbeitsbedingungen und die
Entlohnung deutlich schlechter als bei Männern; oft lagen die Löhne
unter dem Existenzminimum.

Da die Versorgung mit Nahrungsmitteln immer schwieriger wurde, fuhren
immer mehr Frauen zum "Hamstern" aufs Land; viele Bauern und Händler
nutzten ihre Notlage brutal aus. Bei den Streiks im Winter 1917/18
spielten daher Frauen eine wichtige Rolle; für ihre pazifistische
Agitation und Organisierungsarbeit in München wanderte Sarah Sonja
Lerch ebenso wie Kurt Eisner ins Gefängnis.

Bereits 1873 hatte die Frauenrechtlerin Hedwig Dohm über die
Benachteiligung von Frauen geschrieben: "Die Frauen haben Steuern zu
zahlen wie die Männer, sie sind verantwortlich für Gesetze, an deren
Beratung sie keinen Anteil gehabt; sie sind also den Gesetzen
unterworfen, die andere gemacht. Das nennt man in allen Sprachen der
Welt Tyrannei." Teile der Frauenbewegung forderten ein allgemeines und
gleiches Wahlrecht, während andere vor allem die konkreten
Benachteiligungen von Frauen (geringe Löhne, Doppelbelastung) und die
Probleme der Kinderbetreuung aufs Korn nahmen.

Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) von 1900, das bis in die 50er Jahre
weitergalt, bestimmte: "Es entspricht der natürlichen Ordnung, dass
die Entscheidung in allen das gemeinschaftliche eheliche Leben
betreffenden Angelegenheiten bei Meinungsverschiedenheiten dem
Ehemanne zusteht." Diese Ordnung, deren Formulierung auf den
Kirchenvater Thomas von Aquin zurückgeht, wurde von der katholischen
Kirche mit Zähnen und Klauen verteidigt. So meinte der Kölner Kardinal
Frings: "Der naturgemäße Träger der von dem Ehe-Ordnungs-Prinzip
geforderten Autorität ist der Mann und Vater. Seine Rechtsstellung
erwächst nicht aus geschichtlich gewordenen Verhältnissen, sondern
beruht auf seiner besonderen Aufgabe zum Schutz und zur Wahrung der
äußeren Einheit und Ordnung des Familienlebens." Daher kann
Gleichberechtigung nur Häresie sein, wie der Münchner Kardinal,
Monarchist und Kriegsbefürworter Michael von Faulhaber erklärte.

In den Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräten spielten Frauen naturgemäß
nur eine untergeordnete Rolle. Die bekannte Münchener Frauenrechtlerin
und Mitglied der bayrischen Übergangsregierung Anita Augspurg
intervenierte bei Kurt Eisner, auch Frauenräte zuzulassen, was von der
Räteversammlung aber abgelehnt wurde. Daher konnte sich die
Mehrheitssozialdemokratie im Wahlkampf zur 1. Nationalversammlung die
Forderung nach dem Frauenwahlrecht auf ihre Fahnen schreiben.

Während die USPD auf ihren Plakaten zu den Wahlen vom 19. Januar 1919
den "starken Arm des Arbeiters" abbildete, zeigte die SPD nach
französischem Vorbild eine junge Frau vor aufgehender Sonne; man
konnte das Bild als Symbol für die Gleichberechtigung oder für die
Republik lesen.

Die konfliktträchtige Frontstellung zwischen Nationalversammlung und
Rätemacht konnte auch mit Hilfe der Frauenfrage von der Führung der
SPD klar zugunsten des Parlaments entschieden werden. Am 19. Februar
1919 hielt Marie Juchacz (SPD) aus Landsberg als erste Frau eine Rede
vor einem deutschen Parlament, der Weimarer Nationalversammlung.

Die aus dem Krieg heimkehrenden Männer fanden die Heimat völlig
verändert vor. Viele waren orientierungslos und schlossen sich den
Freikorps oder anderen paramilitärischen Gruppen an. Da sie an der
Front nicht lange gefackelt hatten, kam es zu einer Explosion der
Gewalt in Haushalten und Gesellschaft. Die aus der Produktion
verdrängten Frauen mussten sich jetzt um Nahrungsbeschaffung und
häufig auch um ihre arbeitslosen, verwundeten oder traumatisierten
Männer und Söhne kümmern. Oft versanken die Ideale der Emanzipation in
Trauer, Wut und Gewalt, vor allem nach der Bekanntgabe der harten
Friedensbedingungen durch die Siegermächte am 7. Mai 1919 in Paris,
die eine nationalistische Aufwallung hervorriefen.

 * 
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MELDUNG/1876: Deutschlandfunk - Der Glücksimperativ, ein Fallstrick?, 21.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Glücksimperativ - ein Fallstrick?

Von Jean-Pierre Wils

Essay und Diskurs

Sonntag, 21. April 2019, 9.30 - 10.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Sei glücklich!", lautet der gängige Imperativ. Sind wir glücklich,
wenn wir euphorisch gestimmt sind? Bedeutet Glück die Realisierung
dessen, was wir verlangen? Jean-Pierre Wils stellt in seinem Essay
viele Fragen an das Glücklichsein. Und lässt auch die Abgründe des
Glücks dabei nicht außer Acht. In modernen Zeiten sind Menschen auf
ein glückliches Leben geeicht. Sie werden rund um die Uhr dazu
angehalten, in dieser Angelegenheit nicht zu verzagen. Sie streben
nach einem möglichst erfüllten Dasein, sorgen sich um ihre
Lebensqualität und sind der Meinung, dass guter Rat und beste Planung
zu diesem Ziel führen. Was Glück aber ist, bleibt meistens
unbeantwortet. Vielleicht führt der Glücksimperativ, wenn wir nicht
äußerst vorsichtig sind, schnurstracks ins Unglück - in die permanente
Enttäuschung, in die traurige Kunst der Selbstüberforderung, in die
Entfremdung von sich selbst.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. April 2019
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MELDUNG/1875: Deutschlandfunk - Kehren Chemiewaffen zurück?, 22.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wissenschaft im Brennpunkt

Moleküle des Terrors

Kehren Chemiewaffen zurück?

Von Dagmar Röhrlich

Forschung aktuell

Montag, 22. April 2019, 16.30 - 17.00 Uhr, Deutschlandfunk



Irak, Tokio, Syrien, Kuala Lumpur, Salisbury - immer wieder gab es in
den vergangenen Jahren alarmierende Beispiele für den Einsatz von
Giftgas. In Köln konnte ein weiterer Anschlag verhindert werden. Die
Gefahr schien der Vergangenheit anzugehören, jetzt ist sie in neuem
Gewand zurück, nicht wie in den Weltkriegen des 21. Jahrhunderts in
großem Stil auf den Schlachtfeldern, sondern als Mittel des Terrors
und dort, wo es kaum Zeugen gibt. Parallel zu diesen Beobachtungen
bahnt sich eine andere Entwicklung an. Der technische Fortschritt der
vergangenen Jahre höhlt das in den 80er- und 90er-Jahren entwickelte
Instrumentarium zur Überwachung des Chemiewaffenverbots zunehmend aus.
Wie funktioniert die Überwachung, wie hat sich die Lage verändert und
was müsste geschehen, damit Chemiewaffen auf Dauer aus den Arsenalen
verschwinden?

 * 

Quelle:
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KINDER/486: Stiftung Kindergesundheit informiert über die wichtigste Präventionsmaßnahme für alle Kinder (idw)


Stiftung Kindergesundheit - 16.04.2019

U1 bis J1: Vorsorge erspart große Sorgen

Stiftung Kindergesundheit informiert über die wichtigste Präventionsmaßnahme für alle Kinder



Das Kinderticket zur Gesundheit ist gelb: Nach der Geburt eines Kindes
wird den Eltern von der Entbindungsstation oder der Hebamme ein gelbes
Kinder-Untersuchungsheft ausgehändigt. Dieses "Gelbe Heft" begleitet heute
über elf Millionen Kinder bis zum 15. Geburtstag zu allen wichtigen
Vorsorgeterminen. Und es wird auch fleißig in Anspruch genommen, berichtet
erfreut die Stiftung Kindergesundheit in einer aktuellen Stellungnahme:
Heute nehmen fast alle Kinder an den zehn Früherkennungs-Untersuchungen
teil. All diese Untersuchungen sind Kassenleistungen und für die Eltern
kostenlos.

"Unsere Früherkennungsuntersuchungen sind ein Meilenstein der Prävention",
sagt Kinder- und Jugendarzt Professor Dr. Berthold Koletzko, Vorsitzender
der Stiftung Kindergesundheit. "Sie sind wichtig, damit mögliche
Krankheiten bereits früh erkannt und entsprechend behandelt werden. Dann
sind die Aussichten auf eine Heilung oft besonders groß. Seit seiner
Einführung hat sich das Programm der Kindervorsorge zu einem einmaligen
Erfolgsmodell entwickelt".

Zu Beginn im Jahre 1971 gab es insgesamt sieben Untersuchungen auf
Krankheiten und Entwicklungsstörungen. Im Verlauf kamen weitere
Untersuchungen dazu. Mittlerweile werden von den Krankenkassen die Kosten
von elf Untersuchungen von der Geburt bis zum 14. Lebensjahr übernommen:
Die U1 bis U9 sowie die Jugendgesundheitsuntersuchung J1. Lassen Sie sich
durch die Zahlen aber bitte nicht irritieren, betont die Stiftung
Kindergesundheit: Es sind wirklich elf Untersuchungen. Ein erst 2008
hinzugekommener weiterer Vorsorge-Termin im 34. bis 36. Lebensmonat wurde
als "U7a" eingeführt.

Neben den gesetzlich festgelegten Untersuchungen des
U-Untersuchungsprogramms bieten eine Reihe von Krankenkassen zusätzliche
Untersuchungen, insbesondere für Kinder im Grundschulalter (U10 und U11)
und für Jugendliche (J2) an. Die Kosten werden von einzelnen Krankenkassen
als freiwillige Leistung übernommen.

Fast alle Eltern machen mit

Die Akzeptanz der Kindervorsorge ist viel höher als die für die
Früherkennungsuntersuchungen im Erwachsenenalter. Nach den Daten der
großen bundesweiten Untersuchung zur Kindergesundheit "KiGGS Welle 2"
liegen die Teilnahmequoten an den meisten Früherkennungsuntersuchungen bei
über 95 Prozent. So haben an der U1 und U2 99,7 Prozent beziehungsweise
99,6 Prozent und an der U8 und U9 98,0 Prozent beziehungsweise 98,1
Prozent der Kinder teilgenommen. Der Vergleich mit den vorausgegangenen
KiGGS-Erhebungen zeigt, dass die Teilnahme an den
Früherkennungsuntersuchungen in den letzten zehn Jahren deutlich
zugenommen hat. Gleichzeitig haben sich die früher stark ausgeprägten
sozialen Unterschiede verringert.

Die einzelnen U-Untersuchungen bestehen - neben speziellen Screening-Untersuchungen
auf bestimmte Erkrankungen - aus körperlichen
Untersuchungen des Kindes sowie einer Beratung der Eltern. Die körperliche
Untersuchung des Kindes umfasst eine Vielzahl an Details, wie zum Beispiel
Gewicht, Körperlänge, altersgerechte Entwicklung, Untersuchung einzelner
Organe, des Kopfes und des Bewegungsapparates.

Bei der Beurteilung der Entwicklung untersucht die Ärztin oder der Arzt
die Grob- und Feinmotorik, die Sinnesorgane und die Wahrnehmung, die
soziale und emotionale Kompetenz des Kindes und die Interaktion des Kindes
mit den Eltern. Ergeben diese den Verdacht auf eine Störung, wird eine
weitergehende, gezielten Diagnostik und wenn nötig, eine Behandlung
eingeleitet. Teil der Untersuchung ist auch die Überprüfung des Impfstatus
und die Beratung zur Verbesserung des Impfschutzes des Kindes.

Viele Störungen werden rechtzeitig aufgespürt

Auffällige Befunde bei den Kindervorsorgen sind seit vielen Jahren
rückläufig. Wie wichtig die Vorsorgeuntersuchungen dennoch sind, zeigt
dagegen folgende Zahl: Jeder fünfte Fall (21 Prozent) einer kindlichen
Entwicklungsstörung wird bei einer Vorsorgeuntersuchung entdeckt.

Die U-Termine im ersten Lebensjahr fördern vor allem organische
Fehlbildungen wie Hüftgelenksanomalien, zerebrale Bewegungsstörungen,
Fehlbildungen des Herzens und der Harnorgane zutage. In den höheren
Altersstufen entdecken die Ärzte vor allem Sprach- und Sprechstörungen,
Entwicklungsstörungen, Schielen, Bewegungsstörungen und intellektuelle
Defizite.

Eine dem Gelben Heft beigefügte Karte erleichtert es Eltern, bei Bedarf
nachzuweisen, dass das Kind an allen empfohlenen Vorsorgeuntersuchungen
teilgenommen hat - ohne dass dabei persönliche Befunde gezeigt werden
müssen. Die Karte eignet sich z.B. zur Vorlage bei der Kita, der Schule
oder dem Jugendamt. Die Karte dient auch als Bestätigung, dass die
Beratung zur Impfung durchgeführt wurde.

Auch Teenager sollten zur Vorsorge!

Ein Problem lässt sich allerdings nur schwer beseitigen: Während die
Kinder im Vorschulalter regelmäßig einer Ärztin oder einem Arzt
vorgestellt werden, haben Jugendliche oft "keinen Bock", zum Arzt zu
gehen. Die allen Heranwachsenden vom 12. bis zum 15. Geburtstag angebotene
Jugendgesundheitsuntersuchung J1 wird von der Mehrzahl der Teenager nicht
wahrgenommen. Viele wissen nicht einmal, dass es sie gibt.

Dabei werden bei dieser Untersuchung öfter einige bis dahin unerkannt
schlummernde gesundheitliche Probleme entdeckt. Dazu gehören zum Beispiel
Erkrankungen der Schilddrüse, der Geschlechtsorgane oder die Skoliose,
eine fortschreitende Verkrümmung der Wirbelsäule. Besprochen werden auch
Probleme von Sexualität und Verhütung.

Unter Beteiligung der Stiftung Kindergesundheit wurde deshalb in Bayern
eine mediale Informationskampagne ins Leben gerufen. Ihr Motto lautete:
"Dein Ticket zur J1".

Die crossmediale Kampagne mit speziell auf die Altersgruppe der 12- bis
14-Jährigen zugeschnittenen Informationsmaterialien wie eigene Webseite,
Animationsspot und Flyer erwies sich als ausgesprochen erfolgreich,
berichtete die Leiterin des Projekts, Dr. med. Uta Nennstiel-Ratzel vom
Bayerischen Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit auf dem
letztjährigen Kongress der Deutschen Gesellschaft für Kinder- und
Jugendmedizin DGKJ in Leipzig: Während die bayernweite Teilnehmerrate an
der J1 mit Werten unter 40 Prozent weiterhin auf einem niedrigen Niveau
liegt, ist sie in den beiden, an der Kampagne beteiligten Landkreisen um
9,1 bzw. 16 Prozent gestiegen.

Die Stiftung Kindergesundheit appelliert an alle Eltern, nach Möglichkeit
alle angebotenen Vorsorgetermine für ihr Kind lückenlos wahrzunehmen.
Professor Berthold Koletzko: "Effektive Vorsorgemaßnahmen im Kindesalter
können die Gesundheit lebenslang nachhaltig verbessern. Jede einzelne
Vorsorge ist wichtig und kommt der Gesundheit Ihres Kindes zugute".


Diese Vorsorgen werden von allen Krankenkassen bezahlt

U1 Neugeborenen-Erstuntersuchung

Erkennen von lebensbedrohlichen Komplikationen und sofort
behandlungsbedürftigen Erkrankungen und Fehlbildungen, Schwangerschafts-,
Geburts- und Familienanamnese (Vorgeschichte), Kontrolle von Atmung,
Herzschlag, Hautfarbe, Reifezeichen.

U2 3. - 10. Lebenstag

Erkennen von angeborenen Erkrankungen und wesentlichen Gesundheitsrisiken,
Vermeidung von Komplikationen: Anamnese und eingehende Untersuchung von
Organen, Sinnesorganen und Reflexen.

U3 4. - 5. Lebenswoche

Prüfung der altersgemäßen Entwicklung der Reflexe, der Motorik, des
Gewichts und der Reaktionen, Untersuchung der Organe, Abfrage des Trink-,
Verdauungs- und Schlafverhaltens, Untersuchung der Hüftgelenke auf
Hüftgelenksdysplasie und -luxation.

U4 3. - 4. Lebensmonat

Untersuchung der altersgerechten Entwicklung und Beweglichkeit, der
Organe, Sinnesorgane, Geschlechtsorgane und der Haut, Untersuchung von
Wachstum, Motorik und Nervensystem.

U5 6. - 7. Lebensmonat

Untersuchung der Organe, Sinnesorgane, Geschlechtsorgane und der Haut, von
Wachstum, Motorik und Nervensystem.

U6 10. - 12. Lebensmonat

Untersuchung der altersgemäßen Entwicklung, der Organe, Sinnesorgane
(insbesondere der Augen), Kontrolle des Bewegungsapparates, der Motorik,
der Sprache und der Interaktion.

U7 21. - 24. Lebensmonat

Untersuchung der altersgemäßen Entwicklung, Erkennen von Sehstörungen,
Test der sprachlichen Entwicklung, Feinmotorik und Körperbeherrschung.

U7a 34. - 36. Lebensmonat

Schwerpunkt auf altersgerechte Sprachentwicklung, frühzeitige Erkennung
von Sehstörungen.

U8 46. - 48. Lebensmonat

Intensive Prüfung der Entwicklung von Sprache, Aussprache und Verhalten,
Untersuchung von Beweglichkeit und Koordinationsfähigkeit, Reflexen,
Muskelkraft und Zahnstatus.

U9 60. - 64. Lebensmonat

Prüfung der Motorik und Sprachentwicklung, um eventuelle Krankheiten und
Fehlentwicklungen vor dem Schuleintritt zu erkennen und zu heilen.

J1 13. - 14. Lebensjahr

Untersuchung des allgemeinen Gesundheitszustands und der
Wachstumsentwicklung, der Organe und des Skelettsystems, Erhebung des
Impfstatus, Untersuchung des Stands der Pubertätsentwicklung, der
seelischen Entwicklung und des Auftretens von psychischen Auffälligkeiten,
von Schulleistungsproblemen und gesundheitsgefährdendem Verhalten
(Rauchen, Alkohol- und Drogenkonsum), Beratung zur Vermeidung
gesundheitsschädigender Verhaltensweisen und Tipps für eine gesunde
Lebensführung.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1021
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ORTHOPÄDIE/390: Totalersatz des Kniegelenks - zur Mindestmengenregelung für Krankenhäuser (idw)


Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e. V. - 16.04.2019

Qualitätssteigerung beim künstlichen Kniegelenkersatz

AE fordert Nachbesserungen bei der Mindestmengenregelung



Seit dem Jahr 2006 schreibt der Gesetzgeber für den Totalersatz des
Kniegelenks eine Mindestmenge von 50 Eingriffen pro Krankenhaus und Jahr
vor. Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) plant eine Überarbeitung der
Mindestmengenregelung. In diesem Zusammenhang fordert die AE - Deutsche
Gesellschaft für Endoprothetik e. V. eine Erweiterung dieser Vorgaben auf
das gesamte Spektrum der Knieendoprothetik: Über den Standardeingriff
hinaus sollten die bislang nicht in dem Katalog enthaltenen
anspruchsvollen und mit vielen Komplikationsrisiken behafteten
Wechseleingriffe aufgenommen werden.

Ebenso fehlen die Teilprothesen des Knies, die sogenannten
Schlittenprothesen oder auch unikondylärer Gelenkersatz (UKE). Ihre
Implantation setzt ebenfalls umfassende Erfahrung und viel Praxis beim
Operateur voraus. Damit nur erfahrene Ärzte operieren, sei es zudem
erforderlich, die Eingriffszahl für den jeweiligen Operateur - und nicht
nur, wie bislang üblich, für die behandelnde Klinik - festzulegen. So sei
sichergestellt, dass der Chirurg im Durchschnitt jede Woche eine
Knieprothese implantiert oder wechselt.

Der Gesetzgeber ist seit Längerem davon überzeugt, dass es einen
Zusammenhang zwischen der Qualität eines Behandlungsergebnisses und der
Häufigkeit der erbrachten medizinischen Maßnahme gibt. Deshalb wurden für
acht besonders anspruchsvolle und komplexe Eingriffe Mindestmengen
eingeführt, so auch für den vollprothetischen Ersatz des Kniegelenks. Hier
müssen Krankenhäuser 50 Operationen pro Jahr nachweisen, um die Leistung
abrechnen zu können. "Wir begrüßen diese Vorgabe prinzipiell. Sie dient
der Qualitätssicherung und damit der Sicherheit unserer Patienten", so
Professor Dr. med. Karl-Dieter Heller, Vize-Präsident der AE. "Für uns ist
jedoch nicht nachvollziehbar, warum bei der Mindestmengenregelung bislang
weder der Wechseleingriff, die sogenannte Implantatrevision, noch die
Schlittenprothese berücksichtigt wurden." Beide Eingriffe stellten
fachlich höchste Anforderungen an den Operateur. Zudem legen Studien (1)
seit vielen Jahren einen Zusammenhang zwischen der Zahl der vom einzelnen
Operateur durchgeführten Implantationen und einem guten Ergebnis nahe.

Befindet sich die Arthrose nur an einem Teil des Kniegelenks, der Innen-
oder Außenseite, ersetzen die Ärzte in der Regel nur den erkrankten
Bereich mit einer sogenannten Schlittenprothese (UKE). Ihr Anteil an allen
Kniegelenkprothesen in Deutschland beträgt derzeit etwa zehn Prozent. Eine
aktuelle Publikation (2) zeigt ein erhöhtes Versagens- und damit
Revisionsrisiko in Kliniken mit weniger als 25 Fällen pro Jahr für diesen
schwierigen Eingriff. "Dieser Zusammenhang gilt erst recht für die
Implantatrevision - auch wenn dies anhand der Literatur mangels geeigneter
Studien bislang nicht belegt werden kann", sagt Professor Dr. Rudolf
Ascherl, Präsident der AE aus Tirschenreuth.

"In diesem Zusammenhang ergibt es auch Sinn, die Mindestmenge nicht nur
auf das Krankenhaus zu beziehen", so Heller weiter. Denn die derzeitige
Regelung weise erhebliche Schwachstellen auf: So sei es beispielsweise
denkbar, dass in einer Klinik, die 50 Endoprothesen im Jahr implantiert,
zwei Abteilungen bestehen. In jeder Einheit würden 25 Prothesen eingebaut
und dies jeweils von fünf Operateuren - mit dem Resultat von somit nur
etwa fünf persönlich durchgeführten Operationen pro Arzt. "Solche
Auslegungen können und sollen nicht Ziel einer Mindestmengenregelung
sein."

"Ausbildung, Erfahrung und Routine des Operateurs sind entscheidend für
gute Ergebnisse in der Chirurgie", betont Ascherl. Im Zentrum der
Aktivitäten der AE stehen deshalb Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen
für Ärzte in allen konservativen und operativen Behandlungsverfahren rund
um Erkrankungen und Verletzungen der Gelenke. Ausdruck des hohen
Qualitätsanspruchs und der Selbstverpflichtung den Patienten gegenüber ist
auch das von der Fachgesellschaft mitbegründete EndoCert-Siegel für
Kliniken, die künstlichen Gelenkersatz anbieten. Hier sind
operateurbezogene Mindestmengenvorgaben für alle knieendoprothetischen
Eingriffe längst Standard.


Quellen:

(1) Lau et al.: The role of surgeon volume on patient outcome in total
knee arthroplasty: a systematic review of the literature, BMC
Musculoskeletal Disorders2012, 13:250
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(2) Elke Jeschke1, Thorsten Gehrke2, Christian Günster 1, Karl-Dieter
Heller 3, Jürgen Malzahn4, Axel Marx5, Fritz-Uwe Niethard6, Peter Schräder
7, Josef Zacher 8, Andreas Matthias Halder 5: Einfluss der Fallzahl pro
Klinik auf die 5-Jahres-Überlebensrate des unikondylären
Kniegelenkersatzes in Deutschland, Z Orthop Unfall 2018; 156: 62-67
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www.endocert.de

Die AE - Deutsche Gesellschaft für Endoprothetik e. V. verfolgt als
unabhängiger Verein seit 1996 das Ziel, die Lebensqualität von Patienten
mit Gelenkerkrankungen und -verletzungen nachhaltig zu verbessern und
deren Mobilität wiederherzustellen. Mit ihren Expertenteams aus führenden
Orthopäden und Unfallchirurgen organisiert sie die Fortbildung von Ärzten
und OP-Personal, entwickelt Patienteninformation und fördert den
wissenschaftlichen Nachwuchs. Die AE ist eine Sektion der Deutschen
Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e. V. (DGOU).


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.ae-germany.com/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1739

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e. V. - 16.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERNÄHRUNG/1475: Auch zu Ostern - Eier ab und zu genießen (DGE)


Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. - 17. April 2019

Auch zu Ostern: Eier ab und zu genießen



Zur Osterzeit werden Eier nicht nur liebevoll gefärbt und versteckt,
sondern auch mit Appetit verzehrt. Laut Bundesanstalt für Landwirtschaft
und Ernährung (BLE) verbrauchte im Jahr 2017 im Durchschnitt jeder
Einwohner in Deutschland 230 Eier, das entspricht umgerechnet etwa
viereinhalb Eier pro Woche.

Anhand aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse im Zusammenhang mit
Krankheitsrisiken kann derzeit keine Obergrenze für den Eierverzehr
abgeleitet werden. Maßvoll genossen, können Eier den Speiseplan ergänzen
und Bestandteil einer vollwertigen Ernährung sein. Wenn gesunde Menschen
zu Ostern mehrere Eier essen, ist das gesundheitlich wohl nicht bedenklich.

Eier enthalten wichtige Nährstoffe wie biologisch hochwertiges Protein,
Vitamin A, D und B-Vitamine sowie Mineralstoffe. Eine unbegrenzte Menge ist
im Rahmen einer pflanzenbetonten Ernährung dennoch nicht zu empfehlen. Das
Eigelb ist fett- und cholesterinreich.

Der DGE-Ernährungskreis[1] bietet eine einfache und schnelle Orientierung
für eine gesundheitsfördernde Lebensmittelauswahl. Tierische Lebensmittel
wie Eier ergänzen hier in kleinen Mengen den Speiseplan. Im Rahmen einer
ausgewogenen Ernährung gibt die DGE einen Orientierungswert von bis zu
drei Eiern wöchentlich an. Den größten Anteil einer
gesundheitsfördernden Lebensmittelauswahl machen Gemüse, Obst und
Getreideprodukte, am besten aus Vollkorn, aus.

Weitere Informationen, wie man die Lebensmittelvielfalt bewusst und
ausgewogen genießen kann, geben die 10 Regeln der DGE[2].


[1] https://www.dge.de/ernaehrungskreis

[2] https://www.dge.de/10regeln/

URL:

https://www.dge.de/nachrichten/detail/auch-zu-ostern-eier-ab-und-zu-geniessen/

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. (DGE)

DGE-Presseinfo 02/2019, 17. April 2019

Godesberger Allee 18, 53175 Bonn

Telefon: +49 228 / 3776-600, Telefax: +49 228 / 3776-800

Internet: www.dge.de
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ERNÄHRUNG/1474: Erhöhtes Cholesterin im Blut - Schaden Eier der Gesundheit? (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 15.04.2019

Erhöhtes Cholesterin im Blut: Schaden Eier der Gesundheit?

Neue US-Studie - Herzstiftungs-Experte vor Ostern: Nicht Ei alleine,
sondern gesamtes Ernährungskonzept entscheidend



Erhöhen Eier den Cholesterinspiegel und schaden so dem Herzen? Ab wie
vielen Eiern pro Woche wird es bedenklich? Immer wieder erreichen die
Deutsche Herzstiftung Fragen wie diese. "Erhöhte Cholesterinspiegel im
Blut sind ein wichtiger Risikofaktor für koronare Herzkrankheit (KHK),
Herzinfarkt und Schlaganfall. Das belegen Studien seit Jahrzehnten",
untermauert der Herzspezialist Prof. Dr. med. Helmut Gohlke vom Vorstand
der Deutschen Herzstiftung. Zusätzlich konnte in vielen Studien gezeigt
werden, dass sich eine medikamentöse Senkung erhöhter Cholesterinwerte
insbesondere durch Statine oder seit kurzem auch durch PCSK9-Inhibitoren
günstig auf den Krankheitsverlauf auswirkt. 

(Infos: www.herzstiftung.de/cholesterin-ratgeber.html)

"Aber weit weniger klar war, welche Bedeutung die Cholesterinzufuhr über
die Nahrung für den Cholesterinspiegel im Blut und für das Risiko für
Herz-Kreislauf-Erkrankungen hat", betont Gohlke. Die Cholesterin-Aufnahme
durch Konsum cholesterinhaltiger Lebensmittel auf etwa 300 mg Cholesterin
pro Tag zu begrenzen, war für Jahrzehnte die Empfehlung der Amerikanischen
Herzgesellschaft (AHA). Bis die AHA und das Beratungskomitee für die
US-amerikanischen Ernährungs-Leitlinien in Übereinstimmung mit dem American
College of Cardiology (ACC) im Jahr 2015 von dieser Position wegen der
unzureichenden Studienlage abrückten. Nach deren Ansicht fehlte der
Nachweis dafür, dass die Cholesterinzufuhr mit der Ernährung oder speziell
mit Eiern einen wesentlichen Einfluss auf die kardiovaskuläre Ereignisrate
habe.

US-Studie: Auch Eier können Herz-Kreislauf-Risiko erhöhen

Eine neue Übersichtsarbeit (Meta-Analyse) (1) zu sechs Studien mit über
29.600 Teilnehmern, die sorgfältig zu ihrem Ernährungsverhalten befragt
und im Schnitt für 17,7 Jahre nachbeobachtet wurden, kommt zu dem Schluss,
dass eine unbeschränkte Cholesterinzufuhr mit der Ernährung doch nicht
unbedenklich ist: "Denn bei erwachsenen US-Amerikanern war eine höhere
Cholesterinzufuhr deutlich mit einem höheren Erkrankungs- und
Sterblichkeitsrisiko durch Herz-Kreislauf-Erkrankungen verbunden", so
Gohlke. "Also je höher der Cholesterinverzehr in Lebensmitteln oder der
Eierkonsum war, umso höher war auch das kardiovaskuläre Risiko." (*).
Dabei spielte es keine Rolle, ob das Cholesterin vorwiegend über den
Verzehr von Eiern oder über sonstige Komponenten der Nahrung aufgenommen
wurde. Ein Ei enthält etwa 250-280 mg Cholesterin. Allerdings weisen die
Autoren der Studie darauf hin, dass sich ihre Auswertungen nicht ohne
Weiteres auf Menschen außerhalb der USA übertragen ließen. Gohlke folgt
diesem Standpunkt u. a. mit Blick auf Studien in Europa. "Vermutlich
spielt die gängige und beliebte Zubereitung der Eier in den USA,
beispielsweise mit Speck, eine größere Rolle als das Ei selbst."

Erkenntnisse aus US-Studien nicht unbedingt auf Europa übertragbar

Die Europäischen Präventions-Leitlinien geben bezüglich des
Cholesterin-Konsums keine Empfehlungen mehr ab, auch weil gesättigte Fette eine
stärker cholesterinerhöhende Wirkung haben als das mit der Nahrung
zugeführte Cholesterin selbst. Eine spanische Beobachtungsstudie (2) an
einem Kollektiv von über 14.100 gesunden Universitätsabsolventen konnte
auch in der Gruppe der Personen, die mehr als vier Eier pro Woche
verzehrten, kein erhöhtes KHK-Risiko feststellen. "Der Blick beim Essen
sollte daher nicht nur auf die einzelne Nahrungskomponente Ei fallen.
Vielmehr kommt es auf das Gesamternährungskonzept an", gibt Prof. Gohlke
zu bedenken. "Dennoch kann man die neuerlichen Bedenken der
US-amerikanischen Kollegen nicht völlig außer Acht lassen."
In einer schwedischen Studie (3) waren bis zu sechs Eier pro Woche nicht
mit einem erhöhten Risiko für Herzinfarkt und Schlaganfall verbunden, bei
höherem Konsum nahm das Risiko jedoch zu. Das würde einer täglichen
Cholesterinzufuhr nur durch Ei-Konsum von 240 mg pro Tag entsprechen und
damit die Bedenken der neueren US-amerikanischen Studien gegen einen
"ungebremsten" Cholesterinkonsum unterstützen. In diesen Studien geht es
allerdings um einen dauerhaft hohen Cholesterin- bzw. Eierkonsum und nicht
um den über einen kurzen Zeitraum zu Ostern erhöhten Cholesterin-
bzw. Eierkonsum. "Deshalb sollte man sich die Freude am Osterfrühstück auch
nicht durch ein schlechtes Gewissen verderben lassen."

Wichtig: Ungesunde gesättigte Fette in Wurst, Speck & Co. vermeiden!

Die Auswirkung der Cholesterinzufuhr durch die Nahrung auf den
Cholesterinspiegel im Blutserum ist außerdem stark von der übrigen
Ernährung abhängig. Ein hoher Anteil an mehrfach ungesättigten Fetten in
der Ernährung reduziert die Cholesterinaufnahme. "Je höher jedoch der
Anteil der gesättigten Fette in der Nahrung ist, umso stärker fällt die
Cholesterinerhöhung aus. Außerdem verstärken die gesättigten Fette die
Gerinnungsaktivität im Blut. Dadurch begünstigen sie die KHK, Herzinfarkt
und Schlaganfall", erläutert Gohlke. Gesättigte Fette verstecken sich in
erheblichen Mengen z. B. in Fleisch, Speck, Wurst, Schinken und
Schweineschmalz. Gesättigte Fette finden sich zwar auch in Milchprodukten,
z. B. Käse, aber die gesättigten Fette aus der Milch von Kühen, Schafen
und Ziegen werden als eher günstig beurteilt. Die Erkenntnisse der
US-Studie im JAMA (1) unterstreichen die Bedeutung der von den
kardiologischen Gesellschaften und der Herzstiftung empfohlenen
Mittelmeerküche (www.herzstiftung.de/Rezept-Tipps-Mittelmeerkueche) für
die Verbesserung der Prognose von Patienten mit KHK. Wer sich daher
herzgesund ernähren möchte, legt am besten die Betonung seiner Ernährung
auf Gemüse, Obst, Vollkornprodukte, Geflügel, Fisch, Hülsenfrüchte,
Raps- und Olivenöl (kein Kokosnuss- oder Palmöl) und Nüsse. Beobachtungsstudien
zeigen: Bei 200 g Obst und Gemüse pro Tag sinkt das Risiko für die
Arteriosklerose. 30-45 g Ballaststoffe aus Vollkornprodukten, Obst und
Gemüse sind wünschenswert. Auch Fisch (ca. 2-mal pro Woche) wirkt sich
günstig aus. Industrielle Transfette sind möglichst ganz zu vermeiden.


(*) Pro 300 mg Cholesterinzufuhr in Lebensmitteln pro Tag nahm das Risiko
für Herz-Kreislauf-Erkrankungen um relative 17% (absolut: 3,24 %), das
Sterberisiko um relative 18% (absolut 4,43%) zu.

(1) Zhong Victor W et al., Associations of Dietary Cholesterol or Egg
Consumption With Incident Cardiovascular Disease and Mortality. JAMA.
2019;321(11):1081-1095

(2) Zazpe I et al., Egg consumption and risk of cardiovascular disease in
the SUN Project. Eur J Clin Nutr. 2011 Jun;65(6):676-82. doi:
10.1038/ejcn.2011.30. Epub 2011 Mar 23.

(3) Larsson SC et al., Egg consumption and risk of heart failure,
myocardial infarction, and stroke: results from two prospective cohorts
The American Journal of Clinical Nutrition, 102:1007-1013; November 2015

Cholesterin-Ratgeber: 

Worauf bei ungünstigen Cholesterinwerten zu achten
ist, mit welchen Cholesterinsenkern zu hohe Werte behandelt werden und wie
wichtig eine gezielte Ernährung ist, darüber informiert der kostenfreie
Ratgeber "Hohes Cholesterin: Was tun?" (32 S.), erhältlich unter
www.herzstiftung.de/cholesterin-ratgeber.html oder per Tel. 069
955128-400.

Der Sonderdruck "Länger leben durch Mittelmeerküche: Traum oder
Wirklichkeit?" (16 Seiten) von Prof. Dr. Helmut Gohlke (inkl. 5 Rezepte)
kann kostenfrei angefordert werden unter Tel. 069 955128400 oder per
E-Mail unter bestellung@herzstiftung.de 

(Stichwort: Mittelmeerküche-Sonderdruck).

Originalpublikation:

Zhong Victor W et al., Associations of Dietary Cholesterol or Egg
Consumption With Incident Cardiovascular Disease and Mortality. JAMA.
2019;321(11):1081-1095

Weitere Informationen finden Sie unter


http://www.herzstiftung.de/cholesterin-ratgeber.html


http://www.herzstiftung.de/Rezept-Tipps-Mittelmeerkueche

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71611

PM_DHS_Eier-Konsum_Cholesterin-Spiegel_2019-04-15

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 15.04.2019
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MELDUNG/1010: Cannabis-Forschung - Universität Hohenheim startet internationales Forschungsnetzwerk (idw)


Universität Hohenheim - 16.04.2019

Cannabis-Forschung: Universität Hohenheim startet internationales Forschungsnetzwerk

Forschungseinrichtungen und Unternehmen in Deutschland und Kanada arbeiten
gemeinsam daran, Cannabis ohne Rauschmittel-Eignung für den Markt zu
erschließen



Medikamente, Nahrungsergänzungsmittel, Hautpflege?: All das und noch viel
mehr lässt sich aus Cannabis-Varianten herstellen. Doch es gibt noch viele
offene Fragen: Wie gedeiht welche Cannabis-Genetik im mitteleuropäischen
Klima? Welche Möglichkeiten gibt es, die Blüten zu trocknen und nutzbar zu
machen? Und wie lässt sich Cannabis hektarweise ernten? Prof. Dr. Simone
Graeff-Hönninger von der Universität Hohenheim in Stuttgart beschäftigt
sich schon lange mit sogenanntem phytocannabinoidreichen Cannabis. Um die
Forschung voranzutreiben und auch Unternehmen frühzeitig mit
einzubeziehen, hat ihr Team ein deutsch-kanadisches Netzwerk ins Leben
gerufen. Das Projekt wird vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
gefördert und von der Universität Hohenheim koordiniert.

"Dass in der Cannabis-Pflanze viel Potenzial steckt, hat der Handel
mittlerweile erkannt", erklärt die Leiterin der Arbeitsgruppe Anbausysteme
und Modellierung Prof. Dr. Simone Graeff-Hönninger. Ursprünglich wurde
Cannabis in Deutschland als Faserpflanze für Seile, Kleidung oder Papier
angebaut. Dann geriet die Pflanze als potentielle Drogenpflanze in Verruf.
Dabei ließen sich aus Cannabis viele gesundheitsfördernde Stoffe gewinnen:
die sogenannten Cannabinoide. Diese seien vor allem in der Medizin,
Ernährung oder im Bereich der Körperpflege wertvoll, so Prof. Dr.
Graeff-Hönninger.

"Allerdings sind das Wissen um die Cannabis-Pflanze und die
Erfahrungswerte in Deutschland noch recht gering", so Prof. Dr.
Graeff-Hönninger. "Wir wissen zum Beispiel nicht, wie verschiedene Genetiken in
unserem Klima gedeihen und es gibt noch keine Technik, um medizinisches
Cannabis in großen Mengen zu ernten."

Forschung und Handel arbeiten Hand in Hand

Dem Handel fehle nicht nur das nötige Wissen, so Prof. Dr.
Graeff-Hönninger, sondern auch der Zugang zu Cannabis-Pflanzen. "Obwohl das
verwendete Cannabis nicht als Rauschmittel verwendet werden kann, ist der
Anbau in Deutschland streng geregelt."

Die Forschungseinrichtungen brauchen wiederum die Informationen der
Unternehmen, welche Produkte in Planung sind oder von den Verbrauchern
gewünscht sind. "Nur so können wir Cannabis-Genetiken entwickeln, die den
Ansprüchen des Handels gerecht werden."

Dabei profitieren Forschung und die Unternehmen voneinander. Der enorme
zusätzliche Wissensschatz, der sich durch die Zusammenarbeit mit den
kanadischen Partnern ergibt, führt zu einem noch größeren Vorteil für die
am Netzwerk beteiligten Unternehmen.

"In Kanada ist Cannabis schon viel länger ein Thema als in Deutschland",
erklärt Projektmitarbeiterin Samantha Jo Grimes. "Es gibt dort schon viel
mehr Erfahrungswerte, die sich zwar nicht eins zu eins übertragen lassen,
von denen wir aber dennoch lernen können."

Uni Hohenheim forscht im Bereich Anbau und Züchtung

Prof. Dr. Graeff-Hönninger und ihr Team übernehmen nicht nur die Leitung
des im Rahmen der Förderschiene "Internationale ZIM-Netzwerke" erstem vom
BMWI geförderten deutsch-kanadischen Netzwerks, sie arbeiten auch gezielt
an der Weiterentwicklung phyto-cannabinoidreicher, THC-armer
Cannabis-Genetiken.

"Wir arbeiten an Genetiken, die man im mitteleuropäischen Klima auf dem
Feld etablieren kann", erklärt Prof. Dr. Graeff-Hönninger. "Dazu müssen
wir herausfinden, wie verschiedene Genetiken auf Umweltfaktoren,
Sonneneinstrahlung, Bewässerung, Düngung usw. reagieren."

Bei den Pflanzen handelt es sich um medizinisches, phytocannabinoides
Cannabis. Die Pflanzen enthalten zwar kein Rauschmittel, aber andere
Stoffe, sogenannte Cannabinoide, die in der Pharmazie oder im
Lebensmittelsektor Anwendung finden können.

"Die genaue Zusammensetzung der Inhaltsstoffe ist von Genetik zu Genetik
unterschiedlich, ebenso wie andere Eigenschaften", so Prof. Dr.
Graeff-Hönninger. Zukünftig wollen die Forscher Züchter und Unternehmen beraten,
welche Genetik für welches Produkt am geeignetsten ist und für ausgewählte
Genetiken Saatgut bereitstellen.

Weitere Netzwerkpartner erwünscht

Das Projekt "Medizinisch phytocannabinoidreiches (PCR) Cannabis" ist das
erste deutsch-kanadische Netzwerk, das vom Ministerium für Wirtschaft und
Energie gefördert wird. Aktuell besteht es aus vier kanadischen und sieben
deutschen Partnern.

Vor allem mittelständische Unternehmen möchte Prof. Dr. Graeff-Hönninger
ermutigen, sich dem Netzwerk anzuschließen. Für Unternehmen biete sich
hier eine hervorragende Möglichkeit, sich den Bereich Cannabis zu
erschließen. "Firmen haben die Möglichkeit, eigene Fragen an die
Forschungseinrichtungen heranzutragen. Außerdem können Sie Fördermittel
für eigene Projekte beim Ministerium beantragen." Im Rahmen des Netzwerks
sei pro Projekt eine Förderung von 380.000 Euro möglich.

Das Netzwerk "Medizinisch phytocannabinoid-reiches (PCR) Cannabis" ist
zunächst für 18 Monate bewilligt, jedoch mit der Option, drei weitere
Jahre gefördert zu werden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution234
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AUSLAND/2520: Deutsche, Israelis und Palästinenser wollen gemeinsam die Marmorknochenkrankheit besiegen (idw)


Universität Ulm - 16.04.2019

Deutsche, Israelis und Palästinenser wollen gemeinsam die Marmorknochenkrankheit besiegen



In einem trilateralen Projekt wollen deutsche, israelische und
palästinensische Wissenschaftler die Marmorknochenkrankheit (Osteopetrose)
erforschen. Diese eigentlich seltene Erbkrankheit kommt in
palästinensischen Großfamilien auffällig häufig vor. Im Zuge des
Forschungsprojekts ist es den Wissenschaftlern um Prof. Jan Tuckermann von
der Universität Ulm nicht nur gelungen, die Stammbäume betroffener
Familien zu rekonstruieren. Sie haben zudem wichtige molekulare Grundlagen
der Osteopetrose aufgedeckt. Der politisch angespannten Lage zum Trotz
arbeiten die Forschenden hervorragend zusammen: Kinder mit der
lebensbedrohlichen Krankheit werden in israelischen Krankenhäusern
behandelt.

Die "Marmorknochenkrankheit" (Osteopetrose) ist eine Erberkrankung mit
schweren Folgen: Durch eine Störung beim Knochenabbau und einer
dementsprechend erhöhten Knochendichte ist das Wachstum betroffener Kinder
gehemmt. Darüber hinaus kann eine Schädigung der Hirn- und Sehnerven zu
geistigen Defiziten und zur Erblindung führen. Eigentlich gilt die
Osteopetrose als seltene Erkrankung, doch bei palästinensischen
Großfamilien tritt sie auffällig häufig auf. Um die Ursachen dieser
Erbkrankheit zu ergründen und neue Therapieansätze zu entwickeln, bündeln
deutsche, israelische und palästinensische Forschende ihre Kompetenzen.
Ihre Forschungsergebnisse kommen nicht nur von Osteopetrose betroffenen
Familien in den Palästinensergebieten zugute, sie könnten auch zu einem
tieferen Verständnis der Volkskrankheit Osteoporose ("Knochenschwund")
führen. Nun hat die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) eine
Weiterförderung des trilateralen Projekts bis 2022 mit rund 570 000 Euro
beschlossen.

Ein ausgeglichener Knochenauf- und -abbau ist die Grundlage eines gesunden
Skeletts. Bei häufigen Erkrankungen wie Osteoporose oder bei der seltene
Marmorknochenkrankheit (Osteopetrose) ist diese Balance gestört. Wird die
Erbkrankheit Osteopetrose frühzeitig erkannt, können betroffene Kinder
durch eine Knochenmarktransplantation geheilt werden - doch diese
Behandlung ist riskant. Jetzt wurde bei Osteopetrose-Patienten aus den
besonders betroffenen Palästinensergebieten eine Erbgutveränderung
entdeckt, die der Schlüssel zu alternativen Therapieansätzen sein könnte.
Dieser Erbgutveränderung geht eine internationale Forschergruppe um den
Ulmer Biologen Professor Jan Tuckermann auf den Grund - insbesondere
mithilfe von genetischen und zellbiologischen Methoden. In ihrem
trilateralen Forschungsprojekt arbeiten die Naturwissenschaftler der
federführenden Universität Ulm eng mit dem renommierten israelischen
Weizmann-Institut sowie mit der Bethlehem University (Palästinensische
Autonomiegebiete) zusammen.

Als erster Erfolg ist es den Forschenden gelungen, die Stammbäume von
Trägern der Erbgutveränderung zu rekonstruieren und zu erweitern: Es
handelt sich um zwei palästinensische Großfamilien, in denen oftmals
arrangierte Eheschließungen unter Cousinen und Cousins zu einer
Verbreitung der mit Osteopetrose verbundenen Mutation geführt haben.
"Aufgrund unserer Ergebnisse konnten wir eine Aufklärungskampagne
anstoßen. Zudem soll im Heimatdorf der betroffenen Familien eine
Außenstelle des Krankenhauses in Hebron aufgebaut werden", berichtete der
palästinensische Wissenschaftler Professor Moien Kanaan.

Und auch den molekularen Ursachen der Marmorknochenkrankheit sind die
Forschenden auf der Spur: Ausgehend von der neu entdeckten Mutation haben
die israelischen Kooperationspartner um Professor Ari Elson die
Osteopetrose in Mausmodellen simuliert. So können die Forschenden die
Auswirkung der Erbgutveränderung bis auf die molekulare Ebene ergründen.
"Als Ursache der Osteopetrose hatten wir mit einer fehlerhaften Bildung
der knochenabbauenden Zellen, der so genannten Osteoklasten, gerechnet.
Doch im Modell haben wir einen ganz anderen Mechanismus entdeckt:
Tatsächlich vereinigen sich Vorläuferzellen aus dem blutbildenden System
zu gigantischen Osteoklasten. Eine 'Bremse', die den Fusionsprozess
stoppt, greift hier nicht", erklärt Professor Jan Tuckermann. Die Bildung
dieser Riesenzellen könnte also Krankheitsursache und therapeutischer
Ansatzpunkt sein. Wie beim menschlichen Patienten bessern sich die
Symptome der Osteopetrose im Mausmodell nach einer
Knochenmarktransplantation: Die Größe der "Riesenzellen" normalisiert sich
und auch die Anzahl knochenaufbauender Zellen (Osteoblasten) steigt wieder
an. Im Modell hatten die Forschenden nämlich weiterhin eine Abnahme der
Osteoblasten beobachtet - womöglich durch eine fehlerhafte
Informationsübertragung zwischen knochenabbauenden und knochenaufbauenden
Zellen.

Würde es gelingen, bei der Osteoklastenfusion die molekulare Bremse
anzuziehen und somit die Bildung von Riesenzellen zu verhindern, könnte
das Fortschreiten der Marmorknochenkrankheit gestoppt werden. Von dieser
Erkenntnis würden nicht nur von Osteopetrose betroffene palästinensische
Familien profitieren. Auch bei der Volkskrankheit Osteoporose, bei der zu
viel Knochen abgebaut wird, scheint die molekulare Bremse eine Rolle zu
spielen. Somit könnte ein tieferes Verständnis einer seltenen Erbkrankheit
(Häufigkeit ca. 1:200 000) rund acht Millionen Osteoporose-Patienten
alleine in Deutschland zugutekommen.

Das Forschungsprojekt wird als "Trilaterale Fernost-Kooperation" seit 2016
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft mit insgesamt rund 1,5 Millionen
Euro gefördert und hat in mehreren Ländern zur Gründung neuer
Osteopetrose-Konsortien beigetragen - in Europa unter Beteiligung der
Professoren Jan Tuckermann und Ansgar Schulz von der Ulmer
Universitätsklinik für Kinder- und Jugendmedizin.
"Allen politischen Widrigkeiten zum Trotz, arbeiten die deutschen,
israelischen und palästinensischen Forschenden hervorragend im Projekt
zusammen. Palästinensische Kinder mit Osteopetrose werden seit jeher in
israelischen Krankenhäusern behandelt", resümiert Professor Tuckermann.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm - 16.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RECHT/635: Nur Vertragszahnärzte bilden Vorbereitungsassistenten aus - auch im Versorgungszentrum (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 17. April 2019

Ressort: Medizinrecht / Urteile / Gesundheit

Auch im MVZ: Nur Vertragszahnärzte bilden Vorbereitungsassistenten aus



Düsseldorf/Berlin (DAV). Ein Zahnärztliches Medizinisches
Versorgungszentrum darf seinen angestellten Zahnärzten keine
Vorbereitungsassistenten zuordnen. Nur die dort tätigen
Vertragszahnärzte dürfen diese ausbilden. Das berichtet die
Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) mit
Verweis auf eine Entscheidung des Sozialgerichts Düsseldorf vom
5. Dezember 2018 (AZ: S 2 KA 77/17).

Ein zahnärztliches Medizinisches Versorgungszentrum (MVZ) wollte eine
Zahnärztin als Vorbereitungsassistentin beschäftigen und beantragte
die Genehmigung. Das wurde jedoch abgelehnt: Pro Vertragszahnarzt sei
nur die Beschäftigung eines Vorbereitungsassistenten möglich. Dasselbe
müsse für ein MVZ gelten. Das MVZ als solches sei dem Vertragszahnarzt
gleichzusetzen - nicht der darin tätige angestellte Zahnarzt.

Dem stimmte das Gericht zu. Ein Praxisinhaber sei verpflichtet, den
Vorbereitungsassistenten auf die Tätigkeit als frei praktizierender
Kassenzahnarzt und die damit verbundenen zahnärztlichen Pflichten und
Rechte vorzubereiten. Solchen Ausbilder-Anforderungen genüge aber nur
ein Praxisinhaber oder bei einem MVZ ein Vertragszahnarzt. Nur diese
Personen böten die Gewähr, die spezifisch vertragszahnärztlichen
Belange in die Ausbildung einzubringen. Angestellte Zahnärzte
erfüllten die notwendige Eignung eben nicht. So rechneten sie etwa
nicht selbst gegenüber der Kassenzahnärztlichen Vereinigung ab und
trügen nicht das wirtschaftliche Risiko ihrer Tätigkeit.

Bezogen auf ein zahnärztliches MVZ bedeute das, dass allein die dort
tätigen Vertragszahnärzte jeweils einen Vorbereitungsassistenten
ausbilden dürften.

Informationen: www.dav-medizinrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MedR 9/19 vom 17. April 2019

Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht im Deutschen Anwaltverein

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0, Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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STELLUNGNAHME/204: Urteil gegen die Verwendung der Lebensmittelkennzeichnung "Nutri-Score" (idw)


Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten - 16.04.2019

Urteil gegen Verwendung des Nutri-Score

Urteil gegen Verwendung des Nutri-Score: Innovative Lebensmittelhersteller
werden auch durch Klöckner ausgebremst



Zum heutigen Urteil des Landgerichts Hamburg, nach dem die Verwendung der
Lebensmittelkennzeichnung "Nutri-Score" in Deutschland
wettbewerbsrechtlich nicht zulässig ist, kommentiert Barbara Bitzer,
Sprecherin der Deutschen Allianz Nichtübertragbare Krankheiten (DANK):

"Das Urteil zeigt, dass die deutsche Politik die Entwicklung im
Lebensmittelmarkt verschlafen hat. Verbraucher und Hersteller wünschen
sich eine klarere Nährwertkennzeichnung, wie sie durch den
wissenschaftlich fundierten Nutri-Score gewährleistet ist. Innovative
Hersteller dürfen diesen aber in Deutschland nicht verwenden, auch weil
das Ernährungsministerium sich weigert, den Nutri-Score einzuführen -
vermutlich aus Rücksicht auf die Hersteller ungesunder Produkte.
Stattdessen hat Frau Klöckner nun angekündigt, ein ganz neues
Kennzeichnungssystem entwickeln zu wollen. Das von ihr beauftragte
Max-Rubner-Institut weist in seinem Bericht darauf hin, dass dies 'mehrere
Jahre' dauern würde. Dies ist angesichts der hohen Quoten von Übergewicht
in Deutschland und den dramatischen Folgen eine völlig inakzeptable und
unnötige Verzögerung. Denn der Bericht des Max-Rubner-Instituts zeigt
auch: Der Nutri-Score erfüllt die allermeisten geprüften Kriterien für
eine gute Lebensmittelkennzeichnung. Eine Verschiebung um mehrere Jahre
ist daher nur ein Geschenk an die Teile der Lebensmittelindustrie, die
ihrer Verantwortung gegenüber dem Verbraucher nicht gerecht werden wollen.

Wir fordern Frau Klöckner auf, wie im Koalitionsvertrag angekündigt noch
in diesem Sommer eine neue Kennzeichnung für Deutschland vorzulegen.
Aufgrund des Berichts des Max-Rubner-Instituts kann dies nur der
Nutri-Score sein. Das Institut betont in seinem Bericht auch, dass jede
Kennzeichnung einen Mehrwert bei der Produktauswahl bietet gegenüber gar
keiner Kennzeichnung. Frau Klöckner muss den notwendigen Rahmen schaffen,
damit Hersteller ihren Kunden diesen Mehrwert bieten können."

Das betroffene Unternehmen Iglo hat bereits angekündigt, "schnellstmöglich
Berufung gegen das Urteil einzulegen, damit Verbraucher kurzfristig
Verpackungen mit Nutri-Score im Handel erhalten".

Der von französischen Wissenschaftlern entwickelte Nutri-Score ist ein
farbiges System der Lebensmittelkennzeichnung. Dabei wird aus eher
günstigen Inhaltstoffen (z.B. Obst, Gemüse, Ballaststoffe) und eher
ungünstigen Inhaltsstoffen (z.B. Zucker, gesättigte Fettsäuren) ein
Gesamt-Punktwert berechnet. Je nach Wert wird das Produkt auf der
Vorderseite der Verpackung mit einem Buchstaben und einer Farbe auf einer
fünfstufigen Skala gekennzeichnet, von einem dunkelgrünen A bis zu einem
roten E.


Zum Bericht des Max-Rubner-Instituts:

https://www.mri.bund.de/fileadmin/MRI/News/Dateien/MRI-Bericht-Naehrwertkennzeichnungs-Modelle.pdf

Die Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten (DANK) ist ein
Zusammenschluss von 22 medizinisch-wissenschaftlichen Fachgesellschaften,
Verbänden und Forschungseinrichtungen, der sich für Maßnahmen zur
Verhinderung von Krankheiten wie Adipositas, Diabetes, Krebs und
Herz-Kreislaufkrankheiten einsetzt. 

www.dank-allianz.de

Originalpublikation:

https://www.mri.bund.de/fileadmin/MRI/News/Dateien/MRI-Bericht-Naehrwertkennzeichnungs-Modelle.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dank-allianz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2151

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten - 16.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AIDS/1077: Suchtmedizin kann Aids verhindern (DAH)


Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH) - 16. April 2019

Suchtmedizin kann Aids verhindern



Berlin - Bei Drogenkonsument_innen und Substituierten wird HIV oft zu
spät diagnostiziert oder bleibt lange unbehandelt. Ein Leitfaden der
Deutschen Aidshilfe unterstützt Ärzt_innen in der täglichen Praxis.

Suchtmedizinisch tätige Praxen in Deutschland erhalten in diesen Tagen
Post von der Deutschen Aidshilfe. Inhalt: Die Broschüre 'HIV früh
erkennen und behandeln - Ein Leitfaden für die Suchtmedizin'. Sie soll
Ärzt_innen dabei unterstützen, HIV zu thematisieren, einen HIV-Test
anzubieten und gegebenenfalls den Therapiebeginn einzuleiten, um
schwere Erkrankungen zu vermeiden.

Der Leitfaden ist Teil der Kampagne 'Kein Aids für alle - bis 2020!'.
Er wurde gemeinsam mit Fachleuten aus Suchtmedizin, HIV-Behandlung,
Drogenhilfe und Selbsthilfe entwickelt.

'Suchtmedizin hat eine Schlüsselrolle'

Prof. Dr. Markus Backmund, Vorsitzender der Deutschen Gesellschaft für
Suchtmedizin unterstützt das Projekt:

"Wir Suchtmediziner_innen können eine Schlüsselrolle spielen, wenn es
darum geht, Aids-Erkrankungen zu verhindern. Für viele Patient_innen
sind wir die einzige Anlaufstelle im Gesundheitsbereich. Durch die
Substitutionsbehandlung stehen wir kontinuierlich in Kontakt mit ihnen
- eine gute Grundlage für regelmäßige HIV-Tests und erfolgreiche
Behandlungen."

Frühe Diagnose und Behandlung sind möglich

Menschen, die intravenös Drogen konsumieren oder substituiert werden,
sind nicht nur deutlich häufiger von HIV betroffen als die
Gesamtbevölkerung. Bei ihnen wird HIV oft auch zu spät diagnostiziert.
Auch wenn die Infektion bekannt ist, bleiben sie in vielen Fällen
lange ohne Therapie - obwohl eine HIV-Infektion nach den medizinischen
Leitlinien so früh wie möglich behandelt werden sollte. Schwere
Erkrankungen bis hin zu Aids sind die Folge. Außerdem bleibt HIV ohne
Therapie beim Sex übertragbar.

In Zahlen: 4,9% der Teilnehmer_innen in der DRUCK-Studie des
Robert-Koch-Instituts (2016) waren HIV-positiv (Gesamtbevölkerung:
0,1%). Die Therapiequote bei Patient_innen mit HIV-Diagnose lag bei
nur 55% (insgesamt: 92%).

Haupthindernisse für einen frühzeitigen Therapiebeginn sind zu seltene
und unregelmäßige HIV-Tests, häufige Ortswechsel, sowie häufig
ärztliche Bedenken, dass die regelmäßige Einnahme der Medikamente
nicht gelingen könnte.

HIV- und HCV-Therapie funktioniert auch bei Drogenkonsument_innen

Studien und Erfahrungen aus der Praxis zeigen jedoch: Auch diese
Gruppe ist motiviert, sich behandeln zu lassen und die Therapie
funktioniert ähnlich zuverlässig wie bei anderen Patient_innen.

"HIV-Therapien sind inzwischen simpel und wirken selbst dann gut, wenn
die Adhärenz nicht perfekt ist", betont Dr. Hubert Schulbin,
substituierender HIV-Spezialist in Berlin.

Ähnliches gilt mittlerweile für Hepatitis C. Auch bei der
HCV-Infektion unterbleibt häufig eine Therapie, weil Ärzt_innen oder
Patient_innen Bedenken haben - trotz hervorragender Heilungschancen.

Der Schlüssel: ein offenes Gespräch

Ob HIV oder HCV: Grundlage für eine erfolgreiche Therapie sind
Gespräche. So lassen sich regelmäßige Tests empfehlen, Risiken
ausloten und Ängste vor der Diagnose oder Nebenwirkungen ausräumen.

Dazu sagt Armin Schafberger, Arzt und Medizinreferent der Deutschen
Aidshilfe:

"Solche Gespräche sind manchmal nicht einfach, weil sie sensible
Themen wie Drogenkonsum und Sexualität berühren. Diese Broschüre soll
es in jeder Hinsicht erleichtern, im entscheidenden Moment die Weichen
Richtung Therapieerfolg zu stellen."

Tipps von Anamnese über Testverfahren bis Weiterbehandlung

Die kompakte Broschüre liefert:


	Informationen über Test- und Abrechnungsmöglichkeiten

	Gesprächsleitfäden

	Einen Entscheidungsbaum zu Test und Behandlung von HIV und Hepatitis C.

	aufschlussreiche Fallbeispiele

	Links zu weiteren Informationen und HIV-Schwerpunkteinrichtungen



Aids ist heute vermeidbar

Mit der Kampagne 'Kein Aids für alle!' arbeitet die Deutsche Aidshilfe
darauf hin, dass in Deutschland im Jahr 2020 kein Mensch mehr an Aids
erkranken muss.

Zurzeit leben laut Robert-Koch-Institut mehr als 11.000 Menschen
unwissentlich mit HIV - also mit der Gefahr einer vermeidbaren
schweren Erkrankung. Wenn die Infektion hingegen rechtzeitig
diagnostiziert und behandelt wird, können Menschen mit HIV heute alt
werden und leben wie alle anderen. HIV ist unter einer gut wirksamen
Therapie auch nicht mehr übertragbar.


Die Deutsche AIDS-Hilfe ist der Dachverband von rund 120 Organisationen
in Deutschland.

 * 

Quelle:

Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH)

Pressemitteilung vom 16. April 2019

Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Wilhelmstr. 138, 10963 Berlin

Telefon: 030 /69 00 87-16, Fax: 030 / 69 00 87-42

E-Mail: presse@dah.aidshilfe.de

Internet: www.aidshilfe.de
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DEMENZ/433: Forschung - Mechanismus eines genetischen Risikotyps der Alzheimer Krankheit entschlüsselt (idw)


Klinikum der Universität München - 16.04.2019

LMU-Forscher entschlüsseln Mechanismus eines genetischen Risikotyps der Alzheimer Krankheit



Die Alzheimer Krankheit ist die häufigste Ursache für Demenz im Alter.
Über 1,4 Millionen Menschen in Deutschland leben mit Alzheimer, weltweit
sind es etwa 35 Millionen. Die Abschätzung des Alzheimerrisikos für den
Einzelnen im Alter stellt immer noch eine der großen Fragen in der
Demenzforschung dar. Die Vererbbarkeit der Alzheimer Krankheit beträgt 60
bis 80 Prozent. Nun haben kürzlich genomweite Assoziationsstudien in
zehntausenden von Personen neue genetische Varianten entdeckt, die mit
einem erhöhten Alzheimerrisiko einhergehen.

Veränderungen im Gen BIN1 sind der zweitwichtigste genetische
Risikofaktor, den mehr als jeder dritte Mensch aufweist. Dennoch sind die
krankhaften Mechanismen von BIN1, die zur Erhöhung des Alzheimerrisikos
beitragen, noch weitgehend ungeklärt. Anhand von Daten aus einer großen
internationalen Studie zur Alzheimer Krankheit, kurz ADNI genannt, konnte
ein Forscherteam um Prof. Ewers am ISD und der LMU nun erstmals zeigen,
dass Personen mit dem BIN1 Risikotyp erhöhte Ablagerungen des Tau-Proteins
aufweisen. Dr. Nicolai Franzmeier, Erstautor der in Nature Communications
publizierten Studie, erklärt: "In dieser Kooperation mit Partnern in den
USA konnten wir anhand von modernen Bildgebungsverfahren das Tau-Protein
im Gehirn sichtbar machen und so den Zusammenhang mit dem BIN1 Risikogen
aufdecken".

Tau-Ablagerungen sind bei Alzheimer eine der Hauptursachen für das
Absterben der Nervenzellen im Gehirn und damit für die Entstehung der
Demenz. In der Studie konnte eine niedrige Gedächtnisleistung bei
Probanden mit dem BIN1 Risikotyp auf erhöhte Tau-Ablagerungen
zurückgeführt werden. Prof. Ewers kommentiert: "Diese Studienergebnisse
weisen mit BIN1 auf einen neuen Mechanismus der Entstehung von
Tau-Ablagerungen und Gedächtnisverlust hin. Gerade angesichts der bisherigen
Misserfolge von Behandlungsstudien bei der Alzheimer Krankheit sind neue
Ansätze, die auf die Bekämpfung abnormer Veränderungen der Tau-Pathologie
fokussieren, wegweisend."


Originalpublikation:

The BIN1 rs744373 SNP is associated with increased tau-PET levels and
impaired memory", Nature Communicationsvolume 10, Article number: 1766
(2019)

https://www.nature.com/articles/s41467-019-09564-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution550

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Klinikum der Universität München - 16.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





FORSCHUNG/1333: Ein Pilzmedikament hilft der Niere auf die Sprünge (idw)


Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft - 16.04.2019

Ein Pilzmedikament hilft der Niere auf die Sprünge



Bei Fluconazol, einem längst zugelassenen Medikament gegen Pilzbefall, hat
ein MDC-Forschungsteam überraschende neue Eigenschaften entdeckt. Die
Substanz hilft, Wasser aus dem Urin zu ziehen. Das wiesen die Forschenden
in Nagern nach. Patientinnen und Patienten mit seltenen genetischen
Krankheiten, bei denen der Wassertransport der Niere beeinträchtigt ist,
könnte das Pilzmittel einmal helfen. Der Weg zu einer Therapie ist
trotzdem nicht ganz einfach.

Bis zu 20 Liter Harn rauschen bei den Erkrankten täglich in die Toilette,
und ebenso viel müssen sie auch trinken. Das schränkt das Leben von
Patientinnen und Patienten mit Wasserharnruhr (Diabetes insipidus) stark
ein. Bei ihnen entzieht die Niere dem Harn nicht genügend Wasser. Dies
kann genetische Ursachen haben, aber zum Beispiel auch durch Medikamente
ausgelöst werden.

Diesen Menschen könnte zukünftig ein Pilzmedikament mit dem Namen
Fluconazol helfen. Das haben die Forschungsteams um Dr. Enno Klußmann und
Professor Kai Schmidt-Ott am Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin
(MDC) in Berlin herausgefunden. In ihrer neuen Arbeit im Fachblatt Journal
of the American Society of Nephrology erklären sie, wie das Medikament in
der Niere wirkt. Sie zeigen aber auch, weshalb es nicht für alle an
Diabetes insipidus Erkrankten geeignet ist.

Durch Fluconazol gelangt mehr Wasser zurück in den Körper

Das Arzneimittel aktiviert winzige Wasserkanäle (Aquaporine) in den Zellen
der Niere, die in kleinen Vorratsbläschen gespeichert werden. Einmal
aktiviert bilden sie Poren in der Zelloberfläche, durch die Wassermoleküle
fließen können. Die Niere transportiert so Wasser aus dem Harn zurück in
den Körper.

Normalerweise wird dieser Prozess durch das Hormon Vasopressin exakt
gesteuert. "Wenn das Hormon fehlt oder an der Zelle nicht wirken kann,
kann dies zu massiven Verlusten an freiem Wasser über den Urin führen",
sagt Dr. Christian Hinze aus dem Team des Nierenspezialisten Schmidt-Ott
am MDC. "Fluconazol schafft das auch ohne Hormon, zu einem gewissen Grad."

Etwa 30 Prozent der normalen Wasserrückgewinnung kann Fluconazol bei
Mäusen wiederherstellen. Dies wiesen Hinze und seine Kollegin Dr. Tanja
Vukićević an Tieren nach, bei denen die Vasopressin-Wirkung durch einen
anderen Wirkstoff außer Kraft gesetzt wurde.

Keine Therapie für alle Erkrankten

Durch diese Versuche können die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
besser einschätzen, ob die Substanz überhaupt das Zeug zu einem neuen
Therapeutikum für den Menschen hat. "Fluconazol nützt nur etwas, wenn in
der Nierenzelle noch die Maschinerie für die Aquaporine intakt ist", sagt
Klußmann. Patientinnen und Patienten, deren Aquaporin-Gen mutiert ist,
könnte eine zukünftige Therapie mit Fluconazol zum Beispiel nicht helfen.

Hoffnung gibt es jedoch für die Betroffenen, deren Körper erblich bedingt
zu wenig Vasopressin produziert, oder deren Nierenzellen durch eine
Mutation gegenüber dem Hormon unempfindlich sind. Zudem scheidet etwa die
Hälfte der Personen, die Lithium als Medikament nehmen müssen, zu viel
Wasser aus. Auch ihre Nieren reagieren nicht mehr ausreichend auf das
Hormon und könnten im Prinzip von Fluconazol profitieren.

Wirkung in den Zellen der Sammelrohre der Niere

"Jeder Mensch erzeugt in seinen Nieren täglich ganze 180 Liter
Primärharn", sagt Hinze. "Am Ende dürfen aber nur wenige Liter pro Tag als
Urin entstehen." Dafür ziehen die winzigen Röhrchen, die den Harn ins
Nierenbecken leiten, je nach Bedarf mehr oder weniger Wasser aus der
Flüssigkeit. Entscheidend für die hormonell gesteuerte Feinabstimmung
dieses Prozesses sind die letzten Abschnitte dieser Leitungsbahnen, die
Sammelrohre.

An dieser Stelle greift das wiederentdeckte Arzneimittel ein. Die
MDC-Forscherin Tanja Vukićević kultivierte die Zellen des Sammelrohrs von
Ratten in der Petrischale und analysierte die Wirkung im Detail. In ihren
Versuchen beobachtete sie, wie die Aquaporin-Moleküle unter dem Einfluss
des Medikaments an die Oberfläche der Zelle wandern. Ein befreundetes Team
von der Christian-Albrechts-Universität Kiel präparierte die winzigen
Sammelrohre aus Mäusenieren und wies dort direkt nach, dass Fluconazol den
Wassertransport verbessert.

Die nächsten Schritte führen in die Klinik

Bereits 2013 hatten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um Klußmann
in einem großen Screening-Test entdeckt, dass Fluconazol die Lokalisation
der Aquaporine beeinflusst.

Als nächsten Schritt planen die Forscherinnen und Forscher eine Studie an
einigen wenigen Personen. Erst dann könne sich zeigen, ob das Medikament
auch beim Menschen den erhofften Effekt hat. "Es bleibt natürlich
abzuwarten, ob eine solche Therapie wirksam und gleichzeitig verträglich
wäre", sagt Klußmann, der zusammen mit seinen Kolleginnen und Kollegen die
klinische Studie plant. "Auch wenn es nur wenigen Menschen hilft, wäre es
die Mühe wert gewesen."


Originalpublikation:

Tanja Vukicevic, Christian Hinze, et al. (2018): "Fluconazole Increases
Osmotic Water Transport in Renal Collecting Duct through Effects on
Aquaporin-2 Trafficking." J Am Soc Nephrol 30.

https://doi.org/10.1681/ASN.2018060668

Editorial von Joseph G. Verbalis: "An Antifungal for Antidiuresis?" J Am
Soc Nephrol 30 

https://doi.org/10.1681/ASN.2019030285

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mdc-berlin.de/node/69976

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution672
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft - 16.04.2019
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POLITIK/258: Eine Aktie vor Gericht - Glyphosat-Prozesse bestimmen Bayers Schicksal (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 15 vom 12. April 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Eine Aktie vor Gericht

Glyphosat-Prozesse bestimmen Bayers Schicksal

von Jan Pehrke



Die Entscheidung, Monsanto übernehmen zu wollen, fiel bei Bayer nicht im
Konsens. Der damalige Vorstandsvorsitzende Marijn Dekkers wandte sich
dagegen. Für ihn passte das US-Unternehmen nicht in die
Konzern-Strategie und das schlechte Image des Agro-Riesen tat ein
Übriges. Sein designierter Nachfolger Werner Baumann und der
Aufsichtsratsvorsitzende Werner Wenning hingegen befürworteten das
Geschäft. Ihrer Einschätzung nach entsprach sie der industriellen Logik.
Die ganze Branche wurde gerade von einer Konzentrationswelle überzogen
und es galt, "Schlucken oder geschluckt werden". Zudem erlaubte die
"Marktbereinigung" das Durchsetzen höherer Preise. Darüber hinaus
ergänzte das Portfolio von Monsanto das des Konzerns. Und wie immer in
solchen Fällen winkten "Synergie-Effekte".

Baumann und Wenning setzten sich schließlich durch und die nackten
Zahlen geben ihnen recht. Im Geschäftsjahr 2018 erhöhte sich der Umsatz
der Landwirtschaftssparte um 49 Prozent auf 14,3 Milliarden Euro, wobei
47,2 Prozent auf das Konto von Monsanto gingen. Besonders stark wirkte
sich der Deal bei den Herbiziden aus, deren Umsatz wuchs um 58,4
Prozent. "Der Anstieg im Bereich Herbizide ist im Wesentlichen bedingt
durch höhere Preise und Mengen-Ausweitungen von 'Roundup' in
Lateinamerika", hält der Geschäftsbericht fest und führt als zweiten
Faktor einen besseren Absatz in Brasilien an. Dort hatten die
Landwirtinnen und Landwirte ihre Lagerbestände aus dem letzten Jahr
abgebaut und kauften infolgedessen wieder größere Mengen.

Synergie-Effekte haben sich bereits eingestellt. CropScience-Chef Liam
Condon konnte sie sogar schon genau beziffern: Von 870 Millionen Euro
bis zum Jahr 2022 geht er aus.

Aber obwohl die Rechnung von Baumann und Wenning voll aufgegangen ist,
verlor die Bayer-Aktie seit der Monsanto-Übernahme massiv an Wert. Sie
fiel von 86,8 auf aktuell 58 Euro. "Die gute Verfassung des
Unternehmens, die hervorragende Wachstumsperspektiven, die
Ertragskraft - all das sehe ich nur sehr unvollständig im derzeitigen
Börsen-Wert gespiegelt", beklagt der Vorstandsvorsitzende sich dann
auch. Offensichtlich hat da etwas die industrielle Logik durchkreuzt und
dieses Etwas waren die Schadenersatz-Prozesse vor US-amerikanischen
Gerichten in Sachen "Glyphosat". Im ersten Verfahren verurteilten die
Geschworenen Bayer zu einer Zahlung von 78 Millionen Dollar, im zweiten
zu 80 Millionen Dollar. Die Finanzmarkt-Akteure rechneten das auf die
noch ausstehenden 11200 Klagen hoch und stießen die Papiere des
Unternehmens ab.

Trotzdem hält der Leverkusener Multi weiterhin in Treue fest zu seinem
Präparat: "Glyphosat ist bei sachgemäßer Anwendung ein sicheres Produkt,
das kein Krebsrisiko birgt." Dementsprechend geht er gegen die Urteile
vor. Er spekuliert darauf, in den höheren Instanzen mehr Gnade für
Glyphosat zu finden, weil dort Juristen statt Geschworene sitzen, die in
den Augen des Global-Players leicht für das Schicksal der krebskranken
Klägerinnen und Kläger einzunehmen sind. Erst wenn es hier zu keinen
merklichen Reduzierungen der Strafen kommt, dürfte der Konzern den
Geschädigten Vergleiche anbieten und damit anzeigen, welchen Preis er
bereit ist, für das Glyphosat-Desaster zu zahlen.

Die Anleger sehnen diesen Tag herbei, denn er würde für klare
Verhältnisse sorgen und die Phase der Unsicherheit beenden, welche dem
Bayer-Kurs mehr als alles andere schadet. Bis es so weit ist, stellen
die Investoren und Pensionsfonds selber Rechenspiele an. "Kommt Bayer
mit Zahlungen von fünf Milliarden Dollar davon, hat der Bayer-Vorstand
alles richtig gemacht", sagt etwa Markus Manns von Union Investments:
"Muss Bayer am Ende mehr als zehn Milliarden Dollar zahlen, hat der
Vorstand die Risiken von Monsanto klar unterschätzt." An zehn Milliarden
Dollar hängt es ihm zufolge also, ob die industrielle Logik am Ende
ihren Geltungsanspruch zu behaupten vermag. Aber wie auch immer die
Sache ausgeht, die Verlierer stehen jetzt schon fest: Die 12.000
Beschäftigten, die im Zuge des Monsanto-Geschäfts ihren Job verloren
haben, weil Blackrock & Co. angesichts des dahinsinkenden Aktienkurses
Taten vom Leverkusener Multi sehen wollten.
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SUCHT/705: Sucht 4.0 - Gravierende Folgen für die Arbeitswelt (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 16. April 2019

Sucht 4.0: Gravierende Folgen für die Arbeitswelt

DAK-Gesundheitsreport: Millionen Erwerbstätige haben Probleme durch Alkohol und Computerspiele. Kasse fordert Werbeverbot für E-Zigaretten



Trinken, Dampfen, Gamen - das Suchtrisiko von Millionen Beschäftigten
hat gravierende Folgen für die Arbeitswelt. Der Krankenstand bei
betroffenen Erwerbstätigen ist doppelt so hoch. Ferner sind sie häufig
unkonzentrierter im Job oder kommen zu spät. Das zeigt der aktuelle
DAK-Gesundheitsreport "Sucht 4.0". Nach der repräsentativen Studie hat
jeder zehnte Arbeitnehmer einen riskanten Alkoholkonsum -
hochgerechnet betrifft das vier Millionen Menschen. Erstmals
untersucht der Report das Thema Computerspielsucht in der Arbeitswelt.
Ergebnis: Rund 2,6 Millionen Erwerbstätige haben ein riskantes
Nutzungsverhalten. "Auf Grundlage der Ergebnisse brauchen wir eine
breite gesellschaftliche Debatte zur Suchtproblematik", sagt Andreas
Storm, Vorstandschef der DAK-Gesundheit. "Wir fordern ein umfassendes
Werbeverbot für Tabak und E-Zigaretten." Die Kasse startet auch ein
neues Präventionsangebot bei Alkoholproblemen.

Laut DAK-Gesundheitsreport 2019 fehlen Arbeitnehmer mit Hinweisen auf
eine so genannte Substanzstörung deutlich öfter im Job als ihre
Kollegen ohne auffällige Probleme. Der Krankenstand der Betroffenen
ist mit 7,6 Prozent doppelt so hoch. Sie fehlen aber nicht öfter im
Job, weil sie wegen ihrer Suchtproblematik krankgeschrieben werden.
Vielmehr zeigen sich bei ihnen in allen Diagnosegruppen mehr Fehltage.
Besonders deutlich ist der Unterschied bei den psychischen Leiden.
Hier sind es mehr als dreimal so viele Fehltage. Bei
Muskel-Skelett-Erkrankungen wie Rückenschmerzen gibt es ein Plus von
89 Prozent, bei Atemwegserkrankungen sind es 52 Prozent. Insgesamt
gibt es nach der DAK-Studie unter den Erwerbstätigen 6,5 Millionen
abhängige Raucher, 400.000 erfüllen die Kriterien einer Internet
Gaming Disorder (Computerspielsucht), 160.000 Erwerbstätige sind
alkoholabhängig.

Der Großteil der direkten Krankmeldungen bei Suchtproblemen ist auf
Alkohol zurückzuführen (74 Prozent). Laut Studie der DAK-Gesundheit
hat jeder zehnte Arbeitnehmer in Deutschland einen riskanten
Alkoholkonsum. Damit setzen sich rund vier Millionen Erwerbstätige mit
ihrem Trinkverhalten Risiken aus, krank oder abhängig zu werden. "Die
hohe Zahl der Betroffenen ist alarmierend. Der riskante Umgang mit
Alkohol bleibt ein zentrales Problem in unserer Gesellschaft, das auch
gravierende Folgen in der Arbeitswelt hat", sagt der
Vorstandsvorsitzende der DAK-Gesundheit Andreas Storm. "Sucht ist eine
Krankheit, die jeden treffen kann. Wir wollen eine breite und offene
Debatte anstoßen. Wir müssen hinsehen, hinhören und handeln, um
Betroffene nicht allein zu lassen. Ist es Genuss, Gewohnheit oder
bereits Sucht?" Beim Thema Alkoholprävention fehlen flächendeckende
und wirksame Angebote. Die DAK-Gesundheit schließt diese
Versorgungslücke ab sofort mit einem neuen Online-Selbsthilfeprogramm
bei Alkoholproblemen.

Besonders junge Erwerbstätige trinken riskant: Jeder Sechste zwischen
18 und 29 Jahren ist betroffen. Der Anteil der Beschäftigten dieser
Altersgruppe mit riskantem Alkoholkonsum ist fast doppelt so groß wie
unter den 40- bis 49-Jährigen. Insgesamt verdeutlicht die
Beschäftigtenbefragung im Rahmen des DAK-Reports auch mögliche
arbeitsbedingte Risikofaktoren für den Umgang mit Alkohol: So ist der
Anteil der Beschäftigten mit einem Alkoholproblem größer, je häufiger
sie an der Grenze der Leistungsfähigkeit gearbeitet haben. Auch
starker Termin- und Leistungsdruck sowie emotional belastende
Situationen bei der Arbeit werden als mögliche Risikofaktoren für
einen erhöhten Alkoholkonsum genannt. "Sucht betrifft alle Bereiche
unseres Lebens und damit auch stark das Berufsleben", betont die
Bundesdrogenbeauftragte Marlene Mortler. "Umso wichtiger ist es, dass
auch Arbeitgeber offen mit dem Thema Sucht umgehen. Sie müssen ihrer
Fürsorgepflicht gerecht werden und Mitarbeiter frühzeitig ansprechen
und Hilfe anbieten."

Die Analyse zeigt die Folgen des Trinkverhaltens für die Arbeitswelt.
Je höher der Alkoholkonsum, desto gravierender sind die Auswirkungen:

- Jeder neunte Arbeitnehmer mit riskantem Trinkverhalten gibt an, in
den letzten drei Monaten wegen Alkohol abgelenkt oder unkonzentriert
bei der Arbeit gewesen zu sein. Bei Erwerbstätigen mit einer möglichen
Alkoholabhängigkeit sagt dies fast jeder Zweite (47,3 Prozent).

- 6,8 Prozent der Beschäftigten mit riskantem Alkoholkonsum geben an,
deshalb zu spät zur Arbeit gekommen zu sein oder früher Feierabend
gemacht zu haben. Bei Beschäftigten mit einer möglichen
Alkoholabhängigkeit sind es 27,2 Prozent.

- 3,8 Prozent der Beschäftigten mit riskantem Alkoholkonsum trinken
nach eigenen Angaben Alkohol auch mehrmals pro Monat oder häufiger bei
der Arbeit. Bei Beschäftigten mit einer möglichen Abhängigkeit sind es
17,2 Prozent.

- Bei 1,4 Prozent der Arbeitnehmer mit riskantem Trinkverhalten hat
ihr Alkoholkonsum nach eigenen Angaben eine Rolle für eine oder
mehrere Krankmeldungen innerhalb des vergangenen Jahres gespielt. Bei
Beschäftigten mit einer möglichen Alkoholabhängigkeit sind es 7,2
Prozent.

Erstmals untersucht der Report auch das Thema Gaming und seine
Auswirkungen auf die Arbeitswelt. Demnach spielt mehr als jeder zweite
Erwerbstätige (56,1 Prozent) Computerspiele. 6,5 Prozent der
Erwerbstätigen in Deutschland gelten als riskante Gamer. Das heißt:
2,6 Millionen Beschäftigte zeigen auffälliges Nutzungsverhalten. Jeder
Vierte von ihnen spielt auch während seiner Arbeitszeit. Vor allem
junge Erwerbstätige zwischen 18 und 29 Jahren sowie Männer sind laut
DAK-Report riskante Computerspieler (11,6 Prozent und 8,5 Prozent).

Auch das Gamen beeinflusst die Arbeitswelt und die Gesundheit stark:

- Jeder vierte Arbeitnehmer mit riskantem Spielverhalten gibt an,
während der Arbeitszeit Computerspiele zu spielen. Bei Erwerbstätigen
mit Computerspielsucht sagt das fast jeder Zweite.

- Etwa jeder zehnte Arbeitnehmer mit riskantem Spielverhalten (9,4
Prozent) war in den letzten drei Monaten nach eigenen Angaben wegen
des Computerspielens abgelenkt oder unkonzentriert bei der Arbeit. Bei
Erwerbstätigen mit einer Computerspielsucht betrifft dies mehr als
jeden Dritten (34,1 Prozent).

- 8,6 Prozent der riskanten Gamer kamen wegen ihres Spielens zu spät
zur Arbeit oder machten deshalb früher Feierabend. Bei
computerspielsüchtigen Beschäftigten sind es 24,8 Prozent.

- Bei 0,7 Prozent der Arbeitnehmer mit riskantem Spielverhalten hat
das Spielen eine Rolle für eine oder mehrere Krankmeldungen innerhalb
des vergangenen Jahres gespielt. Bei süchtigen Beschäftigten sind es
9,7 Prozent.

Das Rauchen von Zigaretten ist laut DAK-Report die verbreitetste
Sucht, die auch die Arbeitswelt betrifft. 22 Prozent der
Erwerbstätigen greifen zum Glimmstängel. Unter den jungen
Erwerbstätigen zwischen 18 und 29 Jahren gibt es mit 16,3 Prozent den
geringsten Anteil. Bei den 60- bis 65-jährigen Berufstätigen raucht
fast jeder Vierte (23,7 Prozent). Fast jeder zweite Raucher raucht
auch während seiner Arbeitszeit, also außerhalb der Arbeitspausen.

Derzeit dampfen rund fünf Prozent der Erwerbstätigen in Deutschland
E-Zigarette. Diese Quote ist über alle Altersgruppen hinweg in etwa
gleich. Raucher von E-Zigaretten greifen oft parallel zur
herkömmlichen Zigarette, belegt der DAK-Report. Dampfer finden sich
deshalb fast ausschließlich unter Rauchern und Ex-Rauchern. Mit 85
Prozent konsumiert die deutliche Mehrheit der Dampfer Liquid mit
Nikotin. "Dampfen mit Nikotin oder Tabak führt in die Abhängigkeit,
genau wie herkömmliche Zigaretten", warnt Andreas Storm. "Deshalb
brauchen wir endlich ein umfassendes Werbeverbot für Tabak, Zigaretten
und E-Zigaretten. Diese Forderung unterstützt auch die
Fachgesellschaft der Lungenärzte mit Hinweis auf die
Gesundheitsrisiken. Weil E-Zigaretten gesundheitsgefährdende
Suchtmittel sind, dürfen sie nicht vom geplanten Tabakwerbeverbot der
Bundesregierung ausgenommen werden."

Mit Blick auf die Ergebnisse des Reports bietet die DAK-Gesundheit ab
sofort ein neues präventiv ansetzendes Hilfsangebot bei
Alkoholproblemen an - und schließt damit eine Versorgungslücke in
Deutschland. Bislang fehlen flächendeckende und wirksame Angebote.
Versicherte der Krankenkasse können das kostenlose Online-Coaching
"Vorvida" nutzen, um ihren Alkoholkonsum zu reduzieren. Eine aktuelle
wissenschaftliche Untersuchung des Universitätsklinikums Hamburg
Eppendorf (UKE) belegt die Wirksamkeit: Bei den Teilnehmern sank das
riskante Trinkverhalten um bis zu 75 Prozent. Die DAK-Gesundheit ist
die erste Krankenkasse, die das Programm der Hamburger GAIA AG ihren
Versicherten anbietet. Das Online-Coaching "Vorvida" ist auf
Smartphones und Tablets mobil voll nutzbar. Es kann auch über die
digitale Gesundheitsplattform "Vivy" genutzt werden. Alle Daten werden
vertraulich behandelt und nicht weitergegeben. Eine Anmeldung ist auf
www.vorvida.de/dak möglich.

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 16. April 2019

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg
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AKTION/993: Hamburg - Erregern auf der Spur, öffentliche Veranstaltung mit Podiumsdiskussion am 24.04.2019


Akademie der Wissenschaften in Hamburg - 17.04.2019

Erregern auf der Spur - Podiumsdiskussion am 24.04.2019



Jedes Jahr entdecken Forscherinnen und Forscher neue Erreger oder es
entstehen neue, wie z. B. Grippeviren. Wie manipulieren Erreger
menschliche Zellen? Welche molekularen Mechanismen liegen einer Infektion
zu Grunde und wie können wir diese gezielt manipulieren? Diese und andere
Probleme analysieren die Forscherinnen und Forscher am CSSB. Kann ihr
Wissen vorhandene Therapien verbessern? Was bedeutet diese innovative
Forschung für den Wissenschaftsstandort Hamburg? Diese und weitere Fragen
diskutieren Experten auf Einladung des CSSB und der Akademie der
Wissenschaften in Hamburg am Mittwoch, den 24. April 2019 ab 19 Uhr im
Lichthof der Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg.

Podiumsteilnehmerinnen und -teilnehmer:

Prof. Dr. Marylyn Addo

Deutsches Zentrum für Infektionsforschung (DZIF),

Leiterin der Sektion Infektiologie, UKE

Prof. Dr. Carsten Claussen

Fraunhofer-Institut für Molekularbiologie und Angewandte Ökologie IME

Katharina Fegebank

Senatorin für Wissenschaft, Forschung und Gleichstellung

Zweite Bürgermeisterin der Freien und Hansestadt Hamburg

Prof. Dr. Michael Kolbe

Gruppenleiter des Zentrums für Strukturelle Systembiologie (CSSB)

Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung (HZI), Universität Hamburg (UHH)

Moderiert wird die Veranstaltung von der Wissenschaftsjournalistin Angela
Grosse.


Heute reisen Erreger schon "im Gepäck" von Waren oder Touristen rund um
den Globus; in Zukunft könnten mit dem Klimawandel auch Überträgertiere
aus den Tropen dauerhaft in gemäßigtere Klimazonen vordringen. Experten
warnen, dass Infektionskrankheiten nicht nur die Gesundheit, sondern auch
die Wirtschaft und unsere Gesellschaft gefährden könnten. Ökonomische und
regulatorische Engpässe in der Medikamentenentwicklung hemmen die schnelle
Entwicklung von neuen Ansätzen und Therapien.

Der Schlüssel zur Bekämpfung von Infektionskrankheiten ist ein
detailliertes Verständnis der zugrunde liegenden molekularen Mechanismen.
Die Mission vom CSSB ist es, neueste Ergebnisse in Bereichen der
Infektionsbiologie mit zunehmender klinischer Bedeutung zu erzielen. Dazu
forschen CSSB-Wissenschaftlerinnen und -Wissenschaftler mit Hilfe
modernster Technik, um den Erregern auf der Spur zu bleiben.

Im Anschluss an die eineinhalbstündige Diskussion besteht die Möglichkeit,
sich bei Gesprächen mit der Expertin und den Experten vertieft
auszutauschen.

Die Veranstaltung ist öffentlich und kostenfrei.

Um Anmeldung wird gebeten unter:

https://www.cssb-hamburg.de/aufderspur


Termin:

Erregern auf der Spur

Mittwoch, 24. April 2019

19.00-21.00 Uhr

Lichthof im Altbau der Staats-und Universitätsbibliothek Hamburg

Edmund-Siemers-Allee / Ecke Grindelallee, 20146 Hamburg

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71639

PM_AdWHH_CSSB_24.04.2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Akademie der Wissenschaften in Hamburg - 17.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/397: Hamburg - Grundfragen der Ethik in der Medizin. Ein interdisziplinäres Seminar, 25.04.-27.06.2017


ARBEITSKREIS INTERDISZIPLINÄRES ETHIK-SEMINAR

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf und

Fachbereich Informatik, Ethik in der Informationstechnologie, Universität Hamburg

Sommersemester 2019

GRUNDFRAGEN DER ETHIK IN DER MEDIZIN

Ein interdisziplinäres Seminar



GRUNDFRAGEN DER ETHIK IN DER MEDIZIN

Ein interdisziplinäres Seminar

Donnerstags, 16.15-18.00 bzw. 18:30-20:00 Uhr

UKE, Medizinhistorisches Museum, N 30b, Eingang rechts


Das Seminar ist öffentlich; für das Fortbildungszertifikat der
Ärztekammer Hamburg werden die einzelnen Veranstaltungen mit je 3
Punkten bewertet


25.04.2019 - 16:15-18:00 Uhr

Spurensuche. Erste Ärztinnen in Hamburg und am UKE.

Vortrag und Ausstellungseröffnung

Eva Brinkschulte

09.05.2019 - 16:15-18:00 Uhr

Selbstbestimmung und Krisenintervention:

Behandlungsvereinbarungen in der Psychiatrie

Thomas Bock

06.06.2019 - 18:30-20:00 Uhr 

Buchpräsentation "Vertreibung aus Hamburg. 

Die Ärztin Rahel Liebeschütz-Plaut"

Eine Veranstaltung der Reihe zu Medizin, Gesellschaft und Politik

Doris Fischer-Radizi

20.06.2019 - 16:15-18:00 Uhr 

"Digital Health": Chancen und Risiken der digitalisierten Medizin an Beispielen aus Lehre und Klinik

Natalia Kirsten, Tobias Gauer, René Werner

27.06.2019 - 18:30-20:00 Uhr

Ärztin/Arzt werden, Ärztin/Arzt sein

Eine Veranstaltung der Reihe zu Medizin, Gesellschaft und Politik

Athanasios Soulos, Ricarda Bessel, Friederike Kröger, Doris Fischer-Radizi


Referierende:

Ricarda Bessel, Studierende der Medizin, UKE

Prof. Dr. Thomas Bock, Klinik und Poliklinik für Psychiatrie und Psychotherapie, UKE

Prof. Dr. Eva Brinkschulte, Otto-von-Guericke-Universität, Magdeburg

Dr. Doris Fischer-Radizi, Fachärztin für Allgemeinmedizin und Autorin, Hamburg

Dr. Tobias Gauer, Klinik und Poliklinik für Strahlentherapie und Radiologie, UKE

Dr. Natalia Kirsten, Institut für Versorgungsforschung in der Dermatologie, UKE

Dr. Friederike Kröger, Universitäres Herzzentrum, UKE

Athanasios Soulos, Prodekanat für Lehre, UKE

Michael Viebig, Leiter der Gedenkstätte ROTER OCHSE, Halle (Saale)

Dr. René Werner, Institut für Computational Neuroscience, UKE

 * 

Quelle:

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf und

Fachbereich Informatik, Ethik in der Informationstechnologie, Universität Hamburg

Martinistr. 52, 20246 Hamburg

Telefon: 040 / 40 7410-0

E-Mail: info@uke.de

Internet: www.uke.de
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VORTRAG/850: Heidelberg - Ethische und historische Aspekten der Reproduktionsmedizin, Vortragsreihe 24.04.-02.07.19


Universitätsklinikum Heidelberg - 16.04.2019

Ist alles erlaubt, was machbar ist?

Vortragsreihe zu ethischen und historischen Aspekten der
Reproduktionsmedizin | Start am 24. April in dem Marsilius Arkaden |
Öffentlichkeit ist herzlich eingeladen 

Eintritt ist frei und eine Anmeldung nicht erforderlich



Von der Diagnose noch ehe das Kind geboren ist, bis zur theoretischen
Möglichkeit der Genveränderung von Neugeborenen - Das Forschungsfeld der
menschlichen Fortpflanzung entwickelt sich rasant. Doch ist alles gut, was
technisch und medizinisch machbar ist? Unter dem Titel "Reproduktion,
Ökonomie und Gesellschaft" veranstaltet das Institut für Geschichte und
Ethik der Medizin der Medizinischen Fakultät Heidelberg eine
Vortragsreihe, die sich mit den ethischen und geschichtlichen Aspekten der
Reproduktion in Medizin und Gesellschaft auseinandersetzt.

Inhaltlich liegt ein Schwerpunkt auf der geschichtlichen Entwicklung der
Wissenschaft in Bezug auf die Fortpflanzung und auf ethischen Bewertungen
neuer medizinischer Verfahren. "Den neuen medizinischen Möglichkeiten wird
in öffentlichen Debatten auch immer eine Gefährdung gesellschaftlicher
Werte nachgesagt, doch das Abwägen zwischen Chancen und Risiken neuer
Verfahren hat es auch in der Vergangenheit gegeben; Hier hängen Ethik und
Geschichte eng zusammen", sagt dazu die Philosophin Dr. Nadia Primc vom
Institut für Geschichte und Ethik der Medizin Heidelberg.

Die Vorträge richten sich an die interessierte Öffentlichkeit und
Wissenschaftler angrenzender Fachrichtungen und finden immer mittwochs von
18.15 bis 19.15 Uhr in den Marsilius Arkaden (Turm Süd), Im Neuenheimer
Feld 130.2, 69120 Heidelberg im Raum K13 statt. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich.

In dem Eröffnungsvortrag am 24. April geht Primc der Frage "Haben wir ein
Anrecht auf ein nicht-manipuliertes Genom?" nach. Die Fortsetzung
übernimmt Dr. Sabine Rösner von der Universitätsfrauenklinik Heidelberg am
15. Mai mit ihrem Vortrag "Kinderwunsch und Krebs". Am 22. Mai spricht Dr.
Giovanni Rubeis vom Institut für Geschichte und Ethik der Medizin über
"Pränataldiagnostik als liberale Eugenik?".

Weitere Vorträge sind:


	Risikokinder. Eine Geschichte der Wissenschaft und Vorsorge (05.06.), Dr. Birgit Nemec, Institut für Geschichte und Ethik der Medizin Heidelberg

	Vor der Geburt. Zur Geschichte der Pränatalen Prägung (26.06.), Prof. Dr. Caroline Arni, Department Geschichte der Universität Basel.

	Beruf oder Mutter? Die Professionalisierung der privaten Kinderbetreuung (02.07.), Prof. Dr. Katja Patzel-Mattern, Historisches Seminar Heidelberg



Weitere Informationen finden Sie unter

http://Flyer der Veranstaltungsreihe:

http://www.medizinische-fakultaet-hd.uni-heidelberg.de/fileadmin/inst_geschichte_med/Docs/Aktuelles/Veranstaltungsreihe_Reproduktion.pdf

http://Homepage des Instituts für Geschichte und Ethik der Medizin Heidelberg:

http://www.medizinische-fakultaet-hd.uni-heidelberg.de/Institut-fuer-Geschichte-und-Ethik-der-Medizin.102539.0.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution665

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Heidelberg - 16.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/5083: Glitterhase Mail-Oster-Mail 18.04.19 (glitterhouse)


GLITTERHASE MAIL-OSTER-MAIL (18.04.2019)



In einer Woche erscheint das neue Hugo Race-Album

Lebenszeichen von der dunklen Seite des Folk

Hugo Race Fatalists - Taken By The Dream

LP (+DLC)/CD - EUR 17,75/15,75

Nach seinen letzten künstlerischen Exkursionen in die Welt des 21st
Century Blues ('John Lee Hooker's World Today') und der World
Electronica (Dirtmusic's 'Bu Bir Ruya' und 'Gemini 4'), kehrt der
Weltenbummler aus Melbourne endlich mit einem neuen Fatalists Album
zurück. Aufgenommen und produziert wurde 'Taken By The Dream' in
Sizilien zusammen mit Diego Sapignoli und Francesco Giampaoli von
Sacri Cuori. Als Gastmusiker sind Chris Brokaw (Lemonheads, Come,
Codeine), Bryan Colechin (The True Spirit), Violinist Vicki Brown
(Calexico), Singer-Songwriterin Lisa Crawley, Giovanni Ferrario
(Scisma, Micevice) und Michelangelo Russo auf dem Album zu hören.
Hugo Race Fatalists 'Taken By The Dream' ist ein fesselndes Album
einer Untergrundlegende, die nie besser war als heute.

"(This is) a profound and intimate journey, accompanied by an
experienced guide who investigates every dark corner of the human
soul, an author who should not be missing in any respectable
discography." (Paolo Dordi/Rockerilla Magazin)

"Nie klang der Australier besser als heute. Mit wohliger Inbrunst
präsentiert er die dunkle Seite des Folk in berauschend schönen
Songs." (Plattenladentipps)

"Der frühere, deutlich krudere Blues-Rock ist einem entspannteren und
melodischen Gesamtsound gewichen, bei dem Race mit vielschichtiger,
dennoch minimalistisch wirkender Instrumentierung eine ungemein
dichte Atmosphäre erzeugt, die die gewohnt magische Anziehungskraft
besitzt." (OxFanzine)


1 Gratis-CD pro Osterauftrag

Fröhliche Promostern!

Einst, in den Tagen, als das Wünschen noch geholfen hat, Politiker
intelligent UND ehrlich waren und man sich mit dem Verkauf von
physischen Tonträgern die Nase wund verdienen konnte, wurde der
kreative Katalog-Kopf noch zugeschüttet mit Promotions- und
Hörmustern, um dem Endkunden das akustische Erlebnis auch 1:1 in
gewählten Worten nahezubringen. Heute erhält man auf siebenmaliges
Mustererflehen nur noch den lapidaren Hinweis "Geh doch zu Youtube,
Du schändlicher Schreiberling"" oder "Ja, seid Ihr denn nicht bei
Spotify?", und würde es ab und an schon fast müde, sich weiter
winselnd im Staub zu winden, nur um so dringlich gewünschte
Hörerlebnisse zu erbetteln. Dennoch hat sich auch im Laufe der
letzten Monate wieder eine mehr als gute Handvoll von
Tonträgermustern in meiner Kemenate angesammelt, durchweg hochwertige
Vollalben, aber immer als Promotionsexemplar erkennbar, mal in
Pappschuber gebettet, mal in der Plastikhülle gereicht, mal mit
Obacht!-Muster!-Aufdruck versehen. Für kein Geld der Welt
verkäuflich, aber mehr als wert, an gute Kunden verschenkt zu werden.
Und drum erhält jeder Besteller, dessen Auftrag uns am
Osterwochenende, von Newsletter-Versand bis Ostermontagabend,
erreicht, zur Feier der Festtage 1 volles Album als Geschenk
beigelegt, pro Auftrag 1 CD, als akustisches Osterei vom
Glitterhasen.


Der April-Mailorder-Katalog im Netz

Fast noch ganz frisch: Unsere monatliche Mailorder-Gazette, nahezu
alles April-aktuell musikalisch Wissenswerte auf ca. 1 Blick.


Auserwählte Pretiosen zum wohlverdienten Wochenende

Sara Bareilles - Amidst The Chaos

CD - EUR 12,95

Erinnert sich noch jemand der heftigen Hype-Wellen, die eine Zeitlang
sämtliche Schritte erzeugten, die T-Bone Burnett vor allem als
Produzent tätigte? Aber irgendwie scheint nicht ein gutes Dutzend
Jahre, sondern fast eine Generation zwischen den unvergesslichen
Raising Sand-Tagen und dem heutigen Wirken von Sankt Swamp zu liegen,
sodass er sich in Ruhe und Reife auch - zumindest hierzulande -
kleineren, feineren Themen wie einer bleibenden
Singer-Songwriter-Pop-Perle wie der vorliegenden widmen kann. Wie wir
kleine Handvoll wahrer Sara-Verehrer nicht nur ahnen, sondern wissen,
hat die zwischenzeitlich auch via Broadway-Erfahrung (siehe weiter
unten) und einer unvergesslichen Both Sides Now-Darbietung im Rahmen
der Oscar-Verleihung bei einem größeren Publikum bekannt gewordene
Künstlerin absolut nichts von ihrer magischen Songwriting- und
Stimm-Wirkung verloren, sodass auch ihr 2019er Melodienreigen vor
ewig wirkender Eingängigkeit glänzt. Aber es ist dem einfühlsam
eigensinnigen In-Szene-Setzen des wirklich großen T-Bone (und seiner
im Gepäck mitreisenden Muskerschar mit Jim Keltner, Dennis Crouch,
Jay Bellerose, Blake Mills, Joseph Ryan und vor allem Marc Ribot) zu
verdanken, dass die makellose Schönheit der Bareilles-Melodien hier
eine neue, dezent deftigere, mitunter deutlich rauhere Schale
verliehen wird, die ihrer betörenden Sanges- und Pianospielkunst ein
frisches, leicht wind- und wettergegerbtes Gesicht verleiht, ohne
ihre betörende Grazie zu gefährden. Großartige Pop-Perlen von
extremer Eingängigkeit und bleibender Güte, in ein bewegt-brodelndes
Bett aus Singer-Songwriter-Rock, Swamp Blues, Motown Soul und leisen
Gospel- und Jazz-Noten gebettet. Ansprechend anders, gewohnt gut.
(cpa)


Herman Brood & His Wild Romance - Live At Rockpalast
1978+1990

2-CD+DVD - EUR 17,95

MIG-Zusammenlegung der beiden einst nur separat erhältlichen
Doppel-CD- und DVD-Ausgaben zweier Rockpalast-Auftritte dieser
einzigartigen niederländischen Rock-Ikone, aufgezeichnet bei
Konzerten in der Dortmunder Westfalenhalle (1978) und in der Live
Music Hall Köln (1990). Sowohl CD als auch DVD bieten das gleiche
42-Track-Listing, die DVD bringt es auf eine Laufzeit von ugf. 120
Minuten.


Drugdealer - Honey

LP/CD - EUR 23,95/14,95

Es beginnt wie ein sanfter Nachhall zu einem klassischen
Morricone-Soundtrack: mit Clavinet und Kinderchor, melancholisch und
vielversprechend. Im Weiteren entfaltet Michael Collins, der auch als
Run DMT und Salvia Plath unterwegs ist, sein in diesem Format gewohnt
intimes Retro-Universum. Das bedient sich bei allerlei schönen Sachen
aus den späten 60ern (Burt Bacharach) und der ersten Hälfte der 70er.
Sehr sauber produziert, das meiste klassischer Pop in etwas barocker
und milde psychedelischer Anmutung. Die Assoziationen reichen vom
seichten (aber guten) Gilbert O'Sullivan über Donovan bis zu Marc
Bolan. Inszeniert mit durchweg schönen Background-Chören, Piano,
Fender Rhodes, einmal auch mit Streichern und Gebläse. Der Sound ist
gewollt slick, nicht nur die elegante E-Gitarre erinnert an Steely
Dan. Die Songs sind rund und harmonisch, teils fast ein bisschen
Beatles-Style, Todd Rundgren und Westcoast. Der Kalifornier aus dem
Umfeld von Ariel Pink überzeugt auf seinem zweiten Album mit
verspielt-stilsicherem Vintage-Sound abseits aktueller Moden. (Joe
Whirlypop)


Elva - Winter Sun

LP/CD - EUR 16,95/14,95

Wie wunderbar: Elva sind die neue Band von Elizabeth Morris, der
Sängerin der bewundernswerten Allo Darlin' (die aber hoffentlich auch
noch existieren...). Gemeinsam mit dem Norweger Ola Innset (Making
Marks, Sunturns) klingt die gebürtige Australierin auch hier wie eine
unaufgeregte Version von Belle & Sebastian. Geboten wird
luftig-flockiger, folky Indie-Pop mit den allerschönsten Melodien -
scheinbar locker aus dem Ärmel geschüttelt. Mit schlanker Grandezza
inszeniert und harmonieselig zweistimmig gesungen - ein Traum!
Aufgenommen in schwedischen Wäldern, mit oft schlichten Arrangements
und doch so harmonisch rund und stimmig. Akustische Gitarren prägen
das Bild, es wird aber auch mal lauter und elektrisch. Eingespielt
mit kleiner Band, ein bisschen Orgel, E-Piano, Cello oder Pedal
Steel, einigen Streichern. Man hört aber fast nur auf diese
einnehmenden Stimmen und betörenden Melodien. Mal wehmütig, mal
sonnig - immer unwiderstehlich, unprätentiös, freundlich und extrem
sympathisch. In besseren Zeiten wäre eine solche Band ein leuchtender
Stern am Indie-Himmel, so bleibt es (noch) bei einem Geheimtipp für
Eingeweihte. (Joe Whirlypop)


RSD zum 1.

Nachdem sich der Staub vom Plattenfeiertag 2019 so langsam gelegt
hat, konnten wir noch eine kleine Handvoll ausgesuchter Record Store
Day-Delikatessen für Euch auf die sichere Seite schaffen. Bitte
zugreifen solange der Vorrat reicht:

William Fitzsimmons - Live (RSD)

2-LP - EUR 19,95

Erstes offizielles, leider auch höchst limitiertes Live-Album des
bärtigen Barden, fußend auf Aufnahmen der 2016er Tournee und
mitgeschnitten bei Auftritten in Chicago, Los Angeles, Amsterdam,
Paris und Köln. 17 Tracks incl. Passion Play, I Don't Feel It
Anymore, Beautiful Girl, A Part, Pittsburgh, Fortune, Afterall,
Shattered, Heart Your Heart, We Feel Alone. Die Vinyl-Version hat,
Dank Plattenfeiertag, einen kurzen VÖ-Vorsprung, die reguläre CD
folgt kurzzeitg später.


RSD zum 2.

Grateful Dead - The Warfield, San Francisco, CA 10/9/80 (RSD)

2-LP/2-CD - EUR 39,95/21,95

In beiden Formaten (!) eigens für den Record Store Day 2019
produzierter, dementsprechend auflagenseitig schwer limitierter
Doppel-Tonträger mit zwei 1980er Warfield-Shows aus einer Reihe von
Konzerten anlässlich des 15-jährigen Band-Bestehens. Beide Versionen
bieten zwei legendäre Akustik-Sets vom 9. und 10. Oktober 1980 incl.
u.a. Dire Wolf, Cassidy, Bird Song, Monkey And The Engineer, To Lay
Me Down, Dark Hollow, On The Road Again, The Race Is On, Oh Babe It
Ain't No Lie, It Must Have Been The Roses, Jack-A-Roe, Heaven Help
Thee Fool und Ripple. Insgesamt 19 Tracks mit relativ wenigen
Überschneidungen.


RSD zum 3.

Greta Van Fleet - From The Fires (RSD)

LP - EUR 15,95

Schwerst limitierte Vinylversion der 2017er Veröffentlichung zum
Record Store Day 2019.

Ich würde es nicht glauben, wenn ich es nicht gerade jetzt hören
würde: diese vier blutjungen Burschen aus dem Hinterland von Michigan
klingen so dermaßen nach Led Zeppelin, dass es fast schon absurd
ist. Und zwar nach den jungen, knackigen Led Zep der ersten beiden
Alben. Das Debütwerk von Greta Van Fleet besteht dabei aus acht Songs
von zwei EPs, die sich aber problemlos wie ein reguläres Debütalbum
anhören. Klassischer kann Classic Rock nicht klingen. (Joe Whirlypop)


Glen Hansard - This Wild Willing

2-LP/Ltd. 2-LP/CD - EUR 21,95/23,95/14,95

Berauschendes Groß-Werk aus 12 zumeist episch bis ausschweifend
angelegten Song-Landschaften, bei denen die eingleisige Einstufung
zunehmend schwer fällt. Zwischen schlicht-schöner akustischer
Folk-Ballade und ausuferndem, progressiv-phantastischem
Constellation-Orkan erschafft der ungemein wandlungsfähige
Song-Architekt seine Song-Paläste, wobei es ihm von Album zu Album
gelingt, über Jahre gewonnene und frische Erfahrungen zu bündeln und
zu etwas berauschend Neuem zu bündeln. 20 Musiker aus vieler Herren
Länder standen ihm bei der Realisierung des delikaten Dutzends
ebenso berückend artifizieller wie berührend gefühlvoller
Songkostbarkeiten zu erschaffen, die oft und gern die 6- und auch die
7-Minuten-Grenze überfließen. Die kunst- und emotionsreich gefüllten
Klang-Räume und -Säle reichen von seligem, ebenso irisch wie
amerikanisch verwurzeltem Singer-Songwriter-Folk über John Lennon-,
Lenny Kravitz-, Paul Weller- und sogar Massive Attack-Verweisen bis
hin zu von Elektronik- und Klavier-Köstlichkeiten, Vocoder-Wolken,
weltmusikalischen Bläsersätzen und schwelgerischen Streicher-Schwaden
und verwandeln die leidenschaftlichen Lieder in eine mitreissende
Melange aus Echt- & Art-Folk, Desert-Country, Progressive und
Independent Rock, Gospel, Soul und cinematographischem Breitwand. Und
mitten im Auge des derart stilvoll und -reich wirbelnden Sturms reibt
Hansards Stimme gern in emotionstiefer Eckman-Nähe an der Seele und
eint die mal voluminöse, mal zerbrechlich zarte Vielfalt der
mäandernden Klangwogen mit melancholisch-beseelten, weiterhin
Oscar™-würdigen Melodien von berührend-bewegender Tiefe. Mit
jedem Album, mit jedem Jahr wächst die kreative Kunst des Iren - man
sollte Whisky nach ihm benennen. (cpa)

Der greifbare Hansard-Katalog, je 1-CD, zu So-Preisen:

Glen Hansard - Between Two Shores 11,95

Glen Hansard - Didn't He Ramble 8,95

Glen Hansard - Rhythm And Repose 8,95

Glen Hansard & Marketa Irglova - The Swell Season 8,95


Jewel - Pieces Of You

2-LP/CD - EUR 29,95/8,95

Neuerlicher Reissue des nachhaltig wirkenden, von Ben Keith
produzierten Debütalbums von Jewel Kilcher, das sich im Laufe der
Jahre und nicht zuletzt Dank Songs wie Who Will Save Your Soul,
Morning Song, You Were Meant For Me und Foolish Games zu einem der
erfolgreichsten Erstlinge der Geschichte entwickelte (in den Staaten
verkaufte das Werk 12 Millionen Exemplare, über den hiesigen Absatz
decken wir mal den Mantel des Schweigens). Zur 2019er Wiederbelebung
erhielt das Album wieder seine ursprüngliche Covergestaltung; das
Doppelvinyl wartet zudem mit fünf Bonustracks auf: Emily, Rocker
Girl, Everything Breaks, Cold Song und Angel Needs A Ride.


Norah Jones - Begin Again

LP/CD - EUR 24,95/13,95

2019er Sieben-Song-Sammlung, Bestandsaufnahme, Ruhepause,
Interimsalbum, kreatives Sinne-Baumelnlassen, Innehalten, Rückkehr
und Ausblick - was hier beim ersten Zusammentreffen scheint wie eine
gerade mal halbstündige Zwischenmahlzeit-EP, entfaltet sich bei jedem
neuen Lauschen auf leisen Füßen zu einer ohrenbetörenden Offenbarung.
Sich selbst eine Rummel-Ruhephase nach dem 2016er Jazz-Album Day
Breaks gönnend, wirkte die Sängerin, Songwriterin, Pianistin und
Grenzwanderin in der geschützten Stille an neuen Klang-Welten, schuf
vier Songs, die gleichzeitig Besinnung an die Anfänge, künstlerisches
Austesten von Möglichkeiten und Verarbeiten gesammelter musikalischer
Erfahrungen darstellten und sandte sie ins weltweite Netz. Jetzt nahm
sie das digitale Song-Quartett, bereicherte es um drei weitere Weisen
und schuf so eine magische Melange aus sanftem Jazz,
bewegt-bewegenden Klanglandschaften, perlendem Bareilles-Pop, dezent
pluckernder Grooves, gehobener Carole King-Kunst, gelassener
Gospel-Würde, Blues-Ballade, ländlichem Akustik-Folk und
Blechblas-Breitwand, die uns das musikalische Wunderwesen Norah Jones
aufs Neue entdecken lässt. 29 Minuten entdeckenswerter, stilreicher,
gelassen-großer Song-Kunst. (cpa)


Earl King - More Than Gold: The Complete 1955-1962 Ace &
Imperial Singles

CD - EUR 9,95

In der reich besetzten King-Riege zählte der König von New Orleans
nicht zu den geringsten, dienten seine Songs doch u.a. Jimi Hendrix
(Come On) und Professor Longhair (Big Chief) als willkommene
Interpretationsvorlage. Diese wie gewohnt ansprechend aufgemachte,
Booklet-begleitete und in limitierter Digipak-Auflage erscheinende
2019er Soul Jam-Veröffentlichung versammelt sämtliche Singles, die
der Songwriter, Sänger und unorthodoxe Gitarrist in den Jahren 1955
bis 1962 für Imperial und Ace aufnahm (bereichert um eine kleine
Handvoll Titel für Rex, Vin und Post), 31 remasterte Tracks
insgesamt.


King Crimson - Live In Newcastle, December 8, 1972

CD - EUR 11,95

Folge No. 48 in der King Crimson-Club-Reihe (Folge 49 und 50 sollen
im Goldenen Jubiläumsjahr 2019 noch folgen) fußt auf einem
Kassettenmitschnitt, aufgenommen direkt vom Mischpult des Auftrittes
in Newcastle, und bietet, Dank großartiger Remaster-Arbeit des
King-Klang-Teams, ein wertiges Band-Live-Dokument von Jamie Muirs'
kurzem Zwischenspiel in der Crimson-Besetzungs-Historie. Zum Besten
gab man an dem Abend in chronologischer Reihenfolge den größten Teil
des zum Konzertzeitpunkt noch nicht veröffentlichten Larks' Tongues
In Aspic-Albums.


RSD zum 4.

Van Morrison - Astral Weeks (Bonus Tracks)

10" - EUR 18,95

Auf weltweit grad mal 9.000 Einheiten limitierte
Sonder-Vinyl-Kurzform zum Plattenfeiertag 2019, versammelt die vier
Bonusstücke (Beside You (Take 1), Madame George (Take 4), Ballerina
(Long Version), Slim Slow Rider (Long Version)), die bei der
erweiterten Wiederveröffentlichung 2015 nur die remasterte CD-Version
schmückten.


Stevie Nicks - Stand Back

CD/3-CD - EUR 18,95/26,95

Bereits bei Duett-Partner und Bandgefährte Buckingham gab mir das
gleichzeitige Darreichen eines Schaffensüberblicks in sackteurer
Einfach- und relativ günstiger Dreifach-Ausgabe Rätsel auf, aber wer
wäre ich, an den Entscheidungen von Warner (Vertrieb) oder Rhino
(Label) zu zweifeln. Auf jeden Fall ist das Schaffen der ersten Frau
der Rockgeschichte, die gleich zweifach in der Rock And Roll Hall Of
Fame vertreten ist, als Einfach-CD-Rückschau für 18 Tracks gut,
darunter sämtliche Hits, allerhand Single-Versionen und 2
Liveaufnahmen (Dreams & Gold Dust Woman). Wirklich wert und
interessant aber wird's bei der 50-Song-reichen 3-CD-Deluxe-Ausgabe,
die 17 Hits und Hymnen ihrer Solo-Jahre auf Tonträger 1, 18
ausgewählte Duette und Collaborationen (mit u.a. Tom Petty, Don
Henley, Kenny Loggins, Walter Egan, John Stewart, Natalie Maines,
Sheryl Crow, Chris Isaak, Dave Stewart, Dave Grohl, Lady Antebellum,
LeAnn Rimes und Lana Del Rey) auf CD 2 und 15 Live-Aufnahmen und
Soundtrackbeiträge auf CD 3 versammelt (incl. Gold Dust Woman,
Dreams, Angel, Rhiannon, Landslide, Sara, Needles And Pins, Rock And
Roll). In dieser 8-seitigen Digifile-DeLuxe-Form eine ent- und
ansprechend aufgemachte, wertig zusammengestellte Werkschau einer
wahren Ausnahme-Artistin.


Our Native Daughters - Songs Of Our Native Daughters

CD - EUR 14,95

Auf allen Ebenen bewegendes, zutiefst berührendes Projekt von vier
verschiedenen Musikerinnen-Persönlichkeiten, die nicht allein das
gemeinsame Banjo-Spiel eint. Auf Initiative von Rhiannon Giddens
fanden sich Amythyst Kiah, Leyla McCalla und Allison Russell
zusammen, um die immer noch unendliche Geschichte der
Diskriminierung, des Missbrauchs, der Versklavung afroamerikanischer
Frauen aus weiblicher Sicht aufzuarbeiten, wobei die aus vielerlei
Wurzeln gespeiste musikalische Umsetzung mitunter als schwacher
akustischer Trost für die Schrecken in den Worten dienen muss.
Dennoch gelingt es den vier Sängerinnen und Saitenspielerinnen, die
Jahrhunderte der Unterdrückung in allen nur erdenklichen Ausformungen
so beherzt und voller Mitgefühl darzureichen, so ehrlich emotional
und auch musikalisch reif, dass die 13 häufig auf historischen Texten
fußenden, zum größten Teil originalen Songs gleichzeitig als Anklage,
als Anregung zum Nachdenken und als Zeichen zum Aufbruch wirken. Bei
aller tiefgründigen Ehrlich- und Ernsthaftigkeit aber bleiben die
vier Grenzwanderinnen nicht zuletzt auch großartige Interpretinnen
des eigenen und des tradierten Liedguts, und so gelingt ihnen das
schmerzlich schöne Wunder, die verbale Wut und Wucht akustisch so
mitreißend und vielfältig aufzuarbeiten, dass nicht nur der kritisch
erzogene Konsument von der durchweg handgemachten, vorwiegend karg
arrangierten, sämtliche vokale Varianten der vierstimmigen Besetzung
nutzenden Wurzelstoff-Sammlung zwischen Folk- und Swamp-Blues,
erdigem Blues-Rock, Zydeco und frühem Rhythm'n'Blues, Country-Folk
und Americana, Reggae und schillerndem Highlife auch musikalisch
mitgerissen wird. Vom Smithsonian Folkways-Label auch optisch wertig
dargereicht und von einem gerade für weiße Männer höchst lehrreichen
36-Seiten-Booklet begleitet. (cpa)


Rolling Stones - Honk

3-LP/2-CD/3-CD - EUR 39,95/18,95/21,95

Die 2019er Hit-Kollektion versammelt die erfolgreichsten/bekanntesten
Stones-Tracks der Jahre 1971 bis 2016, von Start Me Up, Brown Sugar,
Miss You, Rocks Off, Tumbling Dice, Wild Horses, Fool To Cry, Angie,
Beast Of Burden, Hot Stuff, It's Only Rock'n'Roll, Love Is Strong und
Mixed Emotions bis hin zu Doom & Gloom, Just Your Fool, Ride 'Em On
und Hate To See You Go (36 Tracks insgesamt). Besonderes
Sammler-Augenmerk gebührt natürlich den zehn Bonustracks auf dem
dritten Silberling der limitierten 3-CD-Ausgabe, allesamt
Live-Aufnahmen der jüngsten Stadion-Tourneen, darunter
Bühnen-Collaborationen mit Brad Paisley (Dead Flowers), Dave Grohl
(Bitch) und Florence Welch (Wild Horses).


Strumbellas - Rattlesnake

LP (+MP3)/CD - EUR 21,95/15,95

Selbst in den ruhigeren Momenten unwiderstehlich mitreissendes Werk,
aber auf ihrem vierten Album bewegt sich das kanadische Sextett
ohnehin zumeist in hymnischen Höhen und lassen dem erfreut
mitlächelndem Lauscher kaum Gelegenheit zum introspektiven
Innehalten. Auch wenn die neun von mitunter bis zu sechsstimmigem
Gesang gospelwärts untermalten Songs auf handgemachten Folk-Motiven
basieren, werden sie mit vielerlei Zupf-, Schlag-, Streich- und (auch
elektronischem) Tastenwerk auf euphorisierende Breitwandstärke
gebracht, wobei es zwischen polterndem Pub- und mitreißendem
Folk-Rock, harmoniereich gesegneter Mumford-Magie, handgemachter
Lumineers-Leidenschaft, gleißenden Killers-Hymnen und ansteckend
eingängigem Fun-Pop die beeindruckend betörenden Melodien sind, die
für sofortige Mitsingbarkeit und den bleibenden Wert dieser
lückenlosen Pop-Perlenkette sorgen. Neun Songs für die Sonnenseite
des Lebens. (cpa)


Joanne Shaw Taylor - Reckless Heart

CD - EUR 13,95

Deftig-heftige 2019er Wiederkehr der Britin und gleichzeitig Premiere
bei Silvertone (als Heimat von u.a. Buddy Guy bestgeeigneter
Labelhafen für die beherzte Bluesgitarristin), elf packende
Blues-Rock-Originale aus Joanne's eigener Feder, ganz und gar der
herzhaft verzerrten Gitarre, dem packenden Spiel, den griffigen Riffs
und ihrem rauh-reifen Gesang gewidmet. In Mid-Tempo-Schleichern und
deftig-druckvollen Rocknummern (bis hart an den klassischen Hard
Rock-Rand) ebenso mitreissend wie in der unter die Haut zielenden,
Tränen ziehenden Blues-Ballade; wobei sich die Wurzelarbeiterin
sowohl stimmlich als auch spielerisch auf meisterlichem Niveau
bewegt. (cpa)


Russ Tolman - Goodbye El Dorado

2-CD - EUR 14,95

2019er Voll-Wurzel-Studiowerk des früheren True Westlers, 13
ausgereifte Tracks zwischen klassischem Country und gelassenem
Country Rock, geprägt von melodieseligem Songwriting, geleitet von
unaufgeregt schmeichelndem Gesang und getragen von meisterlichem
Instrumentalhandwerk, dargereicht von Tolman (Akustik-Gitarre), Kirk
Swan (Gitarren), Robert Lloyd (Orgel, Piano, Akkordeon, Mandoline),
Dave Provost (Bass), Kevin Jarvis (Schlagwerk), Slim Zwerling
(Blech-Gebläse) und Tom Heyman an der Pedal Steel. Zu Freud und
Frommen der treuen Tolman-Jünger reicht Edgar von Blue Rose das
Reifwerk in der ersten Auflage als Doppel-CD, wobei Silbering No. 2
unter dem Titel Compass & Map eine mehr als 80-minütige
Werk-Querschau durch knapp 20 Jahre Tolman-Schaffen bietet: 20 Songs
aus den Jahren 1986 bis 2016, zusammengestellt aus den zum Teil seit
Jahren nicht mehr lieferbaren Alben Goodbye Joe, Totem Poles And
Glory Holes, Down In Earthquake Town, Road Movie, Sweet Spot, City
Lights und New Quadrophonic Highway.


RSD zum 5.

Townes Van Zandt - The Best Of Townes Van Zandt

2-LP - EUR 39,95

Eigens zum Record Store Day 2019 produzierte Doppel-LP-Compilation
des Fat Possum-Labels, dementsprechend ebenso wertig in der
Ausführung wie limitiert in der Auflage. Gegen alle Widerstände haben
wir eine gute Handvoll Exemplare dieser Gabe zum 75.
Townes-Geburtstag ergattern können, dennoch wäre ein frühes Anstellen
zum Ankauf nicht von Schaden. 16 wohlgewählte Songs incl. For The
Sake Of The Song, Pancho & Lefty, To Live Is To Fly, I'll Be Here In
The Morning, John The Gambler, If I Needed You, Black Widow Blues,
Tecumseh Valley, Flyin' Shoes, Waiting Around To Die, Lungs, You Are
Not Needed Now, Tower Song.


Demnächst in diesem Theater...

26.04.

Hugo Race Fatalists - Taken By The Dream

Todd Thibaud - Hill West

JJ Cale - Stay Around

Marvin Gaye - You're The Man

Mountain Goats - In League With Dragons

Josefin Öhrn + The Liberation - Sacred Dreams

The Pearlfishers - Love & Other Hopeless Thing

Nils Lofgren - Blue With Lou

Foxygen - Seeing Other People

Kevin Morby - Oh My God

Epitaph - Long Ago Tomorrow

Josh Ritter - Fever Breaks

Peter Doherty & The Puta Madres - Peter Doherty & The Puta Madres

Iain Matthews - Orphans & Outcasts 4-CD

Popol Vuh - 5 remastered Reissues

Aldous Harding - Designer

03.05.

The Dream Syndicate - These Times

Joy Williams - Front Porch

William Fitzsimmons - Live (ltd.)

Rhiannon Giddens - There Is No Other

Bad Religion - Age Of Unreason

Big Thief - U.F.O.F.

Markus Rill & The Troublemakers - Songland

Fjarill - Midsommar

10.05.

She Keeps Bees - Kinship

Mavis Staples - We Get By

Songs Ohia - Love & Work: The Lioness Sessions 2-CD

Mandfred Mann - Radio Days 1 bis 4

17.05.

The National - I Am Easy To Find

Interpol - A Fine Mess

Rich Hopkins & Luminarios - Back To The Garden

Carole King - Live At Montreux 1973

Ronnie Lane - Just For A Moment (Best Of-CD/Werkschau-Box)

Kettcar - Der süße Duft der Widersprüchlichkeit (Wir vs. Ich)

31.05.

Sinkane - Dépaysé

John Renbourn - Unpentangled 6-CD

07.06.

Eleni Mandell - Wake Up Again

14.06.

Calexico/Iron & Wine - Years To Burn

Buzzcocks - Singles Going Steady (rem.) & Different Kind Of Tension (rem.)

21.06.

Buddy & Julie Miller - Breakdown On 20th Ave. South


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

DIE NERVEN

dienerven

04.-05.05.2019 DE - Köln - c/o pop Festival

17.05.2019 DE - Dingolfing - Redbox Festival

08.06.2019 DE - Leipzig - WGT @ Haus Leipzig

09.06.2019 DE - Beverungen - OBS Festival

13. - 15.06.2019 DE - Bingen am Rhein - Binger Open Air

28.06.2019 AT - Salzburg - Rockhouse

01. - 04.08.2019 DE - Westergellersen - A Summer's Tale

HUGO RACE FATALISTS

hugoracefatalists.com

03.05.2019 IT - CATANZARO - Museo del Rock

04.05.2019 IT - CINQUEFRONDI - Il Frantoio delle Idee

09.05.2019 IT - BERGAMO - Druso

10.05.2019 IT - FIRENZE - Circolo Arci Progresso

11.05.2019 IT - RAVENNA - Boca Barranca

12.05.2019 IT - PESCARA - Scumm

17.05.2019 IT - SAVONA - Raindogs House

18.05.2019 IT - ROME - Wishlist

24.05.2019 CZ - PRAGUE - Jazzdock

25.05.2019 CZ - BRNO - Kabinet Múz

29.05.2019 IT - RIMINI - Hobos (Hugo Race solo show)

30.05.2019 IT - TORINO - Blah Blah

31.05.2019 IT - CANTÙ - e35

01.06.2019 IT - LUGAGNANO, VERONA - Club Il Giardino

13.09.2019 CZ - PÍSEK - Cool v Plote festival (Hugo Race solo show)

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

27.04.2019 CH - Kulturfabrik Kofmehl - Solothurn

08.06.2019 DE - Schloß Holte-Stukenbrock, Whatever Happens Festival

09.06.2019 DE - Beverungen, Orange Blossom Special Festival

15.06.2019 DE - Ellingen - Gutsfestival

21.06.2019 DE - Neuhausen ob Eck- Southside Festival

21.06.2019 DE - Scheeßel - Hurricane Festival

28.06.2019 DE - Bad Aibling - Indiebase Festival

17.07.2019 CH - Gurten Festival - Bern

02.08.2019 DE - Böblingen - Böblinger Songtage

03.08.2019 DE - Luhmühlen - A Summer's Tale

02.-03.08.2019 DE - Burg Friedland - Jenseits von Millionen Festival

09.08.2019 DE - Bergfunk Open Air - Königs Wusterhausen

22.08.2019 DE - Jena - Kulturarena

29.-01.09.2019 DE - Homberg - Musikschutzgebiet Festival

07.-08.09.2019 DE - Berlin - Lollapalooza Festival

10.10.2019 AT - Dornbirn Spielboden Dornbirn

11.10.2019 AT- Ebensee, KINO EBENSEE

12.10.2019 AT- Saalfelden, Kunsthaus Nexus

14.10.2019 DE - Heidelberg, halle2

15.10.2019 DE - Kassel, Kulturzentrum Schlachthof Kassel

17.10.2019 DE - Rostock, Helgas Stadtpalast

20.10.2019 DE - Stuttgart, clubCANN

21.10.2019 DE - Köln, YUCA

23.10.2019 DE - Dresden, GrooveStation Dresden

24.10.2019 DE - Erfurt, Museumskeller und HsD Erfurt

25.10.2019 DE - Mainz, Kulturclub Schon Schön

26.10.2019 DE - Ulm, ROXY.ulm

XIXA

xixamusic.com

11.06.2019 DE - Oberhausen - Druckluft

12.06.2019 DE - Aachen - Musikbunker

13.06.2019 CH - Schaffhausen - Tap Tab

14.06.2019 CH - Neuchâtel - Festineuch

15.06.2019 DE - Schorndorf - Manufaktur

16.06.2019 CH - Baden - Werkk

17.06.2019 DE - München - Backstage

18.06.2019 DE - Mainz - Schon Schön

21.06.2019 DE - Hannover - Theaterformen

22.06.2019 DE - Offenbach - Hafen 2


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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LABEL/5082: Warner Music Medien Newsletter KW 16 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 16

Hamburg, 18. April 2019



Der Frühling ist zurück und schenkt uns mit den ersten Sonnenstrahlen
wieder neue Energie. Energiegeladen ist auch die Anfang April
veröffentlichte Single "Speaker" [1], des in Montreal beheimateten
Duos Banx & Ranx. Die einzigartige Sommerhymne mit Feature-Auftritten
der amerikanischen Schauspielerin/Sängerin Olivia Holt sowie des
aufstrebenden UK-Rappers ZieZie ist eine hyperdynamische Explosion
aus afrikanischen Grooves, Electro-Pop und karibischen Rhythmen, die
Banx & Ranx einmal mehr in ihrer Rolle als Pioniere der ECM-Bewegung
(Electro Caribbean Music) bestätigt. "Speaker" folgt auf ihren im UK
mit Platin ausgezeichneten Hit "Answerphone". Insgesamt generierten
Banx & Ranx im Zuge ihres kometenhaften Aufstiegs bereits über 200
Mio. Streams.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

LIZZO

Es besteht kein Zweifel daran, dass Lizzo eine der Überraschungen der
vergangenen Monate war, allem voran ihre Single "Juice" [2]. Diesen
Freitag erscheint ihr Debütalbum "Cuz I Love You".

Neben "Juice" enthält Lizzos Debüt auch ihre neue Single "Tempo" [3],
auf der sie mit keiner Geringeren als Missy Elliott gemeinsame Sache
macht und erneut ein starkes Statement zum Thema Body Positivity
abliefert.

"Zwei Jahre ist es her, dass ich meine Heldin kennenlernte. Diese
Begegnung hat mein Leben verändert. Hätte mir vor zehn Jahren jemand
gesagt, dass ich eines Tages mit Missy Elliott rappen würde, ich
hätte es nicht geglaubt. Wir haben damals sogar Selfies gemacht, weil
ich nicht dachte, dass wir uns nochmal begegnen würden", so
Lizzo.

THE CHER SHOW

Ende vergangener Woche erschien mit "The Cher Show" das Cast-Album
zum Broadway Hit-Musical über die mehrfach preisgekrönte, weltweit
gefeierte Schauspielerin, Sängerin, Produzentin und Entertainerin
Cher. Die physische CD erscheint am 10. Mai.

"The Cher Show" zelebriert die Lebensgeschichte der einzigartigen
Künstlerin und ihre unvergleichliche, sechs Jahrzehnte währende
Karriere und lief bereits im Dezember an: "Ich kann mir keine
andere als diese unglaubliche Besetzung vorstellen, um meine Songs zu
performen und meine Geschichte zu erzählen", kommentiert Cher.

Das Album zur Show umfasst 22 Songs,
darunter einige ihrer größten Hits in großartigen neuen Arrangements.
Im September/Oktober ist Cher im Rahmen ihrer "Here We Go Again"-Tour
[4] live in Deutschland.


THE KIEZ

Das Hamburger Garage-Rock-Duo The Kiez veröffentlicht diesen Freitag
sein Debütalbum "Hi, We Are The Kiez" - eine mitreißende musikalische
Mischung aus flippig atmosphärischem Rock, Reverb-getränktem Soul und
tanzbaren Beats.

Zu ihren breit gefächerten Einflüssen zählen Künstler wie Iggy Pop,
The Cure, Lou Reed, The Clash, Bowie, die Rolling Stones und sogar
Peter Bjorn and John. "In dieser Band kommt alles von allein. Wir
versuchen nichts zu sehr, erzwingen nichts. Alles entsteht
natürlich", sagt Sänger Eli Mardock.

So auch ihre aktuelle Single "Lover". Die funky-verspielte Single
vermengt Surfmusik-Gitarren mit Dance-Rock-Beats und handelt davon,
die Person zu wollen, die auch jeder andere will - hier [5] im
offiziellen Musikvideo.


ALLY BROOKE

An der aktuellen Debüt-Solo-Single der Multiplatin-prämierten
Singer/Songwriterin Ally Brooke ist eigentlich nichts "Low Key". Ally
Brooke kollaboriert darauf mit dem erfolgreichen Rapper Tyga und auch
das umwerfende Begleitvideo [6] unter Regie von Mike Ho (Cardi B,
Jennifer Lopez) überzeugt auf voller Länge.

Ally Brooke und Tyga präsentierten den eingängigen Track kürzlich in
der "The Late Late Show" mit US-Talkmaster James Corden. Die
Performance war wie zu erwarten ein absoluter Hingucker und ist hier
[7] im Live-Mitschnitt zu sehen. Der Song erreichte prompt Platz #24
in den Billboard 'Emerging Artists'-Charts.

Am 30.04. veröffentlicht die frühere Sängerin der Girlgroup Fifth
Harmony außerdem noch ihre Autobiographie "Finding Your Harmony" und
erfüllt sich damit einen weiteren lang gehegten Traum.


MAISIE PETERS

Nachdem UK-Pop-Newcomerin Maisie Peters ihre in Kürze im UK
stattfindende Debüt-Headliner-Tour ausverkaufte, enthüllte sie als
Dankeschön an ihre Fans ihren brandneuen Song "Favourite Ex" - hier
[8] in einer Live-Akustik-Version zu hören.

"Ich liebe es, wenn Songs Emotionen entfachen. Für mich verkörpert
'Favourite Ex' so viele unterschiedliche Gefühle: Liebe, Traurigkeit,
Reue, Dankbarkeit, Sehnsucht aber auch Hoffnung", so Maisie
Peters. "Der Ex-Freund meiner Schwester verwendete diesen Begriff
einmal und ich fand den Widerspruch äußerst treffend. Danke also
dafür."

Mit über 100 Mio. weltweiten Streams steht Maisie Peters voll im
Trend. Der offizielle Clip zu ihrer Debüt-Single "Stay Young" [9]
zählt bereits über 1,3 Mio. Views.


RAPSTA

Am 31.12. letzten Jahres postete Rapsta auf Twitter: "2019 bekomm
ich den Status eines legendären MCs". Nun lässt er diesem Vorsatz
Single für Single Taten folgen. Nachdem er im Januar bereits die
Single "D.I.P." präsentierte und einen Monat später mit "Surf"
nachlegte, hat der Stuttgarter Vorzeige-MC nun das nächste Brett am
Start.

Eingeleitet von düsteren Kirchenorgelklängen, lässt Rapsta auf
"D.O.P." [10] seine Reime rollen und ist dabei kaum zu bremsen. Zwei
Minuten 49 Sekunden fegt er mit seinen messerscharfen Flow über den
reduzierten Beat und die markanten Synthies, während jede Silbe
sitzt.

Bis heute generierte Rapsta mit seinen Songs über 7,5 Mio. Streams.
Sein zweites Album "D.I.P." erscheint am 26.04. und verspricht
einiges.


TRACK OF THE WEEK • Ofenbach - Rock It

24 Jahre alt und schon an der Speerspitze der Pariser
Deep-House-Szene. César und Dorian, alias Ofenbach, wirbeln derzeit
wieder einigen Staub auf. Ihr Smash-Hit "Be Mine" eroberte 2016
weltweit die Charts und generierte über 300 Mio. Streams. Ihre
neueste Single heißt "Rock It" und zählt bereits über 550.000 globale
Streams. Die Single stammt aus ihrer selbstbetitelten und vor Kurzem
veröffentlichten Debüt-EP. "Dieser Track ist für uns ein direkter
Nachfolger zu 'Be Mine'", so Ofenbach. "Es ist ein Crossover
zwischen Rock und Dance, zwischen organisch und elektronisch. Unsere
Idee war, die Energie eines Club-orientierten Tracks zu haben,
während wir zugleich die Seele der Rockmusik bewahren." Und auch
das Musikvideo [11] dazu rockt gewaltig.


WARNER MUSIC ON STAGE - Foals

"Sie sind zwei Seiten der derselben Medaille. Sie können einzeln
angehört und gewürdigt werden. Grundsätzlich bildet jedoch eines das
Gegenstück zum anderen", so FOALS-Frontmann Yannis Philippakis
über das aktuelle duale Albumprojekt der britischen
Ausnahmeformation.

Mit "Everything Not Saved Will Be Lost - Part 1" veröffentlichte die
Band Anfang März Teil eins ihres ambitionierten Projekts, inklusive
des Lead-Tracks "Exits" [12] und des ebenso eindrucksvollen Songs
"Cafe D'Athens" [13].

Ab heute erscheinen jeden Donnerstag im Social Media sowie im
bandeigenen YouTube-Kanal [14] zwei- bis vierminütige Kurzdokus zum
Making-Of des Albums. Im Sommer sind FOALS auch hierzulande live zu
erleben:

20.05. Berlin, Huxleys

05.06. Hamburg, Grosse Freiheit

07.06. Nürburgring, Rock am Ring

09.06. Nürnberg, Rock im Park



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=dd80b3f215e030d13a7a670d04ffdd88bf4c2b0c80eaf620c934127ccaba7597b11f0607c814d9ada280347e762972b3

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=dd80b3f215e030d13a7a670d04ffdd88bf4c2b0c80eaf620c934127ccaba7597b11f0607c814d9ada280347e762972b3

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=dd80b3f215e030d16ab5dd10df444e931acbebc6ec44d98114ca03a1961a424296fbac51f09cf33dde796f110cb5c2b4

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=dd80b3f215e030d1d378032bf2d71084ab750381221cc77ae58342301adddd03c3d6d59319c16341584fbeaf47abe7b3

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=dd80b3f215e030d1169d9f4ddac229eb962e97111d6fe479f6ddf0e86f9607d79cb5646c1ad0c3091ebc0591aff9956e

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=dd80b3f215e030d179b0e73b733343553468280990784b819b16debaedc1ff0b0947f20c5dd28417bb3e620f67201b85

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=dd80b3f215e030d19fac93a23dc4aab2336e07165db9a1642dab06c8036ecbae637effd74499d99a01bd556996ecba46

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=dd80b3f215e030d17ee2fe25e8868cc83ae82cbafe0b0d05c0a6847c0804cb52ab57b1fa438bf7d5fac6e4281598d617

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=06abfc0a0ae9f6ce808da327a3960757d8bb501026ea5a1c35ce358a46861fdf491ecc36f1dafa51641b0436fe577b0a

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=06abfc0a0ae9f6ceb9a74113e059105a4ccff9bd1f5a6f5fc5d2b2c6e28b4550f83e758c7258ec5b713dfecc8d247277

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=06abfc0a0ae9f6ce8549663300fdc6b0ad21b6454368036307d9c0ab6a4ce74a8aaab11d759aba05e6681609aa76c9db

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=06abfc0a0ae9f6ce28f9a945b9b753eb22b341fe6de1e4732ba2971dc030d17b2f2a31ac0bffa3699be5ed88aa41dfc5

[13] http://click.email.artistarena.com/?qs=06abfc0a0ae9f6ce66b2fd2d44f1bf8c24d269ef69ab6c5fb9fbf14483e56381d0facc5dd375885d732d2859dc99c890

[14] http://click.email.artistarena.com/?qs=06abfc0a0ae9f6ce66b2fd2d44f1bf8c24d269ef69ab6c5fb9fbf14483e56381d0facc5dd375885d732d2859dc99c890

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/5081: Warner Music Klassik News - 17. April 2019 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 17. April 2019



Ein Fest der ungeschminkten Quartett-Schönheiten

Ein prächtiger Garten - und darin ein Streichquartett, in dessen
Klängen sich die Rhythmen des Windes in den Blättern, das Vibrieren
des Lichtes und der feinen Schatten zu spiegeln scheinen. Das ist die
Szenerie, die Orange heraufbeschwört - das erste Album, das sich ganz
und gar der Musik der preisgekrönten amerikanischen Komponistin
Caroline Shaw widmet. In dem Projekt mit dem renommierten Attacca
Quartet klingen romantische Traditionen an, aber auch die feinen
mathematischen wie inspirierenden Bezüge zwischen Architektur und
Klang, zwischen Maß und Form. "Das Album", so die Komponistin, "soll
ein Fest der einfachen, unmittelbaren und ungeschminkten Schönheit
sein."

VÖ: 19. April 2019, CD 0075597926095


Wir freuen uns, Ihnen schon jetzt einige der Highlights des
Beethoven-Jahrs 2020 vorstellen zu können - beginnend beim Quatuor
Ebène!

Am 22. April beginnt Beethoven Around the World - ein Mammutprojekt
des Quartetts. Bis Januar 2020 werden die Musiker ungefähr 40
Beethoven-Konzerte in 18 Ländern - verteilt auf 6 Kontinenten -
aufführen. An 7 verschiedenen Konzerthallen von Philhadelphia über
Wien bis nach Neu Delhi werden sie die gesamten Streichquartette
aufnehmen.

Pianist und Komponist FazŞl Say ist gerade im Studio, um die
kompletten Klaviersonaten Beethovens einzuspielen. Zusätzlich werden
wir Sie für das Jubiläumsjahr noch mit einigen kammermusikalischen
Raritäten überraschen.

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AUSLAND/9040: Aus aller Welt - 18.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Nordkorea will nicht mehr mit US-Außenminister Pompeo verhandeln

Bei möglichen neuen Atomgesprächen mit den USA will Nordkorea den
amerikanischen Außenminister Mike Pompeo nicht mehr dabei haben.
Pompeo habe einen gemeinen Charakter, teilte das nordkoreanische
Außenministerium einem Bericht der Nachrichtenagentur KCNA zufolge
mit. Sollte der Dialog wieder aufgenommen werden, würde er sich einen
Gesprächspartner wünschen, der umsichtiger und wohlüberlegter
kommuniziere, zitierte KCNA den Leiter des Amerika-Büros im
nordkoreanischen Außenministerium, Kwon Jong Gun. Pompeo sei
unbesonnen und unreif und stehe damit einer möglichen Wiederaufnahme
der Atomgespräche im Weg.

18. April 2019
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JUSTIZ/9040: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mutmaßliche Drogendealer in Stuttgart verhaftet

In Stuttgart hat die Polizei am Mittwochabend zehn mutmaßliche
Drogendealer festgenommen. Die Verdächtigen sollen in den vergangenen
Monaten die Drogenszene der baden-württembergischen Landeshauptstadt
mit Marihuana versorgt haben. Zuvor hatte die Polizei 30 Kilogramm
dieser Droge in einem Auto gefunden. Bei der anschließenden
Durchsuchung einer Wohnung entdeckten die Kriminalbeamten 100.000
Euro Bargeld und ein Kilogramm Kokain. Von dem Geld sollte vermutlich
das Marihuana gekauft werden, teilte die Polizei mit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9037: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Wachsende Kriegsgefahr am Persischen Golf

Der iranische Präsident Hassan Rouhani hat vor einem Konflikt mit
seinem Land gewarnt. Der Iran sei in der Lage, gegen Verschwörungen
der USA und Israels Widerstand zu leisten, sagte der Staatschef nach
Informationen der Deutschen Presse-Agentur (DPA) bei der jährlichen
Militärparade in Teheran. Die iranischen Streitkräfte seien heute
stärker als jemals zuvor, betonte Rouhani. Die US-Regierung hatte
ihren Kurs gegenüber Iran kürzlich abermals verschärft und die
Revolutionsgarden, die Eliteeinheit der iranischen Streitkräfte, als
ausländische Terrororganisation eingestuft. Im Gegenzug setzte die
Regierung in Teheran das US-Zentralkommando Centcom, das die
amerikanischen Truppen im Nahen Osten führt, auf die Liste der
Terrororganisationen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9039: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Klöckner spricht sich für Einsatz von genverändertem Saatgut aus

Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner will klimabedingte
Ernteausfälle mit umstrittenen Züchtungsmethoden für Pflanzen
vermeiden. Die CDU-Politikerin wirbt für das sogenannte
Crispr-Verfahren, das auch als "Genschere" bezeichnet wird. Damit
könne man das Erbgut von Pflanzen gezielter und schneller positiv
beeinflussen als durch klassische Züchtung, sagte Klöckner den
Zeitungen der Funke Mediengruppe vom Donnerstag. Angesichts
weltweiter Nahrungsmittelknappheit könne man den technologischen
Fortschritt nicht außer acht lassen, erklärte die Ministerin.

18. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9038: Tragisches und Kurioses - 18.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schweres Busunglück auf Madeira

Bei einem Busunglück auf der beliebten portugiesischen Insel Madeira
vor der Nordwestküste Afrikas sind 29 Touristen aus Deutschland ums
Leben gekommen, mehr als 20 Insassen wurden zudem verletzt. Der
55jährige Fahrer hatte aus noch unbekannten Gründen in einer Kurve
die Kontrolle über den Bus verloren. Das Fahrzeug kam dabei von der
Straße ab, stürzte eine Böschung hinunter, prallte auf ein Haus und
blieb dort liegen. Der Unfall ereignete sich nahe der Gemeinde
Caniço.

18. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8123: Aus Forschung und Technik - 18.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Privater Cygnus-Frachter zur ISS gestartet

Eine Antares-Trägerrakete transportierte vom Mid-Atlantic Regional
Spaceport auf Wallops Island (Virginia) aus ein Cygnus-Frachtschiff
ins All. Die Versorgungskapsel bringt rund 3,5 Tonnen Vorräte und
sensible Ausrüstung zur Internationalen Raumstation ISS. Nach Angaben
des Betreibers Northrop Grumman wird Cygnus am Freitag mit Hilfe des
Roboterarms Canadarm2, der sich mit sieben Gelenken an der Außenseite
der ISS entlang bewegt, eingefangen und an das amerikanische
Verbindungsmodul angebracht. Zwei Monate wird der Frachter an der
Orbitalstation angekoppelt bleiben. Nach dem Abdocken am 23. Juni
soll die Kapsel in eine höhere Umlaufbahn aufsteigen, um dort
Satelliten auszusetzen. Die Mission endet im Dezember mit dem
Eintritt in die dichteren Schichten der Erdatmosphäre. Dann wird die
Luftreibung so groß, daß der Flugkörper zerfällt und größtenteils
verglüht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8136: Aus aller Welt - 18.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Griechenland bereitet Reparationsforderungen an Deutschland vor

Das Parlament in Athen hat nach zwölfstündiger Debatte die Regierung
von Ministerpräsident Tsipras aufgerufen, von Deutschland
Reparationen für die Zeit der Besatzung im Zweiten Weltkrieg durch
das Deutsche Reich zu fordern und dazu alle notwendigen
diplomatischen und rechtlichen Schritte einzuleiten. Der in Frage
kommende Betrag könnte fast 300 Milliarden Euro erreichen. Die
Forderungen betreffen die Kriegsverbrechen, welche deutsche Soldaten
an Griechen begangen haben, sowie eine Zwangsanleihe in Höhe von 476
Millionen Reichsmark und die Entschädigung von Opfern des Naziregimes
bzw. ihren Nachkommen. Tsipras betonte, dieser Anspruch sei ihre
historische und moralische Pflicht. Die Bundesregierung hat
bekräftigt, daß alle Ansprüche Griechenlands abgegolten und erloschen
sind. Mit dem Zwei-plus-Vier-Vertrag von 1990 wurden alle
Reparationsforderungen ausgeschlossen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8095: Medizin und Gesundheitswesen - 18.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Grüne fordern digitalen Impfpaß

Die Digitalisierung des Gesundheitswesen schreitet unaufhaltsam
voran. Jetzt haben sich die Bündnisgrünen laut Deutschem Ärzteblatt
für die Einführung eines digitalen Impfpasses ausgesprochen. Als
Grund hierfür führt Fraktionsvorsitzende Katrin Göring-Eckardt an,
daß vor allem bei den Erwachsenen zwischen 30 und 50 Jahren die Zahl
der Geimpften zu gering ist. Allzuoft soll es nämlich vorkommen, daß
Bundesbürger nicht wissen, wo sich der Paß befindet oder nicht
merken, daß eine Impfung fällig sei. Demgegenüber wäre ein digitaler
Impfpaß jederzeit abrufbar. Auch könnten Ärzte so an notwendige
Impfungen erinnern.

18. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8124: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Keine Entschädigung für 27 Tage Abschiebehaft

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat die Klage eines afghanischen
Flüchtlings abgewiesen, der für fast einen Monat in Abschiebehaft vom
Bund und dem Freistaat Bayern eine Entschädigung von 2700 Euro
forderte. Der Kläger berief sich auf die Europäische
Menschenrechtskonvention, die für unrechtmäßige Haft eine
Entschädigung vorsieht. Das Landgericht München hatte die
Abschiebehaft in der Justizvollzugsanstalt Stadelheim als
rechtswidrig eingestuft und nach 27 Tagen ausgesetzt. Aber laut BGH
war die Unterbringung des Mannes in der Haftanstalt unter anderem
zulässig, weil die Anordnung der Abschiebehaft nachvollziehbar war.
Der Afghane hatte nämlich erklärt, daß er keinesfalls in die Slowakei
zurück wolle. Das Land Bayern war an dem Verfahren nicht beteiligt,
während die Bundesrepublik zwar beteiligt war, aber die Abschiebehaft
von Landesrichtern angeordnet wurde. Inzwischen hat der Afghane in
Deutschland Asyl bekommen, nachdem er sich in Kirchenasyl begeben
hatte und so eine Abschiebung verhindern konnte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8047: Sprache, Kunst und Medium - 18.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Brandkatastrophe hilft Glöckner von Notre Dame auf die Sprünge

Nach der Brandkatastrophe an der Seine hat sich Victor Hugos zum
ersten Mal im Jahr 1831 veröffentlichter Roman "Notre Dame de Paris"
(dt. Der Glöckner von Notre-Dame) an die Spitze der Verkaufscharts
beim Online-Versandhändler Amazon in Frankreich gesetzt.

Auch in anderen Bestsellerlisten für Bücher belegt der Klassiker seit
Mittwoch fordere Plätze, wie Zeit Online berichtete.

Der Madrigal Verlag kündigte im Radiosender France Inter eine
Sonderauflage seiner Taschenbuchausgabe in Höhe von 30.000 Büchern an.
Ein Teil der Einnahmen sollen für den Neuaufbau der Kathedrale
verwendet werden.

In Hugos Geschichte entzieht sich der bucklige und entstellte
Quasimodo dem Spott der Mitmenschen im Inneren der Kirche, die er bis
in den letzten Winkel kennt.

Um Quasimodo und die schöne, aber verfolgte Zigeunerin Esmeralda
rankte Hugo eine dramatische Liebesgeschichte auf Leben und Tod. Der
Roman wurde mehrfach verfilmt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8114: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Nordkorea testet neue taktische Lenkwaffe

Nordkorea hat eine taktische Lenkwaffe getestet, die einen schweren
Sprengkopf ins Ziel tragen kann. Davon berichtete die staatliche
Nachrichtenagentur KCNA. Weitere Angaben oder Erkenntnisse zu der
neuen Waffe liegen nicht vor. Auch deren Test wurde zunächst nicht
von unabhängiger Seite bestätigt. Die Volksrepublik Nordkorea ist
Nuklearmacht und steht mit den USA in Verhandlung über eine nukleare
Abrüstung der koreanischen Halbinsel. Die Gespräche des koreanischen
Machthabers Kim mit US-Präsident Trump Ende Februar in Vietnam
führten zu keiner Annäherung der Positionen. Sollten die Gespräche
wieder aufgenommen werden, darf laut koreanischer Forderung
US-Außenministers Pompeo nicht mit am Tisch sitzen. Pjöngjang wirft
ihm vor, die Gespräche zu behindern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8128: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Parteispitze Der Linken gegen Rüstungsexporte

Zum Auftakt der traditionellen Ostermärsche fordern die Vorsitzenden
Der Linken, Katja Kipping und Bern Riexinger, die Einstellung von
Kriegswaffenlieferungen in Krisengebiete und an autoritäre Regime.
Außerdem sollten EU-Mitgliedstaaten, welche die EU-Vorschriften für
Waffenexporte nicht respektieren, mit Sanktionen belegt werden. Die
Friedensbewegung der Ostermärsche fordert unter anderem den Abzug
aller Atomwaffen aus Deutschland und den Beitritt der Bundesrepublik
zum Atomwaffensperrvertrag, Abrüstung, Einstellung aller
Rüstungsexporte und Beendigung der Auslandseinsätze der Bundeswehr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8097: Tragisches und Kurioses - 18.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Riesige Geldstrafe für Studenten nach Grillfest

Von einem Gericht in Norditalien wurden zwei Studenten zu einem
Bußgeld von 27 Mio. Euro Strafe verurteilt, weil sie nach einer
Grillparty nahe dem Comer See die Glut nicht gründlich gelöscht
hatten und daraufhin ein Waldbrand entstand. Wie lokale Medien
berichteten, wurden dabei etwa 1000 Hektar Wald und mehrere Gebäude 
ein Raub der Flammen.

Die Frage ist allerdings, wie die beiden 22jährigen die riesige
Geldsumme jemals aufbringen sollen. Wie es hieß, wurde das Strafmaß
nach einer Formel berechnet, die auf dem angerichteten Schaden
basiert. Noch ist das Urteil laut ARD Tagesschau aber nicht
rechtskräftig.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8125: Arbeit, Soziales und Familie - 18.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Portugals Gefahrgutfahrer im Streik

In Portugal streiken seit Montag die Fahrer von Gefahrguttransporten.
Deswegen ist bei einem großen Teil der Tankstellen der Nachschub
ausgeblieben. Auch den größeren Flughäfen geht der Treibstoff aus.
Der Busnahverkehr in mehreren Städten ist ebenfalls von dem
unbefristeten Streik betroffen. Die Regierung rief am Dienstagabend
den Energienotstand aus. Damit können unter anderem Militär,
Nationalgarde, Feuerwehren und Zivilschutz zur Sicherstellung der
Versorgung eingesetzt werden. Die Gewerkschaft SNMMP sicherte
inzwischen der Regierung die hundertprozentige Versorgung von
Krankenhäusern, Flughäfen und Militäreinrichtungen zu. Die
Gewerkschaft fordert für die rund 800 organisierten Fahrer von
Gefahrenstofflastwagen ein Grundgehalt von 1200 Euro im Monat statt
bislang rund 700 Euro für einen Job, der Arbeitszeiten meist länger
als zwölf Stunden mit sich bringt.

18. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8106: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 18.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Wölfe lassen deutsche Mufflons aussterben

Langsam weht den Wölfen in Deutschland ein immer stärker werdender
Wind entgegen. Nachdem bekannt wurde, daß nicht nur Hasen oder andere
Wildtiere auf dem Speisezettel der Wölfe stehen, sondern auch Schafe
und Federvieh, und es wiederholt zu Sichtungen der Raubtiere in
Dörfern oder an Stadträndern gekommen ist, gab es bereits eine rege
Diskussion, ob der Wolf weiter unter Schutz gestellt oder besser zum
Abschuß freigegeben werden sollte. Wasser auf die Mühlen der
Vertreter der zweiten Möglichkeit wird fraglos sein, daß offenbar die
östlich von Lüneburg in abgelegenen Waldgebieten lebenden
Wildschafe, sogenannte Mufflons, von den Wölfen ausgerottet wurden.
Begünstigt wurde das dpa zufolge durch das für Mufflons typische
Fluchtverhalten. Fühlen die Wildschafe sich nämlich bedroht, machen
sie einen kurzen Sprint und bleiben dann stehen. Das mag auf Korsika
und Sardinien, woher die Mufflons stammen, reichen, um sich auf
Felsen oder Klippen zu retten. Aber Wölfe lassen sich in den
flacheren Gebieten Norddeutschlands von so etwas nicht beeindrucken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8113: Märkte und Finanzen - 18.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Post darf Porto erhöhen

Die zum Teil staatlich kontrollierte Deutsche Post kann zum ersten
Juli das Porto für Briefe, Großbriefe und Postkarten im Schnitt um
10,63 Prozent erhöhen. Das ergaben die Verhandlungen des
Unternehmens mit der Bundesnetzagentur, wie diese am Donnerstag
mitteilte. Das Porto für den Standardbrief könnte von 70 auf 90 Cent
steigen, wenn die Post auf Portoerhöhungen bei anderen Versandarten
verzichtet. Das Briefporto soll aus Unternehmenssicht steigen, weil
die Kunden ausbleiben. Zwar besorgt die Post noch immer über 80
Prozent aller Briefsendungen in Deutschland, aber die Zahl der Briefe
geht über die Jahre zurück.

18. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8129: Aus Forschung und Technik - 18.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Nadelförmige Strukturen in Blitzen entdeckt

Wissenschaftler sind dem Geheimnis der Blitze auf der Spur. Wie dpa
gerade meldete, haben sie dabei überraschende Strukturen in
Gewitterblitzen entdeckt, die offenbar ein Grund dafür sind, warum
Gewitterwolken mehrfach hintereinander blitzen können. Die Nadeln
wurden mit Hilfe des europäischen Radioteleskop Lofar (Low Frequency
Array) entdeckt, das aus mehreren tausend Antennen besteht. Diese
stehen verteilt auf verschiedenen Stationen in mehreren Ländern und
bilden somit ein gewaltiges virtuelles Teleskop für Wellen im
Radiofrequenzbereich. Dadurch entdeckten die Forscher jene Nadeln,
die rund 100 Meter lang sein und einen Durchmesser von weniger als
fünf Metern haben sollen. Nach Ansicht der Forscher speichern die
entdeckten nadelförmigen Strukturen der Blitze Restladung und pumpen
diese in die Wolken zurück, wo es zu einer erneuten Entladung in Form
eines Blitzes kommen kann.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/573: Flexibel gewinnt - Asiatischer Elefant überlebt Stegodon (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 17.04.2019

Flexibel gewinnt: Asiatischer Elefant überlebt Stegodon



Tübingen, 17.04.2019. Senckenberg-Wissenschaftler haben mit chinesischen
Kolleg*innen die Ernährungsgewohnheiten des Asiatischen Elefanten und
dessen ausgestorbenen Verwandten Stegodon während des Pleistozäns
untersucht. Sie kommen zu dem Schluss, dass sich die Asiatischen Elefanten
vielfältiger ernährten und sich dadurch einen Vorteil verschafften. Die
Studie erschien kürzlich im Fachjournal "Quaternary Science Reviews".

Stegodon orientalis ist eine ausgestorbene Art aus der Familie der
Rüsseltiere und - trotz seines relativ langen, niedrigen Körpers - ein
naher Verwandter des heutigen Asiatischen Elefanten (Elephas maximus).
"Zur Zeit des Pleistozäns, vor etwa 700.000 Jahren, lebten in Südostasien
Stegodon- und Elefantenherden in überraschender Koexistenz", erklärt Prof.
Dr. Hervé Bocherens vom Senckenberg Centre for Human Evolution and
Palaeoenvironment an der Universität Tübingen und fährt fort: "Doch nur
der Asiatische Elefant hat bis in die heutige Zeit überlebt - wir sind nun
den Gründen hierfür nachgegangen."

Gemeinsam mit chinesischen Wissenschaftler*innen hat der Tübinger
Wissenschaftler fossile, etwa 80.000 Jahre alte Zähne der beiden
Rüsselträger aus der südchinesischen Höhle Quzai untersucht. "Wir konnten
anhand von Kohlen- und Sauerstoffisotopie im Zahnschmelz der Tiere zeigen,
dass sich die Asiatischen Elefanten flexibler ernährten, als Stegodonten",
erläutert Jiao Ma, Erstautorin der Studie von der Chinese Academy of
Sciences.

Sogenannte C4-Pflanzen, wie krautige Gewächse in der Savanne, hinterlassen
im Gewebe von Pflanzenfressern eine andere Signatur, als Gehölz- oder
C3-Pflanzen aus bewaldeten Gebieten.

Diese über Jahrmillionen erhaltenen Signale zeigen, dass Stegodon die
Nahrungsaufnahme in dichten Wäldern bevorzugte, während die Asiatischen
Elefanten sich sowohl in der Savanne, als auch in den bewaldeten Gebieten
ernährten.

"Diese unterschiedliche Ernährungsmethode könnte sowohl eine Erklärung für
die parallele Existenz der beiden Rüsseltiere im Pleistozän, als auch
einer der Gründe für das Aussterben von Stegodon sein. Während ihres
gemeinsamen Auftretens besetzten die Tiere unterschiedliche Nischen und
der Konkurrenzdruck war nicht so hoch. Der Asiatische Elefant konnte sich
aber aufgrund seiner flexiblen Ernährung besser auf veränderte
Umweltbedingungen einstellen - dies war dann wahrscheinlich der
ausschlaggebende Faktor für sein Überleben", schließt Bocherens.


Originalpublikation:

Jiao Ma, Yuan Wang, Changzhu Jin, Yaowu Hu, Hervé Bocherens (2019):

Ecological flexibility and differential survival of Pleistocene Stegodon
orientalis and Elephas maximus in mainland southeast Asia revealed by
stable isotope (C, O) analysis.

Quaternary Science Reviews, Volume 212, 2019, Pages 33-44

https://doi.org/10.1016/j.quascirev.2019.03.021.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen, 17.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASTRO/398: SOFIA entdeckt Baustein für das junge Universum (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 17.04.2019

SOFIA entdeckt Baustein für das junge Universum



Fliegendes Observatorium führt lange Suche zu erfolgreichem Ende

Das Heliumhydrid-Ion, wie HeH+ mit vollem Namen heißt, stellte die
Wissenschaft vor ein Dilemma: Aus Laboruntersuchungen ist es seit fast 100
Jahren bekannt, aber im Weltall war es trotz aufwendiger Suche bisher nicht
aufzufinden. Mit der Folge, dass die damit verbundenen chemischen
Modellrechnungen angezweifelt wurden. Doch einem internationalen
Forscherteam unter der Leitung von Rolf Güsten vom Bonner Max-Planck-
Institut für Radioastronomie ist es nun geglückt, dieses Molekül in
Richtung des Planetarischen Nebels NGC 7027 eindeutig nachzuweisen.
Gelungen ist der Nachweis mit Hilfe des Ferninfrarot-Spektrometers GREAT an
Bord der fliegenden Sternwarte SOFIA. SOFIA (Stratosphären Observatorium
für Infrarot-Astronomie) ist ein Gemeinschaftsprojekt des Deutschen
Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) und der US-amerikanischen
Raumfahrtbehörde NASA. Die Ergebnisse werden in der Ausgabe der
Fachzeitschrift "Nature" vom 18. April 2019 veröffentlicht.

"Im vergangenen Jahrzehnt setzte man große Hoffnungen in die
Weltraumobservatorien 'Spitzer' (NASA, gestartet 2003) und 'Herschel' (ESA,
gestartet 2009), aber keines der Teleskope war in der Lage, dieses Molekül
zu detektieren. Mit SOFIA haben wir den Nachweis erbracht, dass dieses
Molekül sich tatsächlich in Planetarischen Nebeln bilden kann. Derzeit gibt
es kein anderes Teleskop, welches in diesen Wellenlängen beobachten kann.
Das macht diese Beobachtungsplattform noch für viele Jahre einzigartig",
sagte Anke Pagels-Kerp, Abteilungsleiterin Extraterrestrik im DLR
Raumfahrtmanagement in Bonn.

In den späten 1970er Jahren deuteten astrochemische Modelle auf die
Möglichkeit hin, dass HeH+ in nachweisbarer Häufigkeit in
astrophysikalischen Nebeln innerhalb unserer Milchstraße vorhanden sein
könnte. Es wurde angenommen, dass es vielleicht am leichtesten in
sogenannten Planetarischen Nebeln gefunden werden könnte, die von
sonnenähnlichen Sternen in der letzten Phase ihres Lebenszyklus ausgestoßen
werden. Die energiereiche Strahlung, die dabei vom Zentralstern erzeugt
wird, treibt Ionisationsfronten in die ausgestoßene Hülle. Genau dort soll
sich nach den Modellrechnungen das HeH+-Molekül ausbilden. Doch trotz
seiner unbestrittenen Bedeutung für die Geschichte des frühen Universums
gelang es für lange Zeit nicht, das HeH+-Molekül im interstellaren Raum
aufzufinden. Durch Laboruntersuchungen ist es seit 1925 bekannt, während
die gezielte Suche im Weltall während der vergangenen Jahrzehnte erfolglos
blieb.

Das Molekül strahlt am stärksten in einer Spektrallinie bei einer
charakteristischen Wellenlänge von 0,149 mm (entsprechend einer Frequenz
von 2,01 Terahertz). Die Erdatmosphäre ist in diesem Wellenlängenbereich
komplett undurchlässig für alle bodengebundenen Observatorien, so dass die
Suche entweder aus dem Weltraum oder mit hochfliegenden Observatorien wie
SOFIA erfolgen muss. In einer Flughöhe von 13 bis 14 Kilometern operiert
SOFIA oberhalb der absorbierenden Schichten der unteren Atmosphäre.

"SOFIA bietet die einzigartige Möglichkeit, jederzeit neueste Technologien
einzusetzen. Mit der aktuellen Weiterentwicklung des deutschen Instruments
GREAT wurde dieser Nachweis von Helium-Hydrid nun ermöglicht. Dies
unterstreicht die Wichtigkeit und Chance, auch in Zukunft neue Instrumente
für SOFIA zu entwickeln", erläutert Heinz Hammes, SOFIA-Projektleiter im
DLR Raumfahrtmanagement.

Nach dem Urknall: Die Chemie unseres Universums beginnt

Die herausragende Bedeutung des HeH+-Moleküls ergibt sich aus seiner Rolle
bei der Entstehung des Universums: Ungefähr 300 000 Jahre nach dem Urknall
erfolgte der Beginn aller Chemie. Die Temperatur im noch jungen Universum
war zu diesem Zeitpunkt bereits unter einen Wert von zirka 3700 Grad
Celsius gefallen. Die im Urknall entstandenen Elemente wie Wasserstoff,
Helium, Deuterium und Spuren von Lithium waren zunächst aufgrund der hohen
Temperaturen ionisiert. Sie rekombinierten sich im abkühlenden Universum
wieder mit freien Elektronen, um so die ersten neutralen Atome zu erzeugen.
Zunächst erfolgte dies bei Helium. Zu diesem Zeitpunkt war der Wasserstoff
selbst noch ionisiert und lag in der Form von freien Protonen oder
Wasserstoffkernen vor. Mit ihnen verbanden sich die Heliumatome zum
Heliumhydrid-Ion HeH+, das so zu einer der wohl ersten molekularen
Verbindungen im Universum wurde. Mit fortschreitender Rekombination
reagierte das HeH+ mit den nun vorhandenen neutralen Wasserstoffatomen und
bildete so einen Pfad zur Entstehung von molekularem Wasserstoff und damit
dem chemischen Beginn unseres Universums.

"Mit den jüngsten Fortschritten in der Terahertz-Technologie ist es nun
möglich, hochauflösende Spektroskopie bei den erforderlichen ferninfraroten
Wellenlängen durchzuführen", erklärte Rolf Güsten, Erstautor der
Veröffentlichung. Als Ergebnis von Messungen mit dem GREAT-Spektrometer an
Bord der fliegenden Sternwarte SOFIA kann das Team nun den eindeutigen
Nachweis des HeH+-Moleküls in Richtung der Hülle des Planetarischen Nebels
NGC 7027 bekannt geben.


Originalveröffentlichung:

Rolf Güsten et al.: First astrophysical detection of the helium hydride ion
(HeH+), zur Veröffentlichung in Nature, Ausgabe vom 18. April 2019.




SOFIA





Das Stratosphären Observatorium für Infrarot Astronomie, ist ein
 Gemeinschaftsprojekt des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt und der
 National Aeronautics and Space Administration (NASA). Es wird vom DLR
 Raumfahrtmanagement mit Mitteln des Bundesministeriums für Wirtschaft und
 Energie, des Landes Baden-Württemberg und der Universität Stuttgart
 durchgeführt. Der wissenschaftliche Betrieb wird auf deutscher Seite vom
 Deutschen SOFIA Institut (DSI) der Universität Stuttgart koordiniert, auf
 amerikanischer Seite von der Universities Space Research Association
 (USRA). Die Entwicklung der deutschen Instrumente ist finanziert mit
 Mitteln der Max-Planck-Gesellschaft (MPG), der Deutschen
 Forschungsgemeinschaft (DFG) und des DLR.





GREAT





Der "German Receiver for Astronomy at Terahertz Frequencies" ist ein
 hochauflösendes Spektrometer für astronomische Beobachtungen bei fern-
 infraroten Wellenlängen zwischen 0,06 und 0,6 mm. Damit operiert GREAT in
 einem Spektralbereich, der wegen der Absorption der Erdatmosphäre von
 bodengebundenen Observatorien aus nicht zugänglich ist. Der modulare Aufbau
 des Instruments ermöglicht den kurzfristigen Einbau neuartiger Technologie.
 Mit dem GREAT-Empfänger an Bord des Flugzeugobservatoriums SOFIA sind seit
 2011 mehr als 150 erfolgreiche Forschungsflüge durchgeführt worden. GREAT
 ist eine gemeinsame Entwicklung des Max-Planck-Instituts für
 Radioastronomie in Bonn und KOSMA/Universität zu Köln, in Kooperation mit
 dem DLR-Institut für Optische Sensorsysteme in Berlin.




Die Pressemitteilung mit Bildern und Video finden Sie unter:

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-33350/year-all/#/gallery/34075

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17.04.2019

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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RAUMFAHRT/1019: Eu:CROPIS - Mondgravitation in 600 Kilometern über der Erde (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 11.04.2019

Eu:CROPIS: Mondgravitation in 600 Kilometern über der Erde



Mit 17,5 Umdrehungen in der Minuten rotiert der Kompaktsatellit Eu:CROPIS
des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) nun im All - und
erzeugt damit in seinem Inneren eine Schwerkraft, wie sie auf dem Mond
herrscht. Nach seinem Start am 3. Dezember 2018 hatten die Ingenieure des
DLR den Satellit erfolgreich getestet und kommandiert. Am 5. Dezember
wurden dann die Experimente in Betrieb genommen. Da im Januar 2019 das
Hochladen einer aktualisierten Software der beiden Gewächshäuser im Inneren
des Satelliten für Verzögerungen sorgte, planten die Ingenieure und
Wissenschaftler die Reihenfolge der weiteren Experimente um: Nach den
Versuchen mit dem Mini-Onboard Computer SCORE und dem Experiment RAMIS zur
Strahlungsmessung wurde nun als drittes Experiment "Powercell", ein
Missionsbeitrag der amerikanischen Raumfahrtbehörde NASA, unter
Mondbedingungen aktiviert. Sobald dieses beendet ist, wird erneut Software
für die weitere Aktivierung der Gewächshäuser zum Satelliten hochgeladen.

Künstliche Schwerkraft durch Rotation

"Der Betrieb des Satelliten verläuft bisher reibungslos", erläutert
Projektleiter Hartmut Müller vom DLR-Institut für Raumfahrtsysteme. So
entfalteten sich nach dem Start wie geplant die Solarpaneele des
Satelliten. Ein Foto, das die ausgeklappten Paneele zeigt, wurde von SCORE,
dem ersten im DLR entwickelten Onboard-Computer, zur Erde gesandt. Nachdem
der Satellit seine Zielhöhe von 600 Kilometern erreicht hatte, versetzten
ihn die DLR-Ingenieure in Rotation, um sich der Mondgravitation, dem
0,16-fachen der Erdschwerkraft, anzunähern. "Dies haben wir mittlerweile
erreicht, so dass das NASA-Experiment starten konnte." Für das Experiment
an der Außenseite des Satelliten werden nun zwei Bakterienarten im All aus
ihrem Winterschlaf geholt. Im späteren Verlauf des Experiments sollen die
Bakterien biologische Stoffe produzieren, die auch bei einem Aufenthalt auf
Mond und Mars produziert werden könnten. Voraussichtlich im Sommer 2019
wird "Powercell" beendet sein.

Technologie für Langzeitmissionen

Im Anschluss daran sollen dann die beiden Gewächshäuser aktiviert werden,
in denen Tomatensamen unter Mond- und Marsbedingungen keimen sollen. Die
roten Früchte sind dabei der Indikator, dass das auf der Erde bereits
erfolgreich getestete geschlossene Lebenserhaltungssystem auch unter
reduzierter Schwerkraft funktioniert. Dabei wird künstlicher Urin und
Karbonat - diese Stoffe simulieren den atmenden Astronauten und die
Abfälle, die er produziert - in dem Biorieselfilter C.R.O.P., in dem
Bakterien in Lavagestein leben, in Nährstoff für die Pflanzen umgewandelt.
Die einzelligen Algen, Euglena gracilis, die die
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) beisteuert,
unterstützen das System dabei. Die Mission ist ein erster Schritt, um zu
testen, wie biologische Lebenserhaltungssysteme als eine Technologie für
die Nahrungsversorgung auf einer Langzeitmission eingesetzt werden können.
Erstmals sollen Samen in so großer Entfernung von der Erde zur Keimung
gebracht und das Pflanzenwachstum beobachtet werden.

Gewärmt und beleuchtet im Winterschlaf

"Zurzeit testen wir in unseren irdischen Laboren, wie wir die optimierte
Software erneut hochladen und das erste Gewächshaus in Betrieb nehmen",
sagt der wissenschaftliche Leiter der Mission, Dr. Jens Hauslage vom
DLR-Institut für Luft- und Raumfahrtmedizin. Beim planmäßigen Hochladen
hatte sich die Experimentanlage im Inneren des Satelliten in einen
Sicherheitsmodus versetzt. "Die Gewächshäuser sind sehr komplexe und
empfindliche Systeme - selbst ein Schaden durch ungewöhnlich erhöhte
Strahlung im Weltall ist nicht vollständig ausgeschlossen", erläutert der
wissenschaftliche Leiter. "Stünde das Experiment in unserem Labor auf der
Erde, wäre es natürlich einfacher, zu verstehen, was diese Reaktion
ausgelöst hat." Für die Tomatensamen, die Bakterien im Biofilter und die
Augentierchen bedeutet die geänderte Abfolge der Experimente eine
zusätzliche Pause bei komfortablen Bedingungen: Der Drucktank, in dem sich
die Gewächshäuser und ihre Passagiere befinden, wird auf rund 17 Grad
Celsius geheizt, die Augentierchen, die sich in feuchter Watte im
Winterschlaf befinden, werden rund um die Uhr mit dem lebenswichtigen Licht
angestrahlt. "In diesem Zustand kann die Biologie des Experiments Eu:CROPIS
noch mindestens neun Monate unbeschadet im All auf ihren Einsatz warten."

Das Atmen der Strahlungsgürtel

Daten zur Strahlung messen bereits seit dem 5. Dezember 2018
Strahlungsforscher Dr. Thomas Berger und sein Team vom DLR-Institut für
Luft- und Raumfahrtmedizin. Für das Experiment RAMIS sitzen an der
Außenseite sowie im Inneren des Satelliten zwei baugleiche Messgeräte, die
die kosmische Strahlung erfassen. "Für uns ist die Eu:CROPIS-Mission sehr
spannend, da der Satellit über die Pole fliegt und somit durch seinen Orbit
nahezu die gesamte Erdoberfläche abdeckt", erläutert der wissenschaftliche
Leiter des Experiments, Thomas Berger. "Dies ermöglicht es uns, die
Variation der galaktisch kosmischen Strahlung in Abhängigkeit des Orbits
und der Abschirmung des Erdmagnetfeldes zu bestimmen."

Gleichzeitig können die DLR-Strahlungsforscher die Strahlungsgürtel der
Erde vermessen: Eu:CROPIS fliegt durch die äußeren Strahlungsgürtel, die
hauptsächlich von niederenergetischen Elektronen besetzt sind, sowie durch
die inneren Strahlungsgürtel (die Südatlantische Anomalie), die vorwiegend
von Protonen bevölkert ist. Die genaue Vermessung vor allem der äußeren
Strahlungsgürteln ist beispielsweise innerhalb der Internationalen
Raumstation ISS nicht möglich - deren Orbit überfliegt nicht diese hohen
Breitengrade. Die erfassten Daten sind die Basis für die Bestimmung des
Ortes und der Intensität der äußeren Strahlungsgürtel, die vor allem zur
Verifikation von Modellen der Strahlungsgürtel verwendet werden können.
"Erste Ergebnisse des RAMIS-Detektors an der Außenseite zeigen sehr schön
das "Atmen", das heißt die tägliche Variation der Teilchenflüsse der
Elektronen der äußeren Strahlungsgürtel, die Größe der Südatlantischen
Anomalie und die Änderung der galaktisch kosmischen Strahlung in
Abhängigkeit des Orbits des Satelliten."

Der Einsatz der Strahlungssensoren im Inneren des Satelliten wird vor allem
dann wichtig, wenn die Gewächshäuser aktiviert sind: Zum einen kann
vermessen werden, wie gut die Abschirmung des Satelliten vor Strahlung
schützt, zum anderen erhalten die für das geschlossene
Lebenserhaltungssystem zuständigen Wissenschaftler Informationen über die
Strahlungsdosis, denen die Versuchspflänzchen, die Tomaten, während ihrer
Mission ausgesetzt sind.


Die Pressemitteilung mit Bildern finden Sie unter:

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-33194/#/gallery/33996

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11.04.2019

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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RECHT/924: Fordern und Fördern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. April 2019

Fordern und Fördern

Mehr Unterstützung von Migranten bei Arbeitsaufnahme und
Sprachförderung



Das Bundeskabinett hat am heutigen Mittwoch ein Paket von
Gesetzentwürfen für den Bereich der Migration beschlossen. Hierzu
erklärt der arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Die heute im Kabinett beschlossenen Gesetze zu Migrationsfragen
haben unterschiedliche Regelungsinhalte. Zum einen wird geregelt,
dass derjenige, der kein Aufenthaltsrecht in Deutschland hat, unser
Land schneller wieder verlässt. Zum anderen können diejenigen
Ausländer, die sich - wenn auch nur vorübergehend - weiter in
Deutschland aufhalten, besser bei der Arbeitsaufnahme gefördert
werden. Zum Arbeiten im Betrieb sind selbstverständlich auch
entsprechende Sprachkenntnisse notwendig. Deshalb wird durch das
Arbeitsbeschäftigungsförderungsgesetz unter begrenzten Bedingungen
die Möglichkeit zu einer berufsbezogenen Sprachförderung eröffnet.
Zugewanderte aus sicheren Herkunftsstaaten bleiben ganz ausgenommen.

Mit den neuen gesetzlichen Regelungen wird das Prinzip des Forderns
und Förderns entschiedener durchgeführt und ein Auftrag aus dem
Koalitionsvertrag umgesetzt. Die neuen Bestimmungen entsprechen vor
allem auch den Erwartungen unserer Bürgerinnen und Bürger an den
Gesetzgeber. Sie wollen, dass die staatlich festgestellte
Ausreisepflicht auch durchgesetzt wird. Wenn aber Ausländer in
Deutschland bleiben, ist es allemal besser, wenn sie arbeiten und in
Beschäftigung sind, als wenn sie Sozialleistungen beziehen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1859: Gemeinsame Erklärung zum Hungerstreik in türkischen Gefängnissen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 18. April 2019

Gemeinsame Erklärung zur Situation in der Türkei



Die Kandidatinnen und Kandidaten der Partei DIE LINKE zur Europawahl
2019 Murat Yilmaz, Özlem A. Demirel, Cornelia Ernst, Helmut Scholz,
Martina Michels, Claudia Haydt, Malte Fiedler, Marianne Kolter, Sahra
Mirow, Keith Barlow, Katrin Flach-Gomez, Anna-Maria Dürr, David
Schwarzendahl, Florian Wilde, Camila Cirlini und Éric Bourguignon
erklären:

Wir, KandidatInnen der LINKEN für die bevorstehenden Wahlen zum
Europaparlament, wenden uns an die Bundesregierung und die Hohe
Vertreterin der EU für Außen- und Sicherheitspolitik, Federica
Mogherini, sowie die EU-Kommission. Diese müssen den türkischen
Präsidenten Erdogan, sowie die zuständigen Behörden der Türkei
auffordern, die Anliegen der Hungerstreikenden in türkischen
Gefängnissen endlich ernst zu nehmen. Wir fordern ein Eintreten für
Leyla Güven (HDP-Abgeordnete), Sebahat Tuncel (HDP-Abgeordnete und
Ko-Vorsitzende der DBP "Demokratische Partei der Regionen"), Selma
Irmak (ehemalige HDP-Abgeordnete) und die weiteren ca. 7.000
Inhaftierten in der Türkei, sowie die seit 121 Tagen Hungerstreikenden
14 KurdInnen in Straßburg. Viele befinden sich bereits in einem
gesundheitlich sehr kritischen Zustand und es darf nicht dazu kommen,
dass dieser Hungerstreik weitere Todesopfer fordert. Wir drängen
ebenfalls auf ein Ende der Isolationshaft von Abdullah Öcalan und
rufen das Antifolterkomitee des Europarates (CPT) auf, sich dafür
einzusetzen.

Wir bekräftigen, dass die Türkei ihren internationalen Verpflichtungen
endlich nachkommen muss. Wir fordern unverzügliche Schritte zur
Beendigung der humanitären Krise in den Gefängnissen und die
Einhaltung der Menschenrechte. Dazu gehört auch, die mittelalterlich
anmutende Isolationshaft zu beenden und Inhaftierten den Kontakt mit
ihren AnwältInnen zu ermöglichen.

Wir rufen die Bundesregierung und alle zuständigen Institutionen auf,
die weitere Gestaltung der bilateralen Beziehungen, auch im
wirtschaftlichen Bereich, mit der grundlegenden Forderung nach
Wiederherstellung voller demokratischer Rechte für alle Bürgerinnen
und Bürger in der Türkei, insbesondere aber auch kurdischen
Politikerinnen und Politikern zu verbinden. Dazu gehören die
Freilassung von S. Demirtas, F. Yüksekdag und weiteren inhaftierten
HDP-Abgeordneten, der DBP-Bürgermeister sowie der kritischen Stimmen
und Oppositionellen in der Türkei.

Die Venedig-Kommission (Europäische Kommission für Demokratie und
Recht) ist verpflichtet, sich für die sechs HDP-BürgermeisterInnen
einzusetzen, die bei den Kommunalwahlen am 31. März gewonnen haben und
dennoch ihr Amt nicht antreten dürfen, weil sie per Gesetzesdekret aus
dem öffentlichen Dienst entlassen wurden und durch AKP-Zwangsverwalter
ersetzt werden sollen. Dies verstößt gegen die Demokratische
Grundordnung, weshalb die Türkei als Mitglied des Europarates
zurechtgewiesen werden muss.

 * 
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EUROPA/1704: Katja Kipping und Bernd Riexinger - Ostermärsche für eine EU des Friedens


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 18. April 2019

In die Zukunft investieren: Für eine EU des Friedens und der Abrüstung



Vom 18. bis 22. April 2019 finden bundesweit wieder zahlreiche
Ostermärsche und Aktionen statt. Dazu erklären die Vorsitzenden der
Partei DIE LINKE, Katja Kipping und Bernd Riexinger:

DIE LINKE ist Teil der Friedensbewegung. Wir laden alle dazu ein, die
Tradition der Ostermärsche lebendig zu halten und gemeinsam ein
Zeichen für Abrüstung und Frieden zu setzen. Die Mehrheit der Menschen
will nicht, dass deutsche Rüstungskonzerne Waffen in alle Welt
verkaufen und die Bundesregierung das Land zur Kriegsmacht hochrüstet.

Um die Europäische Union zu dem Friedensprojekt zu machen, das sich
die Menschen von ihr erwarten, müssen wichtige Weichen umgelegt
werden: Abrüstung, Stopp von Waffenexporten, Entspannungspolitik und
Umbau der Rüstungsindustrie sind die Leitlinien für friedliche und
LINKE Politik in Europa. Merkel, AKK, Macron und Co - sie reden von
europäischer Einigung und einem Europa, das mit einer Stimme spricht
vor allem mit Blick auf einen gemeinsamen Flugzeugträger, einen
gemeinsamen Rüstungsmarkt oder einer gemeinsame europäische Armee. Die
internationale geopolitische Lage hat sich bedenklich zugespitzt, ein
globales Wettrüsten hat begonnen; in Worten wie in Taten. Donald Trump
und seine Aufkündigung des INF-Vertrages haben die Eskalation weiter
angeheizt.

Unter den weltweit 10 größten Rüstungsexporteuren befinden sich nicht
weniger als fünf EU-Staaten: Deutschland, Frankreich, Großbritannien,
Spanien und Italien. Obwohl es verbindliche EU-Regeln zu
Rüstungsexporten gibt, die verhindern sollen, dass Waffen Konflikte
weiter anheizen, Menschen unterdrückt werden oder fragile Staaten
destabilisieren, werden weiterhin todbringende Waffen in Krisengebiete
und an autoritäre Regime geliefert. EU-Mitgliedstaaten, die die
EU-Vorschriften für Waffenexporte nicht einhalten, müssen mit
Sanktionen bestraft werden."

DIE LINKE legt in ihrem Papier "5-Punkte für ein Europa, das den
Friedensnobelpreis verdient" die Leitlinien für eine EU-Politik dar,
die mit der Logik des Wettrüstens bricht und in die Zukunft
investiert.

 * 
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BUNDESTAG/8313: Heute im Bundestag Nr. 451 - 18.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 451

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. April 2019, Redaktionsschluss: 15.51 Uhr

1. Preisentwicklung bei Kältemittel R134a

2. Abstand von Windanlagen zu Straßen

3. Abstimmung mit EU bei Kohle-Ausstieg

4. Fachkräftemangel im Gastgewerbe

5. Gespräche mit Huawei



1. Preisentwicklung bei Kältemittel R134a

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Zur Preisentwicklung des bis 2017 in
Autoklimaanlagen gebräuchlichen Kältemittels R134a auf dem deutschen
Markt liegen der Bundesregierung keine Informationen vor. In der
Antwort (19/9191) auf eine Kleine Anfrage (19/8405) der Fraktion Die
Linke erklärt die Bundesregierung zugleich, dass die Verknappung am
Markt und die damit einhergehende Verteuerung von Kältemitteln auf
Basis teilfluorierter Kohlenwasserstoffe (HFKW) beabsichtigte Wirkung
einer EU-Quotenregelung sei. Die HFKW-Quote werde schrittweise
gesenkt. Auf diesem Weg sollten klimafreundliche Alternativen
unterstützt werden.

 * 

2. Abstand von Windanlagen zu Straßen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hält eine bundeseinheitliche
Abstandsregelung für Windkraftanlagen zu Verkehrswegen derzeit für
überflüssig. "Im Rahmen der Planung und Genehmigung von
Windkraftanlagen sind bestehende Verkehrswege ausreichend zu
berücksichtigen", schreibt sie in der Antwort (19/9192) auf eine
Kleine Anfrage (19/8576) der FDP-Fraktion.

 * 

3. Abstimmung mit EU bei Kohle-Ausstieg

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung bespricht Folgen des geplanten
Kohle-Ausstiegs und des damit verbundenen Strukturwandels bisheriger
Bergbau-Regionen regelmäßig mit der EU-Kommission. Für eine konkrete
Beurteilung beihilferechtlicher Fragestellungen durch die
EU-Kommission, die sich aus den Vorschlägen der Kohle-Kommission
ergeben könnten, sei es jedoch zu früh. Darauf weist die
Bundesregierung in der Antwort (19/9193) auf eine Kleine Anfrage
(19/8664) der FDP-Fraktion hin. Derzeit prüfe sie die Vorschläge der
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung". Im Rahmen der
Umsetzung dieser Maßnahmen werde sie auch eine Prüfung der europa- und
wettbewerbsrechtlichen, insbesondere beihilferechtlichen
Fragestellungen bezüglich einzelner Maßnahmen vornehmen und sich dabei
eng mit der Europäischen Kommission abstimmen, erklärt die
Bundesregierung weiter.

 * 

4. Fachkräftemangel im Gastgewerbe

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Der Fachkräfteengpass im Gastgewerbe könnte aus
Sicht der Bundesregierung zum Hemmschuh für eine weitere
Tourismusentwicklung werden. Dies geht aus der Antwort (19/9197) auf
eine Kleine Anfrage (19/8537) der FDP-Fraktion hervor. Besonders hart
würde der Mangel ländliche, oft strukturschwache Gegenden treffen, wie
die Bundesregierung weiter erklärt. Zum einen wegen der Auswirkungen
auf den Tourismus, zum anderen wegen der sozialen Funktion von
Gasthäusern als Treffpunkten für die Bevölkerung.

Neben einem Zehn-Punkte-Plan mit verschiedenen Maßnahmen setzt die
Bundesregierung auf das Fachkräfteeinwanderungsgesetz, das sich im
parlamentarischen Verfahren befindet.

Den Angaben zufolge waren 2017 etwa 1,1 Millionen abhängig
Beschäftigte im Gastgewerbe tätig, davon etwa 89 Prozent unbefristet.
Im Juni 2018 waren etwa 1,71 Millionen Beschäftigte im Gastgewerbe
tätig, darunter etwa 0,63 Millionen ausschließlich geringfügig
Beschäftigte. Der Anteil der ausschließlich geringfügig Beschäftigten
an allen Beschäftigten des Bereichs "Gastgewerbe" habe bei 36,6
Prozent gelegen, heißt es weiter.

 * 

5. Gespräche mit Huawei

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Gespräche und Treffen zwischen Vertretern der
Bundesregierung und dem chinesischen Telekommunikationsausrüster
Huawei sind in der Antwort (19/9194) auf eine Kleine Anfrage (19/8226)
der FDP-Fraktion aufgelistet. Darüber hinaus gibt die Bundesregierung
Auskunft über Alternativunternehmen im Bereich der 5G-Technologie,
sowohl für den Netzausbau als auch für den Technologieaufbau. Sie
äußert sich auch zu geplanten und eingeleiteten Maßnahmen, die die
Sicherheit von kritischer Infrastruktur sicherstellen - auch im
Bereich Digitales und Netze.

 * 
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BUNDESTAG/8312: Heute im Bundestag Nr. 450 - 18.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 450

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. April 2019, Redaktionsschluss: 15.26 Uhr

1. Schnittstellen bei aktiven Implantaten

2. AfD fragt nach E-Government-Agentur

3. Risikoanalyse im Bevölkerungsschutz

4. Risikoanalyse zu Dürreszenario

5. Umsetzung der KI-Strategie



1. Schnittstellen bei aktiven Implantaten

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um "aktive Implantate" geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/9160) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/8529). Wie die Fraktion darin erläuterte, sind
aktive Implantate beispielsweise Herzschrittmacher, implantierbare
Infusionspumpen oder Hörgeräte. Einige dieser medizinischen Geräte
bestünden aus einem im Körper implantierten Teil und einem externen
Teil. Diese beiden Teile kommunizierten über drahtlose oder
drahtgebundene Schnittstellen miteinander. Viele dieser Geräte nutzten
jedoch keine offengelegten oder standardisierten, sondern
herstellerspezifische Schnittstellen. Damit würden die betroffenen
Patienten abhängig von den jeweiligen Herstellern der Implantate.

Laut Bundesregierung haben aktive Implantate besonders hohe
Anforderungen an die klinische Sicherheit und Leistung zu erfüllen, da
sie "zu den risikoreichsten und technisch aufwendigsten
Medizinprodukten gehören". Im Wesentlichen bildeten aktive Implantate
und gegebenenfalls die dazugehörigen externen Geräte einen
Systemverbund, den der Hersteller entsprechend der beabsichtigten
medizinischen Zweckbestimmung entwickelt.

Bei einer Datenübertragung zwischen einem aktiven Implantat und einem
externen Gerät seien sowohl ein "größtmögliches Sicherheitsniveau an
die Datensicherheit" als auch der "Schutz gegen den Verlust oder die
Manipulation der Daten" sowie der "Schutz vor einem unberechtigten
Zugriff auf zentrale Funktionen des Medizinproduktes" sicherzustellen,
führt die Bundesregierung weiter aus. Nach Abschätzung von Risiken
könne dies dazu führen, dass ein Hersteller offene
Schnittstellenstandards nicht verwendet.

"Bei Cochlea-Implantaten zum Beispiel werden die Informationen vom
Sprachprozessor (externes Gerät) mittels hochfrequenter Wellen im
Radiofrequenzbereich von 5 Ghz an den sogenannten Receiver/Stimulator
(das Implantat) übertragen", heißt es in der Antwort ferner. Die
Übertragung erfolge nach Kenntnis des Bundesinstituts für Arzneimittel
und Medizinprodukte (BfArM) herstellerabhängig codiert und ist aus
Sicherheitsgründen personengebunden.

Wie die Bundesregierung darlegt, ist grundsätzlich "der Einsatz
offener Standards und damit offengelegter Schnittstellen aus Sicht der
Informationssicherheit vorzuziehen". Die Diskussion und Prüfung einer
gesetzlichen Regelung zur Verwendung offen gelegter Schnittstellen sei
indes noch nicht abgeschlossen.

 * 

2. AfD fragt nach E-Government-Agentur

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um eine "E-Government-Agentur" geht es in einer
Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/9375). Darin schreibt die
Fraktion, dass im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD vereinbart
worden sei, eine solche Agentur zu errichten. Ziel der
E-Government-Agentur solle die "Entwicklung von Standards und
Pilotlösungen sein, welche schneller als bisher alle föderalen Ebenen
mit einbezieht". Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, wann
mit der Errichtung der vereinbarten E-Government-Agentur durch die
Bundesregierung zu rechnen ist und an welchem Standort diese Agentur
errichtet werden soll.

 * 

3. Risikoanalyse im Bevölkerungsschutz

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat den "Bericht zur
Risikoanalyse im Bevölkerungsschutz 2017" als Unterrichtung (19/9520)
vorgelegt. Wie darin erläutert wird, dienen Risikoanalysen der
vorsorglichen und strukturierten Beschäftigung mit möglichen
bundesrelevanten Gefahren und den bei ihrem Eintritt zu erwartenden
Auswirkungen auf die Bevölkerung, ihre Lebensgrundlagen und die
öffentliche Sicherheit und Ordnung in Deutschland. "Der vorliegende
Bericht ist eine Zusammenfassung bisheriger Risikoanalysen der Jahre
2012 bis 2016 und betrachtet insbesondere die Auswirkungen von
unterschiedlichen Szenarien auf Schutzfähigkeiten sowie auf
überlebensnotwendige Versorgungsleistungen", heißt es in der Vorlage
weiter.

Seit dem Jahr 2012 wurden den Angaben zufolge sechs Risikoanalysen
durchgeführt. Diese bezogen sich im Jahr 2012 auf "Extremes
Schmelzhochwasser aus den Mittelgebirgen" und "Pandemie durch Virus
Modi-Sars" sowie - im Jahr 2013 - "Wintersturm". Es folgte 2014 die
Risikoanalyse "Sturmflut", 2015 die Risikoanalyse "Freisetzung
radioaktiver Stoffe aus einem Kernkraftwerk" und 2016 "Freisetzung
chemischer Stoffe".

 * 

4. Risikoanalyse zu Dürreszenario

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat den "Bericht zur
Risikoanalyse im Bevölkerungsschutz 2018" als Unterrichtung (19/9521)
vorgelegt, die sich mit den Auswirkungen eines mehrjährigen
Dürreszenarios für Deutschland befasst. Obgleich das untersuchte
Szenario einen theoretischen und abstrahierten Ereignisverlauf
beschreibe, hätten die Erfahrungen des Jahres 2018 deutlich gemacht,
wie relevant eine Analyse eines solchen Szenarios auch für Deutschland
geworden sei, heißt es in der Vorlage. Die realen Erfahrungen des
vergangenen Jahres, das vielen als "Dürrejahr" im Gedächtnis bleiben
werde, bestätigten, "dass eine Dürre ein durchaus realistisches
Ereignis für Deutschland ist". Gleichzeitig sei es vor dem Hintergrund
des Klimawandels "denkbar, dass Dürreereignisse in den nächsten Jahren
und Jahrzehnten eine möglicherweise häufiger vorkommende
Herausforderung für Deutschland darstellen könnten".

 * 

5. Umsetzung der KI-Strategie

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Das Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) ist neben dem Wirtschafts- und dem Arbeitsministerium
federführend für die Umsetzung der KI-Strategie der Bundesregierung
zuständig. Nach Veröffentlichung der KI-Strategie im Dezember wurden
mit den "internationalen Zukunftslaboren" die ersten konkreten neuen
Projekte angekündigt, schreibt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (19/9239). Die Abgeordneten wollen wissen, mit
welcher Zielsetzung die Plattform Lernende Systeme 2017 ins Leben
gerufen und welche Teilziele seitdem bereits erreicht wurden. Zudem
fragt die Fraktion, wie genau die Bundesregierung die Plattform
"Lernende Systeme" zu einer Plattform für Künstliche Intelligenz
weiterentwickeln will, mit der laut der Bundesregierung "ein Austausch
zwischen Politik, Wissenschaft und Wirtschaft mit der
Zivilgesellschaft organisiert wird".

 * 
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BUNDESTAG/8311: Heute im Bundestag Nr. 449 - 18.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 449

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. April 2019, Redaktionsschluss: 15.01 Uhr

1. Agrarhandel mit den Mercusor-Staaten

2. Narkose mit Isofluran bei Ferkeln

3. Finanzierung der US-Stationierung

4. Wirkung des UN-Migrationspakts

5. Tätigkeit des Europarats im Jahr 2018



1. Agrarhandel mit den Mercusor-Staaten

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Verhandlungen der Europäischen Union mit den
Mercosur-Staaten Argentinien, Brasilien, Uruguay und Paraguay über ein
Assoziierungsabkommen sehen eine umfassende und gegenseitige
Liberalisierung des Handels von landwirtschaftlichen Produkten vor.
Das erklärt die Bundesregierung in einer Antwort (19/9180) auf eine
Kleine Anfrage (19/8699) der FDP-Fraktion. Dazu heißt es weiter, dass
im Hinblick auf "Sensibilitäten" bestimmter Güter wie Fleisch, Ethanol
und Zucker in den Verhandlungen Rücksicht genommen werde, indem der
EU-Marktzugang für Agrarprodukte nicht vollständig liberalisiert
werden soll. Für ausgewählte Agrarprodukte seien Quoten vorgesehen.
Für Mengen, die über die Quoten hinausgehen würden, soll der Zollsatz
gemäß des Meistbegünstigungsprinzips (Most-Favoured-Nation) der
Welthandelsorganisation (WTO) gelten. Da die Verhandlungen über das
Abkommen noch nicht abgeschlossen seien, könne die Regierung keine
Aussagen zu den vorgesehenen Zöllen und Importquoten treffen.

 * 

2. Narkose mit Isofluran bei Ferkeln

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Durchführung der Narkose mit Isofluran bei der
Kastration von Ferkeln steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
(19/9348) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten wollen unter anderem
wissen, auf Basis welcher Erkenntnisse die Bundesregierung die
Isoflurannarkose als vorteilhafter oder förderwürdiger gegenüber den
Alternativen wie Ebermast oder Immunokastration einstuft. Außerdem
soll erläutert werden, mit welchen durchschnittlichen
Anschaffungskosten pro Narkosegerät kalkuliert werde und mit welchen
prozentualen Anteilen die Anschaffung einzelner Narkosegeräte
gefördert werden soll.

 * 

3. Finanzierung der US-Stationierung

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Forderung des US-Präsidenten nach Übernahme der
Finanzierung der US-Truppen durch die Gastnationen stellt die Fraktion
Die Linke in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/9316). Die
Bundesregierung soll unter anderem angeben, wie sie diese Forderung
bewertet und wann die US-Regierung oder nachgeordnete US-Stellen die
Bundesregierung oder nachgeordnete bundesdeutsche Stellen in dieser
Frage kontaktiert haben. Wissen wollen die Abgeordneten auch, wie hoch
die Kosten bei einer vollständigen Finanzierungsübernahme der
Stationierung der US-Streitkräfte in Deutschland wären.

 * 

4. Wirkung des UN-Migrationspakts

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Umsetzung eines vom Bundestagsplenum im
November 2018 angenommen Antrags (19/6056) der Fraktionen von CDU/CSU
und SPD zum Migrationspakt der Vereinten Nationen erkundigt sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9306).

In dem Antrag sei festgestellt worden, "dass der Globale Pakt
keinerlei rechtliche Bindungswirkung zulasten Deutschlands entfalten
darf und zwischen den gesetzlichen Regelungen Deutschlands
beziehungsweise der EU und den Ausführungen im Migrationspakt
Diskrepanzen bestehen". Die Bundesregierung habe aber am 19. Dezember
2018 den Migrationspakt bei der UN-Vollversammlung in New York
angenommen, "ohne dabei einen förmlichen Vorbehalt im Sinne des
Bundestagsbeschlusses zu erklären oder zu hinterlegen, und auch ohne
vorsorgliche Erklärung der sogenannten 'persistent objection' der
Bundesrepublik Deutschland gegenüber der möglichen Entstehung von
neuem, migrationsbezogenen Völkergewohnheitsrecht infolge des
Migrationspaktes".

Die Abgeordneten wollen nun unter anderem wissen, aus welchen Gründen
die Bundesregierung die Erklärung des Bundestages nicht durch
Übernahme in einem sogenannten "Side-Letter" völkerrechtswirksam zu
eigen gemacht hat oder durch sonstige völkerrechtlich und im
Außenverhältnis wirksame Gestaltungserklärung in Zusammenhang mit der
Annahme des Globalen Pakts für Migration sichergestellt hat, dass
dessen Bestimmungen, Selbstverpflichtungen und Ziele weder unmittelbar
noch mittelbar, nämlich durch Übernahme in die gerichtliche
Rechtsfindung und Rechtsauslegung, die deutsche Rechtsordnung
überlagern oder relativieren.

Außerdem soll die Bundesregierung darlegen, wie sie sicherstellt, dass
durch den Migrationspakt "die nationale Souveränität und das Recht
Deutschlands, über seine Migrationspolitik selbst zu bestimmen, nicht
faktisch doch beeinträchtigt werden".

 * 

5. Tätigkeit des Europarats im Jahr 2018

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Russland hat auch 2018 seine seit Mitte 2017
ausgesetzten Beitragszahlungen zum Haushalt des Europarats verweigert.
Wie die Bundesregierung in ihrem "Bericht über die Tätigkeit des
Europarats im Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018" (19/9444)
mitteilt, wurde dies weiterhin mit dem Entzug des Stimmrechts und
weiterer Rechte der russischen Delegation in der Parlamentarischen
Versammlung 2014 und 2015 begründet, mit der die Versammlung auf die
völkerrechtswidrige Annexion der Krim 2014 reagiert hatte. Die
Wiederaufnahme der Beitragsleistungen knüpfe Russland an die
"vollständige und bedingungslose Wiederherstellung der Rechte der
russischen Delegation in der Parlamentarischen Versammlung". Wie in
den beiden Vorjahren habe Russland 2018 keine Delegation angemeldet.
Die Legitimität von Wahlen der Versammlung, an denen die russische
Delegation nicht teilnimmt, stelle Russland in Frage. "Zugleich
bekräftigte es, dass die Zusammenarbeit mit dem Europarat fortgesetzt
und den Verpflichtungen aus der Europäischen Menschenrechtskonvention
(EMRK) nachgekommen werden soll."

Ein weiteres Thema im Europarat waren im Berichtszeitraum laut
Bundesregierung Korruptionsvorwürfe gegen Mitglieder der
Parlamentarischen Versammlung im Zusammenhang mit mutmaßlichen
Zuwendungen aus Aserbaidschan ("Kaviardiplomatie"), zu denen bei der
Frühjahrssitzung 2018 der Bericht einer unabhängigen
Untersuchungskommission angenommen worden sei. Zentrale Empfehlungen
seien die Überarbeitung der Verfahrensregeln und des "code of
conduct", verschärfte Richtlinien für Wahlbeobachtung und höhere
Transparenz bei der Wahl von Ausschussvorsitzenden. Die
Mitgliedstaaten seien aufgefordert worden, die Versammlung über die
eingeleiteten Schritte zu unterrichten. Die Bundesregierung habe den
Bericht vorgelegt.

 * 
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BUNDESTAG/8310: Heute im Bundestag Nr. 448 - 18.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 448

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. April 2019, Redaktionsschluss: 14.31 Uhr

1. Keine Angaben zu Privatisierungen

2. Manipulationen mit Aktien

3. Einheitliche Auffassung zu Plattformen

4. Digitalisierungstrategie der Regierung

5. Medianeinkommen in Thüringen

6. Finanzströme in Sozialgesetzbüchern



1. Keine Angaben zu Privatisierungen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Pläne zur Veräußerung der von der staatlichen
KfW-Bankengruppe gehaltenen Aktienpakete an der Deutschen Telekom und
der Deutschen Post können im Interesse der Sicherung der
Werthaltigkeit der Beteiligung nicht vorab bekannt gegeben werden.
Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9209) auf eine
Kleine Anfrage der FDP Fraktion (19/8670) mit. Die Abgeordneten hatten
wissen wollen, ob und in welchem Umfang eine Veräußerung von
Aktienpaketen in dieser Legislaturperiode geplant ist. Derlei
Informationen könnten negative Auswirkungen auf die Börsenkurse der
jeweiligen Beteiligungen haben, erklärt die Bundesregierung.

 * 

2. Manipulationen mit Aktien

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Wegen des Verdachts der Marktmanipulation mit Aktien
eines im Deutschen Aktienindex DAX notierten Unternehmens hat die
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) Untersuchungen
eingeleitet und nachfolgend die zuständigen Strafverfolgungsbehörden
eingeschaltet. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/9202) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8256)
mit.

 * 

3. Einheitliche Auffassung zu Plattformen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Vergütungen, die inländische Unternehmen an
ausländische Plattformbetreiber und Internetdienstleister für die
Platzierung oder Vermittlung von elektronischer Werbung auf
Internetseiten zahlen, unterliegen nicht dem Steuerabzug nach
Paragraph 50a Absatz 1 Nummer 3 des Einkommensteuergesetzes. Dies
teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9208) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion mit, die sich nach dem Verhalten bayerischer
Beamter erkundigt hatte, die angeblich eine bayerische Digitalsteuer
bei Internetwerbung erheben würden. Wie die Bundesregierung weiter
mitteilt, wird ihre Auffassung von den Finanzbehörden des Bundes und
aller Länder einheitlich vertreten.

 * 

4. Digitalisierungstrategie der Regierung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Für die Digitalisierungsstrategie der Finanzaufsicht
und der Bundesregierung interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/9310). Die Abgeordneten wollen von
der Regierung erfahren, welche Bundesbehörden wie die Bundesanstalt
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) eine eigene
Digitalisierungsstrategie haben und wo eine solche
Digitalisierungsstrategie geplant ist. Außerdem wird nach den
Planungen zum Anlegerschutz in Bezug auf elektronische Wertpapiere und
Blockchain-Token gefragt.

 * 

5. Medianeinkommen in Thüringen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der jeweiligen Entwicklung des Medianeinkommen
der sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten in zahlreichen
Berufshauptgruppen in Thüringen in den Jahren 2010 bis 2018 erkundigt
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9220). Auch fragt
sie darin unter anderem, wie hoch in diesen Jahren jeweils die Anzahl
sowie der relative Anteil der ausschließlich geringfügig beschäftigten
Männer, Frauen, Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit sowie
Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit an allen ausschließlich
geringfügig Beschäftigten in Thüringen waren.

 * 

6. Finanzströme in Sozialgesetzbüchern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Finanzströme im SGB IX und XII vor und nach dem
Bundesteilhabegesetz" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9242). Wie die Fraktion darin schreibt, wird nach
Verabschiedung des Bundesteilhabegesetzes die Eingliederungshilfe
schrittweise vom Sozialgesetzbuch XII in das Sozialgesetzbuch IX
verlagert. Beide Gesetzbücher haben laut Vorlage die Aufgabe, Menschen
mit Behinderung zu helfen, die Folgen ihrer Behinderung zu mildern.

Wissen möchte die Fraktion, für welche Leistungen vor Verabschiedung
des Bundesteilhabegesetzes allein der Bund zuständig war und für
welche Leistungen ab dem 1. Januar 2020 allein der Bund zuständig ist.
Auch erkundigt sie sich unter anderem danach, für welche Leistungen
vor Verabschiedung des Bundesteilhabegesetzes allein die Länder
zuständig waren und für welche Leistungen ab dem 1. Januar 2020 allein
die Ländern zuständig sind.

 * 
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BUNDESTAG/8309: Heute im Bundestag Nr. 447 - 18.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 447

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. April 2019, Redaktionsschluss: 13.51 Uhr

1. Zahl der Leiharbeitskräfte

2. Fakultativprotokoll zum UN-Sozialpakt

3. Medianeinkommen in Sachsen

4. Zahl wieder arbeitsloser Leiharbeitskräfte

5. Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit

6. Entwicklung des Medianeinkommens



1. Zahl der Leiharbeitskräfte

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mitte vergangenen Jahres sind in Deutschland laut
Bundesregierung insgesamt 1.023.290 Leiharbeitskräfte beschäftigt
gewesen, davon 805.613 in Betrieben mit dem Schwerpunkt
Arbeitnehmerüberlassung. Wie aus der Antwort der Bundesregierung
(19/9303) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/8678) ferner hervorgeht, waren Mitte 2015 insgesamt 961.162
Leiharbeitskräfte und Mitte 2013 insgesamt 867.442 beschäftigt
gewesen, davon von 770.908 beziehungsweise 688.444 in Betrieben mit
dem Schwerpunkt Arbeitnehmerüberlassung.

 * 

2. Fakultativprotokoll zum UN-Sozialpakt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, welche konkreten
Anhaltspunkte einer Ratifizierung des Fakultativprotokolls zum
UN-Sozialpakt nach Einschätzung der Bundesregierung entgegenstehen und
welche für eine Ratifikation des Fakultativprotokolls sprechen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/9199) unter anderem
danach, ob die Bundesregierung plant, die Ratifikation des
Fakultativprotokolls mit einem Vorbehalt zu versehen oder vorbehaltlos
zu übernehmen.

Der Fraktion zufolge kennt der Internationale Pakt über
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (UN-Sozialpakt) keine
unmittelbaren Beschwerdemöglichkeiten. Das Fakultativprotokoll würde
es laut Vorlage ermöglichen, "dass Einzelpersonen oder Personengruppen
- auch im Namen anderer - Beschwerden beim zuständigen Fachausschuss
der Vereinten Nationen einlegen, wenn sie sich in einem der wsk-Rechte
verletzt sehen und den nationalen Rechtsweg ausgeschöpft haben".

 * 

3. Medianeinkommen in Sachsen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der jeweiligen Entwicklung des Medianeinkommen
der sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten in zahlreichen
Berufshauptgruppen in Sachsen in den Jahren 2010 bis 2018 erkundigt
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9323). Auch fragt
sie darin unter anderem, wie hoch in diesen Jahren jeweils die Anzahl
sowie der relative Anteil der ausschließlich geringfügig beschäftigten
Männer, Frauen, Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit sowie
Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit an allen ausschließlich
geringfügig Beschäftigten in Sachsen waren.

 * 

4. Zahl wieder arbeitsloser Leiharbeitskräfte

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte von der
Bundesregierung erfahren, wie viele Leiharbeitskräfte "im Jahr 2018
nach einem, drei, sechs, neun, zwölf, 15 und 18 Monaten" wieder
arbeitslos gemeldet waren und wie viele jeweils in einem anderen
Verleihunternehmen beschäftigt waren. Auch erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/9311) unter anderem danach, wie viele
Leiharbeitskräfte im vergangenen Jahr nach den genannten Zeitspannen
in einem Arbeitsverhältnis außerhalb der Leiharbeit beschäftigt waren
und wie viele Leiharbeitskräfte vom Entleihbetrieb übernommen wurden.

 * 

5. Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Das "Sonderprogramm zur Förderung der beruflichen
Mobilität von ausbildungsinteressierten Jugendlichen aus Europa"
(MobiPro-EU) thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/9246). Wie die Fraktion darin schreibt, fördert das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Rahmen dieses Programms
seit 2013 Projekte zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit in
Europa.

Wissen wollen die Abgeordneten, welche Projekte in welcher Höhe und in
welchem Zeitraum im Rahmen des Programms gefördert wurden
beziehungsweise werden. Auch fragen sie unter anderem, wie viele junge
Menschen aus welchen Staaten bisher jeweils an diesen Projekten
teilgenommen haben.

 * 

6. Entwicklung des Medianeinkommens

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der jeweiligen Entwicklung des Medianeinkommen
der sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten in zahlreichen
Berufshauptgruppen in Berlin in den Jahren 2010 bis 2018 erkundigt
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9221). Auch fragt
sie darin unter anderem, wie hoch in diesen Jahren jeweils die Anzahl
sowie der relative Anteil der ausschließlich geringfügig beschäftigten
Männer, Frauen, Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit sowie
Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit an allen ausschließlich
geringfügig Beschäftigten in Berlin waren.

 * 
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BUNDESTAG/8308: Heute im Bundestag Nr. 446 - 18.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 446

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. April 2019, Redaktionsschluss: 13.11 Uhr

1. Wiedereinführung der Meisterpflicht

2. Einschätzung von Chinas Wirtschaftsmacht

3. Rentenzahlbetrag unter 500 Euro

4. WHO-Aktionsplan thematisiert

5. Zeitgrenzen bei kurzfristiger Beschäftigung

6. Beschäftigte bei Post- und Kurierdiensten



1. Wiedereinführung der Meisterpflicht

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung prüft derzeit, ob für bestimmte
Berufe wieder die Meisterpflicht eingeführt werden soll. Das geht aus
der Antwort (19/9185) auf eine Kleine Anfrage (19/8132) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen hervor. Ein weiteres Aufweichen bisheriger
Regelungen sei nicht geplant, erklärt die Bundesregierung weiter. Sie
gehe davon aus, dass die Zahl der zulassungspflichtigen Gewerke nach
wie vor durch die der damaligen Gesetzgebung zu Grunde gelegten
Gesichtspunkte der besonderen Gefahrengeneigtheit und der
Ausbildungssicherung gerechtfertigt ist.

 * 

2. Einschätzung von Chinas Wirtschaftsmacht

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat sich in der Antwort
(19/9182) auf eine Kleine Anfrage (19/8137) der AfD-Fraktion zum
Umgang mit Chinas Wirtschaftsmacht geäußert. Darin erklärt sie etwa
Grundzüge der deutschen Wirtschaftspolitik, nimmt zu
wirtschaftspolitischen Strategien der Volksrepublik Stellung und
bewertet Einschätzungen von Verbänden.

 * 

3. Rentenzahlbetrag unter 500 Euro

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Empfänger von Altersrenten mit einem
Rentenzahlbetrag unter 500 Euro ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/9166) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/8589). Danach kamen Ende Dezember 2017 insgesamt 5.035.257 Frauen
und Männer auf einen Rentenzahlbetrag unter 500 Euro sowie 11.067.324
auf einen Rentenzahlbetrag unter 1.000 Euro.

 * 

4. WHO-Aktionsplan thematisiert

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um den "WHO Global Disability Action Plan 2014-2021"
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/9173) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/8001). Danach zielt der Aktionsplan vor allem auf die
Verbesserung der gesundheitlichen Versorgung von Menschen mit
Behinderungen. Daher begrüße sie grundsätzlich die
behindertenpolitische Strategie der WHO, schreibt die Bundesregierung
weiter.

Sie unterstützt den Angaben zufolge die WHO mit Pflichtbeiträgen in
Höhe von rund 26 Millionen Euro pro Jahr. Einen Teil dieser
zweckungebundenen Beiträge nutze die WHO "zur Implementierung von
Resolutionsinhalten, da diese im Haushalt vorab nicht kalkuliert
werden können". "Die Bundesregierung unterstützt die Umsetzung mit
ihrem Mitgliedsbeitrag und setzt sich national und international auf
verschiedenen Ebenen konstruktiv für die Verbesserung der
gesundheitlichen Versorgung, insbesondere auch von Menschen mit
Behinderungen, ein", heißt es in der Vorlage weiter.

 * 

5. Zeitgrenzen bei kurzfristiger Beschäftigung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die "dauerhafte Entfristung der 70-Tage-Regelung bei
kurzfristiger Beschäftigung" ist Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/9176) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8653). Danach
stellt die Möglichkeit, saisonale Arbeitskräfte für drei Monate ohne
aufwendigen Personalwechsel kurzfristig beschäftigen zu können, für
viele Betriebe eine Entlastung dar. Das gelte insbesondere "im
Sonderkulturbereich der Landwirtschaft und im Hotel- und
Gaststättengewerbe, da Saisonarbeit in diesen Bereichen einen
besonders hohen Stellenwert hat".

In der Antwort verweist die Bundesregierung zugleich auf
Beschlussempfehlung und Bericht zum Tarifautonomiestärkungsgesetz vom
2. Juli 2014, "wonach die zeitlichen Grenzen der kurzfristigen
Beschäftigung übergangsweise eingeführt wurden, damit dies nicht zu
einer generellen Ausweitung der versicherungsfreien geringfügigen
Beschäftigung führt". Seit Einführung dieser Übergangsregelung zum 1.
Januar 2015 seien jedoch keine sozialpolitisch bedenklichen
Entwicklungen festgestellt worden, die einer Entfristung der erhöhten
Zeitgrenzen entgegenstehen würden. Die Anzahl der kurzfristigen
Beschäftigungen habe sich in diesem Zeitraum kaum verändert. Vor
diesem Hintergrund habe sie sich "für eine dauerhafte Anhebung der
Zeitgrenzen für eine kurzfristige Beschäftigung auf drei Monate oder
70 Arbeitstage entschieden", führt die Bundesregierung weiter aus.

 * 

6. Beschäftigte bei Post- und Kurierdiensten

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Juni 2018 sind nach der Beschäftigungsstatistik
der Bundesagentur für Arbeit in Deutschland 427.000 Menschen "in der
Wirtschaftsabteilung ,53 Post-, Kurier- und Expressdienste'"
beschäftigt gewesen. Davon waren 303.000 oder 71 Prozent
sozialversicherungspflichtig und 123.000 oder 29 Prozent
ausschließlich geringfügig beschäftigt, wie die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/9158) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/8133) weiter schreibt.

 * 
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BUNDESTAG/8307: Heute im Bundestag Nr. 445 - 18.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 445

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. April 2019, Redaktionsschluss: 12.32 Uhr

1. Qualitätssicherung in Kindschaftsverfahren

2. Gleichgeschlechtliche Paare in der EU

3. Studien zu Wohnen und Klimaschutz

4. Bedarfsanalyse beim Wohnungsbau

5. Umwandlung in Wohneigentum

6. Personalstruktur im Baubereich

7. Dual-Use-Verordnung und Menschenrechte



1. Qualitätssicherung in Kindschaftsverfahren

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Anwendung des Verfahrensrechts in
Kindschaftsverfahren obliegt allein den unabhängigen Gerichten. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9195) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8638). Das Gericht bestimme in
Ausübung seines pflichtgemäßen Ermessens den für das Kind persönlich
und fachlich geeigneten Verfahrensbeistand. Wie es weiter heißt, hat
das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz in den
Jahren 2016/2017 die umfassende Reform des familiengerichtlichen
Verfahrens aus dem Jahr 2009 evaluiert. In diesem Rahmen sei auch das
Institut des Verfahrensbeistands in einer breit angelegten
Praxisbefragung untersucht worden, unter anderem auch die Frage der
Qualifikation des Verfahrensbeistands. Die Studie habe ergeben, dass
aus Sicht der befragten Richterinnen und Richter bei der Auswahl des
Verfahrensbeistands das Verhalten und Auftreten des
Verfahrensbeistands im Verfahren, die Erfahrung in der Zusammenarbeit
sowie psychologische Kenntnisse des Verfahrensbeistands eine wichtige
Rolle spielen.

Thema der Anfrage war die Qualitätssicherung bei Kindschaftsverfahren.
Die Kinderkommission des Bundestages hatte in einer Stellungnahme vom
9. November 2018 Probleme in der Familiengerichtsbarkeit festgestellt,
und die Fragesteller wollten unter anderem wissen, ob die
Bundesregierung Handlungsbedarf bei den Qualifikations- und
Weiterbildungsanforderungen der an den Verfahren beteiligten
Sachverständigen, Verfahrensbeiständen und Familienrichtern sieht.

 * 

2. Gleichgeschlechtliche Paare in der EU

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Die unterschiedliche rechtliche Situation von
gleichgeschlechtlichen Paaren in Ländern der Europäischen Union ist
Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/9245). Wie die
Abgeordneten schreiben, sind in einem großen Teil der Mitgliedstaaten
der EU die gleichgeschlechtliche Ehe sowie die Adoption von Kindern
für gleichgeschlechtliche Paare möglich. Da das Familienrecht aber in
der Verantwortung der Mitgliedstaaten liege, gebe es in anderen
Mitgliedstaaten für gleichgeschlechtliche Paare keinen Zugang zur Ehe
oder einer eingetragenen Lebenspartnerschaft beziehungsweise. keine
Möglichkeit, gemeinschaftlich Kinder zu adoptieren. Die Fragesteller
wollen von der Bundesregierung einen Überblick über die entsprechende
Gesetzeslage in den EU-Mitgliedstaaten im Vergleich zur Situation in
Deutschland erhalten und erkundigen sich nach Maßnahmen der
Bundesrepublik, um die rechtliche Situation von gleichgeschlechtlichen
Paaren innerhalb der EU zu verbessern.

 * 

3. Studien zu Wohnen und Klimaschutz

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Ergebnisse der Ressortforschung in den Bereichen
Bau, Stadtentwicklung und Klimaschutz listet die Bundesregierung in
der Antwort (19/9124) auf eine Kleine Anfrage (19/8454) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen auf. Im Wesentlichen handelt es sich dabei um
Studien und Analysen aus dem Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und
Raumforschung (BBSR). Die Ergebnisse seien eine Grundlage für die
Entscheidungsfindung, ob und wie der Gesetzgeber tätig werden soll,
erklärt die Bundesregierung.

 * 

4. Bedarfsanalyse beim Wohnungsbau

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion interessiert sich für die
grundlegenden Annahmen, auf denen die Wohnungsbau-Bedarfszahlen der
Bundesregierung fußen. In einer Kleinen Anfrage (19/9215) fragen die
Abgeordneten außerdem nach Zuzugszahlen und -prognosen.

 * 

5. Umwandlung in Wohneigentum

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Zahlen zur Umwandlung von Miet- in
Eigentumswohnungen geht es in einer Kleinen Anfrage (19/9139) der
Fraktion Die Linke. Die Abgeordneten möchten wissen, wie sich Mieten
in verschiedenen Stadttypen entwickelt haben und welche Kenntnisse die
Bundesregierung über Umwandlungen von Miet- in Eigentumswohnungen hat.
Sie erklären in der Vorbemerkung, dass solche Umwandlungen vor dem
Hintergrund steigender Immobilienpreise und damit verbundenen
Gewinnerwartungen zunehmen würden.

 * 

6. Personalstruktur im Baubereich

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion interessiert sich für die
Personalsituation im Bundesbauministerium sowie in nachgelagerten
Behörden. In einer Kleinen Anfrage (19/9082) erkundigen sich die
Abgeordneten nach Zahlen zur Beschäftigtensituation in verschiedenen
Abteilungen sowie im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung. Dabei
geht es auch um Krankschreibungen und Prognosen zu Renteneintritten.

 * 

7. Dual-Use-Verordnung und Menschenrechte

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion weist auf den schwierigen Umgang
mit digitaler Technologie in Exportfragen hin. Dabei geht es den
Abgeordneten um Güter, die sowohl militärisch als auch zivil genutzt
werden können (Dual-Use). Sie möchten in einer Kleinen Anfrage
(19/9263) wissen, wie die Bundesregierung zu einer Aufnahme
menschenrechtlicher Aspekte in die Dual-Use-Verordnung steht und wie
sie das europaweite Vorgehen in Bezug auf Geschlossenheit und
Wettbewerb bewertet.

 * 
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BUNDESTAG/8306: Heute im Bundestag Nr. 444 - 18.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 444

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. April 2019, Redaktionsschluss: 12.01 Uhr

1. Administrative Überkontrolle beklagt

2. Anlagevermögen der Bundeswasserstraßen

3. Zukunft der Neigetechnik bei Zügen

4. Beschleunigte Planung im Schienenbau

5. Schienenverkehr nach Polen thematisiert



1. Administrative Überkontrolle beklagt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/8849) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8374) die
im Rahmen der sogenannten Verbändeanhörung zum Entwurf der
Bundesregierung für ein Gesetz zur Änderung beförderungsrechtlicher
Vorschriften im Eisenbahnbereich, mit dem unter anderem eine Bündelung
bei den Zuständigkeiten für die Fahrgastrechte vorgenommen wird,
eingegangenen Stellungnahmen auf. Die Auswahl der Beteiligung für die
Verbändeanhörung entsprechend Paragraf 47 Absatz 3 der Gemeinsamen
Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) sei auf Grundlage der
angenommenen Betroffenheit vom Inhalt des Referentenentwurfs erfolgt,
heißt es in der Vorlage. Die betroffenen Verbände seien beteiligt
worden.

Der Referentenentwurf habe im Rahmen der Ressortabstimmung sowie der
Länder- und Verbändeanhörung Änderungen erfahren, teilt die Regierung
mit. Es sei üblich und Sinn und Zweck dieser Beteiligungen, "dass die
vorgetragenen Argumente im Rahmen einer Gesamtabwägung und unter
Berücksichtigung der politischen Zielsetzung in die weiteren
Überlegungen zum Vorhaben einfließen können".

In den Vorbemerkungen zu der Antwort äußert die Bundesregierung Kritik
an den Fragestellungen der Linksfraktion, die sich unter anderem
danach erkundigt hatte, welche konkreten Regelungen oder Änderungen
aufgrund von welchen Vorschlägen welcher Dritter in den Gesetzentwurf
aufgenommen sein worden. Parlamentarische Kontrolle von Regierung und
Verwaltung verwirkliche den Grundsatz der Gewaltenteilung, schreibt
die Bundesregierung. Die Gewaltenteilung stelle aber nicht nur den
Grund, sondern auch die Grenze der parlamentarischen Kontrolle dar.
Parlamentarische Kontrolle sei politische Kontrolle, "nicht
administrative Überkontrolle". Parlamentarische Kontrolle könne die
Regierungsfunktion auch stören und bedürfe daher der Begrenzung auf
ein funktionsverträgliches Maß, schreibt die Regierung unter Berufung
auf eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts.

Die Linksfraktion habe eine Vielzahl von identischen Kleinen Anfragen
zu verschiedenen Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt, deren
Auswahl soweit erkennbar als eher zufällig erscheine. Die Grenze zur
administrativen Überkontrolle sei angesichts des Umfangs der
Überprüfung der aktuellen Gesetzgebungstätigkeit und der Detailtiefe
von einzelnen Fragen aus Sicht der Bundesregierung erreicht. "Die
Bundesregierung geht davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der
Fragesteller künftig durch die Veröffentlichung der Gesetzes- und
Verordnungsentwürfe sowie der Stellungnahmen aus der Verbändeanhörung
auf den Internetseiten der jeweiligen Ressorts Genüge getan ist",
heißt es in den Vorbemerkungen zu der Antwort.

 * 

2. Anlagevermögen der Bundeswasserstraßen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die im Bundeshaushalt für das Jahr 2019 vorgesehenen
Investitionen für Bundeswasserstraßen betragen nach Angaben der
Bundesregierung etwa 969 Millionen Euro, wovon dem Anlagevermögen der
Bundeswasserstraßen etwa 806 Millionen Euro zugutekommen. Das geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/8855) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8440) hervor. Wie die Liberalen in der Anfrage
schreiben, sind in dem Anlagevermögen der Bundeswasserstraßen rund 350
Schleusenanlagen, rund 300 Wehranlagen, vier Schiffshebewerke, acht
Sperrwerke, neun Verkehrszentralen an der Küste und fünf
Revierzentralen im Binnenbereich sowie rund 1.000 Brücken enthalten.
Diese verteilen sich der Vorlage zufolge auf rund 7.350 Kilometer
Binnenwasserstraßen und rund 23.000 Quadratkilometer Seewasserstraßen.

Nach der Investitionsquote - gemessen am gesamten Anlagevermögen der
Bundeswasserstraßen - gefragt, schreibt die Regierung in ihrer
Antwort: Setze man das vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung
(DIW) fortgeschriebene Gesamtanlagevermögen von 50 Milliarden Euro
voraus und setze hierzu die Investitionssumme von 806 Millionen Euro
in 2019 in Relation, "dann beträgt die vorgesehene Investitionsrate
für 2019 etwa 1,6 Prozent". In diesem Zusammenhang sei besonders zu
berücksichtigen, dass Anlagen der Infrastruktur an Bundeswasserstraßen
eine sehr hohe Lebensdauer hätten und sich der Investitionsbedarf
hieran zu orientieren habe, heißt es in der Antwort.

 * 

3. Zukunft der Neigetechnik bei Zügen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Zukunft der "Neigetechnik" bei
Schienenfahrzeugen in Deutschland interessiert sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/8818). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
welche Strecken der DB Netz AG derzeit für "bogenschnellen Betrieb"
mit Neigetechnik ausgerüstet sind. Gefragt wird auch, ob die
Bundesregierung plant, dem "Deutschen Zentrum für
Schienenverkehrsforschung" einen Auftrag zur Weiterentwicklung der
Neigetechnik zu erteilen.

 * 

4. Beschleunigte Planung im Schienenbau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Planungsbeschleunigung und Parlamentsbeteiligung im
Rahmen der Bedarfsplanumsetzungsvereinbarung" hat die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen eine Kleine Anfrage (19/8998) betitelt. Wie die
Abgeordneten schreiben, ist seit dem 1. Januar 2018 die sogenannte
Bedarfsplanumsetzungsvereinbarung (BUV) zur Finanzierung der
Verkehrsprojekte, die im Bedarfsplan für die Bundesschienenwege gemäß
Bundesschienenwegeausbaugesetz (BSWAG) enthalten sind, in Kraft.

Von der Bundesregierung wollen die Grünen nun wissen, welche Kosten
zur Planungs- und Projektbegleitung seit Inkrafttreten der BUV konkret
eingespart werden konnten. Gefragt wird auch, für welche
Bedarfsplanprojekte die Bundesregierung gemäß BUV eine
parlamentarische Befassung plant.

 * 

5. Schienenverkehr nach Polen thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Eine Kleine Anfrage zum "Schienenverkehr zwischen
Deutschland und Polen" (19/8999) hat die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen vorgelegt. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderem wissen, welche konkreten Maßnahmen zur Verbesserung des
grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehrs zwischen Deutschland und Polen
sie seit 2014 ergriffen hat und welche weiteren diesbezüglichen,
konkreten Maßnahmen die Bundesregierung bis 2020 und bis 2030 umsetzen
will.

 * 
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BUNDESTAG/8305: Heute im Bundestag Nr. 443 - 18.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 443

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. April 2019, Redaktionsschluss: 11.28 Uhr

1. Verwendung von Unterfahrschutzsystemen

2. Standortkonzept für die Autobahn GmbH

3. Umtauschaktionen für Dieselfahrzeuge

4. Zulassungsdaten bei Diesel-Fahrverboten

5. Ursache für Absacken der A20 erfragt



1. Verwendung von Unterfahrschutzsystemen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Verwendung von Unterfahrschutzsystemen kann aus
Sicht der Bundesregierung einen wirkungsvollen Beitrag zur Vermeidung
schwerer Unfallfolgen für Motorradfahrer durch Vermeidung eines
Anpralls an Schutzplankenpfosten und das Durchrutschen unter den
Schutzplanken hindurch leisten. Das geht aus der Antwort (19/8896) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8441) hervor. In der Antwort
heißt es weiter, das Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) empfehle daher, insbesondere auf Strecken mit
überdurchschnittlich hohen Motorradverkehrsstärken und/oder
auffälligem Unfallgeschehen von Motorrädern sowie in Abhängigkeit von
der Unfallcharakteristik einen Einsatz dieser Systeme. Die
Bundesregierung gebe durch Richtlinien dazu die einheitlichen
Randbedingungen vor. Hilfestellung zur Identifizierung und Beseitigung
von kritischen Bereichen leiste das im Jahr 2007 veröffentlichte
"Merkblatt zur Verbesserung der Verkehrssicherheit auf
Motorradstrecken" (MVMot).

Die Bundesregierung fördert der Antwort zufolge gezielt und
kontinuierlich die Weiterentwicklung dieser Vorgaben. Auch mehrere vom
BMVI initiierte Forschungsvorhaben der Bundesanstalt für Straßenwesen
(BASt) hätten das Ziel, Schutzeinrichtungen beispielsweise durch eine
verbesserte Konstruktion des Unterfahrschutzes und die Untersuchung
des Gefährdungspotenzials für Motorradfahrer durch scharfkantige
Konstruktionsteile motorradfreundlicher zu gestalten.

Bei der Installation von Unterfahrschutzsystemen sei aber zu
berücksichtigen, dass sich durch die Montage eines Unterzugs
nachteilige Auswirkungen auf das Anprallverhalten insbesondere von Pkw
ergeben können. "Die Anbringung eines Unterfahrschutzes sollte daher
immer in Abhängigkeit von den örtlichen Verhältnissen und erst nach
Abwägung aller Randbedingungen erfolgen", schreibt die Regierung. Eine
generelle Ausrüstung von Schutzeinrichtungen mit einem Unterfahrschutz
ist daher auch aus Gründen der Verkehrssicherheit ihrer Ansicht nach
"nicht sinnvoll".

 * 

2. Standortkonzept für die Autobahn GmbH

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Standortkonzept für die Autobahn GmbH des Bundes
umfasst nach Angaben der Bundesregierung zehn Niederlassungen sowie 30
dauerhafte und elf temporäre Außenstellen. Das geht aus der Antwort
der Bundesregierung (19/8900) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/8209) hervor. In der Antwort heißt es
weiter, die Geschäftsführung der Autobahn GmbH des Bundes sei mit
Wirkung zum 1. März 2019 bestellt worden. Die
Organisationszielstruktur für den Betriebsbeginn zum 1. Januar 2021
werde derzeit erarbeitet. Neben dem Sitz des Fernstraßen-Bundesamtes
in Leipzig können der Vorlage zufolge bis zu vier weitere Standorte
eingerichtet werden - davon werde jeweils einer in Bonn, Gießen und
Hannover sein. Die Organisationsstruktur für den Betriebsbeginn zum 1.
Oktober 2021 werde derzeit erarbeitet, schreibt die Regierung.

 * 

3. Umtauschaktionen für Dieselfahrzeuge

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die verbindlichen Zusagen der Autohersteller
Daimler, BMW und Volkswagen hinsichtlich der Rabatte und
Umtauschaktionen bei Dieselfahrzeugen erfolgten im Rahmen von
Gesprächen zwischen den Herstellern und der Bundesregierung. Das
schreibt die Regierung in ihrer Antwort (19/8897) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/8590). Zu dem Thema hätten Gespräche auf
verschiedenen Ebenen mit dem Verband der Automobilindustrie und dem
Verband der Internationalen Kraftfahrzeughersteller im
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
stattgefunden, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

4. Zulassungsdaten bei Diesel-Fahrverboten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach einer möglichst unbürokratischen Bereitstellung
von aktuellen Zulassungsdaten durch das Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) für
die von Diesel-Fahrverboten bedrohten Städte erkundigt sich die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8977). Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob dem
Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) tagesaktuelle Zulassungsdaten zur Verfügung
stehen und ob die kostenlose Bereitstellung dieser Daten für die
kommunalen Behörden geplant ist.

 * 

5. Ursache für Absacken der A20 erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach Ursachen und Schlussfolgerungen aus dem
Einbruch der Fahrbahn auf der Ostseeautobahn A20 bei Tribsees
(Mecklenburg-Vorpommern) erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/8828). Die Abgeordneten wollen
unter anderem wissen, aus welchem Grund die Bundesregierung ihren
abschließenden Bericht zu den Ursachen der Absackung der A20 bei
Tribsees noch nicht vorgelegt hat. Gefragt wird auch, durch welche
externen Berater, Experten und Gutachter die Bundesregierung bei der
Erstellung des Abschlussberichtes unterstützt wurde.

 * 
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BUNDESTAG/8304: Heute im Bundestag Nr. 442 - 18.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 442

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. April 2019, Redaktionsschluss: 10.53 Uhr

1. Bürokratieabbau mit digitalem Meldeschein

2. AfD will digitalen Meldeschein einführen

3. Mehr Bundesgeld für Tourismus-Marketing

4. Regierung prüft digitalen Meldeschein

5. Weniger Unregelmäßigkeiten bei EU-Mitteln

6. Steuer bei Sportveranstaltungen



1. Bürokratieabbau mit digitalem Meldeschein

Tourismus/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Einen Bürokratieabbau erhofft sich die FDP-Fraktion
durch die Einführung digitaler Meldescheine. In einem Antrag (19/9223)
fordert sie die Bundesregierung auf, "das Bundesmeldegesetz in Bezug
auf Meldescheine für Beherbergungsstätten dahingehend zu reformieren,
dass der Umgang mit Meldescheinen komplett digital abgebildet werden
kann". Dabei solle sichergestellt werden, "dass eine digitale Signatur
(zum Beispiel elektronisch oder mobil) von Meldescheinen für
Beherbergungsbetriebe ermöglicht wird".

 * 

2. AfD will digitalen Meldeschein einführen

Tourismus/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion fordert die Bundesregierung auf,
die Einführung des digitalen Meldescheins in Beherbergungsbetrieben zu
prüfen und hat dazu einen Antrag vorgelegt (19/9235). Ein rein
elektronischer "Check-In" sei nach deutschem Melderecht derzeit nicht
möglich. In Österreich sei es hingegen seit 2002 zulässig, die
Meldeangaben elektronisch zu erfassen und mittels einer qualifizierten
elektronischen Signatur zu bestätigen. Ein elektronischer "Check-In"
würde auch für Beherbergungsbetriebe in Deutschland eine erhebliche
Entlastung bedeuten.

 * 

3. Mehr Bundesgeld für Tourismus-Marketing

Tourismus/Antwort

Berlin: (hib/wid) Die Bundesregierung erhöht 2019 die Zuwendungen an
die Deutsche Zentrale für Tourismus (DZT) um fünf Prozent im Vergleich
zum Vorjahr. Dies ergibt sich aus der Antwort (19/9123) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/8333). Demnach steigt die
Bundesförderung für die DZT, die im Auftrag des
Wirtschaftsministeriums im Ausland Werbung für Deutschland als
Reiseziel macht, von 32,6 auf rund 34,3 Millionen Euro. Die
Fragesteller hatten sich nach Möglichkeiten des Zusammenwirkens der
DZT mit anderen im Ausland tätigen deutschen Institutionen erkundigt.

In ihrer Antwort betont die Bundesregierung, dass solche Kooperationen
ein wichtiges Instrument der Geschäftstätigkeit der DZT seien und auch
den Vorgaben entsprächen, die sie vom Wirtschaftsministerium erhalten
habe. Kooperationspartner seien die deutschen Botschaften und
Konsulate, das "AHK-Netz" der deutschen Auslandshandelskammern,
Delegiertenbüros und Repräsentanzen, die
Wirtschaftsförderungsgesellschaft "Germany Trade and Investment"
(GTAI) sowie die Goethe-Institute. Die Zusammenarbeit der deutschen
Auslandsvertretungen mit der DZT habe das Auswärtige Amt 2015 in einem
Teilrunderlass geregelt.

 * 

4. Regierung prüft digitalen Meldeschein

Tourismus/Antrag

Berlin: (hib/wid) Die Bundesregierung prüft, ob Hotelgäste ihrer
Anmeldepflicht künftig auch in digitaler Form nachkommen können. Die
Meinungsbildung sei allerdings noch nicht abgeschlossen, heißt es
weiter in der Antwort (19/9135) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/8584). Nach Paragraph 29 und 30 des
Bundesmeldegesetzes sind Beherbergungsbetriebe verpflichtet, ihre
Gäste am Tag der Anreise besondere Meldescheine unterzeichnen zu
lassen. Diese Zettel sind ein Jahr lang aufzuheben und spätestens drei
Monate nach Ablauf dieser Frist zu vernichten. Sie sind zuständigen
Behörden auf Verlangen vorzulegen. In Österreich ist es seit 2002
zulässig, die Meldeangaben digital zu erfassen und mit einer
elektronischen Signatur zu bestätigen.

In ihre Antwort weist die Bundesregierung darauf hin, dass die
Hotelmeldepflicht nicht originär melderechtlich, mit Gesichtspunkten
der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung begründet sei. Sie gehe
überdies auf eine Vorgabe des Schengener Durchführungsabkommens für
Ausländer zurück.

Um die Frage zu klären, ob Hotelanmeldungen sich künftig auch in
Deutschland digital abwickeln lassen, seien daher die
europarechtlichen Rahmenbedingungen und die "praktischen Erfordernisse
der beteiligten Akteure" zu berücksichtigen: "Auch bei einer
elektronischen Variante muss gewährleistet sein, dass den
Sicherheitsbelangen Rechnung getragen wird und insbesondere
gerichtsverwertbare Ermittlungsansätze generiert werden können." Ob
das österreichische Modell auf deutsche Verhältnisse übertragbar sei,
werde derzeit "umfangreich" geprüft.

 * 

5. Weniger Unregelmäßigkeiten bei EU-Mitteln

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Zahl der gemeldeten Unregelmäßigkeiten bei der
Verwendung von EU-Mitteln ist in den vergangenen zehn Jahren in
Deutschland stark gesunken. Wurden 2009 noch 693 Unregelmäßigkeiten
gemeldet, so sank die Zahl dieser Meldungen bis 2018 auf 135. Dies
geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/9304) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/8695) hervor. Darin erklärt die
Bundesregierung ihr "herausragendes Interesse an einer wirksamen
Bekämpfung von Betrug zu Lasten des EU-Haushalts, auch mit Blick auf
die Rolle Deutschlands als größter Nettozahler zum EU-Haushalt".

 * 

6. Steuer bei Sportveranstaltungen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um Steuererleichterungen bei
Sportgroßveranstaltungen geht es in einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9261). Die Abgeordneten wollen unter anderem
erfahren, ob es besondere Kriterien für den Erlass oder bei den
teilweisen Erlass von Steuern bei Sportereignissen und anderen
Großveranstaltungen gibt. Auch wird nach Kriterien oder Richtlinien
gefragt, die dazu anhalten, alle Sportarten gleich zu behandeln.

 * 
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BUNDESTAG/8303: Heute im Bundestag Nr. 441 - 18.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 441

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. April 2019, Redaktionsschluss: 10.20 Uhr

1. Ausbau erneuerbarer Energien

2. Einsatz für Weltraumforschung

3. Deutsch-französische Rüstungsprojekte

4. Folgen von Lastabwürfen

5. Vorbereitungen für Blockchain-Strategie



1. Ausbau erneuerbarer Energien

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hinkt beim Windenergie-Ausbau
ihren eigenen Zielen hinterher, übertrifft aber die Zielstellungen im
Bereich Photovoltaik. Mit einem Plus von knapp 2,5 Gigawatt (brutto)
habe der Zubau 2018 unterhalb des Ausbaupfads des
Erneuerbaren-Energien-Gesetzes 2017 von 2,8 Gigawatt (brutto) gelegen,
erklärt die Bundesregierung in der Antwort (19/8881) auf eine Kleine
Anfrage (19/8457) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Bei
Photovoltaik-Anlagen ist das Ziel hingegen übertroffen worden - hier
lag der Zubau den Angaben zufolge mit etwa 2,9 Gigawatt über der
Richtmarke von 2,5 Gigawatt.

Gefragt nach Maßnahmen, die das Erreichen der Klimaziele für 2030
sichern sollen, verweist die Bundesregierung auf Sonderausschreibungen
für Windenergieanlagen an Land und für Photovoltaikanlagen. Sie
erwähnt darüber hinaus die "Arbeitsgruppe Akzeptanz" im Deutschen
Bundestag, in der solche und weitere Vorhaben beraten würden.

 * 

2. Einsatz für Weltraumforschung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um Aktivitäten im Bereich der Weltraumsicherheit
geht es in der Antwort (19/8880) auf eine Kleine Anfrage (19/8376) der
AfD-Fraktion. Die Bundesregierung legt darin ihre Bemühungen dar, die
Finanzierungslücke beim geplanten AIM-Programm (Asteorid Impact
Mission) zu überwinden. Mit dem Programm sollte eine Technik zur
Abwehr von Asteroiden entwickelt werden, es fand vor drei Jahren nicht
genug Geldgeber.

 * 

3. Deutsch-französische Rüstungsprojekte

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke möchte wissen, welche
Vereinbarungen es zwischen Deutschland und Frankreich in
Rüstungsfragen gibt. So erkundigen sich die Abgeordneten in einer
Kleinen Anfrage (19/9317) nach der Gültigkeit des 1972 abgeschlossenen
Schmidt-Debré-Abkommens. Sie fragen vor dem Hintergrund der Diskussion
um Waffenlieferungen nach Saudi-Arabien auch nach eventuellen
Zugeständnissen Deutschlands bei Rüstungsexportrichtlinien.

 * 

4. Folgen von Lastabwürfen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Ungeplante Stromabschaltungen beschäftigen die
AfD-Fraktion. Die Abgeordneten erkundigen sich in einer Kleinen
Anfrage (19/9307) nach Folgen dieser Lastabwürfe. Unter anderem
möchten sie wissen, welche Unternehmen wie betroffen sind und wie
diese entschädigt werden.

 * 

5. Vorbereitungen für Blockchain-Strategie

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Vorbereitungen für eine Blockchain-Strategie der
Bundesregierung beschäftigen die FDP-Fraktion. In einer Kleinen
Anfrage (19/9321) interessieren sich die Abgeordneten dafür, wie die
vorgelagerte Online-Konsultation ankommt. Sie möchten auch wissen, wer
die Beiträge bis wann auswertet.

 * 
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BUNDESTAG/8302: Heute im Bundestag Nr. 440 - 18.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 440

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. April 2019, Redaktionsschluss: 09.43 Uhr

1. Informationen zur freiwilligen Rückkehr

2. FDP fragt nach Planstellen und Stellen

3. Massendatenauswertung bei Europol

4. Erfassung von Kfz-Kennzeichen

5. Nicht vollstreckte Haftbefehle



1. Informationen zur freiwilligen Rückkehr

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das "Informationsportal zur freiwilligen Rückkehr
www.ReturningfromGermany.de" ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/9207) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/8641). Danach sind dort seit Mai 2017 "alle relevanten
Informationen zur freiwilligen Rückkehr an einem Ort zentral in
bislang neun Sprachen zusammengeführt, die von den meisten
Ausreisewilligen verstanden werden". Das von der Internationalen
Organisation für Migration (IOM) im Auftrag des Bundesamts für
Migration und Flüchtlinge (Bamf) betriebene Portal biete
Rückkehrinteressierten und Rückkehrberatern zielgerichtete
Informationen. Mit bisher mehr als 750.000 Nutzern habe sich die Seite
zur "zentralen Anlaufstelle zum Thema freiwillige Rückkehr"
entwickelt. Mehr als 1.000 Dokumente stünden zum Herunterladen bereit.
Auch seien dort die Daten von mehr als 1.000 Rückkehrberatungsstellen
und Informationen zu mehr als 25 Rückkehr- und
Reintegrationsprogrammen abrufbar.

 * 

2. FDP fragt nach Planstellen und Stellen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, wie viele Planstellen
und Stellen der Bundeshaushalt 2019 insgesamt sowohl in den
Bundesministerien als auch in den nachgeordneten Behörden beinhaltet.
Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/9319) unter
anderem danach, wie viele neue Planstellen und Stellen für das
Haushaltsjahr 2019 insgesamt geschaffen wurden.

 * 

3. Massendatenauswertung bei Europol

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Neue Verfahren zur Massendatenauswertung bei
Europol (,Big Data')" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/9318). Darin schreibt die Fraktion, die
Europäische Union wolle im Juni dieses Jahres Schlussfolgerungen zur
besseren Nutzung "neuartiger verwertbarer Informationen"
verabschieden. Gemeint seien Daten, die bereits bei
Strafverfolgungsbehörden gespeichert sind. Sie sollten mithilfe neuer
Verfahren erschlossen werden, "sodass zusätzliche Informationen oder
neue Zusammenhänge erkennbar werden". Dieses Verfahren werde auch als
Massendatenauswertung oder Big Data bezeichnet. Wissen wollen die
Abgeordneten unter anderem, mit welchen neuen Verfahren die bereits
bei Strafverfolgungsbehörden vorhandenen Informationen erschlossen
werden könnten, sodass zusätzliche Informationen oder neue
Zusammenhänge erkennbar werden.

 * 

4. Erfassung von Kfz-Kennzeichen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Nutzung von Kfz-Kennzeichenerfassungssystemen
durch deutsche Sicherheitsbehörden" thematisiert die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/9313). Darin erkundigt sie
sich unter anderem danach, in wie vielen Bundesländern
Kfz-Kennzeichenabgleichssysteme nach Kenntnis der Bundesregierung
derzeit in welcher Anzahl zum Einsatz kommen und welche
Rechtsgrundlagen in den Ländern hierzu bestehen.

 * 

5. Nicht vollstreckte Haftbefehle

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Ende März 2019 nicht vollstreckten
Haftbefehle erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/9312). Auch will sie unter anderem wissen, wie
viele Haftbefehle dabei nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils den
einzelnen Phänomenbereichen der politisch motivierten Kriminalität
zuzuordnen waren.

 * 
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BUNDESTAG/8301: Heute im Bundestag Nr. 439 - 18.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 439

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. April 2019, Redaktionsschluss: 09.05 Uhr

1. Widerrufe von Flüchtlingsanerkennungen

2. Frauen in Führungspositionen

3. Kooperation mit Integrationskursträgern

4. FDP fragt nach Hooligangruppierungen



1. Widerrufe von Flüchtlingsanerkennungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im vergangenen Jahr sind in Deutschland insgesamt
982 Asyl- beziehungsweise Flüchtlingsanerkennungen einschließlich
subsidiären Schutzes zurückgenommen worden. Dies geht aus der Antwort
der Bundesregierung (19/9206) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8579) hervor. Danach kam es bei insgesamt 85.052 Entscheidungen in
Widerrufsprüfverfahren im Jahr 2018 in 84.070 Fällen oder 98,8 Prozent
zu keinem Widerruf.

 * 

2. Frauen in Führungspositionen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend und das Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz erarbeiten derzeit laut Bundesregierung "einen
gemeinsamen Referentenentwurf zur Umsetzung der im Koalitionsvertrag
vereinbarten Maßnahmen für mehr Frauen in Führungspositionen". Ein
Datum für die Einbringung eines Gesetzentwurfs könne im jetzigen
Verfahrensstadium noch nicht genannt werden, schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9204) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8453) weiter.

 * 

3. Kooperation mit Integrationskursträgern

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung plant derzeit keine neuen
Regelungen für die Zusammenarbeit mit Trägern von Integrationskursen.
Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/8890) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/8590) hervor. Wie die
Bundesregierung darin ausführt, hat eine nähere Überprüfung von 14
Fällen, "in denen im Rahmen eines automatisierten Verfahrens zunächst
Erkenntnisse festgestellt worden waren", zu "keinen Feststellungen
verfassungsfeindlicher Inhalte in den Integrationskursen der
Integrationskursträger geführt". Nach ihrer Kenntnis seien auch keine
weiteren Träger von Integrationskursen durch verfassungsfeindliche
Inhalte aufgefallen, schreibt die Bundesregierung ferner.

 * 

4. FDP fragt nach Hooligangruppierungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den grundsätzlichen Erkenntnissen der
Bundesregierung über die Verbindungen von Hooligan- und
Ultragruppierungen in Bereiche der Politisch-Motivierten Kriminalität
(PMK) erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/9007). Die Abgeordneten fragen unter anderem, wie oft
Hooligan- und Ultragruppierungen in den Jahren 2013 bis 2019 in
Sitzungen des Gemeinsamen Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrums
(GETZ) thematisiert worden sind. Wissen wollen die Liberalen auch, wie
die Bundesregierung die Gefahr bewertet, die derzeit von Gruppierungen
wie "Hooligans gegen Salafisten" (HoGeSa), "Gemeinsam stark
Deutschland" (GSD), "Bund Deutscher Hooligans" (BDH) und anderen
Gruppen ausgeht.

 * 
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KOMMUNALES/029: Hamburg - Zwangsentmietung von acht Mietparteien in der Grindelallee (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Bezirksversammlung Hamburg-Eimsbüttel

Pressemitteilung vom 17. April 2019

Zwangsentmietung von acht Mietparteien in der Grindelallee



Das Bezirksamt Eimsbüttel macht sich zum Erfüllungsgehilfen des
berüchtigten Spekulanten Sven B. und veranlasst Zwangsentmietung von
acht Mietparteien in heruntergekommenem Wohnhaus in der Grindelallee.
Dazu der Fraktionsvorsitzender der Linksfraktion Eimsbüttel, Hartmut
Obens: "Das Bezirksamt Eimsbüttel hat hier jämmerlich versagt. Wir
fordern: Sofortige Enteignung dieses Miethais, Verkaufsverbot und
Übernahme in öffentliche Hand! Renovierung des Hauses und
weiterbestehendes Wohnrecht zu gleichen Bedingungen für die
Mieter*innen!"

Die Bezirksfraktion der LINKEN hatte einen Beschluss für eine soziale
Erhaltungsverordnung für das Univiertel durchgesetzt. Wie wichtig sie
ist, zeigt sich an diesem und anderen Beispielen.

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/1847: Regierungspressekonferenz vom 17. April 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut
Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 17. April 2019

Regierungspressekonferenz vom 17. April 2019

Themen: Kabinettssitzung (Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur
besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht, Gesetz zur Förderung von
Ausbildung und Beschäftigung von Ausländern, Anpassung der Bedarfssätze für
Asylbewerber, Gesetzentwurf zur Ratifizierung des Vertrages von Aachen,
Gesetzentwurf zur Änderung von Vorschriften über die außergerichtliche
Streitbeilegung in Verbrauchersachen und zur Änderung weiterer Gesetze,
Deutsches Stabilitätsprogramm - Aktualisierung 2019), Reise des
Bundesaußenministers zu den Vereinten Nationen nach New York, möglicher
Nahost-Gipfel auf UN-Ebene, Gespräche über eine Vereinbarung für
Rüstungsexporte aus deutsch-französischen Gemeinschaftsprojekten, Sitzungen
des Klimakabinetts, mögliche Reparationsforderung des griechischen
Parlaments an Deutschland, mögliche Absenkung der Mehrwertsteuer bei
Fernverkehrstickets der Deutschen Bahn, mögliches Treffen im
Normandie-Format, Grundsteuerreform, Forderung des
Bundeswirtschaftsministers nach einer Senkung der Unternehmenssteuer,
Änderung der Leitsätze zum Schutz syrischer Flüchtlinge, Medienberichte
über eine angebliche Chemikalienkontamination von Bundeswehrstandorten,
Urteil des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg zur Änderung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, Verlauf der geplanten Stromtrasse
SuedOstLink, Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Vergabeverordnung
und der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit, Urteil des
Verwaltungsgerichts Berlin im Zusammenhang mit dem sogenannten
"Schmähgedicht" von Jan Böhmermann, Beschluss des ägyptischen Parlaments
über Verfassungsänderungen


Sprecher: StS Seibert, Burger (AA), Schmidt (BMI), Jäger (BMAS),
Buser (BMVI), Wogatzki (BMF), Haufe (BMU), Alemany (BMWi), Flosdorff (BMVg)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Einen schönen guten Tag auch von mir! Das Bundeskabinett hat
sich heute mit einer Reihe wichtiger migrationspolitischer Beschlüsse
befasst, die ich Ihnen kurz vortragen will.

Zu dem einen Beschluss hat Bundesinnenminister Seehofer heute ja schon eine
Pressekonferenz abgehalten. Trotzdem gehe ich auf die Grundzüge ein. Das
ist das sogenannte Geordnete-Rückkehr-Gesetz oder - genauer gesagt - das
Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht. Es bezieht sich auf
die Gruppe der sogenannten vollziehbar Ausreisepflichtigen, also Menschen,
die hier in Deutschland rechtlich verpflichtet sind, das Land zu verlassen.
Wenn sie dies innerhalb einer gesetzten Frist nicht freiwillig tun, dann
muss das im Wege der Abschiebung durchgesetzt werden. Dafür ist das
rechtliche Instrumentarium bislang noch nicht ausreichend. Die Regierung
hat sich bereits im Koalitionsvertrag darauf verständigt, die
Rückkehrpraxis weiter zu verbessern und Hindernisse zu beseitigen, damit
Ausreiserückführungen vollzogen werden können. Genau das ist das Ziel
dieses Gesetzes. Ich werde Ihnen einzelne Maßnahmen kurz anreißen.

Für die Gruppe der vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländer wird, wenn die
Abschiebung aus von ihnen zu vertretenen Gründen nicht zustande gekommen
ist, eine sogenannte Duldung für Personen mit ungeklärter Identität
eingeführt. Wenn eine Abschiebung nicht stattfinden konnte, weil sie über
ihre Identität oder ihre Staatsangehörigkeit getäuscht haben, wenn sie
nicht die zumutbaren Handlungen durchgeführt haben, um sich einen Pass zu
beschaffen, dann fallen sie in diese Gruppe: Duldung für Personen mit
ungeklärter Identität.

Der Anwendungsbereich der Sicherungs- und Vorbereitungshaft wird erweitert.
Er wird systematischer gefasst.

Ganz neu eingeführt wird die sogenannte Mitwirkungshaft. Sie ermöglicht,
dass jemand aus der Haft vorgeführt wird, wenn er bestimmten Anordnungen,
bei der Identitätsklärung mitzuwirken, keine Folge geleistet hat.

Weitere Maßnahmen, die da infrage kommen und neu beschlossen worden sind,
sind die Vereinfachung und die Absenkung der Schwellen für Ausweisungen.
Bisher ging das ab einer strafrechtlichen Verurteilung, einer
Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr. Das wird jetzt auf mindestens
sechs Monate abgesenkt. Es sollen keine Leistungen mehr für Personen
zuerkannt werden, denen schon in einem anderen EU-Mitgliedstaat ein
Schutzstatus gegeben wurde. In diesem Fall soll es nur noch den Anspruch
auf sogenannte Überbrückungsleistungen, also eingeschränkte Hilfen, geben,
um den Zeitraum bis zur Ausreise zu überbrücken. Die Anforderungen an
medizinische Attests, aufgrund derer eine Abschiebung nicht durchgeführt
wird, werden erhöht. Es reicht nicht, wenn "krank" darin steht, sondern es
ist jetzt genauer aufzuschreiben, welche Art von Krankheit und welche
medizinische Behandlung da infrage kommt. Dabei werden international
gebräuchliche Angaben genutzt. Bei schutzberechtigten Intensivstraftätern
kann ein unbefristetes, also ein lebenslanges, Wiedereinreiseverbot
erlassen werden.

Das sind einige der Maßnahmen, die in dem sogenannten Geordnete-Rückkehr-Gesetz gefasst sind.

Wichtig zu wissen ist, dass das Teil eines sogenannten Migrationspakets
ist, zu dem auch noch zwei andere Gesetze gehören, die heute vom
Bundesarbeitsministerium in das Kabinett eingebracht wurden und über die
ich Ihnen kurz berichten will.

Das eine ist das Gesetz zur Förderung von Ausbildung und Beschäftigung von
Ausländern. Dabei geht es darum, dass wir Asylbewerber, die eine
Aufenthaltsgestattung haben, und Geduldete stärker unterstützen wollen,
wenn sie sich hier um eine Ausbildung und um Arbeit bemühen. Dies reduziert
oder vermeidet sogar ihre Abhängigkeit von Sozialleistungen. Außerdem
sollen Asylbewerber und Geduldete leichter Zugang zu Integrationskursen und
berufsbezogenen Sprachkursen bekommen, wenn sie sich schon länger in
Deutschland aufhalten. Weiter davon ausgeschlossen bleiben Asylbewerber aus
sicheren Herkunftsländern. Außerdem werden die Zugangsvoraussetzungen für
die Berufsausbildungsförderung für Ausländer deutlich ausgeweitet und auch
deutlich vereinfacht. Bisher können viele Geflüchtete eine solche
Ausbildungsförderung erst nach langen Voraufenthaltszeiten bekommen. Die
bisher befristete Regelung, nach der Asylbewerber mit einer guten
Bleibeperspektive an den Arbeitsmarkt herangeführt werden, wird entfristet.

Der zweite Gesetzentwurf, den das Arbeitsministerium eingebracht und den
das Kabinett beschlossen hat, ist die Anpassung der Bedarfssätze für
Asylbewerber. Wie bisher, bleiben diese Bedarfssätze erheblich unter den
Regelbedarfen für Arbeitslosengeld-II- und Sozialhilfebezieher. Das
Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber 2012 verpflichtet, die
Leistungsbeträge zu aktualisieren. Insofern ist die Bundesregierung
gesetzlich verpflichtet, die Grundleistungen des
Asylbewerberleistungssystems regelmäßig anzupassen. Geldleistungen werden
auf Basis einer Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2013 neu ermittelt und
dann bis 2018 anhand der Entwicklung des Nettolohns und der Preise
fortgeschrieben. Damit wird nachgeholt, was bei den Empfängern von
Arbeitslosengeld und Sozialhilfe schon umgesetzt wurde.

Der Bedarf für Strom und die Instandhaltung der Wohnung wird aus der
Geldleistung ausgegliedert und künftig als Sachleistung erbracht. Dadurch
sinkt künftig in den meisten Fällen der Geldbetrag. Konkret: Für einen
alleinstehenden Leistungsberechtigten, sofern er nicht in einer
Gemeinschaftsunterkunft wohnt, vermindert sich dann der Betrag von 354 auf
344 Euro. Der Geldbetrag steigt lediglich in der Gruppe der 6- bis 
13-Jährigen. Der Geldbetrag für alleinstehende Leistungsberechtigte in
Gemeinschaftsunterkünften wird von derzeit 354 auf 310 Euro monatlich
abgesenkt. Dem liegt der Gedanke zugrunde, dass es durch das Zusammenleben
in der Gemeinschaftsunterkunft bestimmte Einspareffekte gibt.

Für Flüchtlinge, die sich ehrenamtlich betätigen, soll es einen Freibetrag
von 200 Euro geben. Wir sind überzeugt: Ein Ehrenamt kann helfen, die
Sprache zu lernen. Es kann helfen, persönliche Kontakte aufzubauen. Es kann
die Integration beschleunigen.

Das Ganze bedarf der Zustimmung des Bundesrates. Das Ziel ist, dass das
Gesetz zum 1. August dieses Jahres in Kraft treten kann.

So viel zu den migrationspolitischen Beschlüssen, die das Kabinett heute
gefasst hat.

Das Kabinett hat sich dann mit dem deutsch-französischen Vertrag von Aachen
beschäftigt, das Gesetz zur Ratifizierung dieses Vertrags beraten und ihm
zugestimmt, damit die innerstaatlichen Verfahren in Gang gebracht werden
können, damit dieser Vertrag in Kraft treten kann. Wir haben über den
Vertrag hier schon ausführlich gesprochen, als er zwischen Deutschland und
Frankreich geschlossen wurde. Er ergänzt den Élysée-Vertrag von 1963. Der
Élysée-Vertrag behält seine volle Geltung. An seine Seite tritt ergänzend,
vertiefend der Vertrag von Aachen, zu Beginn dieses Jahres geschlossen.
Deutschland und Frankreich werden mit diesem neuen Vertrag noch enger
zusammenrücken. Das ist in einer Welt, in der die internationale
multilaterale Ordnung zunehmend unter Druck gerät und in der auch in
Europas Nachbarschaft Instabilität und Konflikte zugenommen haben, von
großer Bedeutung.

Nun ein Gesetzentwurf aus dem Bereich des Verbraucherschutzrechts. Die
Bundesregierung hat den Gesetzentwurf zur Änderung von Vorschriften über
die außergerichtliche Streitbeilegung in Verbrauchersachen und zur Änderung
weiterer Gesetze beschlossen. Es geht um die Aufgabe der ergänzenden
Verbraucherschlichtung, die zum 1. Januar kommenden Jahres dauerhaft auf
den Bund übertragen wird. Was heißt das? - Verbraucher können dann eine
Schlichtungsstelle des Bundes in allen Streitigkeiten anrufen, für die es
keine branchenspezifische Verbraucherschlichtungsstelle gibt. Bisher können
Verbraucher in solchen Fällen das Zentrum für Schlichtung e. V. in Kehl
anrufen. Das ist die Umsetzung einer Vorgabe aus dem Koalitionsvertrag.

Zu guter Letzt hat der Bundeswirtschaftsminister dem Kabinett das
sogenannte Deutsche Stabilitätsprogramm - Aktualisierung 2019 vorgelegt.
Wir sind verpflichtet, das jeweils im Rahmen des sogenannten Europäischen
Semesters zu machen. Jeder Mitgliedstaat legt der Europäischen Kommission
und dem ECOFIN-Rat immer bis Ende April sein Stabilitätsprogramm vor. Das
ist eine Projektion der wichtigsten finanzpolitischen Kennzahlen und eine
Erläuterung der wichtigsten finanzpolitischen Maßnahmen. Damit kommen wir
dem Stabilitäts- und Wachstumspakt und seinen Bestimmungen nach.

Was steht drin? - Der Staatshaushalt in Deutschland von Bund, Ländern,
Gemeinden und Sozialversicherungen hat auch im Jahr 2018 die europäischen
Anforderungen erfüllt. Nach der aktuellen Projektion wird die
gesamtstaatliche Schuldenstandsquote weiter sinken. Damit wird Deutschland
Ende dieses Jahres erstmals seit 2002, also seit 17 Jahren, wieder die
Obergrenze des Maastricht-Vertrages von 60 Prozent gesamtstaatlicher
Schulden einhalten. Die robuste Entwicklung am Arbeitsmarkt,
Rekordbeschäftigung, deutlich steigende Löhne, höhere Steuereinnahmen und
erhebliche Zinsminderausgaben - das alles hat die öffentlichen Finanzen in
Deutschland begünstigt.

So viel erst einmal dazu.

Burger: Außenminister Maas wird am 23. April zu den Vereinten Nationen nach
New York reisen. Deutschland führt im April den Vorsitz im Sicherheitsrat.
Deswegen ist Außenminister Maas auch schon Anfang April einmal in New York
gewesen. Die Reise nun wird im Zeichen des Themas "Frauen, Frieden und
Sicherheit" stehen. Das ist ein Schwerpunkt der deutschen Mitgliedschaft im
Sicherheitsrat. Hierbei geht es um zwei Dinge: Einerseits geht es darum,
die Beteiligung von Frauen bei der Prävention und Bewältigung von
Konflikten zu stärken, andererseits aber auch darum, sie besser vor
sexualisierter Gewalt in Konflikten zu schützen. Beides sind
Kernbestandteile der deutschen Außen-, Sicherheits-, Verteidigungs- und
Entwicklungspolitik.

In seiner Funktion als Vorsitzender wird Außenminister Maas die offene
Debatte im Sicherheitsrat zum Thema "Sexuelle Gewalt in Konflikten" leiten.
Für die Teilnahme als Sprecher haben wir unter anderem die beiden
Friedennobelpreisträger Nadia Murad und Denis Mukwege sowie die Anwältin
Amal Clooney gewinnen können.

Am Nachmittag laden wir gemeinsam mit dem Vereinigten Königreich und UN
Women zu einer Veranstaltung im Hinblick auf das Jubiläum der Resolution
1325 des Sicherheitsrats ein. Das ist das Gründungsdokument der Agenda
"Frauen, Frieden und Sicherheit" bei den Vereinten Nationen. Alle
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen sind aufgerufen, konkrete und
messbare Selbstverpflichtungen vorzustellen, mit denen die Umsetzung der
Resolution bis zum Jubiläum im Oktober 2020 beschleunigt werden soll.

Im Rahmen des Besuchs ist außerdem ein bilaterales Gespräch mit 
UN-Generalsekretär António Guterres geplant. Dabei wird es natürlich um
aktuelle Krisenlagen gehen wie Libyen, Jemen, Sudan und Syrien, aber auch
um die Reformbemühungen von Generalsekretär Guterres, die Deutschland
unterstützt. - Vielen Dank.

Frage: Sie haben von einer offenen Debatte gesprochen. Ich wüsste gerne:
Wird es irgendetwas Verbindlicheres, eine Erklärung geben?

Burger: Derzeit laufen in New York unter unserer Ägide die
Textverhandlungen. Wir arbeiten mit Hochdruck daran, einen substanzreichen
Text hervorzubringen. Aber natürlich ist klar: Wir sind auch auf die
Kompromissbereitschaft der Sicherheitsratsmitglieder angewiesen. Insofern
kann ich Ihnen noch keine Vorhersage machen, wie der Text genau aussehen
wird.

Frage: Herr Burger, UN-Botschafter Heusgen hatte angekündigt, dass es im
April auch einen Nahost-Gipfel auf UN-Ebene geben würde, initiiert von
Deutschland. Können Sie uns etwas dazu sagen? Ist da hinter den Kulissen
schon etwas passiert? Wird da im restlichen April noch etwas passieren?

Burger: Schon im Monat April hat es im UN-Sicherheitsrat Befassungen mit
nahöstlichen Fragestellungen gegeben. Aber ich habe jetzt hier keinen
konkreten weiteren Termin anzukündigen als den, den ich gerade angekündigt
habe.

Zusatzfrage: Ist diese Art Gipfel, dieses Treffen auf offener Bühne, wozu
die Israelis und die Palästinenser im UN-Sicherheitsrat auch zugestimmt
haben, noch geplant?

Burger: Ich glaube, da interpretieren Sie jetzt ein bisschen in die
Äußerungen von Herrn Heusgen hinein. Das, was wir angekündigt haben, ist,
dass wir uns mit diesem Thema auch in der Zeit unseres Vorsitzes im
Sicherheitsrat befassen werden. In welcher Form das genau stattfindet, dazu
kann ich Ihnen jetzt noch nichts sagen.

Frage: Herr Seibert, im Zusammenhang mit dem Vertrag von Aachen gibt es
Gespräche über eine Vereinbarung für Rüstungsexporte aus 
deutsch-französischen Gemeinschaftsprojekten, was im Februar hier schon einmal zur
Sprache kam. Da gab es auch einen Entwurf, der ungefähr zeitgleich mit dem
Vertrag von Aachen gegenseitig formuliert worden war. Das war aber noch
nicht die finale Fassung. Vielleicht können Sie uns ein Update geben, was
seit Februar passiert ist, ob es diese Vereinbarung inzwischen gibt und ob
inzwischen eventuell auch die Prozentgrenze für Einsprüche definiert ist.

StS Seibert: Ich kann Ihnen nicht sagen, dass da bereits eine finale
Einigung erreicht ist. Wir haben im Februar im Zusammenhang mit der
Erarbeitung des Vertrags von Aachen erste Grundregeln festgelegt und uns
darauf vereinbart, die Gespräche fortzuführen, um dann sozusagen etwas
Stichfestes festzulegen. Ich kann Ihnen aber nicht sagen, dass das jetzt
schon geschehen ist. Insofern müsste ich Ihnen einen möglichen
Zwischenstand nachreichen.

Zusatz: Das wäre schön.

StS Seibert: Einen möglichen Zwischenstand.

Frage: Zum Geordnete-Rückkehr-Gesetz habe ich eine Frage zu der
Überbrückungsleistung, die Herr Seibert angesprochen hatte. Die gilt ja
dann für Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat anerkannt wurden und
ausreisepflichtig sind. Die sollen keine Leistungen mehr nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz erhalten. Mich würde interessieren, warum diese
Überbrückungsleistung nur für zwei Wochen gezahlt werden soll. Es kann ja
durchaus passieren, dass der Ausreisepflichtige trotzdem noch länger als
zwei Wochen - manchmal zwei Monate, manchmal monatelang - hier ausharren
muss. Wie bekommt er denn in der restlichen Zeit, also minus der zwei
Wochen, Leistungen?

Schmidt: Ganz grundsätzlich ist das die Regelung, die vorgesehen ist. Ich
kann dazu ergänzend noch sagen, dass der Gesetzentwurf zudem
Härtefallregelungen vorsieht. Diese ermöglichen es dann, im Einzelfall
hiervon abweichend, weitere Leistungen zu gewähren. Aber das, was Sie
wiedergegeben haben, ist zunächst einmal die grundsätzlich vorgesehene
Regelung.

Zusatzfrage: Es ist grundsätzlich vorgesehen, dass der Mensch dann keine
Leistungen mehr bekommt?

Schmidt: Er bekommt zwei Wochen diese Leistungen und wird nicht schutzlos
gestellt. Unser Ziel ist vielmehr, den europäischen Verteilmechanismus zu
stärken, indem die anerkannten Schutzsuchenden ihrem räumlichen Aufenthalt
entsprechend die Anerkennung wählen und beibehalten sollen, also das 
Dublin-Verfahren nutzen, wie es ursprünglich vorgesehen ist.

Zusatzfrage: Wovon soll diese Person dann leben, wenn die
Überbrückungsleistung von zwei Wochen weg ist?

Schmidt: Diese Personen können davon leben, was ihnen in den entsprechenden
nach der Dublin-Verordnung zuständigen Staaten gewährt wird.

Frage: Wenn ich es richtig verstehe, dann wird der Zeitraum, in dem
eingeschränkte Leistungen gezahlt werden können, von 15 auf 18 Monate
hochgesetzt. Ich glaube, das Bundesverfassungsgericht hat einmal
festgesetzt, dass eine solche Einschränkung nur bei Kurzaufenthalten
zulässig ist. Fallen 18 Monate nach Definition des Bundesinnenministeriums
in die Kategorie "Kurzaufenthalt"?

Schmidt: Zu den Punkt hinsichtlich der Asylbewerberleistungen möchte ich an
das BMAS verweisen.

Jäger: Ich würde sagen, das wurde bereits auf seine Verfassungsgemäßheit
hin geprüft. Ich sehe da keine Probleme.

Zusatzfrage: 18 Monate, anderthalb Jahre, sind also ein Kurzaufenthalt?

Jäger: Ich habe nicht gesagt, dass das ein Kurzaufenthalt ist, sondern dass
die Regelung, die wir da gefunden haben, verfassungsgemäß ist.

Frage: Herr Seibert, gab es diese Woche kein Klimakabinett?

StS Seibert: Nein.

Zusatzfrage : Warum?

StS Seibert: Ich hatte Ihnen letzte Woche nach der ersten Sitzung des
Klimakabinetts auch vorgetragen, dass man sich auf einen Arbeitsplan für
die nächsten Monate geeinigt hat und dass es nächste Treffen des
Klimakabinetts in den kommenden Monaten mehr oder weniger im
Sechswochenrhythmus geben soll. Das Klimakabinett ist nie als eine
wöchentliche Einrichtung gedacht gewesen.

Frage: Herr Seibert, das griechische Parlament stellt heute, in diesem
Moment, eine offizielle Reparationsforderung an Deutschland. Der
griechische Präsident Pavlopoulos deutete an, dass ein Gang vor europäische
Gerichte denkbar sei.

StS Seibert: Was auch ich weiß, ist, dass das griechische Parlament heute
über diese Frage debattiert. Wie diese Debatte endet und welche offiziellen
Vorstöße daraus erwachsen, das kann ich hier heute, ehrlich gesagt, noch
nicht beurteilen.

Ich kann zu diesem ganzen Thema Folgendes sagen, was wir hier auch schon
vielfach dargelegt haben: Wir sind uns - ich hoffe, das glauben Sie uns -
unserer historischen Verantwortung bewusst. Wir wissen um die große Schuld,
um das große Leid, das Deutschland und Deutsche zu Zeiten des
Nationalsozialismus über Griechenland gebracht haben. Die Lehre, die wir
daraus ziehen, ist, alles daranzusetzen, dass Deutschland und Griechenland
als Freunde und Partner gute Beziehungen haben und dass sie sich
gegenseitig zum Wohle beider Länder unterstützen.

Zu der konkreten Frage der Reparationen sage ich Ihnen erneut, dass wir an
unserer Haltung nichts geändert haben. Diese Haltung ist, dass die Frage
nach deutschen Reparationen juristisch wie politisch abschließend geregelt
ist.

Zusatzfrage: Gilt diese Antwort auch für die Zwangsanleihe? Auch Polen
fordert 800 Milliarden von Deutschland.

StS Seibert: Nun kommen Sie mit einem ganz anderen Thema. Wir sprechen
jetzt erst einmal über Griechenland. Da ist die Antwort wie gesagt.

Auch aus Polen liegen uns, genau wie aus Griechenland, keinerlei offizielle
Forderung, kein offizieller Vorstoß vor. Das wüsste auch das
Bundesaußenministerium. Auch zu Polen ist unsere Haltung hier vielfach
dargelegt worden.

Zusatzfrage: Gilt diese Antwort auch für die Zwangsanleihe?
Kriegsreparationen ist das eine Thema, Zwangsanleihe ein anderes.

StS Seibert: Ich habe hier zu der gesamten Frage deutscher Verpflichtungen
gegenüber Griechenland aus der Zeit des Nationalsozialismus keine neue
Haltung vorzutragen. Wir haben bereits über alle diese Punkte gesprochen.
Die deutsche Haltung im Bewusstsein für die große Schuld, die Deutschland
in den Zeiten des Nationalsozialismus gegenüber Griechenland auf sich
genommen hat, ist unverändert.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium, Bezug nehmend auf
den Bericht, dass Herr Scheuer die Tickets im Bahnfernverkehr durch einen
geringeren Mehrwertsteuersatz verbilligen möchte. Ich würde gerne wissen,
was genau er sich vorstellt und wie weit der Planungsstand ist. Ist das nur
eine Idee, oder ist das schon weiter gediehen?

In Verbindung dazu eine Lernfrage an das Finanzministerium: Wo würde der
Ausfall dann kompensiert? Würde das möglicherweise aus dem Etat des
Verkehrsministeriums gegenfinanziert werden müssen?

Und noch eine Frage an das Umweltministerium: Wie sinnvoll finden Sie
diesen Vorschlag?

Buser: Zunächst herzlichen Dank für Ihre Frage. - Es geht darum, die
Attraktivität der Schiene und vor allem der Bahn weiter zu stärken. Das
geht natürlich vor allem mit attraktiven Angeboten. Das heißt, wenn man die
Mehrwertsteuer, die bislang nur im Nahverkehr mit dem ermäßigten Steuersatz
von mit 7 Prozent in Anrechnung gebracht wird, jetzt auch für den
Fernverkehr von 19 Prozent auf 7 Prozent senkt, macht das die Bahn für die
Bahnfahrer attraktiver, um vom Flugzeug oder vom Auto auf die Bahn
umzusteigen. Minister Scheuer hat sich heute gegenüber einer Tageszeitung
geäußert, dass es gerade diese Absenkung der Mehrwertsteuer bei den Tickets
braucht und dass man damit den Bahnfahrer im Fernverkehr um sage und
schreibe bis zu 400 Millionen Euro entlasten würde.

Es geht auch darum, damit im Bereich Klimaschutz umfassende Schritte zu
machen. Das ist, wie gesagt, Teil dieser Gesamtkonzeption, um ein
Maßnahmenbündel für den Klimaschutz aufzustellen.

Wogatzki: Der Vorschlag bezüglich der Besteuerung von Fernzugtickets ist
einer von vielen Vorschlägen, die die politische Diskussion derzeit im
Rahmen des Klimakabinetts erreichen und womit sich das Klimakabinett
sicherlich auch befassen wird. Dort kann das Ganze gut diskutiert werden.
Weitere Vorschläge in ähnliche Richtung kommen sicherlich noch.

Zu Ihrer Frage zur Haushaltswirksamkeit möchte ich derzeit nichts sagen,
weil das für uns noch eine hypothetische Frage ist, die wir nicht mit
Zahlen belegen können.

Haufe: Das Bahnfahren zu fördern, begrüßen wir natürlich. Das ist ein guter
Vorschlag. Aber wie es die Kollegin schon ausgeführt hat: Letztlich geht es
hier um ein Gesamtkonzept. Dies hat auch die Kollegin vom BMVI schon
gesagt. Man wird sich in Gänze anschauen müssen, wie das miteinander wirkt
und welche Gegenfinanzierung notwendig ist. Es bedarf sicherlich noch
einiger Beratungen, wie das alles zusammenpasst, damit im Verkehrssektor
das Klimaziel auch wirklich erreicht werden kann.

Zusatzfrage: Meine Frage an das Finanzministerium war wirklich eine
Lernfrage: Gibt es da Regeln, oder ist es eine politische Entscheidung, wie
dann der Etat umgeschichtet wird oder wer da was gegenfinanzieren muss?

Wogatzki: Das kann ich jetzt nicht vorwegnehmen. Es gibt verschiedene
Etats. Es gibt den Etat des Verkehrsministers. Es gibt den Bundesetat, der
noch nicht aufgeteilt ist. Dazu kann ich im Moment nichts sagen.

Zusatzfrage: Können Sie das vielleicht nachliefern?

Wogatzki: Nein, weil das eine politische Frage ist, die im Klimakabinett
diskutiert werden wird. Dazu kann ich hier noch nichts sagen. Das alles ist
hypothetisch.

Frage: Noch einmal eine Frage an das Verkehrsministerium: Ich habe die
hehren Ziele des Ministers durchaus verstanden. Aber was noch
offengeblieben ist, ist die Frage: Ist das in irgendeiner Form ein
abgestimmter Vorstoß? Hat der Minister vor Augen, dass sich die Koalition
vor fünf Jahren beispielsweise auf die Senkung der Mehrwertsteuer für 
E-Books verständigt hat und das bis heute noch nicht in Kraft ist? Rechnet er
mit ähnlichen Zeiträumen, oder gibt es da konkrete Überlegungen, die das
Ganze operationalisieren?

Buser: Ich möchte an dieser Stelle noch einmal betonen: Uns ist Klimaschutz
sehr wichtig.

Zusatz: Das habe ich verstanden. Aber das war nicht die Frage.

Buser: Wir als Verkehrssektor arbeiten natürlich nachhaltig an den
Maßnahmen, welche wir angehen wollen. Ein Part ist zum Beispiel im Bereich
Elektromobilität, wozu sich der Minister schon positioniert hat. Ein
anderer Punkt ist, die Schiene weiter zu stärken. Er hat schon sehr viel
unternommen: Er hat das Zukunftsbündnis Schiene und den Deutschlandtakt
gestartet, zusätzliche Schienenprojekte gemacht und
Elektrifizierungsprogramme aufgelegt. Wir investieren natürlich auch auf
Rekordniveau.

Die Senkung der Mehrwertsteuer von 19 Prozent auf 7 Prozent ist ein
wichtiger Ansatz, den man angehen muss. Das Ganze kann man natürlich auch
im Rahmen des Klimakabinetts weiter angehen, um dort die richtigen
Maßnahmen anzuschieben.

Zusatzfrage: Entschuldigen Sie bitte, dass ich meine Frage so kompliziert
gestellt habe. Die Frage ist: Ist dieser Vorstoß in irgendeiner Form
abgestimmt? Wird das irgendwie operationalisiert, oder hat der Minister
einfach nur einmal seiner Meinung Ausdruck gegeben?

Buser: Wie ich schon erklärt habe: Es geht darum, jetzt wichtige Punkte
herauszufinden, wie wir die Klimaschutzziele erreichen wollen. Das Ganze
wird natürlich auch im Klimakabinett erörtert werden. Ich kann dem
natürlich jetzt nicht vorausgreifen, wie es jetzt im Einzelnen weitergehen
wird. Wir bringen das dort ein. Es ist wichtig, wie gesagt, jetzt eine
Gesamtkonzeption auf den Weg zu bringen.

Haufe: Ein Teil Ihrer Frage, nämlich zur Operationalisierung, ist doch
schon geklärt. Wir befinden uns hier bei einer verbindlichen Erreichung
unseres Klimaziels bis 2030 und bis 2050. Wir können also nicht genauso wie
bei den E-Books vorgehen und fünf Jahre warten, sondern wir haben da ein
anderes Tempo vorgesehen. Das haben wir hier auch schon mehrfach
unterstrichen.

Die zweite Anmerkung zur Operationalisierung haben wir auch gerade
vorgetragen, nämlich das Format des Klimakabinetts beziehungsweise des
Kabinettsausschusses "Klimaschutz". Dort erfolgt die Operationalisierung.

Frage: Ich habe zu dem Thema auch noch einmal zwei oder drei Fragen. Zum
einen würde ich gerne das Finanzministerium doch noch einmal danach fragen,
ob es denn, weil sich Herr Scholz ja auch schon einmal zum Thema
Klimaschutz geäußert hat, eine Bewertung gibt. Hält man diesen Vorschlag
grundsätzlich erst einmal für sinnvoll? Das würde mich interessieren.

Dann habe ich eine Frage an das Verkehrsministerium. Hat man einmal
ausgerechnet - die Verkehrskommission hat ja schon intensiv getagt -, was
das an Klimaschutz bringen soll? Das ist das eine. Das andere: Die Bahn hat
ja in der Tat viele Probleme, aber der Fernverkehr beziehungsweise die
Auslastung der Züge gehört gewiss nicht dazu, eher im Gegenteil.

Drittens würde mich noch einmal interessieren: Soll das jetzt nur für
Bahntickets gelten? Was ist denn mit dem Busverkehr, dem Busfernverkehr?
Der ist ja nach allen Berechnungen ähnlich umweltfreundlich wie die Bahn.
Soll das für den nicht gelten?

Buser: Sie sprechen es schon an: Wir haben natürlich in Richtung Bahn viel
vor. Das heißt, der Minister hat sich auch schon deutlich dazu geäußert,
dass wir bis 2030 die Zahl der Fahrgäste verdoppeln wollen. Das muss
natürlich weiterhin auch bei gutem Service und hoher Qualität der Fall
sein. Deswegen wollen wir natürlich auch weiter die Kapazitäten ausbauen,
die Wettbewerbsfähigkeit der Schiene stärken, dabei aber natürlich auch
Lärmemissionen senken, Digitalisierung, Automatisierung und Innovation
fördern. Das ist jetzt ein Punkt.

Wir hatten in der Vergangenheit natürlich auch schon häufig darüber
gesprochen, dass es natürlich eines ganzen Maßnahmenbündels bedarf, um in
Bezug auf den Verkehrssektor anzusetzen. Ein Punkt ist jetzt hier auch, bei
der Schiene und bei der Mehrwertsteuer anzusetzen.

Wir haben natürlich mehr oder weniger mehrere Maßnahmen. Das umfasst
energieeffiziente Fahrzeuge. Es umfasst mehr oder weniger schöne Angebote
für den ÖPNV mit Mobilitätsplattformen. Es geht weiter mit weiteren
Digitalisierungsmöglichkeiten, mit der Verkehrslenkung in Städten. Das sind
umfassende Maßnahmen, die jetzt auch, wie gesagt, ausgearbeitet werden,
weswegen ich an dieser Stelle jetzt nicht noch mehr vorwegnehmen kann.

Zusatzfrage: Da haben Sie aber höchstens eine Frage beantwortet!

Die andere Frage war: Was soll das bringen? Hat man das einmal CO2-mäßig
ausgerechnet? Wir sind ja mittlerweile so weit, dass man diese Maßnahmen
auch scharf berechnet. Können Sie dazu etwas sagen?

Was ist mit der Frage nach den Fernbussen?

Buser: Die genauen Zahlen kann ich Ihnen jetzt noch nicht nennen, da man
momentan natürlich mit Hochdruck auch an der Erarbeitung der konkreten
Maßnahmen arbeitet. Deswegen bleibt das an dieser Stelle auch erst einmal
abzuwarten.

Die weiteren Maßnahmen werden wir, wie gesagt, jetzt auch im Detail noch
weiter ausarbeiten. Deswegen bitte ich auch um Verständnis dafür, dass ich
jetzt nicht noch weiter in die Tiefe gehen kann.

Wogatzki: Ich kann noch einmal sagen: Der Vorstoß von Minister Scheuer ist
einer von vielen Vorschlägen, die in das Klimakabinett einfließen, und da
wird ein Gesamtkonzept erarbeitet. Weitere Bewertungen kann ich hier nicht
vornehmen.

Frage: Frau Buser, Sie haben die 400 Millionen Euro ja genannt, um die die
Bahnfahrer durch eine niedrigere Mehrwertsteuer entlastet werden können.
Ich vermute, dass ist geschätzt oder hochgerechnet worden. Ich habe noch
nicht ganz kapiert, wie das denn gegenfinanziert werden soll - aus dem
allgemeinen Haushalt oder aus dem Verkehrsetat? Falls aus dem Verkehrsetat,
wo möchte der Verkehrsminister denn dann Einsparungen in dieser
Größenordnung vornehmen?

Buser: Vielleicht sage ich an der Stelle noch einmal zur Präzisierung: Wir
rechnen mit bis zu 400 Millionen Euro. Die Details müsste Ihnen das BMF
näher erläutern.

Zusatz: Der zweite Teil: Ist es richtig, dass das nach den Vorstellungen
Ihres Ministers dann aus dem allgemeinen Haushalt kommt?

Buser: Dazu kann ich jetzt nichts ausführen.

Wogatzki: Ich kann meinen Worten nichts hinzufügen.

Zusatzfrage: Es war nicht ganz klar, ob das abgestimmt war oder nicht. Ist
dieser Vorschlag schon im Klimakabinett behandelt worden, oder ist das
jetzt sozusagen bloß der Vorstoß des Bundesverkehrsministers?

Buser: Vielleicht noch einmal zu dem, was ich bereits gesagt habe: Der
Minister hat sich natürlich in der Hinsicht positioniert und auch geäußert.
Das sind jetzt einfach Themen, die auch im Rahmen des Klimakabinetts
diskutiert werden. Deswegen kann ich an dieser Stelle auch nicht weiter in
die Tiefe gehen.

Haufe: Das Bundesverkehrsministerium wird ja im Klimakabinett - wie auch
die anderen Ministerien, die eben besondere Maßnahmen für den Klimaschutz
vorlegen - in den nächsten Wochen ein Konzept vorlegen und dann sein
gesamtes Vorgehen erläutern. Dann wird man solche Detailfragen vielleicht
besser beantworten können, aber sicherlich noch nicht heute.

Frage: Ich habe noch eine Frage an das Finanzministerium: Wie viel nimmt
der Staat denn bisher mit diesem Mehrwertsteuersatz auf den Fernverkehr in
Höhe von 19 Prozent ein?

Frau Buser, Sie haben ja sicherlich interne Berechnungen darüber
angestellt, wie viele zusätzliche Fahrgäste Sie damit, dass man den
Mehrwertsteuersatz im Fernverkehr senkt, jetzt zur Bahn locken wollen.

Buser: Zu der Zahl dessen, was zu erreichen ist, hatte sich der Minister ja
auch in dem besagten Interview dementsprechend geäußert, dass es darum
geht, die Schwelle von 150 Millionen Fahrgästen zu erreichen.

Wogatzki: Zu den konkreten Zahlen und dazu, was das ausmacht, kann ich
Ihnen nichts sagen. Für uns sind das bisher ja, wie gesagt, hypothetische
Berechnungen.

Was aktuelle Zahlen angeht, müsste ich schauen, was derzeit an
Mehrwertsteueraufkommen eingenommen wird. Es könnte auch sein, dass das
eine Frage ist, die vom Verkehrsministerium zu beantworten ist. Aber das
können wir ja dann noch einmal untereinander klären.

Frage: Ich hätte noch eine Nachfrage an die beiden Hauptministerien, also
das Finanzministerium und das Verkehrsministerium. Wenn es denn demnächst
wieder dazu käme - wir haben ja gerade gehört, dass Sitzungen des
Klimakabinetts nicht ständig stattfinden - und man sich in der Abstimmung
auch darauf einigen würde, wie schnell könnte so etwas wirklich effektiv
umgesetzt werden? Könnten Sie jetzt sagen "Wir finden das alle gut", weil
es bisher ja alle gut finden, und dann könnte die Bahn sozusagen ab dem
nächsten Tag die Ticketpreise senken? Erklären Sie also einmal für den
Laien, wie schnell so etwas dann umsetzbar wäre.

Buser: Das Ganze ist jetzt, wie gesagt, erst einmal ein Prozess, der jetzt
auch im Klimakabinett diskutiert werden muss. Deswegen kann ich jetzt über
weitere Zeithorizonte auch nicht spekulieren.

Zusatzfrage: Was sagt das Finanzministerium?

Wogatzki: Ich kann dem nichts hinzufügen.

Frage: Das hat sich teilweise schon erledigt. Ich wollte auch fragen, für
wann Herr Scheuer das denn anstrebt. Auch wenn Sie sagen, dass Sie noch
nicht wissen, was herauskommen wird: Irgendeine Zielvorstellung, ab wann
man das Ganze gerne hätte, hat der Herr Minister ja vielleicht.

Darüber hinaus wollte ich noch hören, ob Herr Seibert vielleicht einmal
etwas dazu sagen könnte, was man im Kanzleramt darüber denkt, und ob
vielleicht die übrigen im Klimakabinett vertretenen Ministerien etwas sagen
könnten. Dann könnten wir den Prozess vielleicht beschleunigen. Wenn die
alle kurz sagen "Finden wir gut", könnten Sie jetzt schon einmal
weitermachen und uns sagen, wann es dann kommen und wie es finanziert
werden wird.

StS Seibert: Ich glaube, Sie haben eines gemerkt, nämlich dass wir alle in
der Bundesregierung das ganz klare Ziel haben, den Schienenverkehr zu
stärken und noch mehr Verkehr über die Schiene abzuwickeln. Darin sehen wir
einen Beitrag zum Klimaschutz. Das eint uns.

Nun hat der Bundesverkehrsminister aufgrund seiner Zuständigkeit für den
Verkehr und den Bahnverkehr einen Vorschlag dazu gemacht, wie er Bahnreisen
im Fernverkehr attraktiver machen möchte und wie er den Umstieg auf die
Bahn fördern möchte. Genau dieser Vorschlag wird jetzt innerhalb der
Bundesregierung besprochen werden.

Zusatzfrage: Im Kanzleramt hat man noch keine Meinung dazu?

StS Seibert: Er wird innerhalb der Bundesregierung besprochen werden.

Zusatzfrage: Frau Buser, es gibt bisher beim Minister den abstrakten Wunsch
und weder eine Vorstellung über den Termin noch eine Vorstellung über die
Finanzierung dieses Wunsches. Das ist richtig, ja?

Buser: Es gilt natürlich, jetzt so schnell wie möglich einen Beitrag auch
zur Erreichung der Klimaschutzziele zu leisten. Deswegen wird das natürlich
jetzt auch im Rahmen des Klimakabinetts diskutiert werden. Mehr habe ich an
der Stelle nicht hinzuzufügen.

Frage: Herr Seibert, Sie sagten, das Klimakabinett werde wahrscheinlich in
fünf Wochen wieder zusammenkommen. Dann wird zum nächsten Mal darüber
gesprochen werden. Korrekt?

StS Seibert: Ich müsste jetzt schauen, was ich Ihnen genau am vergangenen
Mittwoch in Sachen "Termine für das Klimakabinett" vorgetragen habe. Da gab
es eine Reihe von Terminen bis zum Sommer. Wir haben gesagt, dass alle
verschiedenen Bereiche, und der Verkehr ist einer davon, auf diesen
Terminen beraten und besprochen werden. Mehr kann ich Ihnen dazu nicht
sagen.

Zusatz: Sie können vielleicht nachreichen, wann der nächste Termin ist.

StS Seibert: Nein. Sie könnten vielleicht nachschauen, was ich am letzten
Mittwoch hier in der Bundespressekonferenz gesagt habe. Dafür führen wir ja
diese wunderbaren Protokolle, die im Netz usw. zu lesen sind.

Frage: Herr Seibert, gestern hat der ukrainische Präsident Petro
Poroschenko die Möglichkeit eines neuen Treffens im Normandie-Format Anfang
Juni oder sogar Ende Mai erwähnt. Er hat in einer Sendung gesagt, dass die
Staats- und Regierungschefs über die UN-Friedensmission diskutieren würden.
Ich wollte hier fragen, ob diese Pläne schon mit den Partnern besprochen
wurden und, wenn ja, wann und wo so ein Treffen stattfinden kann.

StS Seibert: Darauf kann ich Ihnen jetzt keine klare Antwort geben. Die
Bundeskanzlerin und auch wir haben hier immer wieder gesagt, dass das
Normandie-Format ein geeignetes Format ist und es auch in der Vergangenheit
war, um die Umsetzung der Minsker Vereinbarungen miteinander zu besprechen.
Einen Termin habe ich Ihnen heute nicht anzukündigen.

Frage: An das Finanzministerium zum Zeitplan hinsichtlich der Grundsteuer:
Ist weiterhin geplant, das im April ins Kabinett zu bringen, oder hat sich
daran jetzt etwas geändert?

Wogatzki: Wie üblich bestätigen wir hier keine Kabinettstermine. Deswegen
kann ich weder etwas bestätigen noch dementieren.

Ich kann Ihnen nur sagen, von hinten gerechnet: Wir müssen zügig arbeiten.
Minister Scholz liegt sehr viel daran, eine verfassungskonforme und
fristgerechte Grundsteuerreform auf den Weg zu bringen.

Frage: Der Wirtschaftsminister hat sich dafür ausgesprochen, möglicherweise
die Unternehmenssteuer zu senken. Ich würde das Finanzministerium bitten,
eine Bewertung abzugeben.

Wogatzki: Ich kenne die Äußerungen des Ministers nicht. Wahrscheinlich gab
es die heute im Laufe des Tages.

Die Unternehmenssteuer ist ja nur ein Faktor für einen günstigen Standort.
Wir sehen, dass der Standort Deutschland sehr gut ist. Die Unternehmen
florieren. Wir sehen in der aktuellen Situation keine Notwendigkeit für
eine generelle Unternehmenssteuerreform.

Was ich aber sagen kann, ist, dass wir ja in Kürze einen Gesetzentwurf zur
steuerlichen Förderung von Unternehmen im Bereich "Forschung und
Entwicklung" auf den Weg bringen werden.

Alemany: Minister Altmaier hat ja heute seine Frühjahrsprojektion der
Bundesregierung vorgestellt und hat in dem Zuge, weil sich die
Wachstumszahlen ja ein bisschen eintrüben - auf 0,5 Prozent für dieses Jahr
-, deutlich gemacht, dass wir Wachstumsimpulse für die Menschen, aber auch
für die Unternehmen in Deutschland brauchen. Er hat in dem Zuge drei
verschiedene Punkte genannt, die er jetzt angehen möchte, zum Beispiel den
Vorschlag, ein Moratorium für belastende Maßnahmen zu verabschieden,
strukturelle Entlastungen zu diskutieren auch ein längeres Monitoring für
Unternehmensbesteuerung einzuführen. Er hat aber auch deutlich gemacht,
dass er das natürlich gemeinsam mit dem Finanzminister Scholz besprechen
wird.

Frage: Ich habe eine Frage an das Innenministerium. Es geht um die neuen
Leitsätze zum Schutz von syrischen Flüchtlingen. Da interessiert mich, ob
es inzwischen eine abschließende Billigung dieser neuen Leitsätze durch das
Bundesinnenministerium gibt.

Es gab heute einen Bericht darüber, dass bereits nach den neuen Leitsätzen
entschieden werde. Stimmt das so beziehungsweise passt das alles zusammen?

Die dritte Frage ist: Wie soll es mit den Leitsätzen weitergehen? Es wurde
ja auch berichtet, dass Horst Seehofer von diesen Leitsätzen nicht so
überzeugt sei.

Schmidt: Vielen Dank. Es geht in Ihrer Frage um die
Herkunftsländerleitsätze des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge. An
dieser Stelle mache ich auch noch einmal den Hinweis, dass diese als
"Verschlusssache - Nur für den Dienstgebrauch" eingestuft sind, sodass ich
immer um Verständnis dafür bitte, dass ich auf Einzelheiten dieser
Leitsätze sozusagen nicht eingehen kann.

Die abschließende Billigung der aktualisierten Leitsätze durch die
Hausleitung ist allerdings in der Tat noch nicht erfolgt, da die fachliche
Prüfung noch andauert.

Ich darf noch einmal ganz ausdrücklich klarstellen, dass diese
aktualisierten Leitsätze derzeit nicht angewendet werden.

Zusatzfrage: Wie geht es jetzt weiter?

Schmidt: Diese Prüfung der Leitsätze wird aktuell noch intern durchgeführt.
Das heißt, das, was an Veränderungen für diese Leitsätze vorgesehen ist,
wird noch einmal gegengeprüft. Sie wissen vielleicht, dass diesen
Leitsätzen eben eine umfangreiche Wertung aus verschiedenen Quellen
zugrunde liegt. Das heißt, verschiedene Elemente - sowohl außen- als auch
innenpolitische Elemente - werden zusammengeführt, um dann in diese
Leitsätze gegossen zu werden.

Ganz wichtig ist noch der Hinweis, dass diese amtsinternen Leitsätze eine
Orientierung für die Entscheiderinnen und Entscheider des BAMF bieten. Die
Leitsätze ersetzen jedoch nicht die individuelle Prüfung und Bewertung der
jeweiligen Asylanträge, sondern das erfolgt jeweils noch im Einzelfall
durch die Entscheiderin oder den Entscheider.

Wenn die Prüfung beziehungsweise diese Aktualisierung der Leitsätze
abgeschlossen sein werden, dann werden sie intern veröffentlicht und den
Entscheiderinnen und Entscheidern zur Verfügung gestellt werden. Das ist
zum jetzigen Zeitpunkt allerdings noch nicht der Fall.

Zusatz: Es lässt sich also nicht abschätzen, wann das fertig sein wird.

Schmidt: Nein, darüber, wie lange das noch dauern wird, kann ich Ihnen im
Moment keine Angaben machen. Das ist eine sorgfältige Prüfung, die
durchgeführt werden muss. Das ist auch ein umfangreiches Papier. Das wird
ein bisschen dauern. Das ist zum jetzigen Zeitpunkt der Sachstand, den ich
hier mitgeteilt habe.

Frage: Herr Flosdorff, es gibt Meldungen darüber, dass vier Standorte der
Bundeswehr in Sachsen-Anhalt mit giftigen Chemikalien verunreinigt sind.
Das hat das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen
der Bundeswehr in Bonn mitgeteilt. Dazu habe ich die Frage: Ist Ihnen das
Problem bekannt?

Wie viele Standorte sind bundesweit betroffen? Können Sie dazu Angaben
machen?

Was tun Sie, um dieses Problem mit diesen Chemikalien zu lösen?

Flosdorff: Das Bundesamt ist mir bekannt. Das gehört zu uns, unserem
nachgeordneten Bereich.

Dieses konkrete Problem ist mir nicht bekannt. Ich habe noch nie davon
gehört. Ich müsste mich erst schlaumachen und Ihnen das dann nachreichen.

Frage: Es geht um die Urteilsbegründung des Verwaltungsgerichts aus 
Baden-Württemberg zu Fahrverboten für Dieselfahrzeuge in Reutlingen. Da hat der
Verwaltungsgerichtshof festgelegt, dass die Veränderung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom März, den Grenzwert für Stickoxide von 40
Mikrogramm auf 50 Mikrogramm zu ändern, nicht dazu führen könne, dass man
Überschreitungen bis hin zu 50 Mikrogramm als unverhältnismäßig ansehen
würde, was Fahrverbote angeht. Mit anderen Worten: Fahrverbote wären dann
weiter zulässig. Wie kommentieren Sie das, Frau Buser?

Buser: Das Thema des Bundes-Immissionsschutzgesetzes liegt federführend
beim BMU. Vielleicht wird der Kollege dazu etwas ergänzen.

Haufe: Ja, ich kann dazu die ersten Worte verlieren. - Das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz in seiner veränderten Fassung ist ja erst einmal
dazu da, dass es einheitliche Regeln für den Fall von Fahrverboten
festlegt. Vor allen Dingen ist es dazu da, einen Anreiz für die
Hardwarenachrüstung von Pkw zu bieten und sie zu befördern. Das sind die
wesentlichen Regeln des geänderten Gesetzes.

Die Grenze von 50 Mikrogramm als Jahresmittelwert für Stickoxide, die in
dem Gesetz festgelegt ist, ist als Orientierungshilfe gedacht, die besagt,
dass Kommunen bis zu dieser Überschreitung von 50 Mikrogramm im
Jahresmittel bei den Stickoxiden es ohne Fahrverbote schaffen können, wenn
sie die richtigen Maßnahmen vornehmen. Das heißt nicht, dass es automatisch
so ist. Es gibt Städte, die das schaffen. Zum Beispiel hat die Stadt
Darmstadt dies in Verhandlungen hinbekommen.

Hier geht es jetzt um einen neuen Fall. Er geht vielleicht noch weiter;
deswegen will ich ihn gar nicht kommentieren, sondern nur zum Verständnis
Folgendes hinzufügen: Das Gesetz sagt nicht, es dürfe kein Fahrverbot
geben, sondern es sagt, es bestehe eine große Wahrscheinlichkeit für eine
Kommune, es bei geringeren Überschreitungen auch ohne Fahrverbot zu
schaffen. Wenn die lokale Behörde, wenn die regionale Behörde eines Landes,
die für die Luftqualität zuständig ist, zu einer anderen Auffassung kommt
oder wenn ein Gericht zu einer anderen Auffassung kommt, dass es in kurzer
Zeit nicht möglich sei, die Grenzwerte ohne Fahrverbote einzuhalten, dann
steht das nicht gegen das Gesetz.

StS Seibert: Ich will nur ganz kurz etwas hinzufügen. Der Kollege aus dem
Umweltministerium hat natürlich völlig recht, das Verfahren ist noch nicht
abgeschlossen. Denn es besteht die Möglichkeit der Revision zum
Bundesverwaltungsgericht. Also wird jetzt erst einmal die ausführliche
Urteilsbegründung sorgfältig zu prüfen sein.

In diesem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht ging es um den
Luftreinhalteplan der Stadt Reutlingen. Dazu möchte ich noch etwas Kontext
geben.

In den letzten Jahren ist die Entwicklung der Luft in Reutlingen insgesamt
erfreulich. 2016 lag der Mittelwert für Stickstoffdioxid bei 66 Mikrogramm;
2017 waren es 60 Mikrogramm, und 2018 waren es 53 Mikrogramm. Sie sehen
also eine Richtung. Reutlingen ist eine der Modellstädte, die seit dem
vergangenen Jahr vom Bund eine Förderung bekommen, um unter anderen
Maßnahmen den öffentlichen Personennahverkehr zu stärken. Das muss
natürlich auch erst einmal seine vollen Wirkungen entfalten. - Das wollte
ich zum Zusammenhang hier sagen.

Zusatzfrage: Heißt das also, dass das, was seinerzeit bei der Veränderung
des Gesetzes und der Heraufsetzung des Grenzwertes kommuniziert wurde, dass
damit nämlich Fahrverbote doch eigentlich unverhältnismäßig seien, Herr
Haufe, nach Ihren Worten eher eine Fehlwahrnehmung auf unserer Seite war?
War es nicht so gemeint?

Haufe: Ich bewerte sicherlich nicht die Berichterstattung dazu. Ich habe
gerade noch einmal die eigentlichen und wesentlichen Ziele dieser
Gesetzesänderung herausgestellt. Dabei ging es nicht um die
Mikrogrammgrenze, sondern das Ziel dieses Gesetzes sind einheitliche Regeln
im Falle unvermeidlicher Fahrverbote und vor allen Dingen die
Hardwarenachrüstung. Das waren aus unserer Sicht die wesentlichen Ziele.

Zusatzfrage: Damit auch ich es klar verstehe: Wären Fahrverbote auch bei
einer Überschreitung, die nur bis zu 50 Mikrogramm ginge, nicht
unverhältnismäßig?

Haufe: Es gilt der europäische Grenzwert im Jahresmittel für Stickoxide.
Das ist ausschlaggebend. Bei geringeren Überschreitungen kann es
unterschiedliche Möglichkeiten geben, diesen zu erreichen. Gerade durch das
Engagement unsererseits im Sofortprogramm Saubere Luft ist es im
Wesentlichen stärker möglich, bei geringeren Überschreitungen auch ohne
Fahrverbote auszukommen. Aber von Stadt zu Stadt sind die Lage und das
Engagement unterschiedlich. Deshalb würde ich an dieser Stelle keine
Generalisierung vornehmen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium. Es geht um den
Stromtrassenverlauf durch Bayern, Stichwort "SuedOstLink". Wie steht das
Ministerium zu der Idee, diese Trasse entlang der Autobahn zu verlegen?
Welche Bedingungen beziehungsweise Voraussetzungen müssten dafür gegeben
sein?

Buser: Generell zu unserer Haltung: Das BMVI teilt und unterstützt die
Ansicht, dass die Überlegungen, die Erdkabel entlang der A 93 zu verlegen,
sowie insbesondere konkrete Informationen zu Planung, Bau und Betrieb der
beabsichtigten Anlagen in einer Machbarkeitsstudie der Bundesnetzagentur
Betrachtung finden sollten.

Zusatzfrage: Der Betreiber TenneT ist dagegen. Wie hoch sind die Chancen,
dass sich die Bundesnetzagentur, die das als mögliche Alternative sieht,
durchsetzt?

Buser: Es liegt in der Zuständigkeit der Bundesnetzagentur. Wir können, wie
gesagt, nur sagen, dass wir die Ansicht teilen und unterstützen, dass man
dabei auch diese Betrachtung verfolgen sollte.

Frage: Frau Alemany, gegebenenfalls Herr Seibert, auf der TOP-1-Liste unter
den Punkten ohne Aussprache ist von einem Entwurf einer Verordnung zur
Änderung der Vergabeverordnung und der Vergabeverordnung Verteidigung und
Sicherheit die Rede. Frau Alemany, können Sie uns sagen, was es damit auf
sich hat?

Alemany: Das ist eine technische, formelle Umsetzung der sogenannten
geänderten Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen, Teil A, kurz
VOB/A. Dabei handelt es sich aber eher um eine technische Umsetzung.

Zusatzfrage: Können Sie uns das auf Deutsch erklären?

Alemany: Ich versuche es einmal. Die VOB/A - so heißt sie, es tut mir leid -
 wird durch den Deutschen Vergabe- und Vertragsausschuss für Bauleistungen
erarbeitet und verabschiedet. Dieser hat jetzt zwei Abschnitte dieser
Regelung weiterentwickelt und redaktionell geändert. Die einzelnen
redaktionellen Änderungen habe ich leider nicht mitgebracht; ich kann sie
Ihnen aber nachreichen.

Materiell ändert sich jedoch nichts.

Zusatzfrage: Ich freue mich auf die Nachreichung.

Herr Seibert, wie bewertet die Bundesregierung das Urteil in Sachen
Böhmermann?

StS Seibert: Die Bundesregierung nimmt das Urteil des Verwaltungsgerichts
zur Kenntnis.

Zusatzfrage: Wird sich die Kanzlerin in Zukunft nicht mehr in die
Kunstfreiheit einmischen?

StS Seibert: Wir nehmen das Urteil zur Kenntnis. Wir haben unsere
Rechtsauffassung vor Gericht dargelegt. Das Gericht hat sein Urteil gefällt
und hat dazu eine schriftliche Presseerklärung herausgegeben. Ich empfehle
sie zur Lektüre. Wir nehmen das zur Kenntnis. Weiteres habe ich nicht zu
sagen.

Zusatzfrage: Wenn ich als Journalist das jetzt so verstehe, dass sich die
Kanzlerin nicht in die Kunstfreiheit einzumischen hat, versteht das die
Bundesregierung dann auch so?

StS Seibert: Ich empfehle die Lektüre der Pressemitteilung des
Verwaltungsgerichts Berlin.

Zuruf: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

StS Seibert: Sie ist nicht sehr technisch.

Wogatzki (zu einer möglichen Absenkung der Mehrwertsteuer bei
Fernverkehrstickets der Deutschen Bahn): Ich habe noch eine Nachreichung.
Leider lässt sich anhand der Umsatzsteuerstatistik nicht nachweisen, wie
viel Umsatzsteuer die Bahn zum Steueraufkommen beiträgt.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Burger und vielleicht auch an Herrn
Seibert. Das ägyptische Parlament hat gestern zugestimmt, dass die Macht 
Al-Sisis noch einmal deutlich ausgeweitet wird. Welche Konsequenzen zieht die
Bundesregierung daraus?

Burger: Bei der gestern vom ägyptischen Parlament verabschiedeten
Verfassungsänderung handelt es sich um einen Schritt mit weitreichender
Bedeutung für die Entwicklung des Landes. Zu befürchten ist, dass im Zuge
der Verfassungsänderungen die Rolle der Exekutive und der Streitkräfte
ausgeweitet sowie friedliche demokratische Machtwechsel erschwert werden
könnten. Unser gemeinsames Interesse an Stabilität in Ägypten erfordert
aber auch künftig die Möglichkeit politischer Debatten und Spielräume für
die Zivilgesellschaft.

Die Bundesregierung hofft, dass dieses gemeinsame Interesse im
Meinungsbildungsprozess angemessene Berücksichtigung findet und dass sich
künftig, etwa anlässlich des angekündigten neuen NGO-Gesetzes, auch wieder
mehr Räume für die Zivilgesellschaft öffnen.

Zur Einordnung ist noch anzumerken, dass diese Verfassungsänderungen noch
im Rahmen eines für Ende April angesetzten Referendums bestätigt werden
müssen.

Zusatzfrage: Das waren jetzt Worte. Bekanntlich gibt Präsident Al-Sisi
nicht so viel auf Worte. Gibt es etwas, wodurch die Regierung in Ägypten
auch spüren kann, dass Deutschland große Sorgen hat?

Burger: Das ist, wie gesagt, die Einschätzung, die ich zum jetzigen
Zeitpunkt dazu abgeben kann. Ich habe auch darauf hingewiesen, dass diese
Verfassungsänderungen noch nicht in Kraft treten, sondern dass dazu noch
ein weiterer Verfahrensschritt notwendig ist.

Mittwoch, 17. April 2019
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MEDIEN/237: Hetze gegen Journalisten muss uns zum Handeln aufrufen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 18. April 2019

JENSEN: Hetze gegen Journalisten muss uns zum Handeln aufrufen



Zur Rangliste der Pressefreiheit von Reporter ohne Grenzen erklärt
die menschenrechtspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion und
Vorsitzende des Menschenrechtsausschusses Gyde Jensen:

"Die Arbeitsbedingungen für Journalisten in Europa haben sich erneut
deutlich verschlechtert, wir sind Zeuge einer gefährlichen
Entwicklung. Journalisten geben wegen öffentlicher Hetze immer öfter
an, bei Ihrer Arbeit ein Klima der Angst zu empfinden. Das muss uns
zum Handeln aufrufen. Denn eine freie und ungehinderte
Berichterstattung ist Grundpfeiler der Demokratie. Journalisten
müssen bei ihrer Arbeit gerade am Rande rechtspopulistischer
Veranstaltungen besser geschützt werden, denn dort fanden die meisten
tätlichen Angriffe gegen Pressevertreter statt. Um die Pressefreiheit
in Europa wieder zu stärken, brauchen wir dringend eine Reform der
Rechtsstaatskontrolle in der Europäischen Union: Strukturelle,
dauerhafte Verletzungen der Pressefreiheit durch Mitgliedsstaaten der
Europäischen Union müssen wirksame Sanktionen nach sich ziehen. Die
FDP-Fraktion erwartet, dass die Große Koalition sich endlich stärker
für eine solche Reform auf EU-Ebene einsetzt."

 * 
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HAMBURG/4732: Frontex-Ausbau - EU geht genau in die falsche Richtung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 18. April 2019

Frontex-Ausbau: EU geht genau in die falsche Richtung



Das Europaparlament hat gestern das Budget der so genannten
Grenzschutzagentur Frontex für die Jahre 2021-2027 auf 11,3 Milliarden
Euro erhöht. Zudem soll die Zahl der Mitarbeiter_innen von 70 im Jahr
2016 auf 10.000 im Jahr 2027 gesteigert werden - damit wird Frontex
zur größten EU-Agentur.

"Wir haben das Vorhaben der EU-Kommission, das nun vom Parlament
beschlossen wurde, mehrfach im Europa-Ausschuss kritisiert. Der Ausbau
von Frontex geht genau in die falsche Richtung, die Agentur ist mit
ihrer falschen Ausrichtung und ihren Pushback-Operationen
mitverantwortlich für mehr als 18.200 Tote im Mittelmeer in den
letzten fünf Jahren", erklärt dazu der europapolitische Sprecher der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Martin Dolzer.

"Anstatt die Grenzen weiter militärisch abzuschotten und
Hilfsorganisationen wie Sea Watch oder Sea Eye zu kriminalisieren,
sollten legale Wege nach Europa geöffnet und Fluchtursachen wie
asymmetrische Handelsbeziehungen und Krieg überwunden werden. Hamburg
kann dazu mit dem Stopp von Rüstungsexporten durch den Hafen und den
Ausbau des Fair Trade beitragen. Zudem könnte die Hansestadt eine
Patenschaft für die 'Sea Watch' übernehmen."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3305: Landkreise und Kommunen stehen vor Phase höchster Investitionen seit Landesgründung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 18. April 2019

Landkreise und Kommunen stehen dank FAG-Reform vor Phase höchster Investitionen seit Landesgründung

Thomas Krüger: Solidarischer Ausgleich zwischen starken und schwachen Kommunen - Investitionen und Schuldenabbau schließen sich zukünftig nicht mehr aus



Anlässlich der heute bekannt gegebenen gemeindescharfen Zahlen nach
den erfolgreichen Verhandlungen über ein neues Finanzausgleichsgesetz
sieht der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger das Land
Mecklenburg-Vorpommern vor einer Phase der höchsten kommunalen
Investitionen seit Bestehen des Bundeslandes. Nach den konkreten
Zahlen hätten fast alle Kommunen ein Plus zur bisherigen Situation.

Thomas Krüger: "Das eröffnet für die Städte und Dörfer unseres Landes
die Möglichkeit zu gestalten. So stehen den Kommunen allein in den
nächsten drei Jahren 450 Mio. Euro Investitionspauschale zur Verfügung,
flankiert von 1,5 Mrd. Euro, die in den Breitbandausbau fließen. Diese
fast zwei Mrd. Euro Investitionsvolumen schaffen Arbeit, Wohlstand und
Zukunftssicherheit."

Krüger betonte, dass die FAG-Reform ein gelungenes Instrument sei, um
die finanzielle Situation der Landkreise, Städte und Dörfer
langfristig zu stärken und zu sichern. Die Reform beruhe einerseits
auf Fairness und Gerechtigkeit zwischen Land und Kommunen,
andererseits sei sie solidarisch im Ausgleich zwischen finanzstarken
und finanzschwachen Kommunen. Entschuldung und Investitionen schlössen
sich zukünftig nicht mehr aus, sondern gingen nebeneinander her. So
könnten trotz der Investitionen innerhalb von 10 Jahren alle bis Ende
2018 aufgelaufenen Schulden und negativen Salden getilgt sein.

"Mit den heutigen Zahlen zeigt sich, dass die teilweise schwierigen
Verhandlungen letztendlich zu einem starken und fairen Ergebnis
geführt haben. Dafür sei allen Beteiligten noch einmal gedankt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2383: Integration und Arbeit (Li)


Landtag intern 3/2019

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Integration und Arbeit

Sachverständige äußern sich zur Beschäftigung Geflüchteter

von Michael Zabka



13. März 2019 - Das Thema "Integration und Arbeit" stand im
Mittelpunkt einer gemeinsamen Sachverständigenanhörung des
Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales sowie des
Integrationsausschusses. Grundlage waren zwei gemeinsame Anträge
der Fraktionen von CDU und FDP sowie ein Antrag der SPD-Fraktion.


Die Fraktionen weisen in ihren Anträgen auf die Bedeutung von
Arbeit und Ausbildung für die Integration geflüchteter Menschen, aber
auch auf den Fachkräftemangel im Land hin. Unabhängig voneinander
setzen sie sich für eine Verbesserung der Berufsanerkennungsverfahren
ein. CDU und FDP fordern u. a., "dass bestehende Probleme bei der
Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen beseitigt werden". Die
SPD-Fraktion sieht "Optimierungsbedarf im Bereich der Verfahrensdauer
und der Anerkennung der Gleichwertigkeit der Qualifizierungen".

Ein Teil der Geflüchteten verfüge nicht über die für eine Ausbildung
erforderliche Grundbildung, schreiben die nordrhein-westfälischen
Industrie- und Handelskammern (IHK) in ihrer Stellungnahme für die
Ausschüsse. Wer das 18. Lebensjahr vollendet habe, sei jedoch nicht
mehr schulpflichtig. Die Landesregierung habe sich deshalb zu Recht
vorgenommen, eine "Schulpflicht für nicht mehr schulpflichtige
Flüchtlinge" einzuführen. Die Kammern halten zumindest ein
"Schulbesuchsrecht" für Geflüchtete bis zum 25. Lebensjahr für
sinnvoll. Von größter Bedeutung seien "vertiefte Sprachkenntnisse". Es
fehle insbesondere an "Angeboten zur Förderung der berufsspezifischen
Fachsprache". Bei der Anerkennung beruflicher Kenntnisse würde, so die
IHK, ein Ausbau der Beratungsstrukturen zu einer Verbesserung
beitragen.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) hob ebenfalls die Bedeutung der
Sprachförderung hervor. Sie gehöre zu den "Grundsteinen einer
erfolgreichen Integration in Arbeitsmarkt und Gesellschaft". Der DGB
empfiehlt u. a., einen Zugang zur Berufsausbildung unabhängig vom
Aufenthaltsstatus zu gewährleisten und eine Berufsorientierung als
Regelangebot für Geflüchtete einzuführen. Außerdem: "Sofern eine im
Ausland erworbene Berufsqualifikation sowie ggf. einschlägige
Berufserfahrungen vorliegen, jedoch in einem Anerkennungsverfahren
wesentliche Unterschiede zwischen der ausländischen
Berufsqualifikation und dem deutschen Referenzberuf festgestellt
worden sind, sollen diese durch bedarfsgerechte
Anpassungsqualifizierung ausgeglichen werden."

"Integrationsmanagement"

Die Landesvereinigung der Unternehmensverbände Nordrhein-Westfalen
("unternehmer nrw") hält ein "systematisches Integrationsmanagement
vor Ort" für sinnvoll. Angebote und Maßnahmen müssten sinnvoll
verzahnt sein - "auch über thematische und behördliche Zuständigkeiten
hinweg". Für junge Geflüchtete, denen es an Grundbildung fehle,
sollten die Internationalen Förderklassen der Berufskollegs "von
vornherein auf zwei Jahre mit einem gezielten Förderkonzept" angelegt
werden. Ebenso müssten die Anstrengungen für junge Geflüchtete über 18
Jahre verstärkt werden. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit
(Regionaldirektion NRW) ist die "Anerkennung der im Ausland erworbenen
Berufsqualifikationen ein Instrument zur schnelleren Integration von
Migrantinnen und Migranten und zur Fachkräftesicherung". Dringender
Handlungsbedarf bestehe bei den "zu langen Verfahrensdauern".

Die Bertelsmann-Stiftung schreibt in ihrer Stellungnahme vom großen
Potenzial "informell erworbener Kompetenzen". Diese Kenntnisse und
Fähigkeiten würden in den meisten Ländern nicht im
Berufsausbildungssystem erworben, sondern in der beruflichen Praxis
("on-the-job"). Durch "Kompetenzfeststellungsverfahren" müsse geprüft
werden, ob diese Kompetenzen mit den Anforderungen des deutschen
Arbeitsmarktes vergleichbar seien.



Drei Anträge





Drei Anträge, die der Sachverständigenanhörung zugrunde lagen,
 lauteten: "Sie sind in Nordrhein-Westfalen willkommen!
 - Berufsanerkennungsverfahren verbessern und im Sinne der
 antragstellenden Menschen weiterentwickeln" (17/3805), "Integration
 beginnt mit Ausbildung und Arbeit - Bewährtes bewahren, Ideen
 entwickeln, Unterstützung leisten" (17/4113, beide von den
 Fraktionen von CDU und FDP) sowie "Die Landesregierung muss die
 Integration von geflüchteten Menschen in den Arbeitsmarkt
 vorantreiben" (17/3011, SPD-Fraktion).



 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5122: SPD-Fraktion setzt sich für günstigeren Bahn-Fernverkehr ein (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
17.04.2019

SPD-Fraktion setzt sich für günstigeren Bahn-Fernverkehr ein 

Scheuer muss weitere Kehrtwenden vollziehen



Zur Debatte um eine Senkung der Mehrwertsteuer auf Bahntickets im
Fernverkehr erklärt der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer:
"Als SPD-Fraktion setzen wir uns seit Längerem für eine
Mobilitätswende in Deutschland und für günstigere Bahntickets ein.
Dass auf Bundesebene nun diskutiert wird, die Mehrwertsteuer auf
Bahntickets im Fernverkehr zu senken, ist gut und richtig.
Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer vollzieht damit eine Kehrtwende
und greift damit einen Vorschlag auf, den SPD-Politikerinnen und
Politiker schon seit Längerem formulieren. Nur wenn Bahntickets
erschwinglicher werden, steigen mehr Menschen vom Auto oder dem
Flugzeug auf die Bahn um. Klar ist auch: Wenn die Mehrwertsteuer für
Zug-Fernverkehrstickets gesenkt wird, muss die Deutsche Bahn diese
Reduzierung an die Kundinnen und Kunden weitergeben: Die Tickets
müssen dann billiger werden. So kann erreicht werden, dass auch
Menschen mit geringerem Einkommen häufiger die Bahn nutzen können."

Der verkehrspolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Benedikt Oster,
ergänzt: "Als SPD-Fraktion setzen wir uns für eine Mobilitätswende
ein, die wirtschaftlich, ökologisch nachhaltig und sozial
verantwortlich gestaltet ist. Wie in unserem jüngst vorgestellten
Konzeptpapier für eine "Mobilitätswende für Rheinland-Pfalz"
formuliert ist, setzen wir auf einen breiten Maßnahmenmix - von der
Stärkung des Schienenverkehrs über die Förderung alternativer Antriebe
bis zur Anpassung der vorhandenen Radinfrastruktur. Leider steht
Bundesverkehrsminister Scheuer bis heute in zentralen Fragen der
Mobilitätswende auf der Bremse: So ist sein Ministerium bis zuletzt in
Sachen Alternativtrasse zum Mittelrheintal mit verqueren Argumenten
aufgefallen. Im Zuge des Dieselskandals und den drohenden Fahrverboten
in Städten hat er keine voranbringenden Impulse gesetzt. Für Minister
Scheuer ist es an der Zeit, weitere Kehrtwenden zu vollziehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5121: Verkehrswende jetzt! (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 17.04.2019

Verkehrswende jetzt! Die Zukunft der Mobilität in Rheinland-Pfalz



Die Landtagsfraktion der GRÜNEN hat heute ihre Zwischenbilanz der
Veranstaltungsreihe zur "Zukunft der Mobilität in Rheinland-Pfalz"
vorgestellt. Grundlage dafür ist neben der fundierten fachlichen
Auseinandersetzung vor allem ein breiter Dialog mit Bürgerinnen und
Bürgern in verschiedenen rheinland-pfälzischen Städten über knapp ein
Jahr hinweg.

Dazu der Fraktionsvorsitzende Dr. Bernhard Braun: "Echter Klimaschutz
braucht eine echte Verkehrswende. Luftverschmutzung durch Schadstoffe
und Feinstaub, kilometerlange Staus und zugeparkte Innenstädte müssen
endlich Vergangenheit sein. Die Verkehrswende ist aber kein Projekt
mit klarem Anfang und Ende, sondern ein Prozess, den Politik und
Bevölkerung gemeinsam gestalten können. Wir nehmen deshalb den Input
von unseren Gesprächen vor Ort gerne mit und haben ihn in unser
Positionspapier einfließen lassen."

Einige Herausforderungen in der Verkehrspolitik unterscheiden sich
zwar in Mayen, Wittlich, Landau und Worms, andere Punkte zogen sich
wie ein roter Faden durch unsere Veranstaltungen:


	Mobilität muss leiser und umweltfreundlicher werden.

	Die Bürgerinnen und Bürger wollen eine bessere Infrastruktur fürs Fahrrad.

	Die Menschen wünschen sich einen flächendeckenden, gut getakteten ÖPNV bis vor die Haustür.

	Mobilität wird immer mehr vernetzt gedacht und genutzt.



"Unsere Gespräche haben eines besonders deutlich gemacht: Eine
funktionierende Verkehrswende muss ganzheitlich sein. Die Wünsche und
Erwartungen der Menschen vor Ort sind dafür genauso wichtig wie die
Einschätzungen von Verkehrsexpertinnen und -experten. Nur in der
Zusammenschau ergibt sich ein realistisches Bild, welche politischen
Weichenstellungen für eine echte Verkehrswende in Rheinland-Pfalz
nötig sind", so die verkehrspolitische Sprecherin Jutta
Blatzheim-Roegler.

Um Mobilität klimafreundlich und den Nahverkehr für die Menschen so
attraktiv wie möglich zu gestalten, bieten on-demand-Lösungen und
autonome Systeme ungeahnte Möglichkeiten. Die rheinland-pfälzische
GRÜNEN Fraktion hat deshalb gemeinsam mit anderen GRÜNEN Fraktionen
ein Gutachten zum autonomen Fahren im öffentlichen Verkehr erstellen
lassen.

Dr. Bernhard Braun: "Die Menschen wollen schnell und bequem ihr Ziel
erreichen. Damit das auch ohne eigenes Auto funktioniert, brauchen wir
sinnvolle Konzepte. Wir wollen in Zukunft die Möglichkeiten der
nachfrageorientierten Mobilität nutzen, um den bestehenden
Linienverkehr zu ergänzen. Das kann gelingen, wenn die Politik
rechtzeitig die nötigen Weichen stellt. Auf Landesebene heißt das
konkret: Wir müssen die gesetzliche Grundlage schaffen, damit neue
Lösungen in den ÖPNV integriert werden können."


Hier finden Sie Positionspapier der GRÜNEN Landtagsfraktion.

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/04/GR%C3%9CNE-LtF_Positionspapier_Mobilit%C3%A4t.pdf

Das Gutachten "Autonomes Fahren im öffentlichen Verkehr - Chancen, Risiken und politischer Handlungsbedarf" finden Sie hier.

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/04/Autonomes_Fahren_Gutachten_030419.pdf

 * 
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THÜRINGEN/097: Thüringer Landtagskurier Ausgabe 3/2019


THÜRINGER LANDTAGSKURIER - Ausgabe 3/2019

Aus dem Plenum und den Ausschüssen



Israelischer Botschafter zu Antrittsbesuch im Landtag

Am 7. März 2019 besuchte der amtierende israelische Botschafter in
Deutschland, Jeremy Issacharoff, erstmalig den Thüringer Landtag. Nach
der Eintragung in das Ehrenbuch des Landtages besichtigte der
Botschafter gemeinsam mit Landtagspräsidentin Birgit Diezel den
Plenarsaal sowie das ehemalige Gestapo-Gefängnis im
Abgeordnetengebäude an der Arnstädter Straße, heute ein
Erinnerungsort. In ihren Gesprächen gingen die Präsidentin und der
Botschafter auf die wichtigen Beziehungen zwischen dem Freistaat
Thüringen und Israel ein, zu denen auf kommunaler Ebene die
Städtepartnerschaft zwischen Erfurt und Haifa und auf Parlamentsebene
der 2017 gegründete Freundeskreis Israel gehören.


Jung zu Jahresempfang der LIGA

Unter dem Titel "LIGA wirkt" lud der Verband der freien
Wohlfahrtspflege in Thüringen LIGA am 28. Februar Vertreter aus
Politik und Verbänden zu seinem Jahresempfang in das Erfurter
Augustinerkloster, an dem auch Vizepräsidentin Margit Jung teilnahm.
In ihrem Grußwort bekräftigte Jung, dass Wohlstand ohne Wohlfahrt
nicht denkbar wäre. Auch in wirtschaftlich guten Zeiten dürfe man die
Wohlfahrtsverbände mit ihren vielfältigen Aufgaben und
Herausforderungen nicht sich selbst überlassen. Die Mitglieder der
LIGA gäben den Schwachen in unserer Gesellschaft eine starke Stimme
und träten offensiv für deren Interessen ein.

Den Vorsitz der LIGA führt derzeit die Diakonie Mitteldeutschland, die
neben der Arbeiterwohlfahrt, der Caritas, dem Verband "Der
Paritätische", dem Deutschen Roten Kreuz sowie der Jüdischen
Landesgemeinde Mitglied der LIGA ist. Damit vertritt die LIGA rund
60.000 Menschen aus dem Sozialwesen gegenüber Politik und
Öffentlichkeit.


Parlamentarischer Abend des Thüringer Handwerkstages

Am 27. Februar lud der Thüringer Handwerkstag bereits zum 27. Mal zu
einem Parlamentarischen Abend im Thüringer Landtag ein.
Landtagspräsidentin Birgit Diezel betonte in ihrer Eröffnung die
überragende Bedeutung des Handwerks für die Thüringer Wirtschaft sowie
für den Arbeitsmarkt. Die Chancen der Digitalisierung sollten auch
weiterhin wahrgenommen und innovative Wege bei der Fachkräftegewinnung
beschritten werden. Es gelte, so Diezel, "dem Handwerk weiterhin
optimale Rahmenbedingungen am Standort Thüringen, im Wettbewerb und in
der Fachkräftegewinnung zu schaffen. Unbesetzte Lehrstellen sind
Alarmsignale, die wir ernst nehmen müssen. Wir sollten unseren
Jugendlichen deutlich machen, dass die Werkbank keineswegs schlechter
ist als der Hörsaal. Schließlich brauchen wir in der digitalen Zukunft
nicht nur Master, sondern auch Meister. Erfolgreiche Handwerker werden
unsere Jüngsten aber nicht, wenn man sie mit digitalen Oberflächen
allein lässt, sondern indem wir ihnen den Sinn für kreative und
innovative Handarbeit deutlich machen. Darüber sollten wir sprechen -
in Familien, in Schulen sowie am heutigen Abend."

Der Präsident der Handwerkskammer Erfurt und des Thüringer
Handwerkstages, Stefan Lobenstein, betonte, dass gerade der
Fachkräftemangel die Wachstumschancen in einigen Gewerken drücke.
Lobenstein warb im Laufe seiner Rede bei den Parlamentariern wie bei
den Mitgliedern der Landesregierung darum, die zukünftigen Ziele für
das Handwerk in Thüringen gemeinsam anzugehen. Zum Parlamentarischen
Abend im Landtag waren circa 250 Gäste vor Ort. Beim anschließenden
Empfang gab es für die Abgeordneten und die Handwerksvertreter
Gelegenheit zu Fachgesprächen und zum Austausch über die Branche, die
mit 30.000 Betrieben und über 150.000 Beschäftigten ein wichtiger
Wirtschaftszweig im Freistaat ist.

 * 

AUS DEM LANDTAG

EU-Bürgerdialog zur Rolle der Kommunen

Am 19. Februar eröffnete Landtagspräsidentin Birgit Diezel vor rund 80
Besuchern im Thüringer Landtag den EU-Bürgerdialog mit dem Titel
"Starke Kommunen in der EU: Chancen und Risiken der europäischen
Integration". In der Veranstaltung ging es um die zukünftigen
Perspektiven der Kommunen im europäischen Staatenverbund und die
aktuellen Herausforderungen für Städte und Gemeinden durch europäische
Regelungen. Diezel sagte u. a. mit Blick auf die Bedeutung der
Kommunen für Europa: "Die Regionen und Kommunen sind Triebfedern für
ein gesundes wirtschaftliches Wachstum, für Innovation und
nachhaltigen Wohlstand in Europa. Um international weiterhin an der
Spitze mitzuspielen, braucht die Europäische Union daher den Input aus
den Kommunen." Nach einem Impulsvortrag von Dr. Michael Schneider,
Staatssekretär für Bundes- und Europaangelegenheiten des Landes
Sachsen-Anhalt, diskutierten mit MDR-Journalist Ulli Sondermann-Becker
die Europa-Kandidatin Marion Walsmann, Michael Schneider, Dr. Kay Ruge
(Beigeordneter des Deutschen Landkreistages), André Blechschmidt
(Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion DIE LINKE), Richard
Kühnel (Europäische Kommission) und Michael Brychcy (Präsident des
Gemeinde- und Städtebundes) über die Relevanz von Kommunen für die EU.
Im Anschluss daran debattierten die Podiumsteilnehmer mit dem Publikum
weiter über Chancen und Risiken der Europäischen Union. Dabei spielte
auch der geplante EU-Austritt des Vereinigten Königreichs ("Brexit")
und die möglichen Folgen für die Union eine dominante Rolle.


Weniger Papier und besserer Datenschutz im Landtag 

Der Thüringer Landtag wird um ein weiteres Stück digitaler - zumindest
was die Verteilung von Drucksachen, Kleinen Anfragen und
Plenarprotokollen anbelangt. Denn infolge der Änderung der
Geschäftsordnung des Thüringer Landtags werden seit dem 1. März diese
Dokumente an die Abgeordneten, Fraktionsmitarbeiter und alle weiteren
bisherigen Empfänger nur noch elektronisch verteilt. Auf Wunsch können
die aktuellen Parlamentsdokumente jedoch weiterhin in Papierform
bezogen werden. Präsidentin Diezel sagte hierzu: "Die Parlamentspraxis
wird zunehmend papierlos - das kann ein jeder beobachten. Viele
Abgeordnete arbeiten im Büro oder unterwegs bereits ohne Ausdrucke.
Und es sind nicht wenige, die während der Plenarsitzung mit dem Tablet
anstatt mit dem Sprechzettel zum Redepult kommen. Hier setzt auch die
Änderung der Geschäftsordnung an: Die Online-Verteilung von
Drucksachen spart Kosten, Zeit und natürliche Ressourcen. Sie bedeutet
eine Arbeitserleichterung für die Abgeordneten und ihre Mitarbeiter in
den Wahlkreisbüros, gerade in einem Flächenland wie Thüringen.
Selbstverständlich bleibt mit dieser Änderung der Geschäftsordnung die
Wahlfreiheit zwischen Print- und Digitalexemplar bestehen. Den
offenkundigen Vorteilen der Digitalisierung unseres
Parlamentsbetriebes sollten wir dennoch aufgeschlossen
gegenüberstehen", so Diezel. Neben dem Thüringer Landtag haben auch
andere Landesparlamente, wie beispielsweise der Niedersächsische
Landtag, die standardmäßige Verteilung von Drucksachen weitgehend
eingestellt. Noch einen Schritt weiter ging zuletzt der Schweizerische
Nationalrat: Nach einer ersten Pilotphase beschloss er im Dezember
2018 die vollständige Digitalisierung seines Rats- und
Kommissionsbetriebes.

Zur nun geänderten Geschäftsordnung wird sich nach Absicht der
Fraktionen in Zukunft eine neue Datenschutzordnung gesellen. Im
vergangenen Februarplenum diskutierten die Abgeordneten hierzu einen
entsprechenden ersten Antrag (Drucksache 6/6822). Bereits im Juni 2018
beschloss der Landtag im Thüringer Datenschutzgesetz, dass sich der
Landtag eine neue Datenschutzordnung geben solle - nicht zuletzt vor
dem Hintergrund der neuen Anforderungen im europäischen
Datenschutzrecht. Mit der Datenschutzordnung ist unter anderem
beabsichtigt, den Datenaustausch im Landtag sowie des Landtags
gegenüber Dritten zu regeln. Alle Fraktionen des Landtags stimmten in
der Plenarsitzung am 1. März der Überweisung des Antrages in den
Justizausschuss zu, wo er in den kommenden Wochen weiter beraten wird.


Freundeskreis zu Gast in Litauen

Eine Delegation von 7 Landtagsabgeordneten und Mitgliedern des
Freundeskreises Litauen im Thüringer Landtag war vom 3. bis 6. März zu
Gast in Vilnius. Das abwechslungsreiche Delegationsprogramm sah neben
Treffen mit befreundeten Seimas-Abgeordneten viele Termine in
Ministerien, kulturellen und zivilgesellschaftlichen Einrichtungen des
Landes vor. Die litauischen Gastgeber boten den Thüringer Abgeordneten
Einblicke in unterschiedliche Themenbereiche und Politikfelder. So
konnten sich die Abgeordneten vor Ort zu den Themen Digitalisierung,
elektronische Verwaltung oder Telemedizin informieren. Während ihres
Aufenthalts trafen sie u.a. die Vizepräsidentin Irena Siauliene und
den Vorsitzenden der Parlamentariergruppe, Prof. Kestutis Masiulis,
zum Gespräch.


Zum Tod von Wolfgang Nossen

Er überlebte das Breslauer Ghetto, strandete zum Ende des Zweiten
Weltkriegs mit seiner Familie in Erfurt, emigrierte nach Israel und
kam nach der Friedlichen Revolution schließlich wieder in die
Thüringer Landeshauptstadt zurück. Über viele Jahre war er
Vorsitzender der Jüdischen Landesgemeinde Thüringen und in dieser
Funktion auch immer wieder Gast bei Sitzungen oder
Gedenkveranstaltungen im Landtag. Nun verstarb Wolfgang Nossen am 16.
Februar im Alter von 88 Jahren. Landtagspräsidentin Birgit Diezel
erklärte zu seinem Tod: "Mit Wolfgang Nossen geht ein wichtiger
Zeitzeuge des Holocaust und ein Wegbereiter der neuen Jüdischen
Gemeinde in Thüringen nach 1990. Ihm verdanken wir die Erneuerung
jüdischen Lebens und jüdischer Kultur in Erfurt und ganz Thüringen.
Seiner Gemeinde und unserem Land wird er damit für immer in Erinnerung
bleiben."
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Kellner: "Ost-Landwirtschaft darf nicht bestraft werden"

Die CDU-Landtagsfraktion warnt vor Einschnitten bei der
EU-Landwirtschaftsförderung von Ost-Betrieben. "Die flächenabhängigen
Subventionen aus Brüssel müssen auch für große Agrargenossenschaften
weiter bezahlt werden", so der Sprecher des Arbeitskreises Europa der
CDU-Landtagsfraktion, Jörg Kellner. Die ostdeutsche Landwirtschaft
darf nicht dafür bestraft werden, dass sich viele Bauern in
Genossenschaften zusammengefunden haben und dadurch effizient arbeiten
können", sagte Kellner während eines Termins in der
Agrargenossenschaft Drei Gleichen/Mühlberg im Kreis Gotha. Befürchtet
wird, dass in der kommenden EU-Förderperiode Hektarprämien nur noch
für einen Teil der bewirtschafteten Flächen aus Brüssel überwiesen
werden. Dies ist eine Überlegung der EU-Agrarpolitik für die Jahre ab
2020. "Ohne die Flächenzahlungen hätten wir in diesem Jahr 600.000
Euro Verlust gemacht", so der Genossenschaftsvorsitzende Olaf
Broneske.


DNA-Daten zur Verfolgung von Straftaten nutzen

Die CDU-Fraktion im Thüringer Landtag hat die Blockadehaltung der
rot-rot-grünen Landesregierung gegen die Erstellung detaillierter
Täterprofile durch DNA-Analysen scharf kritisiert. "Technische
Möglichkeiten wie die DNA-Analyse müssen bei der Aufklärung schwerer
Straftaten auch genutzt werden", machte der CDU-Innenpolitiker Raymond
Walk deutlich. Zuvor hatte Thüringens grüngeführtes Justizministerium
dieser neuartigen Fahndungsmethode eine Absage erteilt. Derzeit dürfen
Ermittler nur Identität und Geschlecht aus dem Erbgut herauslesen.
Dabei kann dieses viel mehr verraten: die Farbe von Haut, Haaren und
Augen - und sogar die Herkunft. Mithilfe dieser Kennzeichen könnte die
Polizei gezielter nach unbekannt entkommenen Tätern fahnden. Walk
machte deutlich, dass diese Methode für die Polizei bei schweren
Straftaten äußert hilfreich wäre, um den Kreis von noch unbekannten
Verdächtigen einzuschränken oder bestimmte Gruppen früh
auszuschließen. "Die rot-rot-grüne Tabuisierung technischer Neuerungen
ist den Verbrechensopfern, ihren Angehörigen und anderen Geschädigten
schlichtweg nicht vermittelbar", kritisiert der Christdemokrat die
politische Weigerung der Landesregierung, alle zur Verfügung stehenden
Daten für die Fahndung auch nutzen zu wollen. Auch die
"Spurenkommission" der Deutschen Gesellschaft für Rechtsmedizin
plädiert für die Nutzung dieser Daten.


"Wichtiges Gesetz schuldhaft verzögert"

Die CDU-Landtagsfraktion kritisiert die Weigerung der Landesregierung,
weitere Regionen als sichere Herkunftsländer einzustufen. "Ein
notwendiges Gesetz ist dadurch schuldhaft verzögert worden",
kritisierte der migrationspolitische Sprecher der CDU-Fraktion,
Christian Herrgott. Hintergrund ist der Antrag Thüringens im
Bundesrat, die geplante Einstufung von Georgien, Algerien, Marokko und
Tunesien als sichere Herkunftsstaaten für Asylbewerber von der
Tagesordnung zu nehmen. "Die Anerkennungsquote für Anträge aus diesen
Ländern liegt bei drei Prozent. Dennoch weigert sich Rot-Rot-Grün
beschleunigte Asylverfahren zu ermöglichen", so Herrgott. Damit trage
die Landesregierung Verantwortung, wenn von dort Asylbewerber weiter
unter Gefahren den Weg zu uns auf sich nähmen - und dann in aller
Regel abgelehnt und abgeschoben werden.


Online-Diskussionen sollen barrierefrei werden

Das "Thüringer Gesetz zur Inklusion und Gleichstellung von Menschen
mit Behinderungen" soll erstmals barrierefrei und in leichter Sprache
im Online-Diskussionsforum auf den Seiten der Landtagsverwaltung
verfügbar sein. Das hat die CDU-Landtagsfraktion im Sozialausschuss
des Landtags beantragt. "Die Mitsprache und Partizipation der Menschen
mit Behinderungen ist von heraus gehobener Bedeutung", sagte die
CDU-Sozialexpertin Beate Meißner zur Begründung. "Gesetzentwürfe, die
diese Menschen direkt betreffen, sollen auch von genau jenen Menschen
direkt diskutiert werden können", sagte Meißner. Das
Online-Diskussionsforum des Landtags biete dafür eine adäquate
Möglichkeit der Beteiligung von politisch interessierten Bürgern.
Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass neben der Barrierefreiheit auch
die leichte Sprache gewährleistet ist.


Auch Lehrer lehnen die Schulreform ab

Eine Schulreform gegen die Interessen der Betroffenen darf es nach dem
Willen der CDU-Landtagsfraktion nicht geben. Mit Verweis auf die
aktuelle Online-Umfrage des Thüringer Lehrerverbandes unter ihren
Mitgliedern forderte der bildungspolitische Sprecher der
CDU-Landtagsfraktion Christan Tischner den Entwurf des Schulgesetzes
zurückzuziehen, da er das Thüringer Schulsystem massiv schwäche. "Die
deutliche Ablehnung des Gesetzentwurfs durch die Thüringer
Lehrerschaft bestärkt uns als CDU-Fraktion in unserer Kritik", so
Tischner. Besonders kritisch sehen die Lehrer laut Umfrage die
Auflösung der Förderschulen in Thüringen. Die Umwandlung der
Einrichtungen in beratende Schulen ohne eigene Schüler mache keinerlei
Sinn, so die Überzeugung des Lehrerverbandes. Ebenso denken zwei
Drittel der Lehrer nicht, dass durch die Kooperation von kleineren
Schulen im ländlichen Raum weniger Unterricht ausfallen werde.


Antworten zur Impfpflicht gefordert

Die CDU-Fraktion macht die Höhe der Impfquoten in Thüringer Alten- und
Altenpflegeheimen zum Thema im Gesundheitsausschuss. "Gerade
Pneumokokken-Infektionen stellen ein großes Gesundheitsrisiko für alte
Menschen dar. Gefahren drohen aber auch durch die aktuelle
Grippewelle", begründete der gesundheitspolitische Sprecher der
CDU-Fraktion, Christoph Zippel, den Selbstbefassungsantrag. "Wir
wollen uns ein Bild machen, ob die Anstrengungen der Landesregierung
hinsichtlich der Impfquote bei Personal und Bewohnern in den Heimen
ausreichend sind", so der CDU-Gesundheitspolitiker. Zudem will die
Union wissen, welche Zwischenergebnisse der Landesregierung bezüglich
der Impfkampagne "Impfen 60+" vorliegen.
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Der Unterschied

Von Susanne Hennig-Wellsow, Fraktionsvorsitzende

Mehr als vier Jahre rot-rotgrün regiertes Thüringen, das heißt: Es
wurden noch nie so viele Lehrerinnen und Lehrer neu eingestellt. Wir
geben mehr Geld als je zuvor für die Sanierung von Schulen und
Sportstätten aus. Wir haben ein Kita-Jahr für die Kinder kostenfrei
gemacht und bald soll das nächste kommen.

Der Weltkindertag am 20. September ist jetzt in Thüringen ein
Feiertag. Das Wahlalter in den Kommunen ist auf 16 Jahre gesenkt und
die direkte Demokratie vor Ort erleichtert. Wir haben etwa 1000
öffentlich geförderte Arbeitsplätze für ältere Erwerbslose und
Langzeitarbeitslose geschaffen.

Wir fördern sozialen Wohnungsbau, ermöglichen mit der
"Bildungsfreistellung" Beschäftigten bezahlte Freistellung für
Weiterbildung. Armutsprävention, Initiativen gegenüber der
Bundesregierung zur Angleichung von Löhnen und Renten im Osten, ein
günstiges Ticket für Auszubildende, mehr Geld für Hochschulen und
Theater und anderes mehr. Wir sind viele Schritte gegangen, um das
Leben in Thüringen gerechter zu machen. Dazu mussten erst einmal der
Keller aufgeräumt und der Filz aus 24 Jahren CDU beiseite geräumt
werden. Mit Bodo Ramelow hat Thüringen einen Ministerpräsidenten, der
bundesweit als Stimme des Ostens gehört wird.

Thüringen steht heute besser da als je zuvor. Rot-Rot-Grün hat
gezeigt: Es macht einen Unterschied, wer regiert.


Damit Familien mehr Zeit füreinander haben

Mit dem jetzt verabschiedeten Gesetzentwurf der rot-rot-grünen
Fraktionen wird der internationale Kindertag am 20. September 2019 in
Thüringen erstmals ein freier Tag sein. "Es ist für uns ein zentrales
Thema, dass Familien mehr Zeit füreinander haben", sagte die
LINKE-Fraktionsvorsitzende Susanne Hennig-Wellsow. "Dieser zusätzliche
freie Tag wird den Kindern und ihren Eltern guttun. Und es sind auch
die wirtschaftlichen Folgen durchaus vertretbar. Schließlich arbeiten
Thüringer Arbeitnehmer deutschlandweit am längsten, haben allein im
Jahr 2017 rund 11,82 Millionen unbezahlte Überstunden angehäuft, womit
ein neuer Feiertag bereits vielfach herausgearbeitet wurde."

Der Kinder-Feiertag unterstütze die Bedürfnisse von Kindern, erhöhe
die Familienfreundlichkeit Thüringens und sei damit auch ein Beitrag
zur Steigerung der Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Thüringen.
Rot-Rot-Grün will, dass der Kindertag nun eine gesamtgesellschaftliche
Würdigung erhält. Kinderrechte sollen gestärkt und Mitbestimmung
gefördert werden. Dazu soll es auch Veranstaltungen in den Kommunen
geben, und der Kindertag soll unter dem von der UNICEF für das
jeweilige Jahr ausgewählten Motto stehen. Mit dem 20. September als
Feiertag kommen auf Bürger keine Mehrkosten zu, denn nach SGB XI wird
eine Erhöhung des Pflegeversicherungsbeitrages nur erforderlich, wenn
ein Feiertag immer auf einen Werktag fällt. Der 20. September wird auf
verschiedene Wochentage fallen. Der von der CDU gewünschte Buß- und
Bettag hingegen fiele stets auf einen Mittwoch und würde die Bürger
daher unnötig finanziell belasten.


"Die Geschichte der Frauenrechte ist noch nicht zu Ende"


Die rechtliche, ökonomische und soziale Gleichstellung der Frauen zu
erreichen und Geschlechtergerechtigkeit herzustellen, braucht auch
heute noch Courage, Mut und Tatkraft. Das wurde jetzt erneut
anlässlich des Internationalen Frauentages deutlich, bei dem
Aktivistinnen verschiedener europäischer Länder zu einem Frauenstreik
aufgerufen hatten.

Dass aktuell wieder viel in Bewegung gerät, zum Beispiel die breite
Debatte um ein Paritätsgesetz (zur Quotierung der Landeswahllisten der
Parteien), das Rot-Rot-Grün auch in Thüringen einführen will, die
Forderung vieler tausender Frauen für Selbstbestimmung, die Streichung
des Paragrafen 219a (des sogenannten Werbeverbots für
Schwangerschaftsabbrüche; dabei geht es eigentlich um ein
Informationsverbot) und die am 8. März mit verschiedenen Aktionen
deutlich gewordene Wiederbelebung des Frauenstreiks in Deutschland,
sind ermutigende und bestärkende Beispiele", sagte Karola Stange,
gleichstellungspolitische Sprecherin der Linksfraktion im Landtag.
"Sie zeigen, dass die Geschichte der Frauenrechte noch nicht zu Ende
ist. Eine andere Welt gestalten - trotz alledem! Das wollen wir
gemeinsam erreichen."


Torsten Wolf: "Werten wertvolle Hinweise aus der Anhörung
aus"

Mit einiger Verwunderung hat Torsten Wolf, bildungspolitischer
Sprecher der Linksfraktion, CDU-Forderungen zur Kenntnis genommen,
dass eine abgeschlossene Anhörung zum neuen Schulgesetz fortgesetzt
werden soll. "Die CDU, die durch ihre verfehlte Personalpolitik bis
2014 den Unterrichtsausfall zu verantworten hat, versucht nun mit
Verfahrenstricks das Schulgesetz zu verhindern. Und damit ein Gesetz,
welches für mehr Lehrerinnen und Lehrer sorgen und die Voraussetzungen
schaffen soll, Unterricht an jeder Schule abzusichern", sagte der
LINKE-Bildungspolitiker. Immerhin hatte der Bildungsausschuss die
Anhörung einstimmig beschlossen. Die CDU hatte allein 41 Anzuhörende
benannt, die alle eingeladen wurden, sich schriftlich und mündlich zu
beteiligen. Tatsächlich haben viele Anzuhörende, u.a. der Thüringische
Landkreistag, das Katholische Büro und die Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft wichtige und wertvolle Hinweise gegeben, die die
Linksfraktion derzeit auswertet, um sie für mögliche Änderungsanträge
zu verwenden. Die LINKE bedankt sich ausdrücklich für alle
schriftlichen und mündlichen Stellungnahmen und wird in den nächsten
Wochen weiterhin das Gespräch mit vielen Beteiligten und
Interessierten suchen, die sich für gute Bildung und starke Schulen
einsetzen.

228 neue Lehrkräfte konnten bisher unbefristet im
Zeitraum vom 1. Januar bis 6. Februarn 2019 für Thüringen
gewonnen werden. 

Im Jahr 2018 waren es insgesamt 866. Die veränderte
Einstellungspraxis wirkt, Rot-Rot-Grün hält Wort. 



#wirmachensgerecht

67 Gymnasium

60 Grundschule

33 Regelschule

30 Berufsschule

20 Gemeinschaftsschule

18 Förderschule
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Kindertag wird Feiertag

Der Weltkindertag am 20. September 2019 wird in Thüringen erstmals als
gesetzlicher Feiertag begangen - das hat der Landtag nun beschlossen.
Dieser zusätzliche Tag für Familien und Kinder ist ein weiterer
Baustein einer erfolgreichen r2g-Familienpolitik für Thüringen, so die
familienpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion Birgit Pelke. "Und wer
über den Verlust von Arbeitszeit durch einen zusätzlichen Feiertag
klagt, muss auch darüber sprechen, wie viel Arbeitszeit die
Arbeitnehmer tatsächlich leisten. Hier zeigt sich seit Jahren, dass
die Thüringer Arbeitnehmer jedes Jahr fast eine komplette
40-Stunden-Woche an Überstunden leisten, sie haben diesen Feiertag
also nicht nur mehr als erwirtschaftet, sondern wortwörtlich auch
verdient! Wir hoffen sehr, dass die Thüringer Familien diesen Tag
gemeinsam nutzen, denn immerhin 80 Prozent der Deutschen wünschen sich
vor allem mehr Zeit für die Familie. Wir machen das möglich." Mit dem
20. September steigt die Zahl der arbeitsfreien Feiertage in Thüringen
auf elf.


Frage der Gerechtigkeit

Mit dem Gesetzentwurf zur Steigerung der Attraktivität des Berufs des
Regelschullehrers lösen die rot-rot-grünen Fraktionen ein zentrales
Versprechen ein - zukünftig werden Lehrkräfte an den Regelschulen und
Gymnasien auf einem einheitlichen Niveau besoldet.

Mit der Anhebung der Besoldung auf die A 13, erhalten
Regelschullehrerinnen und -lehrer ab 2020 rund 600 Euro pro Monat
mehr. Die angestrebten Änderungen werden zudem auf tarifbeschäftigte
Lehrer übertragen. "Das ist die richtige und gebotene finanzielle
Aufwertung des Berufes Regelschullehrer und es ist ein klares Signal
der Wertschätzung an die Lehrerinnen und Lehrer an den Thüringer
Regelschulen", so der Sprecher für Haushalt Frank Warnecke. Der
Gesetzentwurf zeigt außerdem, Rot-Rot-Grün hält Wort. Die notwendigen
Mittel in Höhe von rund 8,9 Millionen Euro sind bereits im
Haushaltsentwurf 2020 eingestellt. "Zusätzlich werden wir die
Angleichung der Bezahlung für Diplomlehrer mit einer Lehrbefähigung
für zwei Fächer und den sogenannten Ein-Fach-Lehrkräften -
Diplomlehrer mit der Lehrbefähigung für ein Fach an allgemeinbildenden
oder berufsbildenden Schulen umsetzen." Dass in der nächsten
Legislaturperiode die schrittweise Anhebung der
Grundschullehrerbesoldung auf A 13 geplant ist, ist für die
SPD-Fraktion nicht nur eine Frage der Wettbewerbsfähigkeit, sondern
eine Frage der Gerechtigkeit.


26,3 Millionen Euro für Jugendarbeit vor Ort

"Das Gesetz ist ein Meilenstein für die Jugendpolitik in Thüringen.
Das Land wird damit gesetzlich verpflichtet, die Kommunen bei der
Jugendarbeit und der Schulsozialarbeit zu unterstützen. Das schafft
Planungssicherheit für die Landkreise und kreisfreien Städte und nützt
vor allem den jungen Menschen. Gleichzeitig werden
Mitbestimmungsmöglichkeiten junger Menschen vor Ort und im Land
ausgebaut", so Diana Lehmann, jugendpolitische Sprecherin der SPD.
Junge Menschen im Freistaat können künftig mehr als je zuvor dauerhaft
und verbindlich bei allen ihre Interessen berührenden Planungen und
Entscheidungen mitbestimmen. Das Land stellt den Landkreisen und
kreisfreien Städten 15 Millionen Euro jährlich zur Verfügung, um die
Kommunen bei ihrer gesetzlich verankerten Aufgabe, Angebote für Kinder
und Jugendliche vorzuhalten, zu unterstützen. Gleichzeitig wird das
Landesprogramm Schulsozialarbeit zur Pflichtaufgabe für das Land.
Hierfür stehen jedes Jahr 11,3 Millionen Euro zur Verfügung. Das haben
die Regierungsfraktionen im Thüringer Landtag mit der Novellierung des
Thüringer Kinder- und Jugendhilfeausführungsgesetz (ThürKJHAG)
beschlossen.

"Insgesamt werden somit 26,3 Millionen Euro bereitgestellt, die für
sämtliche kinder- und jugendbezogenen Projekte, Programme und
Organisationen verwendet werden können. Wir nehmen Kinder und
Jugendliche ernst, deshalb stärken wir ihre Mitbestimmungsrechte. Das
ist deshalb so wichtig, weil sie nicht nur die Expertinnen und
Experten ihrer eigenen Sache sind, sondern so im Alltag das Prinzip
von Demokratie erlernen", so Diana Lehmann.


Lücke geschlossen

Die rot-rot-grüne Regierungskoalition hat das Thüringer
Jugendarrestvollzugsgesetz beschlossen und damit eine bisher klaffende
Lücke in der Thüringer Justiz geschlossen. Bisher fehlte dem
Jugendarrest eine eigene gesetzliche Regelung.

"Eine solche ist allein deshalb wichtig, weil der Arrest für junge
Menschen ein einschneidendes Erlebnis darstellt, denn es handelt sich
nicht um eine Jugendstrafe, sondern um ein sogenanntes Zuchtmittel",
so der justizpolitische Sprecher Oskar Helmerich. "Mit dem Thüringer
Jugendarrestvollzugsgesetz regeln wir nicht nur sämtliche Fragen rund
um die Maßnahme selbst, sondern legen besonderes Augenmerk auf
Präventionsarbeit und erzieherische Aspekte."


Inklusion

Die politische, wirtschaftliche, soziale und gesellschaftliche
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen zu verwirklichen, ist eines
der vornehmlichen sozialpolitischen Ziele der rot-rot-grünen
Landesregierung. Deshalb wollen die Regierungsfraktionen das Thüringer
Gesetz zur Inklusion und Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen
umfassend überarbeiten. Die weitreichendste Veränderung ist die
Ansiedlung des Beauftragten für Menschen mit Behinderungen beim
Thüringer Landtag. Neu ist auch die Einführung eines
Verbandsklagerechtes.
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Nur mit Müttern gibt es Zukunft

Anlässlich des Internationalen Frauentages schloss sich die
AfD-Abgeordnete Corinna Herold der Forderung von Gertrud Martin, der
Vorsitzenden des Verbands Familienarbeit e.V., an, die Mutterschaft
gesellschaftlich und politisch zu fördern. Frau Martin warf die Frage
auf, ob "unsere Gesellschaft wirklich gut beraten ist, wenn die Frauen
ganz gezielt und einseitig auf die Erwerbstätigkeit gepolt werden,
während die 'Mutterrolle' als Lebensmodell 'von gestern' gilt und in
vielfacher Hinsicht diskriminiert wird". Die Abgeordnete Herold
schätzt die Arbeit des Verbandes Familienarbeit e.V. außerordentlich
und stimmt deren angeführten Kritikpunkten zu. Herold: "Eine
Gesellschaft, deren junge Frauen immer häufiger auf Grund
gesellschaftlicher Umstände unfreiwillig kinderlos bleiben, hat eine
schwierige Zukunft vor sich. Ich gebe Frau Martin recht mit ihrer
Forderung, dass das Mutter-Sein wieder als weithin respektierte Option
weiblicher Lebensgestaltung gelten muss. Die sogenannte feministische
Politik hat dies stets verneint und auch in der Frage der
Lohngerechtigkeit versagt. Mütter leisten einen unverzichtbaren
Beitrag für die Gesellschaft und auch für die Zukunftsfähigkeit der
deutschen Wirtschaft sowie unserer sozialen Sicherungssysteme. Dennoch
verdienen Mütter häufig nicht nur schlechter als kinderlose Frauen,
sondern verzichten während der Erziehungszeiten auch häufiger auf
Weiterbildungen und die Wiederaufnahme der Erwerbstätigkeit, um sich
stattdessen der Kindererziehung zu widmen. Gerade mit Blick auf die
Rente ist dies verheerend. Wer Ja zu Kindern sagt und damit einen
substantiellen Beitrag für unsere Gesellschaft leistet, soll dafür
Wertschätzung erfahren.

Die AfD-Fraktion will jungen Leuten ihren Kinderwunsch ermöglichen
sowie Familien mit Kindern finanziell fördern."


Am Abend werden die Faulen fleißig - Landesregierung bei
Straßenausbaubeiträgen mit Torschlusspanik

Innenminister Georg Maier gestand ein, dass nicht mehr genug Zeit für
das klassische Gesetzgebungsverfahren sei, um die Zahlungen der Bürger
für den Straßenausbau in Thüringen abzuschaffen. Er hofft auf ein
beschleunigtes Verfahren.

Jörg Henke schüttelt über die Regierungsarbeit von Rot-Rot-Grün nur
noch den Kopf: "Es gibt im Deutschen das gute alte Sprichwort 'Am
Abend werden die Faulen fleißig'. Was könnte besser den Zustand der
Landesregierung in Sachen Straßenausbaubeiträge beschreiben? Von den
viereinhalb Jahren Regierungszeit tat Rot-Rot-Grün für die Abschaffung
der Straßenausbaubeiträge dreieinhalb Jahre überhaupt nichts, ein
weiteres halbes Jahr brauchte die Landesregierung dann, um sich vom
Gesetzentwurf der AfD Fraktion aus dem April 2018 inspirieren zu
lassen. Jetzt merkt Innenminister Maier, dass am Ende des Jahres
Landtagswahlen sind und es herrscht Torschlusspanik." Henke betont,
dass die Landesregierung von Beginn an den falschen Schwerpunkt in der
Innenpolitik setzte: "Die SPD-Minister Poppenhäger und Maier hätten
jene Ressourcen des Innenministeriums, die sie für die gescheiterte
Gebietsreform eingesetzt haben, für die Abschaffung der
Straßenausbaubeiträge einsetzen sollen. Viele Bürger hätten schon
längst entlastet werden können."


Gibt Mediengruppe Thüringen aus gnadenloser Profitmaximierung
ein elementares Stück demokratischer Kultur auf?

Die Prüfung der Mediengruppe Thüringen möglicherweise einen Umstieg
auf ausschließlich digitale Zeitungen vorzunehmen, beunruhigt den
Vorsitzenden der AfD-Fraktion: "Sollte die Mediengruppe Thüringen
tatsächlich den Vertrieb gedruckter Zeitungen aufgeben und künftig nur
noch auf ein digitales Angebot setzen, gäbe sie allein aus gnadenloser
Profitmaximierung ein elementares Stück demokratischer Kultur auf.
Dabei sind die Abonnentenzahlen in Thüringen vergleichsweise stabil
geblieben. Das gedruckte Wort ist untrennbar mit der Aufklärung, dem
bürgerlichen Aufbegehren gegen Autoritarismus, der Arbeiterbewegung
und letztlich der Demokratie in Deutschland und Europa verbunden.

Klar ist jedoch auch, dass viele Inhalte der Mediengruppe Thüringen
linksliberal geprägt sind. Die Lebenswirklichkeit vieler Thüringer -
gerade im ländlichen Raum - wird damit aber nicht abgebildet. Das muss
das Unternehmen selbstkritisch prüfen. Auch wenn es immer wieder
unfaire Berichterstattung über die AfD gibt und die Mediengruppe
Thüringen keine Anzeigen der AfD annimmt, so wird die AfD dennoch
alles tun, um die Thüringer Zeitungslandschaft zu erhalten. Denn nur
so ist die Teilhabe der vielen Menschen in den ländlichen Regionen, in
denen das Internet noch immer nicht optimal ausgebaut ist, an den
demokratischen Entscheidungsprozessen gewährleistet."
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Weltkindertag ist ab sofort Feiertag

In Thüringen wird in diesem Jahr der weltweite Kindertag am 20.
September erstmals als gesetzlicher Feiertag begangen. Der
entsprechende Gesetzentwurf der rot-rot-grünen Koalitionsfraktionen
wurde vom Landtag beschlossen. "Kinder haben ein Recht auf eine
behütete Kindheit", so Dirk Adams, Fraktionsvorsitzender der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. "Darauf und auf weitere Rechte von Kindern
wollen wir mit dem neuen Feiertag hinweisen und am 20. September jeden
Jahres Kinder besonders in den Mittelpunkt der Gesellschaft rücken."
Der Feiertag mache Thüringen kinder- und familienfreundlicher.

"In Thüringen feiern die Kinder seit vielen Jahren den Weltkindertag",
erklärt der Fraktionsvorsitzende weiter. "Wir als Koalition wollen,
dass der 20. September nun eine gesamtgesellschaftliche Würdigung
erhält und Eltern durch den zusätzlichen Feiertag mehr Zeit mit ihren
Kindern haben." Durch den Weltkindertag steigt die Anzahl der
gesetzlichen Feiertage auf elf Tage.

Ein ebenso vom Landtag beschlossener Entschließungsantrag zum Gesetz
kündigt an, dass der jährliche Kindertag unter dem von der UNICEF für
das jeweilige Jahr ausgewähltem Motto stehen soll. "Ich finde es
bedauerlich, dass die Opposition gegen diesen Feiertag gestimmt hat",
so Dirk Adams.


Bündnisgrüne solidarisieren sich mit #FridaysforFuture

Die bündnisgrüne Fraktion hat die Aktuelle Stunde im Februarplenum der
Klimabewegung "Fridays for Future" gewidmet. "Mit der europaweiten
Aktion 'Fridays for Future' machen Schülerinnen und Schüler bereits
seit Monaten mobil für echten Klimaschutz", so der Sprecher für
Umwelt- und Klimaschutz, Roberto Kobelt. "Die Halbherzigkeit der
Bundesregierung im Angesicht der Klimafolgen und die Sorge um ihre
Lebensperspektiven auf diesem Planeten bringen die jungen Menschen
auf die Straßen dieses Landes. Damit hat die junge Generation auch in
Thüringen einen Weg gefunden, auf ihre Bedürfnisse und Zukunftsängste
hinzuweisen."

Am Rande des Plenums organisierte #FridaysforFuture-Thüringen eine
Kundgebung, um einmal mehr auf die Notwendigkeit des schnellen
Handelns hinzuweisen. Die Abgeordneten der Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN standen den Demonstrierenden dabei Rede und Antwort und nahmen
den Appell mit in ihre weitere Arbeit. "Ich bin sehr dankbar für
dieses Signal", erklärt Roberto Kobelt. "Sich im Sinne einer
gemeinsamen Bürgerinitiative zu organisieren und zu solidarisieren,
ist für mich ein legitimes Mittel und ein Klimastreik das Mittel ihrer
Wahl. Das Motto der Schüler*innenbewegung 'Handelt endlich - damit wir
eine Zukunft haben' verstehe ich als Weckruf an alle, die sich den
Fakten verschließen und die umwelt- und klimaschädlichen
Lobbyinteressen von Kohle-, Erdöl- und Atomkraft weiter unterstützen.
Die Dringlichkeit des Klimawandels und der notwendigen Handlungsbedarf
sind mehr als gegeben. Denn wenn die junge Generation die Folgen des
Klimawandels zu bewältigen hat, dann sollten wir heute alles dafür
tun, ihn zu begrenzen."


Mehr Mitbestimmung für Jugendliche

Der Thüringer Landtag hat in seiner Februarsitzung ein neues Kinder-
und Jugendhilfeausführungsgesetz beschlossen. Für Astrid
Rothe-Beinlich, jugendpolitische Sprecherin der Landtagsfraktion von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ist das ein Meilenstein in der Jugendpolitik.
"Alle Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf eine gute Zukunft",
so die Bündnisgrüne. "Daher freuen wir uns sehr, dass wir mit dem
neuen Kinder- und Jugendhilfeausführungsgesetz jungen Menschen in
Thüringen mehr Perspektiven, mehr Teilhabechancen und mehr
Mitbestimmung bieten können."

Besonders die gesetzliche Absicherung der Jugendarbeit, der
Jugendverbandsarbeit und des Kinderschutzes vor Ort ist ein großer
Fortschritt. Im Doppelhaushalt wurde bereits die Förderung der
örtlichen Jugendförderung von 11 auf 15 Millionen Euro erhöht, nun
haben die Kommunen hierfür eine verlässliche Grundlage. Ebenso durch
das Gesetz abgesichert wird die dauerhafte Unterstützung der
Schulsozialarbeit. Die grüne Jugendpolitikerin weist zudem darauf hin,
dass Kinder und Jugendliche zukünftig in die Arbeit der örtlichen
Jugendhilfeausschüsse einbezogen und im Landesjugendhilfeausschuss
mitarbeiten können. "Das zeigt, wir nehmen Kinder und Jugendliche als
eigenständige Persönlichkeiten wahr und ernst. Daher binden wir junge
Menschen zukünftig überall dort ein, wo es um ihre Interessen und
Belange geht. Wir fördern konsequent die Arbeit von
Jugendmitbestimmungsgremien, beziehen auch Schülersprecher*innen ein
und schaffen Anlauf- und Beratungsstellen für mehr Mitbestimmung.
Demokratie lebt davon, erfahrbar zu sein und braucht echte
Beteiligung", schließt Rothe-Beinlich.


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

- Seit mehreren Monaten gehen in vielen Ländern Schülerinnen und
Schüler an Freitagen auf die Straße, um auf die Klimaveränderungen und
die Notwendigkeit des Handelns hinzuweisen. Zum Februarplenum, in dem
die bündnisgrüne Fraktion diese Protestaktionen zum Thema machte,
kamen engagierte Jugendliche aus ganz Thüringen, um ihren Appell auch
an die Landespolitik zu richten und mit den Abgeordneten ins Gespräch
zu kommen.

- Der Thüringer Landtag hat beschlossen, den Weltkindertag am 20.
September künftig zum gesetzlichen Feiertag zu machen. Nach der
Abstimmung, bei der die Opposition gegen den Feiertag stimmte, zeigten
die Fraktionsvorsitzenden von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Die LINKE und der
SPD ihre Freude: Ab sofort haben die Familien in Thüringen einen
freien Tag mehr und so mehr Zeit für Kinder.

 * 

DER BÜRGERBEAUFTRAGTE DES FREISTAATS THÜRINGEN

AG der Bürgerbeauftragten der Länder veröffentlicht Positionspapier
zum Krankenversicherungsrecht

Die Arbeitsgemeinschaft der parlamentarisch gewählten
Bürgerbeauftragten in Deutschland hat ein gemeinsames Positionspapier
unter dem Titel "Anregungen aus der Beratungspraxis der
Bürgerbeauftragten zu Problemen im Krankenversicherungsrecht"
erarbeitet und Mitte Februar 2019 veröffentlicht. Hierin machen die
Bürgerbeauftragten länderübergreifend auf problematische
Fallkonstellationen im Krankenversicherungsrecht aufmerksam und
unterbreiten Lösungsvorschläge.

In der Sache geht es um Themen wie Beitragsschulden und Notversorgung,
Beitragsgerechtigkeit, Krankengeld bei Arbeitsunfähigkeit und
Auslandsaufenthalt, und auch um die Berechnung bei der
Zuzahlungsbefreiung. Dabei gilt: Wer im Laufe eines Kalenderjahres
bestimmte Belastungsgrenzen erreicht, kann sich von den gesetzlichen
Zuzahlungen für Medikamente, Klinikaufenthalte etc. von der
Krankenkasse befreien oder den überschießenden Betrag erstatten
lassen. Die Belastungsgrenze liegt bei 2 % des jährlichen
Bruttoeinkommens, bei chronisch Kranken bei 1 % (§ 62 I SGB V).
Das Bruttoeinkommen ist dabei als Familien (Haushalts-)einkommen zu
verstehen. Problem: Bei der Berechnung der Zuzahlungsgrenze wird z.B.
nicht berücksichtigt, wenn pflegebedürftige Versicherte oder
Familienangehörige nahezu ihr gesamtes Einkommen für ein Pflegeheim
einsetzen und lediglich ein sog. "Taschengeld" (i.S.v. § 27b SGB
XII) zur Verfügung haben (aktuell i.d.R. 114,48 Euro). Für diese
Personen berechnet sich die Zuzahlungsgrenze auf der Grundlage des
deutlich höheren Regelbedarfs nach dem SGB XII (aktuell 424,00 Euro
für Alleinstehende) und nicht nach dem Taschengeld, welches
tatsächlich zur Verfügung steht. Für diese Härtefälle regen die
Bürgerbeauftragten eine ergänzende Regelung in § 62 SGB V an.

Das ausführliche Positionspapier findet sich unter 

www.buergerbeauftragter-thueringen.de.




LANDESBEAUFTRAGTER FÜR DEN DATENSCHUTZ UND DIE INFORMATIONSFREIHEIT


Neues Jahr - gute Vorsätze! Gemeinsam für ein besseres Internet!


Das Jahr 2019 begann mit einem Datenskandal. Mehrere Hunderte deutsche
Politiker waren betroffen. Der etwaige Datendiebstahl machte klar, wie
leicht es ist, an Daten im Netz zu kommen, vor allem, wenn die Konten
auf Twitter und Facebook schlecht gesichert sind. Das muss nicht sein!
Es gibt Möglichkeiten, sich zu schützen (nähere Informationen dazu wie
finden sich unter 
https://www.tlfdi.de/mam/tlfdi/presse/190204_pm_sid_mit_uni_md.pdf).
Einmal gibt man Hackern so weniger Angriffsfläche und zum anderen auch
den großen Internetriesen weniger Daten zum Auswerten seiner
Persönlichkeit. Auch viele Clouddienste sind mit Vorsicht zu genießen.
Durch sie entstehen schwer zu kontrollierende Datenabflüsse vom
eigenen PC oder Smartphone hin zum Betreiber. Ein bekanntes Beispiel
hierfür ist Windows 10, welches die Betriebssystemdienste zunehmend an
eigene Microsoft-Clouddienste anbindet. Der Thüringer
Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit
(TLfDI) möchte auf einen Kompass der Universität Magdeburg aufmerksam
machen. Er ist unter Zusammenarbeit mit dem TLfDI entstanden und soll
Sie auf einen sicheren Weg im Netz begleiten. Der Kompass ist für
jeden Interessierten unter 
https://omen.cs.uni-magdeburg.de/itiamsl/deutsch/secbyde-sign/index.html und
https://www.tlfdi.de/mam/tlfdi/datenschutz/medienkompetenzen/kompass-digitalisierung_und_du__hilf_dir_selbst_.pdf
herunterladbar. Der Download ist kostenlos. Der Kompass ist anpassbar
und weiterverbreitbar. Das Motto des Kompasses lautet: Digitalisierung
und Du! Hilf Dir selbst! Er greift Themengebiete der digitalen
Selbstverteidigung auf. Das Wissen soll durch "Mitmachen und
Begreifen", in diesem Fall Basteln, spielerisch vermittelt werden. Der
Kompass wendet sich auch an ältere Schülerinnen und Schüler,
Lehrerinnen und Lehrer sowie natürlich an alle Interessierten. Am
Kompass wird natürlich weitergearbeitet werden.



LANDESBEAUFTRAGTER DES FREISTAATS THÜRINGEN ZUR AUFARBEITUNG
DER SED-DIKTATUR

Anlaufstelle für Heimkinder bleibt geöffnet

Am 31. Dezember 2018 endete der "Fonds Heimerziehung in der DDR in den
Jahren 1949 bis 1990". Allein in Thüringen wurden über 24.000
Beratungsgespräche mit Betroffenen geführt, deren Erlebnisse ihrer
Kindheit und Jugend besprochen und Ansprüche an den Fonds geklärt.
Dank der qualitätsvollen Arbeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in der thüringischen Anlaufstelle erhielten mehr als 4000 ehemalige
Heimkinder Leistungen. Zu Zeiten der DDR waren annähernd 500.000
Kinder und Jugendliche in Heimen untergebracht, darunter etwa 135.000
in so genannten Spezialheimen und Jugendwerkhöfen. Hier wurden sie
"umerzogen", denn "neue sozialistische Menschen" sollten sie werden.
Viele Kinder und Jugendliche erlitten in diesen Einrichtungen
traumatische Schäden, die bis heute anhalten. Mit dem Fonds
Heimerziehung hatten der Deutsche Bundestag und die
Jugendministerinnen und -minister der Länder am 1. Juli 2012
finanzielle Mittel bereitgestellt, um betroffene ehemalige Heimkinder
in Form von Sach- und Rentenersatzleistungen zu unterstützen. Der
Landesbeauftragte begrüßt, dass sich das Thüringer Ministerium für
Bildung, Jugend und Sport dazu entschlossen hat, die Anlauf- und
Beratungsstelle für ehemalige DDR-Heimkinder in der Erfurter
Wallstraße 18 weiterhin zu erhalten. "Der Fonds war ein Instrument, um
mit finanziellen Mitteln erlittenes Leid auszugleichen. Oftmals begann
durch die Existenz des Heimkinderfonds für viele Betroffene überhaupt
erst eine Auseinandersetzung mit der frühen Biografie. Umso wichtiger
ist es nun, ihnen in beratender Tätigkeit weiterhin und langfristig
zur Seite zu stehen. Insofern plädiere ich nicht nur für den Erhalt
der Anlauf- und Beratungsstelle, sondern für eine bessere
Strukturierung der Beratungsangebote in Thüringen sowie konzeptionelle
Schritte zum Ausbau von Hilfsangeboten für die Betroffenen", so Dr.
Wurschi. Am 29. Mai 2019 findet im Thüringer Landtag ein
Veranstaltungstag des Landesbeauftragten zu dieser Thematik statt.
Dabei werden Expertinnen und Experten sowie Betroffene Bilanz zur
Wirksamkeit des Fonds Heimerziehung ziehen und versuchen, Perspektiven
für den weiteren persönlichen wie gesellschaftlichen Umgang mit dem
Heimerziehungs-Unrecht zu entwickeln. Weitere Informationen dazu in
Kürze auf www.thla.thueringen.de.

Die Landesbeauftragten

Der Bürgerbeauftragte des Freistaats Thüringen

http://www.buergerbeauftragter-thueringen.de

Mail: post@buergerbeauftragter-thueringen.de

Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz

und die Informationsfreiheit

http://www.tlfdi.de

Mail: poststelle@datenschutz.thueringen.de

Landesbeauftragter des Freistaats Thüringen

zur Aufarbeitung der SED-Diktatur (ThLA)

www.thla-thueringen.de

Mail: info@thla.thueringen.de
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GESUNDHEIT/941: 25 Jahre Pflegeversicherung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. April 2019

25 Jahre Pflegeversicherung



Heike Baehrens, Pflegebeauftragte:

Am 22. April 1994 wurde die Pflegeversicherung vom Deutschen Bundestag
beschlossen. Die SPD-Bundestagsfraktion würdigt die Pflegeversicherung
zum 25. Jahrestag ihres Bestehens als wichtige sozialpolitische
Errungenschaft. Sie fordert aber auch ihre Weiterentwicklung, damit
alle Menschen, die Pflege benötigen, gut versorgt werden können.

"Die Einführung der Pflegeversicherung war ein wichtiger
sozialpolitischer Schritt: Erstmals konnte das Pflegerisiko finanziell
abgefedert werden. Doch mit der allgemeinen Kostenentwicklung haben
die Leistungen der Pflegeversicherung nicht Schritt gehalten. Da die
Versicherung nur einen begrenzten Zuschlag übernimmt, werden
mittlerweile mehr und mehr Menschen finanziell überfordert. Wir wollen
deshalb den Eigenanteil begrenzen. Alle pflegebedingten Kosten, die
über diesen Betrag hinausgehen, sollen von der Versicherung übernommen
werden. Um das zu finanzieren, will die SPD-Bundestagsfraktion die
Pflegeversicherung weiterentwickeln.

Es ist an der Zeit, endlich die private und die gesetzliche
Pflegeversicherung in der solidarischen Pflegebürgerversicherung
zusammenführen. Nur so lässt sich die derzeitige Schieflage
beseitigen: Die private Pflegeversicherung hat Versicherte mit höheren
Einkommen, die aber wesentlich weniger Leistungen in Anspruch nehmen.
Deshalb haben die privaten Pflegekassen momentan Rücklagen von knapp
35 Milliarden Euro. Wir brauchen einen Paradigmenwechsel hin zu einem
echt solidarischen System, in welchem die starken Schultern mehr
tragen als die schwachen. Wir brauchen eine Pflegebürgerversicherung,
die mit ihren höheren Einnahmen eine qualitätsvolle Pflege für alle
Menschen ermöglicht."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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MEDIEN/477: Medienschaffende vor systematischer Hetze schützen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. April 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Medienschaffende vor systematischer Hetze schützen



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher:

In der heute vorgestellten "Rangliste der Pressefreiheit 2019" erklärt
die Organisation Reporter ohne Grenzen, dass Journalistinnen und
Journalisten aufgrund systematischer Hetze ihren Beruf häufig in Angst
ausüben. Dieses Klima herrsche nicht nur in autoritären Staaten,
sondern auch in Ländern wie Deutschland mit demokratischer Regierung
und funktionierender Gewaltenteilung.

"Die Freiheit der Presse und Berichterstattung ist bedroht wie schon
lange nicht mehr. Diese Tatsache gilt leider auch hierzulande. Trotz
einer Verbesserung im Ranking sei in Deutschland laut 'Reporter ohne
Grenzen' die Zahl der tätlichen Angriffe auf Medienschaffende im Jahr
2018 gestiegen. Insbesondere bei rechtspopulistischen Demonstrationen
und Veranstaltungen herrsche eine medienfeindliche Stimmung. Von
Menschenmengen bedrängt und beschimpft, würden Journalistinnen und
Journalisten an ihrer Arbeit gehindert oder gar angegriffen.

Eine freie Presse ist von besonderer Bedeutung für das Funktionieren
eines demokratischen Staates und seiner Gesellschaft. Es muss
jederzeit eine Selbstverständlichkeit sein, Medienschaffende seitens
des Rechtsstaates zu unterstützen und schützen. Nur so können sie
gemäß ihres verfassungsgemäßen Auftrages frei und ungehindert
arbeiten.

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich dafür ein, dass insbesondere die
polizeilichen Sicherheitsbehörden des Bundes, aber auch die der
Länder, darin sensibilisiert werden, Journalistinnen und Journalisten
bei der Ausübung ihrer Tätigkeiten zu unterstützen und ihnen
gegebenenfalls noch schneller Hilfe und Schutz zuteilwerden zu
lassen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1873: Ecuador - Kehrtwende im Dollar-Paradies (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Ecuador: Kehrtwende im Dollar-Paradies

Von Amelie Lanier - Untergrund-Blättle, 10. April 2019



Quito gilt aufgrund archäologischer Funde als die älteste Ansiedlung
Südamerikas. In der vorkolumbianischen Zeit war Quito die
zweitwichtigste Stadt des Inkareiches. Vor der Ankunft der Spanier
wurde sie zerstört, weil sich damals bereits herumgesprochen hatte,
dass die Eroberer zum Plündern gekommen waren. 1534 wurde das heutige
Quito gegründet und war lange nach Lima die zweitwichtigste Stadt des
spanischen Kolonialreichs in Südamerika. Von hier starteten die
Expeditionen auf der Suche nach El Dorado, dem Goldland, und die
Expansion nach dem Westen des Subkontinentes, so auch die Entdeckung
des Amazonas durch die Spanier.


1. Das Territorium

Die Vergangenheit des heutigen Gebietes von Ecuador war also weitaus
bedeutender als seine Gegenwart. Nach den Unabhängigkeitskriegen
gehörte das Territorium zunächst zu Gross-Kolumbien, dem sich die
Aufständischen von Quito und Guayaquil angeschlossen hatten, um erst
gegen die spanischen Truppen bestehen, und dann überhaupt irgendwohin
gehören zu können.

Als sich ein Caudillo aus Venezuela namens Flores und andere nicht
damit abfinden wollte, bloss Provinz eines anderen Staates zu sein,
lösten sich Quito und andere Städte 1830 aus dem grosskolumbianischen
Staat und gründeten mit viel Getöse den neuen Staat Ecuador.

Der Zerfall Gross-Kolumbiens durch die Zentrifugalkräfte der Militärs,
die die Unabhängigkeit von Spanien erkämpften, beendete die
politischen Pläne Simón Bolívars, der ursprünglich eine Art Vereinigte
Staaten von Südamerika vorhatte, um den USA die Stirn bieten zu
können. Er erkannte nämlich sofort die Bedeutung der 1823 verkündeten
Monroe-Doktrin für die Zukunft Lateinamerikas: Dass sich hier im
Norden eine neue Macht konstituiert hatte, die Anspruch auf
Unterwerfung und Benützung der Nachfolgestaaten des spanischen
Kolonialreiches erhob.

Was damals, 1830, und auch lange später nicht klar war, waren die
Grenzen dieses neuen Staates Ecuador. Die Geschichte Ecuadors ist
seither eine der Selbstbehauptung gegen seine beiden Nachbarstaaten,
und der immer wiederkehrenden Grenzkonflikte. Perú und Kolumbien
betrachteten nämlich dieses zusammengewürfelte Abspaltungsprodukt als
ein Gebiet, aus dem sie sich bei jeder Gelegenheit etwas abknapsen
könnten. Bis heute nehmen sie die aktuellen Grenzen nicht ganz ernst,
wie wiederholte Übergriffe auf ecuadorianisches Territorium zeigen.

Ecuador hingegen hat damit das Dauerproblem, seine Grenzen verteidigen
zu müssen, obwohl sich in seinen Grenzgebieten Fuchs und Hase gute
Nacht sagen und nur hin und wieder Schmuggler ihren Geschäften
nachgehen. Ohne dieses Territorium zu benützen und ohne dass sich der
ecuadorianische Staat diese militärischen Ausgaben eigentlich leisten
kann, muss er dennoch Mittel und Personal für Grenzsicherung und
Grenz-Kriege aufbringen, um nicht weiter zu schrumpfen.


2. Die Ökonomie: Bananen, Öl und Dollars

Lange Zeit kam Ecuador über den Export einiger Agrarprodukte nicht
hinaus. Kaffee, Kakao und Bananen waren alles, was es auf dem
Weltmarkt anbieten konnte. Es kamen daher auch wenig Devisen ins Land.

Das änderte sich mit der Entdeckung und Förderung des Erdöls, das in
den 70-er Jahren von Texaco und Shell begonnen, seit den 90-er Jahren
aber von der staatlichen Firma Petroecuador betrieben wird.

Auf die steigenden Öleinnahmen vertrauend, nahm die Regierung von
Sixto Durán Ballén in den frühen 90-er Jahren und in Zusammenarbeit
mit dem IWF eine Liberalisierung der Wirtschaft vor, die die
Verschuldung Ecuadors in die Höhe trieb. Die Banken erhielten freie
Hand für internationale Kreditaufnahme und nationale Kreditvergabe.
Das leicht erhältliche Geld führte auch zu hoher privater Verschuldung
und Korruption der Eliten. Ecuador erlebte einen Boom mit
Firmengründungen, steigenden Importen von Konsumgütern und staatlichen
Investitionen in die Infrastruktur.

Als Folge der Schuldenkrise der südostasiatischen Tigerstaaten und
Russlands in den Jahren 1997-99 zogen viele Investoren Geld aus
Staaten Lateinamerikas ab, so auch aus Ecuador. Dadurch kam es dort zu
einem Crash, einer generellen Zahlungsunfähigkeit nach innen und
aussen. Die damalige Regierung Mahuad wurde 2000 gestürzt, eine
Bankrottwelle erschütterte Ecuador und zwei Millionen Ecuadorianer
verliessen das Land, um woanders nach Überlebensmöglichkeiten zu
suchen, vor allem in Spanien und den USA.

Mahuad stand bereits mit dem Rücken zur Wand, als er angesichts der
völligen Entwertung der nationalen Währung, des Sucre, mit dem IWF in
den letzten Tagen des Jahres 1999 die Einführung des Dollar paktierte.
Der Sucre hatte sich als Zahlungsmittel praktisch in Luft aufgelöst,
er war nicht einmal das Papier wert, auf dem er gedruckt wurde.

Mit Hilfe des IWF, der die Bindung an den Dollar zu diesem Zeitpunkt
als ideales Mittel zur Bewältigung von Währungsturbulenzen ansah,
führte Ecuador mit 1.1.2000 den Dollar als Zahlungsmittel ein.

Mahuad wurde Anfang 2000 gestürzt, sein Nachfolger Gustavo Noboa fand
die Dollar-Einführung als Tatsache vor. Allerdings geschah es erst
unter seiner Regierungszeit im Herbst 2000, dass der Sucre völlig
aufgegeben wurde und seither der Dollar als einziges Zahlungsmittel in
Ecuador zirkuliert.

Die Politik der Dollarbindung wurde nach dem Bankrott Argentiniens
2001/2002 vom IWF aufgegeben. Ecuador war möglicherweise eine Art
Vorlage, die auch für Argentinien ins Auge gefasst wurde. Aber in
Argentinien kam der IWF zu spät: Der Präsident wurde gestürzt, und mit
ihm verliess der Dollar als Zahlungsmittel die öffentliche Szene und
führte seither ein Leben im Untergrund der Matratzen.

Man weiss nicht, welches Land besser gefahren ist. Argentinien und
Ecuador verarmten beide in Folge dieser Währungskrisen. Argentinien
war allerdings viel höher verschuldet, und war nach dem Bankrott von
den internationalen Finanzmärkten abgeschnitten. Ein Schritt "Dollar
ersetzt nationale Währung" wie in Ecuador wäre dort vermutlich gar
nicht möglich gewesen, selbst wenn sich im Land dafür ein
Vertragspartner gefunden hätte.

Zur Dollarisierung in Ecuador findet man kaum irgendwelche Literatur
oder Fakten. Man findet nirgends, wie diese Schritte begründet wurden.
Im Falle Mahuads ist nicht einmal klar, ob er der Einführung des
Dollars vor oder nach seinem Sturz zugestimmt hat, und unter welchen
Bedingungen. Nach Einzelheiten, warum Noboa den Sucre aufgab, ob es
später Versuche der Wiedereinführung gab, sucht man ebenfalls
vergeblich. Zumindest im Internet findet man keine öffentlich
zugänglichen Analysen zu dieser Frage.

Interessanterweise gibt es auch in der Verfassung von 2008, wo sehr
viel von ökonomischer Souveränität die Rede ist, keinen Hinweis auf
die Fremdwährung, mit der der Geldumlauf im Land bewerkstelligt wird.

Zum Unterschied von Argentinien, das den Dollar neben dem Peso als
Zahlungsmittel zugelassen hatte, und El Salvador und Panama, die den
Dollar ebenfalls neben ihrer nationalen Währung bis heute zulassen,
gab Ecuador 2000 seine nationale Währung vollständig auf. In dem Land
zirkuliert also ein Zahlungsmittel, auf dessen Ausgabe und Wert die
Regierung Ecuadors keinen Einfluss hat. Die Abhängigkeit von den USA
ist daher sehr grundlegend.

In Europa sind nur Montenegro und Kosovo, Nachfolgestaaten
Jugoslawiens, in dieser Situation. Sie stellt eine Art von neuem
Kolonialregime dar, weil es die Souveränität dieser Staaten einer
Währung unterwirft, die von einem - oder mehreren - anderen Staaten
gemanagt wird.

Ecuador ist - nach einem Austritt und Wiedereintritt - Mitglied der
OPEC, wo es jedoch aufgrund seiner im weltweiten Vergleich geringen
Förderquote für allfällige Entscheidungen dieser Gemeinschaft
praktisch bedeutungslos ist. Abgesehen davon, dass die OPEC heute von
miteinander verfeindeten - für oder gegen die USA aufgestellten -
Staaten besteht und zu keiner Einigkeit mehr fähig ist.


3. Die Migration

Während Ecuador lange wirtschaftlich vor sich hindümpelte und bei
grossem Armutsgefälle - vor allem zwischen Stadt und Land - mehr oder
weniger seine Bevölkerung ernährte, kam es erst in den 80-er Jahren
und dann in den Boom-Jahren der 90-er Jahre erstmals zu grösserer
Einwanderung aus anderen lateinamerikanischen Staaten, vor allem aus
dem bürgerkriegsgeschüttelten Kolumbien.

Mit dem Crash von 1999/2000 setzte eine Emigrationswelle ein. Vor
allem Spanien mit seiner damals entstehenden Immobilienspekulation
wurde Zielland der ecuadorianischen Auswanderer. Die Überweisungen der
ecuadorianischen Bauarbeiter und der in Pflege und Hausarbeit tätigen
Frauen machten in den nächsten Jahren einen guten Teil des
ecuadorianischen BIPs aus.

Als wichtige Einnahmequelle etablierte sich der Tourismus. Die
Galápagos-Inseln, der Chimborasso und andere Naturwunder und eine
verhältnismässig gute Sicherheitslage, nicht zu vergessen die
Währungsstabilität, spülten Devisen in die ecuadorianische
Staatskasse. Zusätzlich brachten Pensionisten Geld ins Land. Aus
Europa und den USA liessen sich wohlhabende Pensionisten in dem
schönen Land nieder, das in höhergelegenen Regionen über ein
angenehmes Klima und ansonsten über eine verhältnismässig gute
Infrastruktur und ein für lateinamerikanische Verhältnisse gut
ausgebautes Gesundheitswesen verfügt.

Unter dem Präsidenten Correa wurden grosszügige Rückkehrhilfen für die
Ecuadorianer eingerichtet, die aus dem krisengeschüttelten Spanien
oder den USA heimkehrten. Nicht all zu viele nahmen dieses Angebot an,
oder viele sind inzwischen neu emigriert. Ein Fünftel der gebürtigen
Ecuadorianer lebt heute im Ausland, davon fast eine halbe Million in
den USA.


4. Das politische System Ecuadors

Die Regierungswechsel in Ecuador gestalteten sich des öfteren
turbulent. So schlimm wie 1912, als eine komplette Politikermannschaft
umgebracht, in Stücke gehackt und öffentlich verbrannt wurde, geht es
heute nicht mehr zu, aber auch in jüngerer Vergangenheit sahen sich
Präsidenten hin und wieder genötigt, mit dem Hubschrauber aus der
Hauptstadt und schnellstens ins Ausland zu flüchten, oder in einer
Botschaft Zuflucht zu suchen.

Ein wichtiger Machtfaktor sind hierbei die Verbände der Indigenen,
sowohl derer aus dem Gebirge als auch derjenigen aus dem
Amazonasbecken. Wie in guter Tradition der europäischen
Bauernaufstände liessen sie sich schon mehrmals mit ihren
landwirtschaftlichen Geräten bzw. darauf aufbauender Bewaffnung als
Fussvolk und Manövriermasse für Militärputsche einsetzen. Auch sonst
verstehen sie mit Strassenblockaden und Demos an wichtigen Stellen und
zur richtigen Zeit einiges durcheinanderzubringen, wenn sie
Umweltschäden durch Firmen und die Zerstörung ihres Lebensraumes
anprangern und verhindern wollen.

Um hier angesichts sehr unterschiedlicher Vorstellungen, wie Staat zu
machen sei, so etwas wie Kontinuität und klare Verhältnisse zu
schaffen, wurde unter dem Präsidenten Rafael Correa das Projekt einer
neuen Verfassung in Angriff genommen. Die daraus entstandene, sehr
lange Verfassung von 2008 ist vor allem um die Wahrung von
Souveränität bemüht. Sie verbietet explizit fremde Militärbasen im
Land, entkriminalisiert den Drogenkonsum und verkündet für ihre Bürger
sehr viele Rechte, deren Umsetzung in der Marktwirtschaft schwierig
bis unmöglich ist, wie z.B. das Recht auf "gutes Leben" und auf
Ernährungssicherheit.

Diese Rechte kollidieren natürlich mit den Interessen in- und
ausländischer Kapitale, die mit der inzwischen weltweit üblichen
Rücksichtslosigkeit gegen Gegenden und ihre Bewohner die natürlichen
Ressourcen Ecuadors ausbeuten wollen. Vor allem bei der Ölförderung
prallen da Welten aufeinander, bei denen die Landbewohner regelmässig
den Kürzeren ziehen, weil die Förderung und der Export von Öl von
grundlegender Bedeutung für Ecuadors Wirtschaft und Staatshaushalt
sind.

Der Nachfolger Correas, Lenin Moreno, ist entgegen den in ihn
gesetzten Hoffnungen nicht bereit, den von seinem Vorgänger
eingeschlagenen Weg in Richtung Souveränität, Volkswohlstand und
Mitbestimmung fortzusetzen. Ganz im Gegenteil. In Ecuador läuft
inzwischen ein ähnliches Drehbuch zum Abbau aller Massnahmen, die
irgendwie als volksfreundlich gegolten haben, wie in Brasilien. Nur
dass hier diese Wende von jemandem vollzogen wird, der aus dem
gleichen Stall kommt wie sein Vorgänger und jahrelang als Mitglied der
Regierung Correas alle Überzeugungen des Präsidenten geteilt und alle
politischen Schritte mitgetragen hat. Viele Bewohner Ecuadors, sowohl
der Eliten als auch anderer Bevölkerungsschichten, erfüllt diese Wende
von Paulus zum Saulus mit Verwunderung.

Obwohl er als Kandidat der von Correa gegründeten und geleiteten
Partei den Wahlkampf bestritten und die Wahlen mit hauchdünner
Mehrheit gewonnen hat, sieht er sich an die Vorgaben seines Vorgängers
offensichtlich nicht gebunden. Er entliess verschiedene Minister
seiner Partei und besetzte die Posten mit überzeugten Anhängern der
freien Marktwirtschaft, des IWF und der USA.

Die Justiz weiss er offenbar auf seiner Seite: Gegen verschiedene
Mitglieder der Vorgängerregierung, so auch gegen Correa selbst, wurden
unter dem Evergreen "Korruption" Prozesse eingeleitet. Einer landete
bereits im Gefängnis, Correa selbst setzte sich nach Belgien ab,
weitere Verfahren sind in Vorbereitung. Den Ex-Mitgliedern seiner
Partei, die ausgetreten sind und eine neue Partei gegründet haben,
wurde die Registrierung verweigert, damit sie nicht zu den anstehenden
Regionalwahlen antreten können.

Unter der Regierung Moreno wurde die Mitgliedschaft in der
Wirtschaftsgemeinschaft ALBA und dem Staatenbündnis UNASUR gekündigt.
Mit dem IWF wurde ein umfassendes Sparprogramm vereinbart, um die
Schulden Ecuadors "nachhaltiger" zu machen. (Der IWF und seine
Betreiber und Hintermänner sind total froh, dass sie sich in
Lateinamerika wieder breitmachen können. Nach dem Bankrott
Argentiniens und bei hohem Ölpreis war diese ehrenwerte Institution
eine Zeitlang sehr unpopulär in Südamerika. Aber inzwischen hat er
fast überall wieder freie Hand.)

Im Rahmen dieses Programms werden Subventionen für Heizung und
Lebensmittel gekündigt und die Entlassung Tausender Beamter in die
Wege geleitet, um den "aufgeblähten" Staatsapparat "abzuspecken". Das
wird auch als "Korruptionsbekämpfung" verkauft - die meisten dieser
Leute machten ohnehin nichts und füllten sich die Taschen.

Stolz verkündet der Finanzminister, dass seither die Investitionen in
Ecuador gestiegen sind. Business as usual ist also inzwischen in
Ecuador eingekehrt.

Mit Venezuela wurden die diplomatischen Beziehungen abgebrochen, der
von den USA eingesetzte Usurpator anerkannt und eine Hetzkampagne
gegen venezolanische Flüchtlinge gestartet, die angeblich Ecuador
überfluten.

Julian Assange wird nahegelegt, doch endlich die ecuadorianische
Botschaft zu verlassen. Bald kommt auch USAID wieder ins Land, und wer
weiss, vielleicht sogar eine Militärbasis.*

Die Verfassung wurde bereits modifiziert, wenn nötig, kann man da auch
weitermachen oder eine ganz neue erlassen.

Solche Regierungschefs wie Lenin Moreno kann sich die USA-Regierung
nur wünschen. Er wird sicher bald für einen Preis vorgeschlagen, und
erhält am Ende seiner Präsidentschaft einen lukrativen Job bei der OAS
oder einer US-Institution.


* Anmerkung Pressenza Berlin: 

Der Artikel von Amelie Lanier wurde vor der Verhaftung von
Julian Assange verfasst. Der Beitrag beschreibt die Entwicklung des
Landes und gibt den Kontext, wie es dazu kommen konnte, dass Lenin
Moreno der britischen Polizei erlaubt hat, die Botschaft Ecuadors in
London zu betreten und Assange zu verhaften.

Untergrund-Blättle - Online-Magazin für kritischen Journalismus aus
dem Grossraum Zürich. Untergrund-Blättle publizieren analytische und
kontroverse Texte zu den Themenschwerpunkten Politik, Gesellschaft,
Ökonomie und Ökologie. Ein ganz besonderes Augenmerk gilt dabei auch
dem kulturellen Teil. Der inhaltlich und redaktionelle Anspruch liegt
unter anderem darin, Synergien innerhalb von linken Strömungen
herzustellen.

Link zur Erstveröffentlichung:

https://www.xn--untergrund-blttle-2qb.ch/politik/lateinamerika/ecuador_kehrtwende_im_dollar_paradies_5384.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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USA/416: USA verschärfen Sanktionen gegen Kuba (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

USA verschärfen Sanktionen gegen Kuba



(Berlin, 18. April 2019, telesur/poonal) - Der Nationale
Sicherheitsberater der USA, John Bolton, hat am 17. April eine
Verschärfung der wirtschaftlichen Sanktionen seines Landes gegen Kuba
angekündigt. Ab dem 1. Mai tritt das dritte Kapitel des sogenannten
Helms-Burton-Gesetzes in Kraft. Es ermöglicht, vor US-Gerichten
ausländische Unternehmen anzuklagen, die in Kuba tätig sind. Das
Helms-Burton-Gesetz [1] von 1996 ist eine nochmalige Verschärfung der
US-Sanktionen gegen Kuba.

John Bolton kündigte in Miami zeitgleich auch neue Sanktionen gegen
die Zentralbank von Venezuela und die nicaraguanische Bank Bancorp an.
Zudem verschärften die USA erneut die Einreisebestimmungen von
US-Bürger*innen nach Kuba. Das betrifft vor allem die Tourist*innen
der Kreuzfahrtschiffe. US-Kubaner*innen können weiterhin nach Kuba
reisen, dürfen aber nur noch maximal 1.000 US-Dollar alle drei Monate
nach Kuba überweisen.


"Troika der Tyrannei"

Bolton hatte die Staaten Kuba, Venezuela und Nicaragua zuvor bereits
als "Troika der Tyrannei" [2] bezeichnet. Das Weiße Haus [3] zitierte
den US-Präsidenten Donald Trump mit den Worten: "Wenn Venezuela, Kuba
und Nicaragua frei sind, wird dies die erste freie Hemisphäre in der
Geschichte der Menschheit sein."

Der kubanische Außenminister Bruno Rodríguez lehnte die erneuten
Beschränkungen strikt ab. Diese seien ein Angriff auf internationales
Recht und würden nicht nur das Leben der Kubaner*innen, sondern auch
der US-Amerikaner*innen einschränken, erklärte er. Auch die
EU-Kommission [4] bezeichnete die "bedauerliche" Entscheidung als
rechtswidrig.

Die erneuten Sanktionen der US-Regierung könnten einen Rückgang der
Investitionen anderer Staaten in Kuba zur Folge haben, da auch
Unternehmen etwa aus Kanada oder der EU unter bestimmten Umständen vor
US-Gerichten angeklagt werden könnten.


Anmerkungen:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Helms-Burton_Act

[2] https://edition.cnn.com/2019/04/17/politics/pompeo-us-cuba-enforcement/index.html

[3] https://www.whitehouse.gov/briefings-statements/president-donald-j-trump-taking-stand-democracy-human-rights-western-hemisphere/

[4] https://eeas.europa.eu/topics/countering-disinformation/61181/joint-statement-federica-mogherini-chrystia-freeland-and-cecilia-malmstr%C3%B6m-decision-united_en


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/usa-verschaerfen-sanktionen-gegen-kuba/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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MARKT/2279: Preisdruck bei Biokartoffeln nochmals erhöht - Kritik an fataler Preispolitik (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Berlin / Hamm, 18.04.2019

Bio-Einzelhandelskette erhöht nochmals Preisdruck bei Biokartoffeln

Knollen aus Ägypten jetzt noch billiger. AbL kritisiert Preispolitik
zulasten der Bauern



Die größte deutsche Bio-Einzelhandelskette hat den Verkaufspreis für
Frühkartoffeln aus dem Wüstenstaat Ägypten nochmals um 13 Cent je Kilo
gesenkt und damit den Preisabstand zu heimischer Ware auf 28 Prozent
vergrößert. Schon in der letzten Woche wies die Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche Landwirtschaft (AbL) auf die ihrer Ansicht nach zu niedrigen
Preise für die Importware hin. Dass die Handelskette trotzdem die Preise
für Frühkartoffeln aus Ägypten erneut reduziert und nun sogar als
Angebotsware verkauft, kritisiert die AbL scharf:

"Das ist Preispolitik auf Kosten der heimischen Bio-Kartoffelbauern und
auch der ägyptischen Kollegen. Offensichtlich will der Marktführer seiner
Verantwortung für faire Einkommen auch der Bauern nicht nachkommen",
kommentiert Phillip Brändle aus dem AbL-Vorstand. Weiter erklärt er: "Wie
solche Preise für alle in der Wertschöpfungskette gut funktionieren
sollen, hat das Unternehmen in seinen bisherigen Stellungnahmen nicht
erläutert. Mein Anspruch als Biobauer, den ich an die gesamte Biobewegung
stelle, ist eindeutig ein anderer."

Bereits in der letzten Woche monierte die AbL, dass die Handelskette in
seinen Berliner Filialen ägyptische Frühkartoffeln für 1,79 Euro je Kilo
anbot (jetzt 1,66 Euro/kg) und damit erheblich billiger als regionale Ware
der Ernte 2018 (2,29 Euro/kg). Daraufhin hat das Unternehmen öffentlich
erklärt, dass das heimische Kartoffelangebot für sie "oberste Priorität"
besitze. Für die AbL sendet die Handelskette in der Realität jedoch ein
gegenteiliges Signal: "Die Handelskette signalisiert den Biokunden, dass es
billiger sei, Biokartoffeln im Wüstenstaat Ägypten anzubauen und von dort
rund 2900 Kilometer weit nach Deutschland zu transportieren als die
Kartoffeln von regionalen Erzeugern aus dem Umland zu beziehen. Das ist ein
fatales Signal sowohl an die örtlichen Bäuerinnen und Bauern als auch an
die eigenen Kunden. Nachhaltigkeit in wirtschaftlicher, sozialer und
ökologischer Hinsicht sieht anders aus", so Brändle.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. April 2019

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm
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VERBAND/2349: Deutsch-schwedischer Austausch (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 17. April 2019

Deutsch-schwedischer Austausch

EU hat große Bedeutung für die Landwirtschaft



Bei einem bilateralen Austausch zwischen dem Schwedischen
Bauernverband (LRF) und dem Deutschen Bauernverband (DBV) am 16. und
17. April in Baden-Württemberg bekräftigten die beiden Präsidenten
Palle Borgström und Joachim Rukwied - auch mit Blick auf die
anstehende Europawahl - die Bedeutung der Europäischen Union für die
Landwirtschaft. In diesem Zusammenhang stehe die Notwendigkeit von
gleichen Wettbewerbsbedingungen in ganz Europa.

Ein großes Thema bei den Gesprächen der Delegationen waren auch Klima-
und Umweltschutzmaßnahmen für die europäische Landwirtschaft. Dabei
waren sich beide Präsidenten einig, die Herausforderungen konstruktiv
zu begleiten. Der Deutsche Bauernverband stellte in diesem
Zusammenhang seine im vergangenen Jahr erneuerte Klimastrategie vor.

Die beiden Bauernverbandspräsidenten nahmen auch an der offiziellen
Eröffnungsfeier der Bundesgartenschau in Heilbronn mit Bundespräsident
Frank-Walter Steinmeier teil.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin
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DEMOSKOPIE/805: Jeder Zweite findet Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs am wichtigsten (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 17. April
2019

Deutschlandtrend im ARD-Morgenmagazin

Jeder Zweite findet Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs am
wichtigsten



47 Prozent der Bundesbürger halten den Ausbau des öffentlichen
Nahverkehrs für die wichtigste Maßnahme, um die Verkehrsprobleme in
Deutschland in den Griff zu bekommen. Dies gilt sowohl für Einwohner
von Großstädten, kleineren Städten, als auch auf dem Land. 17 Prozent
der Befragten wünschen sich vordringlich, dass mehr und bessere
Straßen und Autobahnen gebaut werden. 14 Prozent halten den Ausbau von
Fahrradwegen für die wichtigste verkehrspolitische Maßnahme. Mehr und
zuverlässige Bahnverbindungen halten 13 Prozent der Befragten für
wesentlich. Sechs Prozent sprechen sich zu allererst für das Schaffen
autofreier Innenstädte aus.


Autonutzung geht nach eigenen Angaben zurück

Jeder dritte Bundesbürger (33 Prozent) nutzt nach eigenen Angaben das
Auto heute weniger als noch vor 10 Jahren. Fast genauso viele, nämlich
30 Prozent der Bundesbürger, können bei ihrer Autonutzung im Vergleich
zu vor 10 Jahren keine große Veränderung feststellen. Neun Prozent
nutzen generell kein Auto mehr als Verkehrsmittel, darunter vor allem
Menschen mit niedrigem Einkommen (21 Prozent) und Bewohner von
Großstädten (14 Prozent). 22 Prozent der Befragten fahren heute mehr
Auto als früher.


Wenig Bewegung in der Sonntagsfrage

Wenn am Sonntag Bundestagswahl wäre, käme die Union aus CDU und CSU
auf 29 Prozent der Wählerstimmen. Für die SPD würden sich 16 Prozent
der Befragten entscheiden. Die AfD würden 13 Prozent der Bürgerinnen
und Bürger wählen, die FDP 8 Prozent, die Linke 8 Prozent und die
Grünen 21 Prozent. Insgesamt käme die Regierungskoalition aus Union
und SPD auf 45 Prozent der Stimmen und hätte damit aktuell keine
Mehrheit.

Im Vergleich zum DeutschlandTrend vom 4. April 2019 gewinnen AfD und
Grüne jeweils einen Prozentpunkt. Die SPD und FDP verlieren jeweils
einen Prozentpunkt. Der Stimmenanteil für die Union und die Linke
bleibt unverändert.


Studieninformation

Der DeutschlandTrend ist eine Umfrage von Infratest dimap im Auftrag
des "ARD-Morgenmagazins". Befragt wurden vom 15. April bis 16. April
1.051 Wahlberechtigte.

Die Fehlertoleranz liegt bei 1,4 (bei einem Anteilswert von 5%) bis
3,1 (bei einem Anteilswert von 50%) Prozentpunkten. Die vollständige
Untersuchung kann telefonisch unter (0172) 24 39 200 (Agentur Ulrike
Boldt) angefordert werden.

Die Ergebnisse werden im "ARD-Morgenmagazin" am Donnerstag, 18. April
2019 veröffentlicht.


Die Fragen im Wortlaut:

Es wird ja sehr viel über Verkehrsprobleme diskutiert. Für welche der
folgenden verkehrspolitischen Maßnahmen sprechen Sie sich vordringlich
aus, um Verkehrsprobleme in den Griff zu bekommen? Würden Sie sagen,
am allerwichtigsten ist: Mehr und bessere Straßen und Autobahnen zu
bauen, mehr und zuverlässigere Bahnverbindungen anzubieten, den
öffentlichen Nahverkehr auszubauen, mehr Fahrradwege zu bauen bzw.
auszubauen oder mehr autofreie Innenstädte zu schaffen?

Wenn Sie Ihre heutige Autonutzung mit der Zeit vor zehn Jahren
vergleichen: Würden Sie sagen, Sie fahren heute mehr Auto als früher,
weniger Auto, nutzen Sie generell kein Auto mehr oder hat sich nicht
so viel verändert?

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

 * 
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RAUB/1191: Berlin - bezahlbaren Wohnraum den Spekulanten geopfert ... (SB)




Was es im börsennotierten Segment gar nicht gibt, ist ein
selbstbezügliches Unternehmen, welches ganz konservativ seinen
vorhandenen Wohnungsbestand pflegt und optimiert. Das
Investitionsverhalten eines typischen öffentlichen
Wohnungsunternehmens an einem nicht angespannten Markt wird also von
keinem der börsennotierten Konkurrenten an den Tag gelegt.

Studie des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung [1]

Die jüngst durch die Kampagne "Deutsche Wohnen & Co enteignen" [2] ins
Gespräch gebrachte börsennotierte Wohnungsgesellschaft mit Sitz in
Berlin verfügt über etwa 163.000 Wohnungen und 2.600
Gewerbeimmobilien, wovon sich fast 112.000 Wohnungen in der Hauptstadt
befinden. Zum Immobilienbestand gehören auch Gebäude mit rund 6.700
Pflegeplätzen und Appartements für betreutes Wohnen. Die Bochumer
Vonovia und Deutsche Wohnen führen nach vielen Aufkäufen und
Übernahmen kleinerer Konkurrenten im Zuge erbitterter Konkurrenzkämpfe
die Rangliste einheimischer Unternehmen dieser Branche an. Vor kurzem
meldete Deutsche Wohnen fast eine halbe Milliarde Euro Gewinn aus dem
operativen Geschäft und ein Ergebnis nach Steuern von rund 1,8
Milliarden Euro, fast doppelt soviel wie noch 2010. Die Gewinne aus
der Wohnungsbewirtschaftung haben sich seit 2012 sogar von 194
Millionen auf 656 Millionen Euro mehr als verdreifacht. Zwar
bewirtschaftet das Unternehmen heute doppelt so viele Wohnungen wie
damals, doch stiegen die Mieteinnahmen stärker, als der Bestand
wächst.

Zu wessen Lasten dieser Zugewinn erwirtschaftet wird, liegt auf der
Hand. Wenngleich sich Deutsche Wohnen darin prinzipiell nicht von
anderen Wohnungsunternehmen unterscheidet, werden ihr doch besonders
rabiate Geschäftspraktiken nachgesagt. Die Aktionäre wollen Renditen
sehen, und so sind die Erfolge am Kapitalmarkt das Resultat eines
aggressiven Verdrängungswettbewerbs wie auch harter Bandagen im Umgang
mit den Mieterinnen und Mietern. Das ruft spürbaren Gegenwind auf den
Plan, denn binnen kurzer Frist haben bereits 20.000 Menschen ein
Volksbegehren unterschrieben, das eine Enteignung von Konzernen wie
Deutsche Wohnen anstrebt. "Wir lassen uns nicht enteignen. Wir werden
nicht enteignet", wies Deutsche-Wohnen-Chef Michael Zahn dieses
Ansinnen auf einer Podiumsveranstaltung entrüstet zurück.

Wie er argumentiert, halte sich sein Unternehmen an Recht und Gesetz.
Er zeigt kein Verständnis für die Wut der Bewohner oder gar einen
Volksentscheid, könne er doch selbst "bei viel Fantasie keinen Grund
für Enteignungen sehen bei einem Unternehmen, dessen Wohnungen im
Schnitt 60 Quadratmeter groß sind und für 580 Euro warm vermietet
werden". Auf den ersten Blick muten die Durchschnittsmieten in den
Berliner Wohnungen des Konzerns von 6,71 Euro tatsächlich recht
harmlos an. Das hängt jedoch in erster Linie damit zusammen, daß sich
im Bestand des Unternehmens viele aktuelle oder frühere
Sozialwohnungen zumeist in eher schlechten Lagen wie etwa an großen
Straßen befinden.

Etwa jeder zehnte Hauptstadthaushalt wohnt im Bestand des
Unternehmens, wobei es sich zumeist um Geringverdiener handelt, denen
es um so schwerer fällt, mit den Mietsteigerungen Schritt zu halten.
Man kann davon ausgehen, daß die Einkommen dieser Haushalte seit 2010
nicht in gleichem Maße zugelegt haben wie die Mieterhöhungen. In der
Tat belegen Publikationen des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und
Raumforschung (BBSR) wie auch Angaben des Unternehmens selbst, daß
Deutsche Wohnen die Mieten ihrer Wohnungen in den vergangenen zehn
Jahren sehr stark angehoben hat. Die Durchschnittsmiete lag im Jahr
2009 noch bei 5,29 Euro, so daß ein Anstieg um 27 Prozent in zehn
Jahren zu verzeichnen ist, während die Inflation im selben Zeitraum
nur um rund 13 Prozent und damit etwa halb so stark stieg.

Ein Unternehmenssprecher versucht dies mit dem Hinweis zu
relativieren, daß Berlin von einem "unfassbar niedrigen Niveau" komme
und mit seinen Mieten zuvor auf dem Niveau von Bielefeld gelegen habe.
Wohl trifft es zu, daß die Mietpreise in Berlin insgesamt noch viel
stärker als in Wohnungen des Konzerns gestiegen sind und sich in den
vergangenen zehn Jahren auf das Niveau von Düsseldorf verdoppelt
haben. Bei Neuverträgen liegen sie inzwischen häufig bei zwölf Euro
pro Quadratmeter. Während aber die landeseigenen
Wohnungsgesellschaften die Teuerung in den letzten Jahren
zurückhaltender betrieben haben, legte Deutsche Wohnen seit 2014 um
rund 3,7 Prozent pro Jahr bei den Mieten zu.

Um statistische Winkelzüge nicht verlegen, weist das Unternehmen die
These zurück, wonach die Berliner Mieten stärker steigen als die
Einkommen der Bewohner. Wie dessen Sprecher erklärt, habe Berlin auch
bei den Einkommen einen absoluten Boom hingelegt. Diese Behauptung ist
unsachgemäß und übertrieben, wenn nicht gar unzutreffend. Denn laut
Daten der Arbeitsagentur und des Berliner Statistikamtes wuchsen die
Gehälter zuletzt zwar geringfügig stärker als die der Bundesbürger,
doch liegen die Bruttoeinkünfte nach wie vor unter dem Bundesschnitt.
Zudem treiben in Großstädten die vielen Akademiker den Schnitt nach
oben, die gerade nicht für Immobilien der Deutsche Wohnen relevant
sind. Nimmt man nur die Beschäftigten mit Berufsausbildung oder ohne
Ausbildung, verdienen sie in Berlin deutlich weniger als im
deutschlandweiten Schnitt.

Was den Druck der Miete auf die Haushalte angeht, ist die
Wohnkostenbelastungsquote eine aussagekräftige Größe. Sie liegt in
Berlin inzwischen bei durchschnittlich 35 Prozent, so daß also mehr
als ein Drittel des verfügbaren Nettoeinkommens allein fürs Wohnen
aufgewendet werden muß. Auch dies belastet gerade ärmere Menschen in
besonders hohem Maße, die sich deshalb gezwungen sehen, vor allem beim
Essen oder bei Kultur und Bildung rigoros zu sparen, um ihre
inzwischen viel zu teuren Wohnungen nicht zu verlieren. Im Falle von
Altersarmut aufgrund niedriger Renten sind es mitunter sogar bis zu 80
Prozent der Einkünfte, die aufgewendet werden müssen, um die drohende
Obdachlosigkeit abzuwenden.

Eine 94jährige Mieterin am Strausberger Platz nahe der Karl-Marx-Allee
bringt die Sorgen um die Zukunft in einem Schreiben an den
Mieterbeirat folgendermaßen zum Ausdruck: "Ich wohne seit 1953 in
dieser Wohnung, habe dafür in den Trümmerbergen von Berlin viele
Steine abgeklopft." Die Entwicklung nach der Wende mit Verkauf und
Weiterverkauf zeige, daß es "nur ums Geld" gehe. Drei
Wohnungsbesichtigungen habe sie zuletzt innerhalb eines Jahres dulden
müssen. "Jeder kam mit einem Gutachter, der die gesamte Wohnung
fotografiert und vermessen hat", so die Frau. "Man lebt hier nur noch
in Angst, ob man sein Dach überm Kopf behalten und bezahlen kann,
solange man noch lebt." [3]

Wenn es um die Durchsetzung von Mieterhöhungen geht, zeigt sich die
Deutsche Wohnen konfrontativer als andere Unternehmen und erstreitet
diese häufiger vor Gericht als etwa der Konkurrent Vonovia. Die
BBSR-Studie faßt die Befragung der Mietervereine dahingehend zusammen,
daß das Verhältnis der börsennotierten Wohnungsanbieter zu ihren
Mietern häufig als gespannt und konfliktbeladen bezeichnet werden kann
und insbesondere "die Streitanfälligkeit bei Mieterhöhungen" bei den
verschiedenen Unternehmen unterschiedlich hoch sei - bei Deutsche
Wohnen offenbar ganz besonders. Diese hat sich vor wenigen Tagen vor
dem Berliner Landgericht mit der Auffassung durchgesetzt, daß für sie
die ortsübliche Miete nicht mehr gilt. Als "Schlag ins Gesicht der
Mieter" bewerten Mietervertreter das Urteil, das die Tochterfirma
Gehag zur Durchsetzung einer Mieterhöhung erstritten hat.

Die Deutsche Wohnen hatte wiederholt erklärt, daß der Berliner
Mietspiegel angreifbar und nicht rechtssicher sei. Deshalb seien "für
einige wenige Wohnungen" vor Jahren "Vergleichswohnungen statt
Mietspiegel" herangezogen worden, um "Mieterhöhungsverlangen" zu
begründen. Das Gericht schenkte, kurz gesagt, einem Gutachter mehr
Vertrauen als dem Mietspiegel 2015, der keine geeignete
Schätzgrundlage darstelle. Die Deutsche Wohnen erkennt zwar den
Mietspiegel 2017 an, doch ist mit dem Urteil erstmals eine Bresche in
den bis dahin allgemein anerkannten Mietspiegel und damit das geltende
Mietrecht geschlagen worden, was gravierende Konsequenzen haben
könnte. [4]

Die BBSR-Studie führt aus, nach welchem Muster der Verdrängungsprozeß
durchgesetzt wird: "Auf der Einnahmenseite nutzen alle börsennotierten
Wohnungsunternehmen Mieterhöhungsspielräume weitestgehend aus.
Außerdem nutzen sie die Mieterfluktuation und Modernisierungen als
zusätzliche Mieterhöhungskanäle." Die Deutsche Wohnen wendet 30 Euro
pro Quadratmeter für Modernisierungen auf, während es bei kommunalen
Wohnungsgesellschaften aktuell rund zehn Euro sind. Im Unternehmen ist
man angeblich stolz darauf, daß ein Großteil des operativen Gewinns
für solche Zwecke eingesetzt wird. Denn wie Michael Zahn verkündet,
lasse sich sein Unternehmen eben aktiven Klimaschutz einiges kosten.

Warum ein profitgetriebenes Unternehmen wie Deutsche Wohnen seine
Modernisierungsausgaben pro Quadratmeter seit 2015 verdreifacht hat,
zeigt ein Blick hinter die Kulissen. So können die Kosten zu rund 70
Prozent über höhere Mieten auf die Bewohner abgewälzt werden, die nach
der Sanierung zwar Heizkosten sparen, aber die Zeche für den
angeblichen Klimaschutz zahlen, dessen Maßnahmen zudem in der Regel
nicht nur für die unmittelbar Betroffenen, sondern auch
gesamtgesellschaftlich ineffizient sind. Für börsennotierte
Unternehmen geht es vor allem darum, die Bestandsmieten maximal zu
erhöhen und einkommensschwache Mieter zu verdrängen, so daß
insbesondere im unteren Preissegment immer mehr Wohnungen wegfallen.


Fußnoten:

[1] www.zeit.de/wirtschaft/2019-04/deutsche-wohnen-berlin-wohnungsgesellschaft-mieterhoehung-sozialbauten/komplettansicht

[2] www.dwenteignen.de/warum-enteignen/

[3] www.berliner-zeitung.de/berlin/neuer-vorstoss-zur-karl-marx-allee-senat-will-alle-umstrittenen-bloecke-erwerben-32388654

[4] www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/berlin-landgericht-kippt-mietspiegel-erfolg-fuer-deutsche-wohnen-a-1262475.html#ref=rss
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STANDPUNKT/855: Das ausgezehrte Imperium (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 15 vom 12. April 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Das ausgezehrte Imperium

Wie Trump die US-Vorherrschaft zurückbaut - und wie sich das globale
Kraftdreieck verschiebt

von Klaus Wagener



Was tun, wenn die integrativen und repressiven Kräfte des US-Imperiums
schwinden? Nicht erst mit der Präsidentschaft Donald Trumps stellte
sich für die europäischen Geostrategen diese Frage. Mit Trumps "Make
America Great Again" (MAGA) ist sie noch dringender geworden. Trump
ist dabei, die alten, noch aus der gemeinsamen antikommunistischen
Kriegsfront stammenden Vergünstigungen für die Vasallen in Europa und
Asien zu kassieren. Der sogenannte Kalte Krieg, genauer, der
konterrevolutionäre Kreuzzug gegen den Sozialismus und die
Emanzipation des Menschen, der ja in weiten Teilen des Globus ein
heißer war und neben der Verwüstung und Verelendung ganzer Länder und
Regionen rund 30 Millionen Menschen das Leben kostete, zwang das
imperialistische Ausbeuterrudel zusammen.


Vom "hässlichen Amerikaner"

Mit dem Niedergang des US-Imperiums mehren sich in den USA die
Stimmen, die beklagen, als Anführer des Rudels, als gewissermaßen
ideeller Gesamtimperialist, nicht nur unsinnigerweise draufgezahlt zu
haben, sondern sich mit der Volksrepublik China obendrein auch noch
einen Herausforderer selbst herangezüchtet zu haben. MAGA ist der
umfassende wie auch widersprüchlich-dilettantische Versuch, diesen
Prozess rückgängig zu machen. Mit der Krise von 2007 ff. und speziell
mit der Wahl von Donald Trump ändert sich wieder einmal die
politökonomisch-gesellschaftliche Grundrichtung. Aus den Treibern der
Globalisierung wurden die MAGA-Vorkämpfer des imperialen Egoismus und
Protektionismus. Zunächst der Industriestandorte, Handelsströme- und
Investitionskontrollen, nun auch der Technologieführerschaft und, wie
bei der Nato-Ostexpansion, der Kündigung des ABM- und INF-Vertrags
sichtbar, auch in Richtung Militär und Krieg. So etwas kann auch in
den europäischen Zentralen niemandem gefallen. Donald Trump hat daher
in Europa eine entsprechende Presse. Wie der "vergewaltigende,
asiatische Iwan" vor der deutschen Haustür den Kalten Krieg befeuerte,
so hilft nun der "hässliche Amerikaner", Donald Trump, die Aufrüstungs-
 und Autonomiebemühungen Deutsch-Europas zu popularisieren.


Neoliberale Trümmer

Die großen Wendepunkte waren die Weltwirtschaftskrise 1975, der
Zusammenbruch der Sowjetunion 1991 und die Große Krise 2007 ff. 1975
hatte das US-Imperium den Vietnamkrieg verloren, Nixon hatte die
Golddeckung des Dollar aufkündigen müssen, das Bretton-Woods-System,
der in seinen Zentren sozialintegrativ organisierte
Nachkriegs-Imperialismus, stand vor seiner Auflösung.

Der anglo-amerikanische Machtblock wählte den neoliberalen Ausbruch
aus der Krise und den Zwängen des New Deal. Ronald Reagan und Margaret
Thatcher begannen umgehend den Weg zu den richtig großen Profiten für
Big Money freizuschießen. Die nun einsetzende neoliberale
Gegenreformation (gegen den Reformprozess des New Deal) kann in der
Tiefe ihrer sozioökonomischen und gesellschaftspolitisch-ideologischen
Wirkungen kaum überschätzt werden.

Allerdings legten die marktradikalen Propheten zugleich große Teile
der realwirtschaftlichen, sozialökonomischen und
zivilgesellschaftlichen Basis des Imperiums in Trümmern. Zentrale
Elemente der US-Industrie wurden in Billiglohnstaaten exportiert. Der
staatstragende amerikanische Mittelstand ist in verarmt. Die
Unterschichten, fast 40 Millionen Essensmarkenempfänger, sind in
Arbeitslosigkeit, prekärer Beschäftigung, Armut, Kriminalität und
Drogensucht gefangen. Die Infrastruktur zerfällt, das ehemals
vorbildliche öffentliche Verkehrssystem befindet sich auf
Entwicklungslandniveau, das Gesundheitssystem ist, auch nach
"Obamacare", für Millionen nicht erreichbar, das Bildungssystem
produziert einen Analphabetismus von über 30 Prozent. Die inneren
Repressionskräfte sind zu Bürgerkriegsarmeen aufgerüstet worden, denen
tausende der Unterprivilegierten zum Opfer fallen. Millionen sitzen in
einem gigantischen teils privatisierten Gefängnissystem.

Standen die USA 1945 für die Hälfte der globalen Wirtschaftskraft, so
ist es heute kaum noch ein Fünftel. Die neoliberale Gegenreformation
ist allerdings ein widersprüchlicher Prozess. Während die
sozialökonomische Basis des Imperiums beständig schrumpfte, konnte das
US-Finanzkapital seine Anteile an der globalen Profitproduktion im
Wesentlichen halten. Zu den Stärken des Imperiums gehört daher sein
globales Geldsammel- und Spekulationszentrum, die Wall Street, die mit
Hilfe der Machtposition des Dollar - gerade im Ölhandel - große Teile
des globalen Mehrwert anzuziehen in der Lage ist.


Niemand sagt "Njet"

Dazu kommt eine weltumspannende Kriegs-, Geheimkriegs- und
Überwachungsmaschine, welche nicht zuletzt mit der fast monopolartigen
Position seiner IT-Giganten die globale Kommunikation überwacht,
zentralisiert und sammelt. Aber nicht nur überwacht, sondern auch
gestaltet. Die gigantische, monopolisierte Bewusstseinsindustrie und
ein Heer von Einflussjournalisten steuert über Emotionalisierungen,
Personalisierungen, Ablenkungen und Trivialisierungen sehr effektiv,
was gedacht, gedeutet, vermutet, empfunden und geglaubt werden soll.

Diese Bewusstseinsindustrie wird ergänzt durch eine omnipräsente
Kriegsmaschine, die mit Special-Forces-Einheiten in über 150 Staaten
der Welt aktiv ist, mit einem globalen Netz von weit mehr als 1 000
Stützpunkten, einer mit 7 000 Atomsprengköpfen ausgerüsteten
Nuklearstreitmacht, Atom-U-Booten, Flugzeugträgerkampfgruppen,
strategischen Bombern, Raketen und immer mehr bewaffneten Drohnen den
globalen Herrschaftsanspruch des Imperiums durch permanente Kriege
aufrecht zu erhalten sucht. 1991 war der große Befreiungsschlag der
US-Kriegsmaschine. Endlich konnte weltweit das große Aufräumen
beginnen, ohne dass jemand "Njet!" sagen konnte. Mit katastrophalen
Folgen. Nun, dreißig Jahre später, neigt sich diese Phase dem Ende zu.


Chinas Wende

Die neoliberal ausgezehrten USA sind weit entfernt vom "American
Dream" der New-Deal-Väter, während gerade eine starke chinesische
Staatsmacht in der Lage ist, ein Infrastrukturprojekt, die "Belt and
Road Initiative" ("Neue Seidenstraße"), in Angriff zu nehmen und auch
systematisch umzusetzen, das sich über drei Kontinente und mehr als 60
Länder bis hin zu einer sich selbst zerlegenden EU erstreckt und
dessen Investitionsvolumen in zweistelligen Billionen Dollar gerechnet
wird. Das Technologieprogramm "Made in China 2025" ist eine
Kampfansage an die "westlichen" Technologiemonopole. Auf 2049, den
100. Jahrestag der Revolution, ist sowohl "Belt and Road" terminiert
als auch das Ziel, in den wichtigsten High-Tech-Sektoren zur
Weltspitze zu gehören. Das Imperium verfügt schon seit Jahrzehnten
nicht mehr über die Kraft für derartige Programme. Die offenen
Repressionen gegen Huawei sind ein signifikantes Zeichen von Schwäche.

Anfang der 1970er Jahre, auf dem Höhepunkt des Vietnamkriegs, gelang
dem Imperium ein strategischer Schachzug. Mao Zedong war nach schweren
ökonomischen Rückschlägen des "Großer Sprungs", nach den "Drei
Bitteren Jahren" (1958 - 61) und der Hochphase der "Kulturrevolution"
(1966 - 69) zu einem Seitenwechsel bereit. Er kündigte die
internationale Solidarität der Kommunisten, auch in Bezug auf Vietnam,
und wechselte an die Seite des Imperiums. Die Spaltung der
kommunistischen Bewegung hatte für die Große Alternative eine kaum zu
überschätzende negative Bedeutung.

China, als gewissermaßen "strategischer Partner" des Imperiums, gelang
es im Gegenzug allmählich, der harten Blockade- und
Containment-Politik des Imperiums zu entkommen und sich den
Notwendigkeiten des Wettrüstens zu entziehen. Das begünstigte
schließlich die ökonomische Öffnung des Landes für kapitalistische
Mehrwertabschöpfung, auch für international agierende Kapitalien. Nach
1991 wurde China mehr und mehr zu einem Hotspot der nun globalisierten
Mehrwertproduktion. Das Land konnte allerdings einen erheblichen Teil
des im Land erarbeiteten Mehrwerts sowohl nationalisieren als auch
privat akkumulieren. In einem bemerkenswerten Aufholprozess gelang es,
das Land zu industrialisieren, Millionen aus bitterer Armut zu
befreien und eine moderne Infrastruktur zu schaffen. China konnte sich
zur zweitgrößten Ökonomie der Erde entwickeln. Allerdings unter der
Akzeptanz einer gewissermaßen "Neuen Ökonomischen Politik, NÖP 4.0",
um es positiv zu formulieren, oder nüchterner, einer ähnlichen
Vermögens­ungleichheit wie in den USA.


Ein neues Kraftzentrum

Aus der Perspektive des Imperiums waren, unter US-Protektion und
Mithilfe von US-Kapital, in Asien mächtige Herausforderer für seinen
Weltmachtstatus entstanden. Die Trump-Regierung hat dies in ihren
strategischen Dokumenten wie dem "Nuclear Posture Review 2018" oder
der "National Defense Strategy", als "zentrale Herausforderung für den
Wohlstand und die Sicherheit der USA" offen formuliert. Russland und
China gelten als "revisionistische Mächte", die langfristig den
"Post-Cold-War"-Status-quo infrage stellen. Entsprechend hat das Weiße
Haus die Politik gegenüber diesen Staaten verschärft, Sanktionen gegen
Russland verhängt und einen Handels- und Technologiekrieg gegen China
vom Zaun gebrochen. In einer Ironie der Geschichte zeitigt das
beabsichtigte Containment allerdings unangenehme Ergebnisse. Das
Worst-Case-Szenario der US-amerikanischen Geostrategen zeichnet sich
deutlich ab: Die Zusammenarbeit der eurasischen Rohstoff-, Industrie-,
High-Tech-, Infrastruktur-, Rüstungs- und Atom-Großmächte nimmt immer
deutlichere Züge an. Auch die Abkehr vom Dollar kommt voran.
Beispielsweise gewann die Shanghai Cooperation Organisation (SCO) 2018
Indien und Pakistan als Vollmitglieder hinzu. Sie verfügt über 23
Prozent der globalen Landmasse, 45 Prozent der Weltbevölkerung und
repräsentiert ein Viertel der globalen Wirtschaftskraft. Das Zentrum
der globalen Dynamik beginnt sich nach Asien zu verlagern. Die
500-jährige europäisch-amerikanische Expansion hat ihren Zenit
überschritten.


Angeblich ein Erfolg

Für die inzwischen vom Krieg erholten europäischen Mächte eröffnete
sich mit der Krise 1975 die Möglichkeit zu größeren eigenen
"Integrationsbemühungen".

1970 hatte die "Werner-Kommission" (nach dem luxemburgischen
Ministerpräsidenten Pierre Werner) die stufenweise Einführung einer
Wirtschafts- und Währungsunion in den damaligen EG-Ländern
vorgeschlagen. Damals noch etwas überambitioniert. Aber schon 1979
vereinbarten die Staaten des Europäischen Währungssystems (EWS) feste
Wechselkurse, die von ihren Zentralbanken in einer Schwankungsbreite
von plus/minus 2,5 Prozent zu halten waren.

Mit dem Zusammenbruch der sozialistischen Staaten 1989 - 1991
erweiterten sich die Spielräume. 1989 legte Kommissionspräsident
Jacques Delors einen ebenfalls dreistufigen Plan für eine
Währungsunion vor. 1999 gab es in Europa faktisch ein einheitliche
Währung, 2002 einheitliche Banknoten und Münzen, den Euro. Hört sich
nach Erfolgsgeschichte an, ist es aber nicht.

Die Konstruktion des Euro erfolgte, entsprechend der Heterogenität des
Euroraums, nach imperialen Interessen. Eine deutsch-dominierte
"Integration" Europas hatte in den Plänen des entstehenden deutschen
Imperialismus nach 1871 immer konkretere Gestalt angenommen. Sie
sollte in zwei Weltkriegen, genauer gesagt dem dreißigjährigen Krieg
von 1914 - 1945, militärisch durchgesetzt werden. Dieser militärische
Anlauf endete bekanntlich in einem derartig katastrophalen Desaster,
dass alle militärischen Optionen eines deutsch-dominierten
zentraleuropäischen Machtgebildes erst einmal vom Tisch waren. Nicht
allerdings das Ziel selbst.


Zu hart und zu weich

Unter der Regie der dem deutschen Finanzkapital verpflichteten hart
monetaristischen Bundesbank entstand eine Kampfwährung des deutschen
Finanzkapitals. Der Euro fungiert als Gemeinschaftswährung ohne reale
parlamentarische Legislative, ohne eine funktionierende und
hinreichende wirtschafts- und sozialpolitische Ausgleichs- und
Entwicklungsstruktur, dafür aber mit einem rigiden
"ordnungspolitischen" Austeritäts- und Wettbewerbs­programm wie dem
"Stabilitäts- und Wachstumspakt". Der Euro musste strukturell die
industriell- und exportstärksten Einzelstaaten bevorteilen. Zumal
durch die konjunkturpolitische Selbstkastrierung der Verschuldungs-
und Defizitgrenzen plus der später in­stallierten "Schuldenbremse"
eine aktive keynesianische Konjunkturpolitik unmöglich gemacht wurde.
Der Euro war für die ökonomisch schwachen Länder zu hart und für die
starken Länder erfreulich weich.


Risse in der EU

Die Kampfwährung heizte die Exportoffensive vor allem Deutschlands
ungeheuer an. Die Krise 2007 ff. und die Weigerung der
Bundesregierung, die Krisenlasten, genauer, die Rettung des
Finanzkapitals, gemeinschaftlich zu tragen ("Keine Eurobonds", "Wir
(also das deutsche Kapital) wollen gestärkt aus der Krise
hervorgehen"(Merkel)) verstärkten die zentrifugalen Kräfte in Euroland
drastisch, bis hin zur Insolvenz einiger Euro-Staaten und dem Brexit
genannten Ausstiegsvorhaben Großbritanniens.

Ökonomisch kann die EU mit dem Imperium zwar durchaus mithalten, die
Dominanz finanzkapitalistischer Partikularinteressen und der
austeritätspolitischen Staatsverarmung verhinderte bislang allerdings
nachhaltig den Aufbau einer gemeinschaftlichen Kriegs- und
Geheimdienstmaschine, die in Konkurrenz zu den Fähigkeiten des
Imperiums treten könnten. Dies auszugleichen ist zwar das Ziel der
europäischen Geostrategen, da die Vasallenschaft zum Imperium immer
teurer zu stehen kommt, ob es gelingt ist eine andere Sache. Schon bei
der von Wladimir Putin 2001 angebotenen Partnerschaft mit Russland,
welche Deutsch-Europa von seinen strategischen Rohstoffproblemen
befreit und ein eurasisches Kraftzentrum ermöglicht hätte, hat die
atlantische Nibelungentreue und die eingeübte Russophobie den Sieg
davon getragen. Es ist nicht sehr wahrscheinlich, dass es heute in
Europa irgendwo intelligenter aussieht.
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USA/1413: Washington - fehlinformiert und kriegsbereit ... (SB)


Washington - fehlinformiert und kriegsbereit ...



Mit dem politischen Quereinsteiger Donald Trump hat der
US-Sicherheitsapparat seine Schwierigkeiten. Der Bauunternehmer und
Reality-Fernsehstar hat 2016 die Präsidentenwahl gegen Hillary Clinton
unter anderem mit dem Versprechen gewonnen, die Beziehungen zu Rußland
zu verbessern sowie die "sinnlosen Kriege" der USA im Übersee zu
beenden und das eingesparte Geld in die heimische Wirtschaft zu
stecken. Seit dem Einzug Trumps ins Weiße Haus im Januar 2017 tun CIA,
Pentagon und die allmächtige Rüstungslobby im Kongreß wirklich alles,
um Trump vom möglichen Einlösen dieses Versprechens abzubringen - mit
Erfolg. Dank des Märchens von der alles entscheidenden Einmischung des
Kremls in den Präsidentenwahlkampf zugunsten Trumps ist das Verhältnis
zwischen Moskau und Washington heute fast so zerrüttet wie während der
Kuba-Krise 1962. Trumps Versuch, mit dem nordkoreanischen
Staatsratspräsidenten Kim Jong-un ein Friedensabkommen zu schließen,
haben Außenminister Mike Pompeo und der Nationale Sicherheitsberater
John Bolton Ende Februar beim Gipfeltreffen in Hanoi gezielt
torpediert.

Zwar verhandeln die USA seit Ende vergangenen Jahres offen mit den
afghanischen Taliban, dafür hat Trump bereits 2017 Raketenangriffe
gegen die Syrische Arabische Armee (SAA) angeordnet, wozu sich sein
Vorgänger Barack Obama niemals hinreißen ließ, läßt regelmäßig
CIA-Drohnenangriffe in Somalia und im Jemen durchführen und hat
zahlreiche Wünsche von Israels Premierminister Benjamin Netanjahu wie
die Anerkennung Jerusalems als Hauptstadt Israels sowie der syrischen
Golanhöhen als israelisches Staatsgebiet und den Austritt aus dem
Atomabkommen mit dem Iran erfüllt, sehr zum Schaden des
Nahost-Friedensprozesses mit den Palästinensern. Ungeachtet aller
Streitereien mit Trump haben die Kriegsfalken dessen Anordnung vom
vergangenen Dezember, angesichts der Zerschlagung des Kalifats der
"Terrormiliz" Islamischer Staat (IS) in Syrien alle US-Streitkräfte
von dort abzuziehen, schlicht ignoriert. Nach den letzten Angaben des
Pentagons bleiben vorerst rund 1000 Soldaten im syrischen Osten, um
gegen "iranische Umtriebe" vorgehen zu können.

Ein Paradebeispiel dessen, wie der "tiefe Staat" quasi an Trotzkopf
Trump vorbei regiert, lieferte am 17. April die New York Times, das
einstige große liberale Blatt Amerikas, das mit dem Ende des Kalten
Krieges zum Sprachrohr des amerikanischen Unilateralismus mutiert ist.
Der Artikel mit dem Titel "Gina Haspel Relies on Spy Skills to Connect
With Trump. He Doesn't Always Listen." ist eine einzige Hagiographie
der amtierenden CIA-Chefin, die an der Seite ihres Vorgängers Pompeo
all ihre Erfahrung als Agentenführerin und Vernehmungsexpertin sowie
ihren weiblichen Charme einsetzt, um Trump auf Kriegskurs zu halten.
Eine Anekdote, wie die frühere Folterschergin, die 2002 eine "black
site" der CIA in Thailand leitete, im Sinne des neokonservativen
Bolton-Pompeo-Gespanns Trump regelrecht steuert, gewährt tiefe und
beunruhigende Einblicke in die brandgefährlichen Machenschaften an der
amerikanischen Staatsspitze. Hier wird der Oberkommandierende der
US-Streitkräfte, der die ausschließliche Befehlsgewalt über ein
gigantisches Atomwaffenarsenal innehat, mit gezielten Desinformationen
in die Irre geführt. Bei der Anekdote ging es darum, wie die USA auf
den angeblichen Nervengiftanschlag auf den ehemaligen russischen
Geheimdienstagenten Sergej Skripal und seine Tochter im südenglischen
Salisbury am 4. März 2018 reagieren sollten. Dazu heißt im
NYT-Artikel:

London drängte das Weiße Haus, Dutzende mutmaßlicher russischer
 Agenten auszuweisen, doch Herr Trump blieb skeptisch. Anfangs
 hatte er die Vergiftung als Teil üblicher Spionenspiele,
 unappetitlich, aber innerhalb der Grenzen der Spionage, abgetan.
 Einige Regierungsvertreter erklärten, sie dachten, Herr Trump, der
 häufig Abtrünnige als "Ratten" kritisiert, hege eine gewisse
 Sympathie für das Vorgehen der russischen Regierung gegen jemanden,
 den sie als Verräter betrachtete.



Während der Diskussion wendete sich Frau Haspel, damals
 Stellvertretende CIA-Direktorin, Herrn Trump zu. Mit einer leisen,
 aber festen Stimme umriß sie die möglichen Erwiderungen, bevor sie
 sich nach vorne lehnte und dem Präsidenten sagte, daß die "starke
 Option" die Ausweisung von 60 Diplomaten wäre.



Um Herrn Trump zu überzeugen, haben, laut Personen, die über die
 Unterhaltung gebrieft wurden, Regierungsvertreter, darunter Frau
 Haspel, versucht zu zeigen, daß Herr Skripal und seine Tochter
 nicht die einzigen Opfer des russischen Anschlags waren.



Frau Haspel legte Bilder, welche die britische Regierung ihr zur
 Verfügung gestellt hatte, von Kleinkindern vor, die wegen Kontakts
 mit den Nervengift Novichok im Krankenhaus behandelt wurden.
 Anschließend hat sie ein Foto von Enten gezeigt, von denen
 britische Amtsträger behauptet hätten, sie seien durch die
 schlampige Arbeit der russischen Agenten getötet worden.



Frau Haspel war nicht die erste Person, die emotionsgeladende
 Bilder benutzt hatte, um an den Präsidenten zu appellieren, doch in
 Verbindung mit ihrem kaltschnäuzigen Realismus erwies sich das
 Vorgehen als effektiv: Herr Trump starrte die Bilder der erkrankten
 Kinder und der toten Enten an. Am Ende der Unterredung machte er
 sich die starke Option zu eigen.



Das Frappante an der Geschichte ist, daß sie vollkommen erstunken und
erlogen ist, entweder von der CIA oder dem britischen
Auslandsgeheimdienst MI6 oder beiden. Bereits am 16. März 2018 hat
Stephen Davies, ranghöchster Notfallmediziner am Krankenhaus von
Salisbury, in einem Brief an die Times of London Pressemeldungen,
wonach "40 Menschen" wegen des "Giftanschlags" ärztlich behandelt
werden mußten, als absoluten Nonsens abgetan. Einzig die beiden
Skripals und der Polizist Nick Baily, der das Haus Sergej Skripals als
mutmaßlichen Tatort sicherte, sollen mit dem fraglichen Kampfstoff in
Kontakt gekommen sein. Wegen der Bitte des Londoner Guardians um eine
Stellungnahme zu den denkwürdigen Angaben in dem fragliche NYT-Artikel
erklärte gestern Tracy Daszkiewicz, Leiterin des öffentlichen
Gesundheitsamts der Grafschaft Wiltshire: "Es gab keine weiteren Opfer
außer den bereits genannten. Keine Wildtiere sind durch den Vorfall in
Mitleidenschaft gezogen und keine Kinder sind dem Gift ausgesetzt oder
deshalb krank geworden."

Angesichts einer solch eindeutigen Feststellung sind Sorgen um die
Informationspolitik der Mitarbeiter von US-Präsident Trump mehr als
berechtigt. Vor wenigen Tagen hat Trump auf Drängen Netanjahus die
iranische Revolutionsgarde als erste staatliche Organisation überhaupt
auf die Terrorliste Washingtons gesetzt. Damit ist eine Krise am
Persischen Golf aufgrund eines Zwischenfalls zwischen Schiffen der
US-Kriegsmarine und Schnellbooten der iranischen Revolutionsgarde
vorprogrammiert. In einer solchen Situation steht zu befürchten, daß
Trump anstelle wirklichkeitstreuer Fakten manipulierte Daten vorgelegt
bekommt, die ihn in Richtung Eskalation treiben. Bereits 2002 war John
Bolton an dem massiven Schwindel mit den Massenvernichtungswaffen
beteiligt, mittels dessen die USA einen Vorwand für einen illegalen
und blutigen Einmarsch in den Irak schufen. Eine ähnliche
Betrugsaktion ist dem ehemaligen UN-Botschafter George Bush juniors in
Bezug auf den Iran, den er und Netanjahu seit mindestens 20 Jahren als
"Hauptsponsor des internationalen Terrorismus" verteufeln, zuzutrauen.

18. April 2019
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ARMUT/271: Lateinamerika und Peru - Über Strategien zur Verringerung ländlicher Armut (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Lateinamerika / Peru

Fokus: SDGs (Nachhaltigkeitsziele)

Über Strategien zur Verringerung ländlicher Armut

Von Eduardo Zegarra



(Mexiko-Stadt, 3. April 2019, desinformémonos/nodal) - Der jüngste
Bericht der Vereinten Nationen über ländliche Armut in Lateinamerika
und der Karibik zeigt, dass die Länder dieser Regionen im Kampf gegen
die Armut im ländlichen Raum mit einem historischen Rückschlag
konfrontiert sind. Bisher gibt es noch keine effizienten Strategien,
um die Armut in der Region zu reduzieren.

Peru ist eines der Länder, das in den letzten 15 Jahren ein
bescheidenes, an den Rohstoffboom geknüpftes Wachstum erfahren hat.
Sein wirtschaftliches Wachstum war von 2004-2012 stark und
verlangsamte sich dann. Die jährlichen Wachstumsraten des Landes
sanken von sechs Prozent auf zwei bis drei Prozent. Damit liegt Peru
im lateinamerikanischen Trend.

Wenn das Wachstum fünf Prozent überschreitet, spüren auch die
ländlichen Sektoren die positiven Auswirkungen, da sich die Armut
reduziert. Aber wenn die Wachstumsrate unterhalb von drei bis vier
Prozent liegt, dann stagniert die ländliche Armut aufgrund von
fehlenden Politiken und Strategien - so, wie es jetzt gerade der Fall
ist. Man kann jedoch nicht unbedingt davon ausgehen, dass die Länder
der Region schlüssige Strategien hatten, um die Armut auf dem Land zu
mindern.

Dass sich die Armut verringerte, lag vor allem an makroökonomischen
Wachstumsfaktoren. Es wurden zwar soziale Programme zur Linderung der
Armut eingesetzt, aber diese sind überhaupt nicht ausreichend, um den
Ursprung des Problems zu bekämpfen. Peru hat keine spezifischen und
kohärente Strategien gehabt: 40 Prozent der ländlichen Bevölkerung
sind von Armut betroffen und weitere 40 Prozent befinden sich in einer
prekären Lage. Zu jeder Zeit kann jeder wirtschaftliche Schock oder
jede Naturkatastrophe die Landwirt*innen schwächen.


Die Situation in Lateinamerika

Diese ländliche Armut ist allen Ländern Lateinamerikas gemeinsam, da
die Agrarsektoren überall verstreut liegen, mit hohen Transportkosten
verbunden und abhängig von Naturressourcen sowie Risiken ausgesetzt
sind, weshalb sie wenig Kapital anziehen. In diesen Ländern
konzentriert sich ein Großteil der Investitionen auf die urbanen Zonen
und nur sehr wenige auf die ländlichen Zonen. Dieses Ungleichgewicht
sorgt dafür, dass die Produktivität und das Einkommen in ländlichen
Zonen deutlich geringer sind als die in den Städten.

20 Prozent der Bevölkerung leben im ländlichen Raum, erbringen jedoch
nur fünf bis sechs Prozent der Produktion. Dieses Maß an Ungleichheit
gefährdet die politische und gesellschaftliche Stabilität. Das Problem
hat auch eine ethische Dimension: eine Person, die auf dem Land
geboren wird, ist mit dreimal größerer Wahrscheinlichkeit von Armut
betroffen, als eine Person, die in der Stadt geboren wird.
Andererseits hemmt die fehlende Entwicklung der ländlichen Räume die
Entwicklungsmöglichkeiten aller Gegenden.


Soziale Hilfen wichtig, aber nicht ausreichend

Die Sozialpolitiken allein sind nicht ausreichend, um diese Probleme
zu lösen. Diese sozialen Hilfsleistungen sind wichtig und müssen
beibehalten werden, aber sie lindern nur die Symptome und verändern
die ländliche Gesellschaft nicht. Die Entwicklung des ländlichen
Raumes muss Teil der öffentlichen Maßnahmen werden. Private
Finanzierungsmittel gehen dahin, wo die Rentabilität am höchsten ist -
also in die Städte. Um mit öffentlichen Politiken einzugreifen, ist es
oft nötig, der natürlichen Schieflage des Marktes entgegenzuwirken,
indem die Ressourcen auf die ländlichen Räume konzentriert werden. Das
ist strategisch wichtig für die Stabilität und das langfristige
Wachstum eines Unternehmens.

Es muss eine Strategie entwickelt werden, um Investitionen in
ländliche Räume, in die mittelgroßen Städte zu locken, in
Entwicklungszentren mit einer breiten Interaktion mit den ländlichen
Räumen. Dies wurde lange Zeit nicht gemacht, weil es anscheinend gegen
neoliberale Prinzipien geht, die den Finanzsektor und Steuerparadiese
bevorzugen. Wir brauchen einen Staat mit einem Entwicklungsprojekt,
das die Stadt nicht vom Land trennt. Für eine effektive Entwicklung
werden starke mittelgroße Städte benötigt, die eine Nachfrage nach
Investitionen auf dem Land erzeugen, sowie eine Dynamik, die erlaubt,
dass ein zukünftiges Wachstum sich mehr auf das ganze Land
konzentriert. Wenn das Problem der ländlichen Armut angegangen werden
soll, ist es notwendig, Entwicklungspolitiken im ländlichen Raum
anzuwenden, die eine wichtige Rolle dabei spielen, öffentliche und
private Investor*innen in die mittelgroßen Städte zu ziehen.

Außerdem ist ein institutioneller Wandel nötig. In vielen Ländern
Lateinamerikas sind die Zentralisierungsprozesse schlecht gemanagt
worden und haben wenig Erfolg gehabt. Die lokalen Regierungen sind
weiterhin schwach und desorganisiert und die nationalen Regierungen
zeigen wenig Enthusiasmus, wenn es darum geht, den regionalen
Regierungen mehr Macht zu geben. Es gibt kein dezentralisiertes
Regierungsmodell.

Peru gilt häufig als ein aufstrebendes Land, doch die Armut auf dem
Land ist weiterhin massiv. Wir müssen eine Umgestaltung des ländlichen
Raumes denken, um das Maß an Armut zu reduzieren. In diesem Sinne
brauchen Länder wie Peru immer noch viel Hilfestellung und
Orientierung zur Entwicklung des ländlichen Raumes.

* Der Autor ist leitender Forscher der Analysegruppe für Entwicklung
Grade (Grupo de Análisis para el Desarrollo)
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LEISTUNGEN/631: Hartz IV-Sanktionen - Forderung nach Abschaffung bekräftigt (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 18. April
2019

Hartz IV-Sanktionen: Paritätischer bekräftigt Forderung nach Abschaffung




In fast jedem zweiten Fall sind Widersprüche gegen Sanktionen für
Bezieherinnen und Bezieher von Leistungen nach SGB II erfolgreich. Das fand
eine Anfrage heraus. Das bestätigt Werner Hesse, Geschäftsführer des
Paritätischen Gesamtverbandes in der Forderung des Verbandes, Sanktionen
generell abzuschaffen.

"Sanktionen treiben Menschen an die Grenzen des Existenzminimums und
darüber hinaus. Sie sind nicht nur unmenschlich, sondern werden auch noch
häufig falsch angeordnet "so Hesse. Eine Anfrage der Fraktion DIE LINKE im
Bundestag. 46 Prozent der Widersprüche gegen Sanktionen wegen fehlender
Mitwirkung wurde ganz oder teilweise stattgegeben und 42 Prozent der Klagen
waren erfolgreich. Außerdem gebe es keinen Beleg, dass Sanktionen
erfolgreich sind. "Wir brauchen echte Förderungen und
Qualifizierungsmaßnahmen, keine drakonischen Strafen", so Hesse weiter. Der
Paritätische Wohlfahrtsverband plädiert seit langem für die Abschaffung der
Sanktionen.

Im Jahr 2018 gab es über 900.000 Saktionen gegen Hartz IV-Bezieherinnen und
-Bezieher. Fast 80 Prozent gehen zurück auf vermeintliche
Meldeversäumnisse, also verpasste Termine. Für Werner Hesse völlig
unverhältnismäßig: "Es kann nicht sein, dass der Kühlschrank leer bleibt
oder sogar aufgrund ausbleibender Mietzahlungen die Obdachlosigkeit droht,
weil jemand seinen Sachbearbeiter nicht erreicht hat. Diese
verfassungsrechtlich zweifelhafte Praxis muss beendet werden."

 * 
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RENTE/728: Studie zur "Rente mit 67" - mehr Ungleichheit und "große sozialpolitische Risiken" (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 17.04.2019

Renteneintrittsalter steigt - Forscher sehen mehr Ungleichheit und
"große sozialpolitische Risiken"

Neue Studie zur "Rente mit 67"



Länger arbeiten, später in den Ruhestand - darauf müssen sich die
Menschen im Zuge der Verschiebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters auf
67 einstellen. In den kommenden Jahren wird das tatsächliche
Renteneintrittsalter um bis zu anderthalb Jahre steigen - auf rund 65
einhalb Jahre. Das zeigt eine neue, von der Hans-Böckler-Stiftung
geförderte Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW).

Damit wird zwar die Verlängerung der Lebensarbeitszeit, das wesentliche
Ziel der "Rente mit 67", erreicht. Der Preis dafür sind nach Analyse der
DIW-Forscher jedoch höhere Ungleichheit und größere Armutsrisiken im
Alter. Denn der weiterhin erhebliche Unterschied zwischen gesetzlicher
Regelaltersgrenze und tatsächlichem Renteneintritt zeigt, dass viele
Menschen vorzeitig aus dem Berufsleben ausscheiden müssen. Das Risiko,
nicht durchzuhalten, ist für Beschäftigte mit mittlerem oder niedrigerem
Bildungsabschluss spürbar höher als für Arbeitnehmer mit höherer Bildung.
"Gerade für Menschen, die ohnehin auf dem Arbeitsmarkt schlecht dastehen,
wird es schwierig sein, sich an die neuen Altersgrenzen anzupassen. Die
spätere Rente trifft also die Schwächsten am härtesten", fasst
DIW-Rentenexperte Dr. Johannes Geyer ein zentrales Ergebnis der Untersuchung
zusammen.

Hinzu kommt: Wer nicht bis zur Regelaltersgrenze durchhält, etwa aus
gesundheitlichen Gründen oder weil er nach einer Entlassung keinen Job
findet, könnte künftig bei den finanziellen Möglichkeiten im Ruhestand
noch weiter zurückfallen als heute schon: Bei mindestens zweijähriger
Erwerbslosigkeit vor Renteneintritt dürften die Einkommenseinbußen
gegenüber Menschen, die direkt aus Erwerbstätigkeit in Rente gehen, von
aktuell zehn auf 16 bis 17 Prozent im verfügbaren Einkommen steigen. Wer
vorher aus der Erwerbstätigkeit ausscheiden muss, hat also deutlich
weniger Geld zur Verfügung - und muss möglicherweise über andere
Sozialtransfers unterstützt werden. "Den entlastenden fiskalischen
Wirkungen" der Rente mit 67 "stehen große sozialpolitische Risiken
gegenüber", schreiben die Wissenschaftler.

Zwei Szenarien zur Arbeitsmarktentwicklung bis 2032

In den vergangenen Jahren ist die Quote der älteren Beschäftigten zwar
deutlich gestiegen. Das liegt aber ganz überwiegend daran, dass
Beschäftigte länger im Job bleiben. Wer dagegen im vorgerückten Alter
seinen Arbeitsplatz verliert, hat nach wie vor schlechte Chancen auf einen
neuen. Ob die Menschen zukünftig tatsächlich so lange arbeiten können wie
vorgesehen, hängt also entscheidend davon ab, wie sich der Arbeitsmarkt
für Ältere entwickelt.

Die Forscher haben zwei Szenarien bis zum Jahr 2032 simuliert - bis dahin
wird die Anhebung der Altersgrenze für die gesetzliche Rente von 65 auf 67
Jahre abgeschlossen sein. Im ersten Szenario gehen sie davon aus, dass die
Beschäftigungsquoten der Älteren auf dem heutigen Niveau verharren. In dem
Fall erfolgen weiterhin rund 40 Prozent aller Rentenzugänge nicht aus
einer Beschäftigung, 24 Prozent sind sogar mindestens zwei Jahre
erwerbslos vor dem Übergang in die Rente.

Im zweiten Szenario rechnen die Wissenschaftler mit einer steigenden
Beschäftigungsquote älterer Menschen, indem sie die ausgesprochen gute
Arbeitsmarktentwicklung der vergangenen Jahre fortschreiben. Dann sinkt
der Anteil derjenigen, die nicht aus einer Beschäftigung in die
Altersrente wechseln, auf gut 20 Prozent. In beiden Fällen steigt das
tatsächliche Renteneintrittsalter, das aktuell im Schnitt bei gut 64
Jahren liegt, bis zum Beginn der 2030er-Jahre an: im ersten Szenario auf
65,5 Jahre, im zweiten auf 65,8 Jahre. Allerdings zeigen sich dabei
deutliche Unterschiede: Für höher gebildete Personen verschiebt sich der
Renteneintritt mit 1,6 bis zwei Jahren deutlich stärker als für Personen
mit geringer oder mittlerer Bildung mit einem bis 1,4 Jahren.

Kontinuierliche Erwerbstätigkeit bis zur Rente nicht die Regel

"Trotz des günstigen Arbeitsmarktumfeldes ist die kontinuierliche
Erwerbstätigkeit bis zum Renteneintritt längst nicht die Regel", so die
Forscher. Nur bei einer sehr günstigen weiteren Arbeitsmarktentwicklung
würden deutlich weniger Menschen aus Erwerbslosigkeit in die Rente
wechseln. Für jene, die es nicht bis zur Altersgrenze schaffen, sei der
frühe Erwerbsaustritt in jedem Fall mit größeren Einkommenseinbußen
verbunden. Schließlich haben sie nicht nur kürzer in die
Rentenversicherung eingezahlt, sondern müssen auch substanzielle,
dauerhafte Abschläge auf die gezahlte Rente hinnehmen. Beispiel: Wer
heutzutage aus mindestens zweijähriger Erwerbslosigkeit in die Rente
wechselt, verfügt laut DIW im Schnitt über ein zehn Prozent geringeres
Haushaltseinkommen als diejenigen, die bis zum Renteneintritt erwerbstätig
sind. Im Jahr 2032 würde die Lücke im ersten Szenario auf 16 Prozent und
im zweiten Szenario auf 17 Prozent wachsen. Besonders betroffen seien
Menschen mit typischen "Risikofaktoren" wie beispielsweise geringere
Bildung oder körperlich anstrengende Tätigkeiten. Am besten könnten sich
Menschen mit guter Bildung und stabilen Beschäftigungsverhältnissen
anpassen.

Zusätzliche Armutsrisiken bei sinkendem Rentenniveau

Menschen, die im höheren Erwerbsalter arbeitslos werden, und solche, die
aus gesundheitlichen Gründen nicht bis zur Regelaltersgrenze arbeiten
können, hätten "ein überdurchschnittlich hohes Risiko eines prekären
Übergangs in den Ruhestand", schreiben die Forscher. Zumal künftig nicht
nur die Altersgrenze angehoben, sondern gleichzeitig auch das Niveau der
gesetzlichen Renten sinken werde. Dadurch steige das Armutsrisiko im Alter
zusätzlich. "Neben der Frage, wie man den Arbeitsmarkt für Ältere so
gestaltet, dass es für viele Menschen möglich ist, ihre Erwerbstätigkeit
lange auszuüben, steht die Frage der Absicherung bei langfristigen
Erwerbsunterbrechungen", so das Fazit der DIW-Wissenschaftler. "Wenn es
das Ziel ist, den Lebensstandard von allen älteren Menschen abzusichern,
sind weitere Maßnahmen notwendig, um die finanziellen Belastungen von
Älteren zu begrenzen, die frühzeitig oder aus Arbeitslosigkeit in Rente
gehen müssen."


Originalpublikation:

Hermann Buslei, Patricia Gallego-Granados, Johannes Geyer, Peter Haan:

Rente mit 67: der Arbeitsmarkt für Ältere wird entscheidend sein,

DIW-Wochenbericht 16/17, April 2019.

Download: https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.619367.de/19-16-1.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 17.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AGRAR/1857: Landwirtschaft bleibt eine Zukunftsbranche (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 17. April 2019

Landwirtschaft bleibt eine Zukunftsbranche

Agrarfinanztagung von DBV und Rentenbank



"Trotz aller Herausforderungen am Standort Deutschland bleibt die
deutsche Landwirtschaft eine Zukunftsbranche." Mit dieser Aussage
eröffnete der Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV), Joachim
Rukwied, die diesjährige Agrarfinanztagung des Deutschen
Bauernverbandes und der Landwirtschaftlichen Rentenbank, die mit gut
160 Teilnehmern vornehmlich aus dem Bankenbereich wieder gut besucht
war. Rukwied machte in seinem Eingangsimpuls weiter deutlich, dass die
deutsche Landwirtschaft auf den Bankensektor als verlässlichen Partner
für die Finanzierung von Zukunftsinvestitionen setzt. "Genauso wie wir
eine verlässliche Politik und unternehmerische Freiräume brauchen, ist
eine vertrauensvolle Begleitung unserer Betriebe durch die
Kreditwirtschaft wichtig", so Rukwied. Ziel müsse es auch in Zukunft
sein, landwirtschaftliche Unternehmen in ihrem betrieblichen
Entwicklungsprozess kompetent zu beraten und passgenau zu finanzieren.

Nach dem aktuellen Bundesbankbericht lag der Fremdkapitalbestand in
der deutschen Landwirtschaft im Dezember 2018 mit 53,2 Milliarden Euro
über entsprechenden Vorjahresstand (50,2 Mrd. Euro). Teilweise ist
dieser deutliche Zuwachs auf die Folgen der letztjährigen Dürre in
weiten Teilen Deutschlands zurückzuführen. Eine zentrale Rolle für das
Investitionsgeschehen in der Landwirtschaft spielen die Agrarmärkte.
Die Entwicklungen und Perspektiven dieser Märkte waren daher wichtiges
Thema der Tagung. Exemplarisch im Fokus standen der Wettbewerb auf dem
Zuckermarkt und die Chancen des Zuckerrübenanbaus. Zum
gesamtwirtschaftlichen Umfeld prognostizierte der Chefvolkswirt der
Commerzbank, Dr. Jörg Krämer, dass das Zinsniveau auch in den nächsten
Jahren niedrig bleiben und sich die konjunkturelle Lage der deutschen
Wirtschaft in der zweiten Jahreshälfte wieder erholen dürfte.

In der Tierhaltung dämpfen die gesellschaftspolitische Diskussion um
mögliche neue rechtliche Rahmenbedingungen und gestiegene Baukosten
die Investitionen in Ställe. Die Fragen, wie die Investitionstätigkeit
in der Nutztierhaltung wieder angekurbelt werden und wie eine
strategische Betriebsplanung erfolgen kann, waren weiterer Schwerpunkt
der Tagung. Im Rahmen einer Paneldiskussion wurden auch die
Perspektiven für die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) diskutiert.

Schließlich widmete sich die Tagung der Bedeutung von Innovationen für
die Agrarwirtschaft. Es konnte aufgezeigt werden, wie etablierte
Unternehmen mit Start-ups zu beiderseitigem Nutzen zusammenarbeiten.
Die Agrarfinanztagung bot damit auch in diesem Jahr eine Plattform für
den Austausch zwischen Agrarwirtschaft und Bankpartnern.


Vortrag Bruns

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=719709

Vortrag Dr. Krämer 

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=719710

Vortrag Opperer 

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=719711

Vortrag Dr. Schmied

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=719712

Vortrag Dr. Schmitz 

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=719713

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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TELEKOMMUNIKATION/849: Bundesnetzagentur geht gegen Fax-Spam vor (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 17.04.2019

Bundesnetzagentur geht gegen Fax-Spam vor

Abschaltung von 59 Rufnummern angeordnet



Die Bundesnetzagentur hat wegen Massen-Fax-Spam die Abschaltung von
insgesamt 59 Ortsnetzrufnummern angeordnet.

Faxe bewerben Ankauf gebrauchter Fahrzeuge

Nach den Erkenntnissen der Bundesnetzagentur waren die abgeschalteten
Rufnummern als Ursprungsnummern für den massenhaften Versand von
unerwünschten Werbefaxen vorgesehen. Die über die Nummern versandten
Faxe waren der Bundesnetzagentur in Text und Aufmachung aus einer
Vielzahl anderer Beschwerden bekannt. In den Faxen wird unter frei
erfundenen Firmenbezeichnungen für den Ankauf gebrauchter
Kraftfahrzeuge geworben.

Ermittlungen erfolgreich dank Mithilfe eines Verbrauchers

Aufgrund von entsprechenden Verbraucherbeschwerden hatte die
Bundesnetzagentur in der Vergangenheit bereits regelmäßig die
Abschaltung der in den Faxen angegebenen Kontaktrufnummern angeordnet.
Von welchem Anschluss aus die Werbefaxe tatsächlich versendet werden,
hatte sich aus Gründen des geltenden Fernmeldegeheimnisses bislang
allerdings nicht aufklären lassen.

Die Rufnummern konnten nun dank der Mithilfe eines betroffenen
Verbrauchers ermittelt werden. Dieser hatte auf seinem Faxanschluss
eine kostenpflichtige Fangschaltung einrichten lassen. Auf diese Weise
ließen sich bei den anschließend empfangenen unerwünschten Werbefaxen
einzelne Ursprungsrufnummern herausfinden.

h5>Fax-Spam weiterhin verbreitet


Die abgeschalteten Rufnummern sind auf der Webseite der
Bundesnetzagentur unter www.bundesnetzagentur.de/Massnahmenliste
veröffentlicht. Verbraucher, die belästigende Faxe erhalten, können
sich unter www.bundesnetzagentur.de/faxspam an die Bundesnetzagentur
wenden. Die Bundesnetzagentur ist bei ihren Ermittlungen auf möglichst
genaue Informationen der Verbraucher angewiesen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17.04.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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UNTERNEHMEN/2764: Talanx & Hannover Re reagieren auf NGO-Kampagne (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 18. April 2019

Talanx & Hannover Re reagieren auf NGO-Kampagne:

Kohle-Ausschluss lobenswert, lässt aber wichtige Fragen offen

- Unternehmen holen gegenüber Wettbewerbern beim Klimaschutz auf

- Gut fürs Klima: Keine neuen Kohlekraftwerke und Minen versicherbar 

- Ausnahmen in den Regeln könnten Klimanutzen deutlich schwächen



Hannover, 18.4.2019 - Zu den heute verkündeten Kohle-Einschränkungen der
Versicherungskonzerne Talanx und Hannover Re, dem viertgrößten
Rückversicherer der Welt, sagt Regine Richter, Energie-Campaignerin bei
urgewald: "Das ist ein überfälliger, aber guter Schritt. Gerade der Neubau
von Kohlekraftwerken und �minen darf nicht mehr stattfinden, wenn wir die
Klimaschutzziele von Paris ernst nehmen. Damit nähern sich die Konzerne dem
Niveau europäischer Wettbewerber beim Kohle-Ausschluss an. Talanx und
Hannover Re halten sich über Ausnahmen aber große Hintertüren zur
Unterstützung von Kohle offen. An der Auslegung ihrer Regeln wird sich
zeigen, wie ernst es ihnen mit dem Klimaschutz ist."

Laut der heutigen Ankündigung von Hannover Re wird der Konzern die
Rückversicherung von neu geplanten Kohlekraftwerken oder �minen beenden.
Dies war eine der Kernforderungen in der Kampagne von urgewald und dem
internationalen NGO-Netzwerk Unfriend Coal in den vergangenen Monaten.
Diese Einschränkung betrifft jedoch nur die Versicherung von
Einzelprojekten, nicht aber das deutliche größere Geschäft mit so genannter
Treaty Re-Insurance, bei der Pakete aus Erstversicherungen rückversichert
werden.

Zudem heißt es in den Ankündigungen beider Konzerne: "In Staaten, in denen
der Anteil von Kohle im Energiemix besonders hoch ist und in denen kein
ausreichender Zugang zu alternativen Energien bestehtà", würden Ausnahmen
zugelassen. "Hierin lauert eine deutliche Schwächung der eigenen
Standards", kommentiert Richter. Dies könnte zum Beispiel bedeuten, dass
Länder wie Polen und Vietnam, in denen trotz Klimakrise immer noch viele
neue Kohlekraftwerke geplant sind, weiter von Hannover Re und der Talanx
Gruppe hierbei unterstützt werden. "Gerade wenn erneuerbare Energiequellen
bisher kaum vorhanden sind, müssen sie gezielt aufgebaut werden. Wenn wir
die Klimakrise ernsthaft bekämpfen wollen, brauchen wir einen konsequenten
Stopp der Versicherung und Rückversicherung von Kohle."

Weitere Informationen:

Kampagnenseite von urgewald zu den Kohle-Geschäften von Hannover Re:

www.urgewald.org/hannover

Vergleich der Klimaschutzregeln von Versicherungskonzernen (Stand: Dez.
2018):

www.ow.ly/XBG030ot7J5áá

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. April 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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KIRCHE/2192: Karfreitag - "Hass und Gewalt dürfen keinen Platz in unserem Miteinander haben" (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 17.04.2019

Karfreitag: 

"Hass und Gewalt dürfen keinen Platz in unserem Miteinander haben"



Der Vorsitzende des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, zum Karfreitag 2019:

"An Karfreitag erinnern wir Christen an das Leiden Jesu. Aus Liebe zu den
Menschen nimmt derjenige, in dem Gott sich den Menschen gezeigt hat, den
qual- und verzweiflungsvollen Tod am Kreuz auf sich. In diesem Leid und in
dieser Verzweiflung ist Gott den Menschen ganz nah. Und zwar gerade
denjenigen, die selbst Opfer von Gewalt sind, den Sterbenden, den
Verzweifelten und Leidenden.

Weil sie an einen Gott glauben, der in seinem Sohn Jesus Christus das Leid
der Menschen selbst erfahren hat, gedenken die Christen auch all
derjenigen, die heute Not und Unrecht erdulden. Und erinnern dabei zugleich
an die Bosheit und die Gleichgültigkeit, den Hass und den Spott, der sich
um dieses Kreuz versammelte. Denn in jeder und jedem einzelnen Leidenden
begegnet uns das Ebenbild Gottes, wie elend, verlassen und geschunden er
oder sie auch sein mag. Und uns begegnen Menschen, die diese Würde mit
Füssen treten. Auch die dunklen Seiten der Menschen sind in den Blick zu
nehmen, auch sie gehören zu Karfreitag. Gegenüber der Gottferne, die darin
zum Ausdruck kommt, machen wir die Botschaft Jesu von der Liebe Gottes, die
selbst den Tod überwindet, stark. Gerade heute, wo der Ton der politischen
Auseinandersetzung national wie international schärfer wird, gilt es daran
zu erinnern: Wo wir einander in dem Bewusstsein gegenübertreten, dass wir
zum Bilde Gottes geschaffen sind, da dürfen Hass und Gewalt keinen Platz in
unserem Miteinander haben. Denn Gott ist kein Gott der Gewalt, sondern der
Liebe."

Hannover, 17. April 2019

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 33/2019 vom 17.04.2019

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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SCHACH-SPHINX/06901: Opfer fahrlässiger Gleichgültigkeit (SB)


Kaum eine Situation auf dem Brett ist spannender, als wenn beide
Seiten auf verschiedenen Flügeln ihre Operationen vorantreiben. Das
Zentrum ist verriegelt und zumeist nicht aufzubrechen. Um so größere
Bedeutung kommt dann den Initiativen auf den Flanken zu. Beide Armeen
postieren ihre Figuren so gut wie möglich und strengen Linienöffnungen
an. Der Vorteil indes liegt klar auf seiten des Angriffs auf dem
Königsflügel. Dort verbirgt sich nämlich die gegnerische Majestät.
Bleibt das Gegenspiel aus, so dringt der Rochadeangriff im Regelfall
durch. Eine logische Konsequenz im Grunde. Schließlich entscheidet das
Matt die Partie und kein sonstwie dubioser Raumgewinn auf dem
Damenflügel. Die Masse der Partien mit beidseitigen Flügeloperationen
endet denn auch mit einem Sieg der Königsflügelseite. Nichts
Überraschendes, denn irgendwann muß der Kontrahent wichtige
Verteidigungszüge machen und verliert so ein Tempo. Läßt er diese
Prophylaxe fallen wie im heutigen Rätsel der Sphinx, dann geht er
rasch und nicht minder sang- und klanglos unter. Also, Wanderer, auf
die schwarze Majestät gezielt: Wie wurde sie das Opfer fahrlässiger
Gleichgültigkeit?






[image: SCHACH-SPHINX/06901: Opfer fahrlässiger Gleichgültigkeit (SB)]



Kopp - Poppner

Bundesliga 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Statt sich viel versprechen zu lassen, arbeitete der Nachziehende
lieber mit seinem eigenen Kopf und fand die notwendig gute
Gewinnfolge: 1...d6-d5! - die lange Läuferdiagonale a8-h1 wird
mobilisiert - 2.f4xe5 Sf6xe4 3.Ld2-f4 Se4xc3 4.De1-h4+ - 4.Ta3xc3 d5-
d4! - 4...Ke7-e8 5.e5-e6 Tg2-g1+!! 6.Tf1xg1 d5-d4+ 7.Tg1-g2 Tg8xg2 und
Weiß gab auf.



Erstveröffentlichung am 19. April 2006

18. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





FORSCHUNG/238: Warum Studierende seltener zu Vorlesungen und Seminaren gehen (idw)


Technische Universität Chemnitz - 17.04.2019

Warum Studierende seltener zu Vorlesungen und Seminaren gehen

Forscher der TU Chemnitz legt umfassende Untersuchung zu
Motivationshemmnissen von Studierenden in Vorlesungen und Seminaren vor -
Video- und Audio-Einordnung verfügbar



Zu langweilig, zu veraltet, zu wenig interaktiv - das sind wesentliche
Erkenntnisse einer Untersuchung der Technischen Universität Chemnitz zum
Einsatz didaktischer Methoden, dem Interaktionsverhalten von Dozentinnen
und Dozenten mit den Studierenden sowie zur Wirksamkeit
pädagogisch-psychologischer Beratung der Lehrenden in Vorlesungen. Vorgelegt
hat die Studie Dr. René Bochmann, Lehrbeauftragter an der Professur für
Pädagogische und Entwicklungspsychologie der TU Chemnitz.

"Meine Studie hat gezeigt, dass sich Studierende mehr Teilhabe und
Interaktivität im Unterricht wünschen, als das in den klassischen Formaten
wie Vorlesung und Seminaren mit Referaten aktuell möglich ist. Gravierend
kommt noch hinzu, dass es einen direkten Zusammenhang zwischen den
Studienleistungen und dem Besuch der Lehrveranstaltung gibt. Das macht den
Handlungsbedarf nochmal wesentlich dringender", ordnet Bochmann einen
weiteren wesentlichen Befund seiner Untersuchung ein. Der Wissenschaftler
fordert: Dozentinnen und Dozenten sollten künftig weniger klassisch als
Lehrerin oder Lehrer im Frontalunterricht auftreten, sondern mehr als
Coach und Beraterin oder Berater, die Studierende in ihrem jeweils eigenen
Lernprozess begleiten und unterstützen.

Die Studie mit dem Titel "Einsatz didaktischer Methoden,
Interaktionsverhalten und Wirksamkeit pädagogisch-psychologischer
Beratungen von Lehrenden an deutschen Hochschulen" ist als Dissertation
erschienen. Sie wurde vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) im Rahmen des Förderschwerpunkts "Wissenschafts- und
Hochschulforschung" in der Förderrichtlinie "Begleitforschung zum
Qualitätspakt Lehre" gefördert.

Umfassende Untersuchung in vier Einzelstudien - Mangelnde Besuchszahlen
und fehlende Mitarbeit

Am Beginn von Bochmanns Forschung standen die Ergebnisse aus vorherigen
Untersuchungen. Demnach bleiben immer mehr Studierende den Vorlesungen an
deutschen Hochschulen fern, der Forscher spricht von "mangelnden
Besuchszahlen und fehlender Mitarbeit". Bochmann dazu: "Aus der Forschung
geht hervor, dass Studierende an Universitäten im Jahr 2013 die
Lehrveranstaltungen ihrer Hochschule deutlich seltener besuchten als noch
im Jahr 2010." So habe die durchschnittliche Besuchszeit 2010 noch 18,2
Stunden betragen und sank 2013 auf 15,9 Stunden pro Woche. Bochmann
stellte in seiner Untersuchung für 2018 einen weiteren leichten Rückgang
auf 15,8 Stunden pro Woche für den Besuch von Lehrveranstaltungen fest.

"Ich bin davon ausgegangen, dass Studierende signifikant weniger
Vorlesungen als Seminare und Übungen besuchen", sagt Bochmann in Bezug auf
die Studierenden. In Bezug auf die Lehrenden war seine Vermutung, "dass
Lehrende nur einen Bruchteil der zur Verfügung stehenden Methoden nutzen
und überwiegend auf die klassische Formate mit Frontalunterricht setzen".
Ein Zusammenhang zwischen dem Fernbleiben auf der einen und dem Einsatz
klassischer Lehrformate wie der Vorlesung auf der anderen Seit sei
naheliegend gewesen - und bestätigte sich.

Daher sei ein zentrales Ziel für die Studie gewesen, die Gründe für den
sogenannten "Absentismus", also das Fernbleiben vom Unterricht,
herauszufinden. In einem zweiten Schritt sei es darum gegangen,
Dozentinnen und Dozenten konkrete Empfehlungen für eine moderne
Unterrichtsgestaltung an die Hand zu geben. Da die Beantwortung dieser
Frage komplex und von weiteren Faktoren wie dem Aufbau des Unterrichts und
der Lehrpersönlichkeit abhängig sei, entwarf Bochmann vier Einzelstudien
zu unterschiedlichen Problemfeldern:

1. Gründe für den Absentismus

2. Einsatz didaktischer Methoden in Vorlesungen

3. Dozentinnen- und Dozentenberatung

4. Video-Analyse

Absentismus wirkt sich negativ auf Noten aus

Für den ersten Teil seiner Untersuchung befragte Bochmann rund 2.000
Studierende an 42 Hochschulen über einen Zeitraum von vier Jahren per
Fragebogen. Dafür war er auf dem Campus der jeweiligen Hochschule vor Ort
und sprach auch mit Studierenden, die während der Vorlesungen nicht im
Hörsaal oder Seminarraum waren und daher vermutlich dem Unterricht bewusst
fernblieben. "Ein wichtiger Befund aus dieser Befragung war, dass
Studierende die klassischen Lehrveranstaltungen mit Frontalunterricht oft
als langweilig und monoton empfinden. Des Weiteren, dass Vorlesungen
gegenüber Seminaren und Übungen am wenigsten genutzt werden", fasst
Bochmann zusammen.

Das Ergebnis hat insofern Brisanz, als dass die Vorlesung nach wie vor die
Hauptlehrveranstaltung ist. Aber: "Die Studierenden wollen keine rein
passiven Wissenskonsumenten mehr sein, sondern selbst Einfluss nehmen und
den Unterricht mitgestalten", fand der Forscher heraus und betont:
"Referatsseminare und Vorlesungen bedürfen einer dringenden Erneuerung."

Ein weiteres Ergebnis aus diesem Teilbereich der Untersuchung war, dass es
"eine direkte positive Korrelation" zwischen den aktuellen Noten und der
Anwesenheit der Studierenden gebe. Das mache die Notwendigkeit zu handeln
und die Hochschullehre moderner zu gestalten umso "dringlicher und
relevanter", betont Bochmann.

Kaum Methoden-Kenntnis bei Dozentinnen und Dozenten

Für den zweiten Teilbereich der Studie befragte Bochmann 983
Hochschullehrerinnen und -lehrer per Telefon und Online-Fragebogen. Er
wollte so herausfinden, welche Lehrmethoden Dozentinnen und Dozenten
kennen und tatsächlich auch in ihrem Unterricht anwenden. Demnach habe
mehr als die Hälfte der Befragten die 50 präsentierten Unterrichtsmethoden
gekannt, aber: "Von den bekannten Methoden wird nur rund ein Drittel
angewendet", fasst Bochmann zusammen. Das Problem dabei: Die zu starke
Fokussierung auf klassische Lehrmethoden mit Vortrag und Skripten
behindere den Einsatz interaktiverer Methoden wie Gruppenarbeiten und
Diskussionen. Allerdings trüge gerade der vielseitige Einsatz
verschiedener Lehrformate zu guten Lernergebnissen bei und auch zu
besseren Evaluationen der Lehrenden.

Mehr Selbstbestimmung und höherer Unterhaltungswert gewünscht

Doch was tun? Dafür begleitete René Bochmann im dritten und vierten
Teilprojekt 44 Hochschullehrerinnen und -lehrer von zwölf deutschen
Hochschulen. Es ist Teil des wissenschaftlichen Beratungsansatzes, der
ebenfalls zur Untersuchung gehört. "Wissenschaftliche Beratung ist ein
wesentlicher Faktor, um die Wirksamkeit neuer didaktischer Methoden in der
Hochschullehre zu überprüfen oder überhaupt erst zu initiieren", erklärt
Bochmann. Dafür untersuchte er in seiner Studie mittels Lehrevaluation und
Video-Aufzeichnung und anschließender -Auswertung den Einsatz und die
Effektivität der eingesetzten Methoden in den jeweiligen Fallbeispielen.

Die Qualität der Unterrichtsproben beurteilten Studierende, die
Dozierenden selbst sowie externe Dozentinnen und Dozenten als sogenannte
"Fremdurteiler": "In der Auswertung zeigte sich, dass der
Frontalunterricht weniger effektiv war", sagt Bochmann. "Wir können anhand
unserer Ergebnisse sehen, dass sich Studierende wesentlich mehr Einfluss
auf die Art der Wissensvermittlung und die Veranstaltung selbst wünschen.
Sie wünschen sich eine unterhaltsamere Vorlesung, die besser organisiert
ist. Außerdem möchten Sie selbst bestimmen, wann sie sich das
Unterrichtsmaterial ansehen", fasst der Forscher zusammen.

Zentrales Ergebnis: Beratungsangebote verbessern die Lehrqualität -
Zeit für Veränderungen geben

Die Ergebnisse sprechen weiterhin dafür, dass Dozierende mit intensiven
Beratungsangeboten langfristig bei der Umsetzung von Veränderungszielen
unterstützt werden sollten. "Kurze Beratungsinterventionen, eine bloße
Rückmeldung der Lehrevaluation oder schriftliche Beratungsmaterialien
erzielten keine nachhaltige Wirksamkeit auf die Qualität der Lehre und die
Anwesenheit der Studierenden. Das gehört zu den wichtigsten Ergebnissen
aus meiner Untersuchung", betont Bochmann.

Ein Wissenstest, mit dem der Forscher anschießend den Kenntnisstand des
Unterrichtsstoffes aus der Vorlesung prüfte, habe diese Beobachtung
bestätigt: "Dozierende sollten Zeit für die Erarbeitung von
Veränderungszielen haben.

Videoaufzeichnungen und digitale Lernplattformen könnten neben der
Einzelberatung auch Grundlage einer kollegialen Beratung sein und sollten
von professionellen Beraterinnen oder Beratern begleitet werden.

Mehr Interaktivität: "Inverted Classroom" als wichtiger Baustein für
zeitgemäßere Lehre

In seiner Studie zieht Bochmann auch relevante Schlüsse für eine
zeitgemäße Weiterentwicklung der Hochschullehre: "Das Format der reinen
Präsenzlehre mittels Vortrag ist inzwischen zu unattraktiv, das zeigen
meine Ergebnisse. Wir müssen Studierende mehr als selbstbestimmte Akteure
ihres eigenen Lernprozesses wahrnehmen", macht Dr. René Bochmann klar.
Konkret könnten moderne und digitale Lehrmethoden wie "Inverted Classroom"
den Nutzen der Lehre trotz online verfügbarer Inhalte erhalten. Der
Lernstoff werde von den Studierenden zunächst eigenständig oder in Gruppen
anhand von Texten oder Videos selbstständig erarbeitet und später in
Präsenzveranstaltungen interaktiv an praxisnahen Beispielen besprochen,
angewandt und vertieft.

"Der Dozent fungiert in diesem Modell nicht mehr als Vortragender, sondern
mehr als Coach, der Studierende in ihrem eigenen Lernprozess begleitet."
In regelmäßigen Zwischenprüfungen könne der Fortschritt dieses
individuellen Lernens überprüft werden. In der Praxis sollte eine
Kombinationen mehrerer Lehr- und Lernmethoden angestrebt werden: "Zum
Beispiel treffen sich Studierende und Dozierende zeitweise persönlich,
greifen aber zwischendurch immer wieder auf digitale Angebote zurück, um
Wissen selbstständig zu vertiefen oder anzuwenden."

Es geht im Kern darum, die Grundlagen für eine neue und nachhaltige Lehre
an Universitäten und Hochschulen zu legen, die die Studierenden als
selbstbestimmte Akteurinnen und Akteure ihres eigenen Lernprozesses ernst
nimmt.


Originalpublikation:

Weitere Hinweise zur Studie von Dr. Renè Bochmann sind online verfügbar:

http://bit.ly/2V6l1h2

Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=3U3nE9av-VE

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution85

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Chemnitz, 17.04.2019
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E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / SOZIOLOGIE





JUGEND/107: Deutschland, Österreich oder Bosnien? Vor allem Europa (idw)


Universität Wien - 17.04.2019

Deutschland, Österreich oder Bosnien? Vor allem Europa

MiDENTITY Projekt zeigt, Jugendliche fühlen sich trotz vieler Identitäten
Europa zugehörig



In der Migrations- und Mediengesellschaft werden Identitäten permanent
verhandelt - und auch multipel gedacht und gelebt: Die Mehrheit der im
Rahmen des Sparkling Science-Projektes MiDENTITY befragten Jugendlichen
fühlt sich mehreren Ländern zugehörig. Dabei nutzen die Jugendlichen
Kanäle und Ausdrucksformen sozialer Medien für die eigene
Selbstdarstellung und die Abgrenzung von "anderen". Auf der Tagung
"MiDENTITY under construction" werden am Donnerstag, 25. April 2019 erste
Ergebnisse und die verwendeten Methoden vorgestellt.

Wiener Jugendliche und junge Erwachsene fühlen sich zum überwiegenden Teil
nicht nur einem Ort zugehörig - das zeigte eine umfangreiche
Fragebogenerhebung, die im Rahmen des Projekts MiDENTITY durchgeführt
wurde. "Mehr als 60 Prozent gaben an, sich mehrfach zu verorten", erklärt
Projektleiterin Christiane Hintermann vom Institut für Geographie und
Regionalforschung der Universität Wien.

Rund 1.400 Jugendliche zwischen 14 und 20 Jahren wurden befragt - und
wiesen in der Mehrzahl multiple Identitäten auf: "Sie fühlen sich also
nicht nur als Österreicherinnen oder Österreicher, sondern auch als
Deutsche, als BosnierInnen oder als TürkInnen, um nur einige mögliche
Kombinationen zu nennen", so Hintermann. Besonders ausgeprägt war die
Zugehörigkeit zu Europa: "Von Europaskepsis war wenig zu merken - mehr als
60 Prozent identifizieren sich stark mit Europa und sehen sich selbst als
Europäerinnen und Europäer", erklärte die Humangeographin und
Fachdidaktikerin. Teilweise war diese Zugehörigkeit sogar stärker als die
zu Wien oder zum eigenen "Grätzel".

Identitätsarbeit über soziale Medien

Die Fragebogenerhebung wurde im Rahmen des Projektes um
Gruppendiskussionen mit SchülerInnen aus verschiedenen Schulstufen sowie
Mediennutzungs-Tagebücher erweitert. Dabei wurde klar, dass die Medien
starken Einfluss auf die Identitätsbildung nehmen. Accounts in sozialen
Medien oder die Mitgliedschaft in bestimmten Gruppen wurden als Teil der
persönlichen Identitätsarbeit identifiziert: "Während in den Fragebögen
die Bedeutung sozialer Medien als weniger wichtig betrachtet wurde,
zeigten die Diskussionen, dass gerade auch diese Medien
Gruppenzugehörigkeit sichtbar machen oder reflektieren", erzählt
Hintermann von den Ergebnissen.

Gerade die Auswertung der Mediennutzungs-Tagebücher zeigte, dass die
SchülerInnen viel Zeit mit Medienkonsum verbringen: Viele nutzen sechs bis
zehn Stunden lang täglich digitale Medien, bis zu vier Stunden davon
verbringen die SchülerInnen in verschiedenen Sozialen Medien. "Dabei wurde
der stundenlange Medienkonsum von SchülerInnen selbst durchwegs als
'normal' und 'nicht übertrieben' eingestuft", sagt die
Migrationsforscherin. "Medien sind also in jedem Fall bedeutender Teil
ihres Alltags und ihrer Identitätsarbeit."

Projekt MiDENTITY

Das Sparkling Science-Projekt "MiDENTITY", das von September 2017 bis
August 2019 läuft, untersucht, wie Wiener Jugendliche sich selbst und
andere definieren und welche Rolle soziale Medien dabei spielen. Dabei
wurde auch erforscht, welche Identitätskonzepte sie für diese soziale,
räumliche und kulturelle Selbstverortung sowie für Fremdzuschreibungen
verwenden. Über die Fragebogenerhebung hinaus wurde gemeinsam mit
SchülerInnen und LehrerInnen dreier Projektklassen ein Konzept zur
Verankerung von politischer Bildung und kritischer Medienbildung in der
Schule erarbeitet.

"MiDENTITY under construction"

Erste Ergebnisse sowie weitere Forschungen zu jugendlichen
Identitätskonstruktionen in der Migrationsgesellschaft, zu Digitalisierung
und zu kritischer Medienbildung werden im Rahmen der Tagung "MiDENTITY
under construction" am Donnerstag, 25. April 2019 im Bruno Kreisky Forum
vorgestellt.

Neben Vorträgen von Peter Hopkins von der University of Newcastle, Robert
Vogler von der Universität Salzburg und Barbara Herzog-Punzenberger von
der Universität Innsbruck, sind die TeilnehmerInnen der Tagung eingeladen,
ausgewählte Stationen aus Projektworkshops mit SchülerInnen zu erproben.
Abschließend diskutieren ExpertInnen am Podium - darunter Kenan Güngör vom
Institut think:difference, Philipp Ikrath vom Institut für
Jugendkulturforschung und Renate Holubek von mediamanual gemeinsam mit
Schülerinnen und einem Lehrer - wie eine kritische Medienbildung in der
Schule aussehen könnte, die die Aspekte der Identitätskonstruktionen von
Jugendlichen zentral berücksichtigt.

Tagung MiDENTITY under construction - Anmeldung bis 23. April 2019
möglich.


Weitere Informationen unter:

https://fdz-gw.univie.ac.at/news-events/detailansicht/news/tagung-midentity/?tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&cHash=6c5062b4c6e121795f619c4e4edf6c76

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, 17.04.2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/476: Karlsruhe - Integration mit Shakespeare, neue multilinguale Unterrichtsmaterialien, 17.5.19


Pädagogische Hochschule Karlsruhe

Integration mit Shakespeare: Neue multilinguale Unterrichtsmaterialien
kennenlernen



Um Jugendliche mit und ohne Fluchthintergrund in sprachlich und kulturell
heterogene Klassen zu integrieren, haben Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler im Rahmen des interkulturellen Forschungsprojekts
"CultureShake" innovative Lehrmethoden und mehrsprachige
Unterrichtsmaterialien für die Sekundarstufe I entwickelt. Im Fokus stehen
dabei Shakespeares Werke "A Midsummer Night's Dream" und "The Tempest".
Vorgestellt werden die Produkte bei der für Lehrkräfte, Lehrerfortbildner
und -fortbildnerinnen sowie Hochschuldozierende offenen
Abschlussveranstaltung am 17. Mai 2019 an der Pädagogischen Hochschule
Karlsruhe.

Partner des dreijährigen, im Rahmen von Erasmus+ geförderten Projekts sind
die Pädagogische Hochschule Karlsruhe (Projektleitung), der Shakespeare
Birthplace Trust (Großbritannien), die Stiftelsen English School Göteborg
(Schweden), die Universität Primorska (Slowenien) und das
Friedrich-Wöhler-Gymnasium Singen.

Entwickelt haben sie unter anderem ein Methodenkompendium für Lehrkräfte,
die Shakespeare im Fremdsprachenunterricht oder im mehrsprachigen
Klassenzimmer einführen möchten, ein Konzept, wie Schülerinnen und Schüler
ein Online-Wörterbuch zu den Werken Shakespeares erstellen können, und ein
Modul zur Durchführung eines mehrsprachigen und kultursensiblen
Schüleraustauschs. Eingebracht haben die beteiligten Institutionen dabei
Fachkenntnisse aus den Bereichen Mehrsprachigkeitsdidaktik,
Theaterpädagogik, Kulturtheorie, Inklusion und Informationstechnologie.

"Bei der Abschlussveranstaltung stellen wir unsere Ergebnisse und
getesteten Produkte für einen Unterricht im Europa der Vielfalt vor. Diese
vermitteln, wie ein Zusammenarbeiten und Lernen im Geiste Europas gelingen
kann", sagt Dr. Annette Deschner, Wissenschaftliche Mitarbeiterin am
Institut für Transdisziplinäre Sozialwissenschaft der Pädagogischen
Hochschule Karlsruhe.

Sich für Abschlussveranstaltung anmelden

Lehrkräfte, Lehrerfortbildner und -fortbildnerinnen,
Integrationsbeauftragte an Schulen sowie Hochschuldozentinnen und
-dozenten haben am Freitag, 17. Mai, Gelegenheit, sich bei der
Abschlussveranstaltung von "CultureShake" über die im Projekt entwickelten
und getesteten multilingualen Methoden und Materialien zu informieren. Auf
dem Programm in der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe, Erzbergerstraße
119, stehen von 9.45 bis 17 Uhr Vorträge, Workshops und Diskussion.
Konferenzsprache ist Englisch, die Teilnahme ist kostenfrei. Zur Verfügung
stehen maximal 30 Plätze.

Anmeldungen nimmt Gesamtprojektleiterin Dr. Annette Deschner, Pädagogische
Hochschule Karlsruhe, per E-Mail an annette.deschner@ph-karlsruhe.de
entgegen. 

Weitere Informationen zu Projekt und Programm gibt es auf:

http://www.cultureshake.eu




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution330

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Pädagogische Hochschule Karlsruhe, 17.04.2019
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/809: München - "Ero der Schelm". Komische Oper von Jakov Gotovac, 19.5.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk

Münchner Rundfunkorchester

"Ero der Schelm" - Komische Oper von Jakov Gotovac

Sonntag, 19. Mai 2019, um 19.00 Uhr im Münchner Prinzregententheater



Im 4. Sonntagskonzert des Münchner Rundfunkorchesters steht eine
kroatische Preziose auf dem Programm: die komische Oper "Ero der
Schelm" von Jakov Gotovac. Dieses Werk wurde bereits in den 1940ern
mit viel Erfolg in deutscher Sprache am Münchner Nationaltheater unter
Heinrich Hollreiser aufgeführt und kommt am Sonntag, 19. Mai 2019, um
19.00 Uhr im Münchner Prinzregententheater mit dem Chefdirigenten des
Münchner Rundfunkorchesters, Ivan Repusić, in kroatischer
Originalsprache zur (Wieder-)Aufführung. Es singt der kroatische
Rundfunkchor, auch sämtliche Solisten stammen aus dem Balkanland.

Jakov Gotovac (1895-1982) gilt als einer der berühmtesten kroatischen
Komponisten seiner Zeit. 1926/27 schuf er die Oper "Ero s onoga'
svijeta", die in Deutschland bekannt wurde als "Ero der Schelm". Sie
ist ein volkstümliches Werk in der Art eines "Till Eulenspiegel": Das
1936 von Milan Begović geschriebene Libretto handelt von den
Streichen eines reichen Bauernburschen während der Türkenherrschaft.
Ländliche Sitten, Bräuche und Folklore, Volkshumor und gewitzte
Volksweisheit prägen das Werk. Es wurde in über zehn Sprachen
übersetzt, 1938 in Karlsruhe erstmals in deutscher Sprache aufgeführt
und drei Jahre später auch am Münchner Nationaltheater.

Die Besetzung mit ausnahmslos kroatischen Künstlern und Künstlerinnen
bietet beste Voraussetzungen für eine stilsichere Interpretation
dieser kroatischen Volksoper: In der Titelpartie der Tenor Tomislav
Muzek, seine Solo-Partner sind Valentina Fijacko Kobić (Sopran),
Jelena Kordic (Mezzosopran), Ivica Cikes (Bass) und Ljubomir Puskaric
(Bariton). Es singt der Kroatische Rundfunkchor. Die Leitung der
Aufführung hat der Chefdirigent des Münchner Rundfunkorchesters, Ivan
Repusić.

Programm

Jakov Gotovac - "Ero der Schelm", Komische Oper in drei Akten
(konzertant)

Libretto von Milan Begović

Mitwirkende

Ero - Tomislav Muzek, Tenor

Djula - Valentina Fijacko Kobić, Sopran

Doma - Jelena Kordić, Mezzosopran

Mlinar Sima - Ljubomir Puskarić, Bariton

Gazda Marko - Ivica Cikes, Bass

Cobacne - Christoph Immler, Knabensopran

Kroatischer Rundfunkchor, Einstudierung: Luka Vuksić

Münchner Rundfunkorchester

Leitung: Ivan Repusić

Einführung

Um 18.00 Uhr führt BR-Moderatorin Franziska Stürz zusammen mit einer
kroatischen Musikwissenschaftlerin in das Werk ein.

Live-Übertragung

BR-Klassik überträgt das Konzert am Sonntag, 19. Mai 2019 live ab
19.00 Uhr im Radio.

Karten

Euro 57,- / 19,- erhältlich bei BRticket über www.shop.br-ticket.de
oder Tel. 0800 / 5900 594 sowie über MünchenTicket
www.muenchenticket.de oder Tel. 089 / 54 81 81 81.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 29. März 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1266: Theater Bremen - "Mütter" von Alize Zandwijk und Liet Lenshoek, 8.5.2019


THEATER BREMEN

"Mütter"

von Alize Zandwijk und Liet Lenshoek

Premiere am 8. Mai 2019 um 19:30 Uhr im Theater am Goetheplatz (Foyer)



"Ich dachte, wir wären alle so unterschiedlich, aber wir sind gleich."
/ Geschichten aus aller Welt / Seit Herbst 2018 treffen sich 14 Frauen
regelmäßig mit Alize Zandwijk und ihrem Team.

Starke, stolze Frauen erzählen von sich. Ihre Geschichten, ihre
Erfahrungen. Hören sich zu, begleiten sich. Die Themen sind dabei so
vielfältig, wie die Menschen: Geburt, Tod, Heimat, erste Liebe,
Familie oder das Lieblingsrezept. Seit Herbst vergangenen Jahres
treffen sich regelmäßig 14 Frauen mit der Regisseurin Alize Zandwijk
und ihrem Team. Unabhängig von Alter, Herkunft, sozialem Status oder
Anzahl der Kinder steht hier nicht das Trennende, sondern das
Gemeinsame im Vordergrund. Im Probenprozess zu "Mütter" entstand so
eine Gemeinschaft voller intimer Geschichten, manchmal lustig oder
traurig, aufbauend, schmerzhaft oder schön. Aus diesem Schatz hat das
Team einen Text erarbeitet und das Foyer des Theater am Goetheplatz
verwandelt sich für den Abend in die Bühne des Lebens schlechthin:
eine Küche, in der gekocht und gegessen werden kann, gesungen und
getanzt, gelacht und geweint.

Menschen eine Stimme geben, die sonst nicht gehört würden: das
praktiziert Regisseurin Alize Zandwijk mit Humor und Gefühl in ihren
Inszenierungen, oft sind diese Menschen Frauen. Zusammen mit ihrer
Dramaturgin Liet Lenshoek hat sie vor mehr als zehn Jahren so die Idee
zu "Mütter" entwickelt - noch in Rotterdam. Eigentlich sollte das
Projekt nur einmal stattfinden. Mittlerweile ist die Mütter-Küche von
John Thijssen und Lidwien van Kempen von Rotterdam nach Bremen, nach
Luzern und wieder zurück in die Hansestadt gereist ...

"Es sind Geschichten einer Stadt, die Geschichten, die nicht erzählt
werden, die Geschichten unser Nachbarinnen, die wir nicht kennen. Wenn
wir denen zuhören, lernen wir jedes Mal neu, was leben heißt/heißen
kann. Geschichten sind das Herz und die Quelle von Theater. Daher
gehören die Geschichten der Bremer Mütter auch ans Theater Bremen. In
jeder Stadt entsteht dabei wieder aufs Neue eine starke Gemeinschaft
mit berührenden Erzählungen.", erklärt Alize Zandwijk, warum sie nun
zum dritten Mal eine "Mütter"-Produktion auf die Beine stellt: "Für
alle Beteiligten, auch für das Team, ist ?Mütter? immer wieder eine
neue und wohltuende Erfahrung, die neue Kraft und Inspiration aus der
Gemeinschaft schöpft. Dabei bildet sich immer wieder eine neue
Familie. Es macht stark nicht allein zu sein. Sich berühren lassen von
Erzählungen, das ist die Kraft des Theaters."

Alize Zandwijk wurde in den Niederlanden geboren und errang in den
späten 1980ern überregionale Aufmerksamkeit mit einer Reihe von
Jugendtheater-Inszenierungen für die Toneelgroep Amsterdam. 1998
bildete sie mit Guy Cassiers die künstlerische Leitung des Rotterdamer
Ro Theater, für ihre gemeinsame Arbeit erhielten sie 2002 den
Albert-van-Dalsum-Award. Seit 2003 inszeniert sie regelmäßig in
Deutschland, unter anderem am Thalia Theater und am Deutschen Theater
Berlin. Am Theater Bremen gab sie in der Spielzeit 2012/13 ihr Debüt
mit Dea Lohers "Das Leben auf der Praça Roosevelt", seit der Spielzeit
2016/17 ist sie Leitende Regisseurin. Eine ihrer letzten Arbeiten am
Theater Bremen, "Der Schimmelreiter", war unter den 39 vorgeschlagenen
und diskutierten Inszenierungen für das Theatertreffen in Berlin 2019.
 Ihre Arbeiten sind geprägt von langjährigen künstlerischen Bindungen.

Idee und Konzept: Alize Zandwijk, Liet Lenshoek

Bühne: John Thijssen, Lidwien van Kempen

Produktionsleitung: Franziska Benack

Mitarbeit: Nathalie Forstman

Von und mit: Kiki Anani, Ursel Balke, Manuela Fischer, Kholoud Jawish,
Samira Kawaf, Danny Leigh, Dorothea Lichte, Maria Mazolli, Zeinab
Mohamedosman, Michaela Okwosha, Valentina Rojas Loa, Natalie
Shtefunyk, Nomazulu Thata, Alev Zengin

In Kooperation mit: Afrika Netzwerk Bremen e.V., Arabischer Frauenbund
E.V., AWO Soziale Dienste gemeinnützige GmbH Fachbereich Asyl,
Belladonna Bremen, Bremer Rat für Integration, Bürgerhaus Mahndorf,
Bürgerzentrum Neue Vahr e.V., Bürgerhaus Oslebshausen, Bürgerhaus
Vegesack, Bürgerhaus Weserterrassen, Frauen in Arbeit und Wirtschaft
Bremen e.V., Mütter- und Familienzentrum Huchting

Mit freundlicher Unterstützung der Bremer Theaterfreunde.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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MELDUNG/490: Forscher einig - Bundeslandwirtschaftsministerium gefährdet Schweinswale der inneren Ostsee (DMM)


Deutsches Meeresmuseum / Ozeaneum - 12. April 2019

Forscher sind sich einig: Bundeslandwirtschaftsministerium
gefährdet Schweinswale der inneren Ostsee



Der Schutzstatus der Schweinswale der inneren Ostsee wurde kürzlich,
trotz eines Antrags der Whale and Dolphin Conservation Society (WDC)
und der Coalition Clean Baltic (CCB) nicht in der Liste der wandernden
Arten auf das höchste Niveau Anhang I des Übereinkommens zur Erhaltung
wandernder wildlebender Tierarten (CMS) gehoben. Grund ist, dass der
Ostseeschweinswal keine eigenständige Art ist und somit das
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) ihn nicht
als besonders schützenswert bewertet. Im Gegensatz dazu führt die
Internationale Kommission zum Schutz der Natur (IUCN), den
Ostseeschweinswal als Subpopulation auf ihrer Roten Liste als
besonders schützenswert und mit ca. 500 verbleibenden Tieren, als vom
Aussterben bedroht. Die Eigenständigkeit der Population der
Schweinswale der inneren Ostsee wird u. a. durch neuere genetische
Untersuchungen der Universität Potsdam deutlich aufgezeigt.

"Wenn diese Schweinswale der inneren Ostsee verschwunden sind, dann
sind sie weg für immer. Sie werden nicht ersetzt durch Schweinswale
der westlichen Ostsee", meint Dr. Harald Benke, Direktor und
Walforscher des Deutschen Meeresmuseums in Stralsund. Derzeit gibt es
keinerlei wissenschaftlich gesicherte Ergebnisse die darauf hindeuten,
dass sich die Schweinswal-Population der inneren Ostsee positiv
entwickelt. Ein Verbund internationaler Wissenschaftler hat unter
Beteiligung des Deutschen Meeresmuseums gezeigt, dass der Schutz jetzt
und umfassend notwendig ist.

"Die Internationale Walfangkommission (IWC), das größte Schutz- und
Management Organ für Wale weltweit, fordert seit vielen Jahren die
Umsetzung des Jastarniaplans zum Schutz des Ostseeschweinswals, der
insbesondere die Reduktion des Beifangs auf null Tiere vorsieht", sagt
Dr. Helena Herr vom Centrum für Naturkunde der Universität Hamburg.

"Die Schweinswale der inneren Ostsee müssen auf Grund des
Vorsorgeprinzips vor dem Aussterben bewahrt werden", gibt Dr. Meike
Scheidat von Wageningen Marine Research in den Niederlanden zu
bedenken.

Für Schweinswale stellen insbesondere Stellnetze eine große Gefahr
dar, in denen sich die Tiere verfangen und ertrinken. Die gegenwärtig
vorgeschlagenen Schutzmaßnahmen hält Dr. Michael Dähne, Kurator für
Meeressäugetiere vom Deutschen Meeresmuseum für fragwürdig: "Das BMEL
empfiehlt den Einsatz von Warngeräten an diesen Netzen. Diese wurden
in der inneren Ostsee nie ausprobiert. Und aufgrund des drohenden
Aussterbens der Ostseeschweinswale können sie dort auch nicht getestet
werden. Diese Methode hilft weder Fischern noch Schweinswalen in der
inneren Ostsee."

Notwendig ist vielmehr die Entwicklung alternativer beifangarmer
Fischereimethoden und eine anschließende Förderung entsprechender
Fanggeräte. "Die Fischer brauchen eine deutliche Nachricht aus dem
Ministerium, dass sie Unterstützung bekommen. Es geht darum, Lösungen
für die Zukunft zu schaffen, mit der die Küstenfischer überleben
können", sagt Dr. Harald Benke. Für die Ostseepopulation wurde bereits
2002 durch das Kleinwalschutzabkommen ASCOBANS (CMS) festgelegt, dass
schon ein einzelner Beifang die Population gefährdet und deshalb
vermieden werden muss. "Die deutliche Feststellung des Ministeriums,
dass der Schutz der lokalen Küstenfischerei über dem Schutz einer
durch CMS geschützten Art und vom Aussterben bedrohten Subpopulation
steht, ist eine direkte Verletzung von internationalen Verpflichtungen
Deutschlands", wundert sich Dr. Michael Dähne. "Es muss stattdessen
zusammen daran gearbeitet werden, die Gefahr von Stellnetzen für
Schweinswale zu bekämpfen und dazu sind wir jederzeit bereit."

Text: Deutsches Meeresmuseum Stralsund

Zusätzliche Informationen:

Der Schweinswal ist die einzige heimische Walart, die sich in
deutschen Gewässern dauerhaft aufhält und dort vermehrt. Es gibt in
den deutschen Gewässern sogar drei verschiedene Populationen dieser
höchstens 1,80 Meter großen Meeresbewohner. Während die Tiere der
Nordsee und der westlichen Ostsee noch zahlenmäßig gut vertreten sind,
lebt in der inneren Ostsee eine Gruppe, deren Bestand auf gerade mal
etwa 80 - 1.091 Tiere geschätzt wird. Doch wird diese Population, die
sich in anatomischen Merkmalen, im Erbgut und im Verhalten von den
anderen Schweinswalen unterscheidet, nicht besonders geschützt. Im
Golf von Mexiko stirbt gerade eine Schweinswalart aus. Der Vaquita,
die kleinste Schweinswalart der Welt, besteht nur noch aus weniger als
30 verbliebenen Tieren. Ihr Verhängnis ist, wie in der Ostsee, der
Beifang in der dort illegalen Stellnetzfischerei auf den Totoaba. Im
Golf von Kalifornien wurden unzureichende Schutzmaßnahmen zu spät
ergriffen. Vor 20 Jahren gab es noch etwa 500 Tiere, so viele, wie
heute Schweinswale in der inneren Ostsee.



Anmerkung der SB-Redaktion:

s. dazu a. unter:

www.schattenblick.de/infopool/umwelt/meinung/umst0550.html

STELLUNGNAHME/550: BMEL setzt sich für Schutz des Schweinswals in der
Ostsee ein (BMEL)

 * 

Quelle:

Presseinformation, 12.04.2019

Deutsches Meeresmuseum / Ozeaneum

Katharinenberg 14-20, 18439 Stralsund

Tel.: +49 (0) 3831 2650 210, Fax: +49 (0) 3831 2650 209

Internet: www.meeresmuseum.de
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VERBAND/019: Perlmuschel-Nachzucht und Pflanzungen des Teufelsabbiss für den Goldenen Scheckenfalter (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 16. April 2019

Perlmuschel-Nachzucht und Pflanzungen des Teufelsabbiss für den
Goldenen Scheckenfalter

BN Landesvorstand besucht Großprojekte des Artenschutzes in
Oberfranken



Die von der Kreisgruppe Hof erworbene und umgebaute Huschermühle bei
Regnitzlosau überzeugte den Landesvorstand bei seinem Besuch am 16.
April absolut. Hier grenzen zwei Großprojekte des Artenschutzes, die
Flussperlmuschel-Nachzucht und der Schutz des Goldenen Scheckenfalters
(Euphydryas aurinia) unmittelbar aneinander. Der Vorsitzende der
Kreisgruppe Hof, Uli Scharfenberg begrüßte die höchsten Repräsentanten
des mit 235.000 Mitgliedern und Förderern größten Naturschutzverbandes
in Bayern. Zusammen mit den Projektleitern Wolfgang Degelmann und Nora
Sichardt präsentierte er zum einen die ersten Jungmuscheln aus der
halbnatürlichen Aufzucht in der Huschermühle bei Regnitzlosau. Zum
anderen konnte eine Pflanzung des Teufelsabbiss, die als
Nahrungsquelle für die Raupen des Goldenen Scheckenfalters dient,
besichtigt werden.

Der BN investiert mit Förderung durch das Bundesamt für Naturschutz in
Bonn, dem europäischen Interreg-Programm und dem Bayerischen
Naturschutzfonds aus Mitteln der Glücksspirale hier im Laufe von drei
bzw. sechs Jahren insgesamt 2,4 Mio. Euro in die Artenvielfalt.

"Die Projekte sind bayernweit vorbildlich und sollen den Schwund der
beiden vom Aussterben bedrohten Arten aufhalten. Die beiden Arten
haben im Gebiet des Grünen Bandes Bayern-Sachsen-Tschechien einen
ihrer letzten Verbreitungsschwerpunkte", so der BN-Landesvorsitzende
Richard Mergner.

"Insgesamt gibt der BUND Naturschutz in Bayern fast drei Millionen
Euro pro Jahr bayernweit für Arten- und Biotopschutzprojekte und
Flächenkäufe aus. Im Projekt Lückenschluss am Grünen Band konnten wir
bereits 140 Hektar Fläche erwerben", so Martin Geilhufe,
Landesbeauftragter des BN.

Uli Scharfenberg: "Der Goldene Scheckenfalter gilt in Bayern als stark
gefährdet und hat in Nordbayern in dieser Region seine letzten
Vorkommen. Länderübergreifend bemühen wir uns zusammen mit Sachsen und
Tschechien um seinen Erhalt und Wiederausbreitung. Die ergriffenen
Maßnahmen zeigen Wirkung und die Zahlen der Falter und Gespinste haben
sich wieder erhöht."

Projekt Goldener Scheckenfalter

Das Projekt läuft in Partnerschaft mit dem sächsischen Landratsamt
Vogtlandkreis in Plauen sowie in enger Zusammenarbeit mit der
Tschechischen Agentur für Naturschutz und Landschaftspflege in
Karlsbad. Der länderübergreifende Charakter des Vorhabens ist für die
gemeinsamen Schutzbemühungen sehr wertvoll. Ziel des Schutzprojekts
ist es, die Lebensräume des Goldenen Scheckenfalters wieder enger
miteinander zu vernetzen - über Ankauf oder Pacht von Flächen sowie
die gezielte Pflege der Lebensräume im mageren Feuchtgrünland. Der
Goldene Scheckenfalter ist auf den Gemeinen Teufelsabbiss als Eiablage-
 und Raupen-Futterpflanze angewiesen und damit an wechselfeuchte,
magere Wiesen gebunden. Zur Vermehrung des Teufelsabbiss finden
umfangreiche Maßnahmen statt, z.B. wird die Pflanze auf mit der Fräse
oder dem Bagger vorbereiteten Flächen großflächig angesät. Seit
Projektbeginn wurden außerdem rund 10.000 Jungpflanzen auf
verschiedenen Standorten im Projektgebiet gepflanzt. Die Flugzeit des
Goldenen Scheckenfalters erstreckt sich von Mitte Mai bis Mitte Juni.

Wolfgang Degelmann, Projektleiter des Interreg-Projektes zum Schutz
der Flussperlmuschel am Grünen Band Bayern-Tschechien: "Im Gegensatz
dazu sieht es bei der Flussperlmuschel noch nicht so günstig aus.
Trotz intensiver Bemühungen seitens der Wasserwirtschaft, des
staatlichen Naturschutzes, der Landwirtschaft und des BUND Naturschutz
werden die Bestände der Flussperlmuschel immer noch kleiner".

Projekt Flussperlmuschel

Um diesen Trend mittelfristig zu stoppen, die Bestände langfristig zu
erhalten und die Populationen wieder zu vergrößern, hat der BUND
Naturschutz Hof zusammen mit der AOPK in Tschechien ein Interreg III
Projekt auf den Weg gebracht. Ziel der grenzübergreifenden Bemühungen
ist es, durch eine halbnatürliche Aufzucht von Jungmuscheln in der zur
Flussperlmuschelzuchtstation umgebauten Huschermühle direkt am
Grenzgewässer Bayern/Tschechien, die Bestände zu unterstützen und den
genetischen Pool zu erhalten. Während hier mehrere Tausend
Jungmuscheln jährlich herangezogen und in die benachbarten Gewässer
entlassen werden, können die begleitenden Maßnahmen an den Gewässern -
z.B. der Einbau von Schlammfangbecken, die Wegnahme standortfremder
Fichten direkt an den Gewässern, etc. - greifen und in ein paar Jahren
natürlich reproduzierten Jungmuscheln wieder die Chance zum Aufwachsen
in ihrer natürlichen Umgebung bieten.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 16.04.2019

Herausgeber:

BUND Naturschutz in Bayern e.V.

Landesgeschäftsstelle

Dr.-Johann-Maier-Str. 4, 93049 Regensburg

Tel. 0941/297 20-0, Fax 0941/297 20-30

E-Mail: info@bund-naturschutz.de

Internet: www.bund-naturschutz.de
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INITIATIVE/538: "Artenvielfalt retten - Zukunft sichern" (NABU BB)


NABU Landesverband Brandenburg - Pressedienst Naturschutz aktuell,
15. April 2019

"Artenvielfalt retten - Zukunft sichern"



Brandenburger Naturschutzverbände starten heute Volksinitiative
Die Naturschutzverbände NABU, BUND, NaturFreunde sowie deren
Jugendorganisationen und die Grüne Liga haben heute gemeinsam mit der
Aurelia Stiftung die Volksinitiative "Artenvielfalt retten - Zukunft
sichern" gestartet. Die Initiatoren erhalten dabei Unterstützung von
einem wachsenden Bündnis, darunter der Deutsche Berufs und Erwerbs
Imker Bund e.V., der VCD Brandenburg und Omnibus für direkte
Demokratie.

Anliegen der Volksinitiative ist es, dem durch zahlreiche Studien
belegten dramatischen Artenschwund bei Insekten, Feldvögeln, Amphibien
und Pflanzen aktiv entgegenzuwirken. Die Volksinitiative will
Rahmenbedingungen für einen verbesserten Schutz der Artenvielfalt in
Brandenburg festlegen. Daher haben die Initiatoren ihre wichtigsten
Forderungen in konkrete Gesetzesvorschläge einfließen lassen.

Initiatoren fordern politische Kehrtwende für die Artenvielfalt
"Nur mit gesetzlichen Festlegungen können wir eine politische
Kehrtwende hin zu einer naturverträglichen Landwirtschaft in
Brandenburg schaffen", sagt Friedhelm Schmitz-Jersch, Vorsitzender des
NABU Brandenburg. "Bislang ist dies in der Landespolitik sträflich
vernachlässigt worden - die Quittung in Form des Artensterbens haben
wir jetzt. So ist bei einst häufigen Vögeln der Agrarlandschaft wie
Stieglitz, Feldsperling oder Feldlerche ein dramatischer
Bestandsrückgang zu verzeichnen. Der beste Beitrag für den Erhalt der
Artenvielfalt ist eine andere Landwirtschaftspolitik."

Thomas Volpers, stellvertretender Landesvorsitzender des BUND
Brandenburg, weist darauf hin, dass drastische Verbesserungen für
Natur und Umwelt nötig sind, um das Artensterben zu stoppen und
umzukehren: "Die Erzeugung von Nahrungsmitteln darf nicht weiter auf
Kosten von Boden, Wasser, Klima, Biodiversität und Landschaft gehen.
Wir fordern von der Landesregierung ernst gemeinte Maßnahmen und eine
Strategie, wie wir den Pestizideinsatz in der Landschaft verringern
können. Vor allem in Schutzgebieten muss der Einsatz von Giften
konsequenter verboten sein und die Gewässer müssen besser vor Pestizid-
 und Düngereinträgen geschützt sein."

"Die Forderungen unserer Initiative sind nicht nur für Bienen,
Insekten und Umwelt förderlich, sondern bringen auch endlich
gesetzliche Klarheit für Bäuerinnen und Bauern genauso wie für
Imkerinnen und Imker. Das interessenübergreifende Ziel 'Artenschutz',
welches Landwirtschaft, Imkerei und Naturschutz eint, wird durch
unsere Volksinitiative entschieden vorangebracht", sagt Johann Lütke
Schwienhorst, Agrarreferent der Aurelia Stiftung, der selbst Imker und
gelernter Landwirt ist und sich mit Aurelia auch auf Bundes- und
Europaebene für Artenvielfalt und Pestizidreduktion einsetzt.

Studien sehen intensive Landbewirtschaftung als Hauptursache für
Artensterben

Zahlreiche Studien belegen, dass die Ursachen für den Artenschwund in
erster Linie der Einsatz von Pestiziden und synthetischen Düngern,
Monokulturen und fehlende Strukturen wie Hecken, Tümpel, Blühstreifen
und Ackerbrachen in der Landschaft sind. Jedes Jahr stehen für die
Förderung der landwirtschaftlichen Betriebe in Brandenburg bis zu 500
Millionen Euro zur Verfügung. Nur ein kleiner Teil davon wird aber für
die Förderung des Naturschutzes in der Landwirtschaft eingesetzt. Das
Land Brandenburg hat als einziges Bundesland keine Agrarförderung für
Ackerflächen, die wirksam gegen das Artensterben eingesetzt wird.
Dabei machen Ackerflächen drei Viertel der landwirtschaftlichen
Nutzfläche aus.

Dazu gehört auch, kleinteilige Strukturen in der Landschaft zu
fördern: durch mehrjährige, selbstbegrünende Brachen und Blühflächen,
Hecken- und Saumstrukturen, Kleingewässer oder Baumreihen lassen sich
viele wichtige Rückzugsräume für Insekten, Vögel und Kleinsäugetiere
schaffen, vorhandene Biotope vernetzen und große Monokulturflächen
aufbrechen. Hierzu, so die Forderung der Volksinitiative, soll das
Land betriebsintegrierte Beratungen unterstützen, damit Landwirte
zielgerichtet Maßnahmen umsetzen können, die auf ihre Betriebsflächen
und in ihren Betriebsablauf passen. Naturschutzfachliche Maßnahmen
oder Mehraufwände für eine naturverträgliche Bewirtschaftung müssen
entsprechend ausreichend honoriert werden.

Auch die Förderung des Ökolandbaus ist ein wichtiger Baustein zum
Erhalt der Artenvielfalt. Schon das Maßnahmenprogramm der derzeitigen
Landesregierung fordert einen Ausbau der ökologischen Landwirtschaft
auf 20 Prozent der Agrarfläche bis 2020. Von diesem Ziel ist
Brandenburg mit nur 11 Prozent noch weit entfernt.

Für die Artenvielfalt sind Naturschutz- und FFH-Gebiete besonders
wichtig. Das sind die wertvollsten Naturschutzflächen in Brandenburg.
Die Initiatoren fordern, dass das Pestizidverbot in
Naturschutzgebieten konsequent umgesetzt und auf FFH-Gebiete erweitert
wird. Auch der Einsatz von mineralischem Stickstoffdünger soll
untersagt werden. Der Schutz der Gewässer soll durch
Gewässerrandstreifen, in denen der Einsatz von Pestiziden,
mineralischem Stickstoffdünger und Gülle ausgeschlossen ist, deutlich
verbessert werden. Wie schon in anderen Bundesländern geregelt, soll
die Breite des Gewässerrandstreifens 10 Meter betragen.

Darüber hinaus fordern die Initiatoren die Verminderung des
Flächenverbrauchs, die Förderung kommunaler Projekte zur
pestizidfreien Bewirtschaftung öffentlicher Flächen und Maßnahmen zur
Minderung der Lichtverschmutzung.
20.000 gültige Unterschriften sind für den Erfolg der Volksinitiative
in Brandenburg erforderlich. Die Initiatoren erhoffen sich aber eine
deutlich höhere Zahl und damit ein starkes Signal an die
Landesregierung. Die Unterschriften zur Volksinitiative können
innerhalb eines Jahres gesammelt werden. Jeder Brandenburger und jede
Brandenburgerin ab 16 Jahre ist unterschriftsberechtigt.

Die Forderungen der Volksinitiative in Kurzfassung:


	Pestizidverbot in Schutzgebieten: Der Pestizid-Einsatz muss in Naturschutz- und FFH-Gebieten konsequent verboten werden, um wertvolle Lebensräume für gefährdete Tier- und Pflanzenarten zu erhalten!

	Landeseigene Flächen naturverträglich bewirtschaften: Brandenburg soll seine landwirtschaftlichen Flächen vorzugsweise nach ökologischen Kriterien verpachten!

	Zehn Meter breite Gewässerrandstreifen: Randstreifen an Gräben, Bächen und Kleingewässern verringern wirksam Einträge von Pestiziden und Düngemitteln und schützen Gewässer und Böden!

	EU- und Landesgelder für eine am Gemeinwohl orientierte naturnahe Landwirtschaft: Agrarsubventionen (in Brandenburg jedes Jahr bis zu 500 Millionen Euro) müssen umwelt- und klimagerecht u.a. für Blühflächen, Hecken und artenreiches Grünland eingesetzt und Landwirte für den Mehraufwand entlohnt werden! Das Land muss den Ökolandbau fördern und den Pestizideinsatz verringern.

	Weniger Pestizide, Lichtverschmutzung und Flächenverbrauch: Das Land muss sich für pestizidfreie Kommunen, eine Minderung der Lichtverschmutzung und eine nachhaltige Siedlungsentwicklung einsetzen.



Informationen rund um die Volksinitiative und Unterschriftenlisten
finden sich auf Webseite der Volksinitiative www.

artenvielfalt-brandenburg.de

 * 

Quelle:

Pressedienst, 15.04.2019
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FORSCHUNG/763: Was die Schwerkraft der Erde über den Klimawandel verrät (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ -
16.04.2019

Was die Schwerkraft der Erde über den Klimawandel verrät



Am 17. März 2002 startete das Satellitenduo GRACE, um das
Erdschwerefeld so präzise zu kartieren wie nie zuvor. Die Messungen
ermöglichen es, den irdischen Wasserkreislauf, die Massenbilanz von
Eisschilden und Gletschern oder die Veränderung des Meeresspiegels zu
überwachen und wichtige Trends des globalen Klimasystems besser zu
verstehen. Eine Übersichtsarbeit im Fachjournal Nature Climate Change,
an der Forschende des Helmholtz-Zentrum Potsdam Deutsches
GeoForschungsZentrum GFZ und des Alfred-Wegener-Institut
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) beteiligt
waren, stellt nun die Missions-Highlights im Bereich Klimaforschung
vor.




[image: Bild: © AIRBUS/GFZ]

Die Satelliten-Zwillinge GRACE mit dem Schwerefeld der Erde.

Bild: © AIRBUS/GFZ



Am 17. März 2002 startete das deutsch-US-amerikanische Satellitenduo
GRACE (Gravity Recovery and Climate Experiment), um das globale
Erdschwerefeld so präzise zu kartieren wie nie zuvor. Die Mission
dauerte schließlich gut 15 Jahre - und damit mehr als dreimal so lang
wie erwartet. Als die beiden Satelliten Ende 2017 beziehungsweise
Anfang 2018 in der Erdatmosphäre verglühten, hatten sie das
Gravitationsfeld der Erde und dessen Veränderungen mit der Zeit in
mehr als 160 Monaten aufgezeichnet.




[image: Bild: © AIRBUS]

Künstlerische Darstellung des Satellitentandems GRACE-FO.

Bild: © AIRBUS



Diese sogenannte zeitaufgelöste Satellitengravimetrie ermöglicht es
unter anderem, den irdischen Wasserkreislauf, die Massenbilanz von
Eisschilden und Gletschern oder die Veränderung des Meeresspiegels zu
überwachen und so die Mechanismen des globalen Klimasystems besser zu
verstehen, wichtige Trends genauer zu bewerten und mögliche Folgen
vorherzusagen.

Eine Übersichtsarbeit im Fachjournal Nature Climate Change, an der
Frank Flechtner, Christoph Reigber, Christoph Dahle und Henryk Dobslaw
vom Helmholtz-Zentrum Potsdam Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ und
Ingo Sasgen vom Alfred-Wegener-Institut Helmholtz-Zentrum für Polar-
und Meeresforschung (AWI) beteiligt waren, stellt nun Highlights im
Bereich Klimaforschung vor, die auf GRACE-Beobachtungen beruhen.

Eisschilde und Gletscher

GRACE erzeugte die erste direkte Messung des Eismassenverlustes von
Eisschilden und Gletschern überhaupt. Zuvor war es lediglich möglich
gewesen, die Massen und ihre Veränderungen über indirekte Methoden
abzuschätzen. Bereits innerhalb der ersten zwei Jahre der Mission
gelang es, klare Signale des Eismassenverlustes in Grönland und der
Antarktis zu beobachten. Aus den Messdaten ließ sich ableiten, dass 60
Prozent des Massenverlusts in Grönland auf ein stärkeres Schmelzen
aufgrund höherer Temperaturen zurückgehen, während sich 40 Prozent
auf den Zufluss von Eis in die Ozeane zurückführen lassen. Nach den
GRACE-Daten hat zwischen April 2002 und Juni 2017 Grönland jährlich
etwa 260 Milliarden Tonnen Eis pro Jahr verloren, die Antarktis rund
140 Milliarden Tonnen. Neben langjährigen Trends liefern die
Schwerefeld-Daten auch Belege für die direkten Auswirkungen globaler
Klimaphänomene wie "El Niño" auf Eisschilde und Gletscher weltweit.

Irdische Wasserspeicherung

Zu den wirkungsmächtigsten Beiträgen der GRACE-Mission gehört die
Enthüllung der sich verändernden Süßwasserlandschaft der Erde. Diese
Veränderungen haben tiefgreifende Auswirkungen auf die Sicherheit der
Wasser- und Nahrungsmittelversorgung und somit auch die der Menschen.
Globale Abschätzungen der von GRACE offengelegten Trends deuten auf
eine zunehmende Wasserspeicherung in hohen und niederen Breitengraden
hin, während die Speicherung in mittleren Breiten abnimmt. Obwohl die
Aufzeichnungen von GRACE nur relativ kurz zurückreichen, war diese
Beobachtung weitreichender Veränderungen im globalen Wasserkreislauf
eine wichtige frühzeitige Bestätigung der von den Klimamodellen für
das 21. Jahrhundert vorhergesagten Veränderungen.

Die GRACE-Daten helfen auch dabei, die Höhe des Meeresspiegels genauer
analysieren und beurteilen zu können, denn die Speicherung von
Süßwasser an Land ist über verschiedene Mechanismen mit der Höhe des
Meeresspiegels verbunden. Analysen der GRACE-Daten haben die ersten
Abschätzungen von Veränderungen der Grundwasserniveaus aus dem
Weltraum ermöglicht. Sie bestätigen eine übermäßige
Grundwasserentnahme aus einzelnen Grundwasserleitern auf der ganzen
Erde. Die Daten zur irdischen Wasserspeicherung haben außerdem zur
Überprüfung und Verbesserung verschiedener Klimamodelle beigetragen.

Veränderung des Meeresspiegels und Ozeandynamik

Innerhalb dieses Jahrhunderts könnte sich der Anstieg des
Meeresspiegels auf 10 Millimeter pro Jahr beschleunigen - ein in den
vergangenen 5000 Jahre nie erreichter Wert und eine tiefgreifende und
direkte Folge eines sich erwärmenden Klimas. Zwar gibt es seit Anfang
der 1990er Jahre hochpräzise Meeresspiegelmessungen, aber diese zeigen
nur die absolute Höhenänderung der Meeresoberfläche. In den 25 Jahren
zwischen 1993 und 2017 stieg der Meeresspiegel demnach jährlich um
durchschnittlich 3,1 Millimeter. Um herauszufinden, wie sich die
wärmebedingte Ausdehnung des Wassers, schmelzendes Eis und der Zufluss
von Land jeweils auf den Meeresspiegel auswirken, muss man aber die
Massenverteilung des Wassers untersuchen. Mithilfe von GRACE ließ sich
feststellen, dass von dem durchschnittlichen jährlichen
Meeresspiegelanstieg um 3,8 Millimeter zwischen 2005 und 2017 2,5
Millimeter auf den Zufluss von Wasser oder anderer Masse zurückgehen
und 1,1 Millimeter auf die Wärmeausdehnung des Wassers. Diese
Zusammensetzung zu entschlüsseln ist für Prognosen der
Meeresspiegelhöhe wichtig. GRACE-Daten liefern eine obere Schranke für
die Veränderung der Ozeanmasse und somit indirekt auch eine für die
Energiebilanz der Erde, die ein grundlegendes globales Maß des
Klimawandels darstellt. So konnte mithilfe von GRACE gezeigt werden,
dass der Großteil der durch den Temperaturanstieg freiwerdenden Wärme
in den oberen 2000 Metern der Meere, die die wichtigste Energiesenke
des Klimawandels sind, verbleibt. GRACE trägt außerdem dazu bei, die
Dynamik und den Einfluss von Meeresströmungen besser zu verstehen und
entsprechende Modelle zu verfeinern, insbesondere für den arktischen
Ozean.

Wissenstransfer für Klimadienste

Die Schwerefelddaten der GRACE-Satelliten tragen dazu bei, den United
States Drought Monitor zur Prognose von Trocken- und Dürreperioden in
den USA zu verbessern. Dieser hilft Behörden, auf Dürren rechtzeitig
und richtig zu reagieren. Die Europäische Union hat mit EGSIEM
(European Gravity Service for Improved Emergency Management) ein
System gefördert, mit dem regionale Hochwasserrisiken möglichst
frühzeitig erkannt werden sollen. Zwischen April und Juni 2017 fanden
Testläufe mit historischen Hochwasser-Daten statt, die zeigen, dass
die durch GRACE ermittelten Feuchtigkeitswerte für die feste
Erdoberfläche die Vorhersagen verbessern können, beispielsweise für
den Mississippi oder die Donau. Aktuelle Daten zeigen außerdem, dass
sich mit GRACE-Daten das Risiko für saisonale Waldbrände genauer
ableiten lässt.

Das GFZ betrieb die GRACE-Mission zusammen mit dem Deutschen Zentrum
für Luft- und Raumfahrt (DLR) und auf US-amerikanischer Seite mit dem
Jet Propulsion Laboratory (JPL) der Raumfahrtbehörde NASA. Im Mai 2018
startete die Nachfolgemission GRACE Follow-on (GRACE-FO). Erste
monatliche Schwerefeldkarten sollen Ende Juli dieses Jahres den
internationalen Nutzern zur Verfügung stehen. Unerwartete
Schwierigkeiten sorgten für eine Verzögerung des Messbeginns. "Ursache
war der Ausfall einer Steuerungseinheit", erklärt Frank Flechtner vom
GFZ. "Das machte es notwendig, auf die für solche Szenarien eingebaute
Ersatzeinheit zu wechseln. Nun aber ist mit GRACE-FO eine mehr als
zwei Jahrzehnte lange Aufzeichnung der Massenveränderungen im System
Erde in Reichweite." (ph)

Hintergrund: Das Gewicht des Wassers

Je größer die Masse eines Objektes ist, desto größer ist auch dessen
gravitative Anziehungskraft. So üben die Alpen beispielsweise eine
höhere Anziehungskraft aus als die norddeutsche Tiefebene. Wenn
Satelliten die Erde umkreisen und dabei über eine massereiche Region
fliegen, dann beschleunigen sie minimal, wenn sie darauf zufliegen und
verlangsamen sich beim Wegfliegen.

Ein winziger Anteil der Gravitation, die von der Erde ausgeht, beruht
auf dem Wasser auf oder nahe der Oberfläche in Ozeanen, Flüssen, Seen,
Gletschern und im Untergrund. Dieses Wasser reagiert auf Jahreszeiten,
Stürme, Dürren oder andere Wettereffekte. GRACE nutzte die
Massenverlagerung des Wassers, indem es deren Effekt auf das
Satelliten-Duo aufzeichnete, das mit 220 Kilometer Abstand
hintereinander unseren Planeten umkreiste. Mittels Mikrowellen konnte
deren Abstand gemessen werden. Dieser veränderte sich auf Grund der
Massenverlagerung auf der Erde im Lauf der Zeit. Aus den Daten
errechneten die Forscherinnen und Forscher dann monatliche Karten der
regionalen Änderungen der Erdanziehungskraft und der ursächlichen
Veränderungen der Massen an der Oberfläche.

Originalpublikation:

Originalstudie: Teplay, B. D. et al. Contributions of GRACE to
understanding climate change, 2019. Nature Climate Change. 

DOI: 10.1038/s41558-019-0456-2

https://doi.org/10.1038/s41558-019-0456-2




Weitere Informationen:

Gravity Recovery and Climate Experiment (GRACE)

https://www.gfz-potsdam.de/grace/

United States Drought Monitor

https://droughtmonitor.unl.edu/

EGSIEM (European Gravity Service for Improved Emergency Management)


https://www.gfz-potsdam.de/sektion/hydrologie/projekte/abgeschlossene-projekte/egsiem-european-gravity-service-for-improved-emergency-management/

GRACE-Follow On

https://www.gfz-potsdam.de/grace-fo/

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.youtube.com/watch?v=xAYuNcCEmQ4

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news714253

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution42

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 16.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/440: Mitgliedstaaten uneinig über Grüne Architektur in der GAP (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 17.04.2019 / Landwirtschaft & Gentechnik

Mitgliedstaaten uneinig über Grüne Architektur in der GAP



Die Debatte im Agrarministerrat am Montag in Luxemburg hat gezeigt,
dass die EU-Mitgliedstaaten sehr unterschiedliche Vorstellungen von
dem Zusammenspiel von Umwelt- und Klimaschutz in der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) nach 2020 haben.

Die rumänische Ratspräsidentschaft stellte drei Fragen zur Diskussion,
die sich mit den drei Elementen der von der Kommission vorgeschlagenen
Grünen Architektur befassen. Diese besteht aus der erweiterten
Konditionalität (Grundanforderungen für den Erhalt von
Agrarsubventionen), Eco-Schemes (ein neues Instrument in der ersten
Säule für flächenbasierte, einjährige Umweltmaßnahmen) und Agrarumwelt-
 und Klimamaßnahmen (Fortführung der schon bestehenden Maßnahmen in
der zweiten Säule).

Fast alle Mitgliedstaaten waren sich einig, ehrgeizigere Ziele für die
Umwelt in der neuen GAP verfolgen wollen. Die Debatte um die einzelnen
Instrumente zeigte jedoch, dass viele Mitgliedstaaten nicht bereit
sind, für dieses Ziel viel zu tun.

Ein Großteil der Mitgliedstaaten stellte die erweiterte
Konditionalität in Frage: Die Grundanforderungen seien zu komplex und
würden Verwaltung und Landwirt*innen überfordern.

Im Kommissionsvorschlag sollen die Eco-Schemes verpflichtend für
Mitgliedstaaten, aber freiwillig für Landwirt*innen sein. Die
Mitgliedstaaten waren geteilter Meinung was diese Verpflichtung
angeht. Dabei sollten alle Landwirt*innen innerhalb der EU die
Möglichkeit bekommen, Zugang zu diesem neuen Instrument zu erhalten.
Zu einem EU-weiten Mindestbudget für Eco-Schemes in der ersten Säule,
wie es etwa vom EP-Umweltausschuss oder viele Umweltorganisationen
gefordert wird, äußerten sich die Agrarminister*innen nicht.

Mit der Mittelbindung in Höhe von 30 Prozent für Agrarumwelt- und
Klimamaßnahmen in der zweiten Säule waren die Mitgliedstaaten
einverstanden. Viele zweifelten jedoch die Entscheidung der Kommission
an, dass die benachteiligten Gebiete nicht mehr für diese 30 Prozent
angerechnet werden können. In der aktuellen GAP zählen benachteiligte
Gebiete noch dazu, obwohl dieser Status nicht automatisch bedeutet,
dass diese Gebiete einen positiven Umweltbeitrag leisten. Daher ist
die von der Kommission vorgeschlagene Differenzierung sinnvoll.

Umweltorganisationen zeigten sich enttäuscht von der Debatte im Rat:
"Wenn wir jetzt nicht die Pflöcke für eine ökologisch nachhaltige
Agrarwende einschlagen, sieht die Zukunft von Umwelt und
Landwirtschaft in Europa zunehmend dramatisch aus", warnte Florian
Schöne, politischer Geschäftsführer des Umweltdachverbands Deutscher
Naturschutzring (DNR).

NABU-Präsident Olaf Tschimpke ging vor allem auf Deutschlands Rolle in
der Debatte ein: "Leider blieb Bundeslandwirtschaftsministerin Julia
Klöckner heute in Luxemburg erneut klare Aussagen schuldig, wie die
Gemeinsame Agrarpolitik ab 2021 umweltfreundlicher werden kann. Sie
möchte zwar EU-weit einheitlich Flächenanteile festlegen, die alle
landwirtschaftlichen Betriebe zur Förderung der Artenvielfalt
bereitstellen müssen, sagt aber nicht in welchem Umfang. Es ist völlig
unverständlich, dass Deutschland als größter Nettozahlerstaat der EU
nahezu keine Vorschläge liefert, wie 40 Prozent des EU-Haushaltes
künftig gerechter und naturverträglicher verteilt werden können. Und
das, obwohl nach einer aktuellen Umfrage sogar zwei Drittel der
Landwirte unzufrieden sind - mit Frau Klöckner, wie auch mit der
EU-Agrarpolitik. Das aktuelle System der pauschalen Direktzahlungen
verschwendet Steuergelder ohne Nutzen für Natur und Umwelt. Die
Bundeslandwirtschaftsministerin blockiert durch ihre Zögerlichkeit
weiter die Chance auf einen Neustart in der Agrarpolitik."

Im vergangenen Monat legten sowohl der Umweltausschuss als auch der
Agrarausschuss im EU-Parlament ihre Positionen zu den
Kommissionsvorschlägen fest (s. EU-Umweltnews vom 4. April 2019 [1]).

Die Verhandlungen um die GAP-Reform nach 2020 werden sich durch die
Europawahl im Mai und der anstehenden Neubesetzung der EU-Kommission
im Herbst noch länger fortsetzen. Die rumänische Ratspräsidentschaft
will bis Ende Juni einen Fortschrittsbericht der Verhandlungen im Rat
vorlegen. {lr}



Ergebnisse Agrarministerrat

https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/agrifish/2019/04/15/

DNR-Pressemitteilung

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2019/eu-agrarministerrat-zukunft-gestalten-statt-vergangenheit-zementieren/

NABU-Pressemitteilung 

https://www.nabu.de/presse/pressemitteilungen/index.php?popup=true&show=26102&db=presseservice

BÖLW-Pressemitteilung 

https://www.boelw.de/presse/meldungen/artikel/kurswechsel-einleiten-umweltdumping-verhindern/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2019-landwirtschaft-gentechnik/europaabgeordnete-liefern-schwache-position-zur-gap-im-agrarausschuss/

 * 

Quelle:

EU-News, 17.04.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)
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EUROPA/439: EU-Kommission soll neue Forststrategie entwickeln (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 17.04.2019 / Naturschutz & Biodiversität

EU-Kommission soll neue Forststrategie entwickeln



Der Agrarrat hat am Montag zu den Fortschritten der laufenden
EU-Forststrategie Schlussfolgerungen angenommen und der EU-Kommission
aufgetragen, für die Zeit nach 2020 eine neue zu erarbeiten.

Die EU-Kommission hatte im Dezember des vergangenen Jahres ihre
Überprüfung der Fortschritte und einen Fahrplan gegen Entwaldung und
für Waldschutz (EU-News 19.12.2018 [1]) vorgelegt. Für die
Waldschutzorganisation FERN war die Halbzeitüberprüfung enttäuschend.
Da diese Überprüfung Grundlage für die neue Strategie sein soll,
forderte FERN die EU-Akteure auf, bis 2020 dringend nachzubessern.

Auch der Agrarrat befand, dass zwar Fortschritte gemacht wurden, um
die Forstwirtschaft nachhaltiger zu machen und die weltweite
Entwaldung zu bekämpfen. So habe die Strategie dazu beigetragen, dass
Behörden, Wirtschaft und Mitgliedstaaten besser kooperieren. Aber bis
2020 müsse noch mehr getan werden. Die Landwirtschaftsminister*innen
haben Prioritäten für die nächsten zwei Jahren festgelegt, um die
Ziele der Strategie noch zu erreichen, wie zum Beispiel die weitere
Verbesserung der Koordinierung, die Kommunikation und den Austausch
bewährter Verfahren. Der Rat forderte die Kommission auf, eine
Mitteilung zur Intensivierung der EU-Maßnahmen gegen die Entwaldung
vorzulegen und eine neue EU-Forststrategie über 2020 hinaus zu
entwickeln. Die Schlussfolgerungen des Rates sollen auf der Konferenz
"Unsere Wälder, unsere Zukunft" am 25. und 26. April 2019 in Brüssel
vorgestellt werden.

Die Waldschutzorganisation FERN kritisierte, dass es der
Halbzeitüberprüfung der EU-Kommission angesichts des anhaltenden,
dramatischen Verlustes tropischer Wälder und des stetigen Rückgangs
der biologischen Vielfalt in den EU-Wäldern an Perspektiven fehle. Die
Aktivitäten auf politischer Ebene spiegelten nicht die Dringlichkeit
wider, die erforderlich ist, um globale Verpflichtungen in Bezug auf
Wälder zu erreichen. Welche Auswirkungen eine verfehlte
EU-Finanzierung, der Handel und der Konsum auf Entwaldung und
Waldschädigung in der EU und darüber hinaus haben, seien gut
dokumentiert. Insofern fordert FERN die EU auf:

Einen EU-Aktionsplan zum Schutz von Wäldern und zur Achtung der
Menschenrechte zu entwickeln, um sicherzustellen, dass Produkte, die
auf den EU-Markt gebracht oder vom EU-Finanzsektor unterstützt werden,
keine negativen ökologischen und sozialen Auswirkungen wie Abholzung,
Waldschädigung oder Menschenrechtsverletzungen verursachen.
Den Schutz und die Wiederherstellung von Wäldern in der EU in ihre
Klimalangfriststrategie so zu integrieren, dass der Anstieg der
globalen Temperaturen unter 1.5 Grad Celsius gehalten wird und die
schlimmsten Auswirkungen des Klimawandels vermieden werden.
Unterstützung zu leisten für eine wirksame Umsetzung des
FLEGT-Aktionsplans für Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung und
Handel im Forstsektor, insbesondere in freiwilligen
Partnerschaftsabkommen, und für eine verstärkte Umsetzung und
Durchsetzung der EU-Holzverordnung - ein starkes Instrument dafür,
dass der Handel mit illegalem Holz gestoppt wird.

Eine nachhaltige Bioenergiepolitik als Teil der EU-Klimapolitik zu
verfolgen. Dazu gehört auch die Abschaffung der Subventionen für die
Verbrennung von Waldbiomasse und pflanzlichen Biokraftstoffen.
Politikmaßnahmen zu fördern, die die Ernährung unabhängig von
Fleischproduktion machen, sowie die Streichung von Subventionen in der
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) für Massentierhaltung. Es müsse
Anreizsysteme für extensive Tierproduktion und langfristige
Fruchtfolge mit Hülsenfrüchten geben, wobei der Anbau und die
Produktion von Eiweißpflanzen in ökologisch wertvollen Gebieten
verboten werden sollen. [jg]



Presseseite Agrarrat

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2019/04/15/review-of-the-eu-forest-strategy-council-conclusions/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Review+of+the+EU+Forest+Strategy%3a+Council+conclusions

Schlussfolgerungen des Agarrats und gemeinsame Erklärung von
Tschechien, Polen und Slowakei

https://www.consilium.europa.eu/media/39173/ccs-on-forestry-st08609-en19.pdf

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-8381-2019-REV-1/en/pdf

Reaktion FERN

https://www.fern.org/news-resources/statement-in-response-to-the-eu-forest-strategy-961/

Fortschrittsbericht der EU-Kommission COM (2018) 811 final

https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2018/EN/COM-2018-811-F1-EN-MAIN-PART-1.PDF

Stellungnahme des Ausschusses der Regionen

https://www.presseportal.de/pm/133076/4244315?utm_source=directmail&utm_medium=email&utm_campaign=push

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-naturschutz-biodiversitaet/fahrplan-fuer-mehr-waldschutz/
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FISCHEREI/278: Dorschbestand bricht zusammen - Verbände fordern Fangstopp (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 12.04.2019 / Wasser & Meere

Dorschbestand bricht zusammen - Verbände fordern Fangstopp



Den Dorschen in der Ostsee geht es nach wie vor schlecht: Die wenigen
vorhandenen Fische finden zudem zu wenig Nahrung. Der östliche Bestand
in der Ostsee befindet sich in einem so kritischen Zustand, dass er
selbst nach einem Fangverbot im "roten Bereich" bliebe. Das ist einem
Bericht des Internationalen Rates für Meeresforschung (ICES) zu
entnehmen.Auch ein Forschungsbericht vom Januar belege, dass die
Fischernetze in der erwähnten Region oftmals leer blieben.

Angesichts der aktuellen Bestandslage fordern Umweltverbände wie
Coalition Clean Baltic, Deutsche Umwelthilfe, Oceana, Our Fish und WWF
in einem offenen Brief an die Ostseeanrainerstaaten einen sofortigen
Fangstopp: "Der neue ICES-Bericht sowie die Daten der
Forschungsfahrten in der Ostsee von 2018 liefern schockierende Beweise
für die verheerend geringe Populationsgröße, auf die der östliche
Dorschbestand geschrumpft ist. Die Fischereiminister der Ostseestaaten
und die Europäische Kommission müssen unverzüglich Sofortmaßnahmen
ergreifen und den Fischfang stoppen. Andernfalls tragen sie
Verantwortung für das kommerzielle Aussterben des Dorsches in der
östlichen Ostsee." [jg]



Pressemitteilung DUH

https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/dorschbestand-in-der-oestlichen-ostsee-kollabiert-umweltverbaende-fordern-sofortigen-fangstopp/

Offener Brief an die Ostsee-Anrainer

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Pressemitteilungen/Naturschutz/Letter_to_Ministers_about_Eastern_Baltic_Cod.pdf

ICES Report "Benchmark Workshop on Baltic Cod Stocks"

http://www.ices.dk/sites/pub/Publication%20Reports/Expert%20Group%20Report/acom/2019/WKBALTCOD2/WKBALTCOD2%202019.pdf
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MASSNAHMEN/177: Gifte in heimischen Wäldern - Wie ernst ist dem Land der Insektenschutz? (NABU BB)


NABU Landesverband Brandenburg - Pressedienst Naturschutz aktuell,
17. April 2019

Keine Gifte in heimischen Wäldern!

NABU-Stellungnahme gegen den Einsatz von 'Karate Forst' / Wie ernst
ist dem Land der Insektenschutz? / Waldumbau zu lange vernachlässigt



Der NABU Brandenburg wehrt sich entschieden gegen die geplante
Ausbringung des hochgiftigen Totalinsektizids 'Karate Forst', welches
der Landesforstbetrieb Brandenburg für 8.000 bis 9.000 Hektar
Waldfläche angekündigt hat.

Dabei wird das Mittel aus Hubschraubern heraus in Baumkronen versprüht
und soll auch an Waldrändern und in Ortsrandlagen (1oo Meter hat die
Forst zugesichert) ausgebracht werden. Waldrandbereiche sind
allerdings wichtige Habitatstrukturen für Insekten, Vögel und
Kleinsäuger.

Zwei Tage lang werden die Wälder dann für Menschen gesperrt. 56 Tage
nach dem letzten Sprüheinsatz dürfen keine Waldfrüchte, Kräuter und
Pilze in den Wäldern gesammelt werden. Falls es in dieser Zeit nicht
oder nicht viel regnet, dürfte sich diese Frist noch verlängern.

Die Bekämpfungsmaßnahme gilt vornehmlich der Nonne, einer
Nachtfalterart, deren Raupen sich von den Nadeln der Kiefern ernähren.
Wie die Bezeichnung des Totalinsektizids schon erahnen lässt,
vernichtet es aufgrund seiner neurotoxischen Wirkung viele im Gebiet
vorkommende Insekten. Auch jene Insekten, die als natürliche,
räuberische und parasitierende Regulatoren der Nonne in Wäldern
vorkommen. Die vorgeschobene Rechtfertigung der Forst für die
Vergiftungsaktion, damit die ökologische Funktion des Waldes aufrecht
zu erhalten, ist dabei mehr als fraglich. Denn: Wie ist eine
ökologische Funktion sicher zu stellen, wenn natürliche Bestäuber,
Gegenspieler der Schädlinge, und letztendlich Nahrungsgrundlage für
Vögel, Fledermäuse und Insekten vernichtet werden?

"Angesichts des derzeitigen Insektensterbens und mit dem Hintergrund
des vom Umweltministeriums einberufenen Insektengipfels, scheinen die
Bemühungen des Landes um eine insektenfreundlichere Ausrichtung ad
absurdum geführt," sagt Ökotoxikologe und NABU Waldexperte, PD Dr.
Werner Kratz. "Man kann nicht glaubhaft vermitteln, dass einerseits
mit Blühstreifen dem Insektenrückgang entgegengewirkt werden soll, und
andererseits auf landeseigenen Waldflächen Totalinsektizide in
Größenordnungen zur Anwendung kommen, um Holzerträge zu sichern."
Brandenburgs monotone Kiefernwälder sind insbesondere durch die sich
verstärkenden Auswirkungen des Klimawandels betroffen. Dürre, Hitze
und auch zunehmende versauernde Nährstoffeinträge in die Waldböden
machen der Brandenburger Kiefer schon seit langem zu schaffen. Mit
abnehmender Widerstandskraft steigt somit auch die Anfälligkeit für
Schadinsekten.

"Ein selbst gemachtes Problem," wie der Ökotoxikologe und NABU
Waldexperte, Werner Kratz, feststellt. "Seit Jahren wurde in
Brandenburg der Umbau der Wälder zu resistenteren Laubmischwäldern
vernachlässigt und durch wenig weitsichtige Pflanzungen die Ausbeutung
der Natur vorangetrieben. Hier ergibt sich nun die Chance auf großer
Fläche Natur zuzulassen und das Absterben der Kiefernplantagen in Kauf
zu nehmen, um dann großräumig Mischwälder aufzuforsten," so Kratz
weiter. Jetzt muss das Ministerium zeigen, wie ernst es ihm mit dem
Schutz der Insekten ist. Denn eins ist klar, Abhilfe vor
Massenvermehrungen durch Schädlinge werden die geplanten Sprüheinsätze
nur kurzfristig bringen. Hier gilt es, das natürliche ökologische
Gefüge wiederherzustellen und Gegenspieler der Schädlinge zu fördern,
um damit langfristig den Wald zu schützen.

Durch das bayrische 'Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen',
bei dem innerhalb weniger Wochen 1,7 Mio. Unterschriften zur Rettung
der Bienen zusammenkamen, hat sich auch in Brandenburg das Bewusstsein
für die Nöte der kleinen Nützlinge erweitert. Besonders die Anwohner
in den Waldsiedlungen um das zu behandelnde Gebiet sowie betroffene
Privatwaldbesitzer machen nun mobil und wollen diese Maßnahme nicht so
einfach über ihre Köpfe hinweg über sich ergehen lassen. Der NABU
Brandenburg unterstützt sie dabei und hat das Besprühen der
Waldflächen in seinen aktuellen Stellungnahmen zum Gifteinsatz in
Teltow-Fläming und Potsdam-Mittelmark abgelehnt. Schon seit Jahren
prangert der NABU das Vorgehen der Forst zum Einsatz chemischer
Bekämpfungsmittel gegen Schädlinge wie Nonne, Eichenprozessionsspinner
und Co. an und weist darin immer wieder auf den dringend notwendigen
Waldumbau hin.

Dabei ist der Einsatz des Mittels 'Karate Forst' nicht nur für die
Insekten, sondern auch für kleine Säugetiere und Menschen nicht
unbedenklich. So weist der Hersteller selbst auf die akute inhalative
Toxizität für Kleinsäuger bei geringen Mengen hin, die für Ratten
bereits belegt ist. Wie sich dieser Sprühnebel auf andere geschützte
Tierarten wie beispielsweise Fledermäuse auswirkt, ist noch nicht
abschließend erforscht. Hinweise aus diversen Forschungsvorhaben
lassen aber daraus schließen, dass durch das Abtöten der Insekten
zumindest Vögeln und ihren Jungtieren die Nahrungsgrundlage entzogen
wird. Und das in einer Zeit, wo für die Aufzucht der Jungen erhöhte
Nahrungsmengen gebraucht werden.

Aber auch für den Menschen selbst kann keine Unbedenklichkeit des
Mittels bescheinigt werden. So gehört das im Mittel Karate enthaltene
Lambda-Cyhaloththrin zu einer Wirkstoffgruppe, die auch das
menschliche Nervensystem angreift.

Die Brandenburger Naturschutzverbände haben am 15. April 2019 die
Volksinitiative "Artenvielfalt retten - Zukunft sichern" gestartet, in
dem viele konkrete Maßnahmen u.a. zum Schutz unserer Insekten
vorgeschlagen werden www.artenvielfalt-brandenburg.de

 * 
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INITIATIVE/403: 100.000 Unterschriften für Vogelparadies an der Adria (EuroNatur)


EuroNatur / Stiftung für Europas Natur - 17. April 2019

++ 90.000 Unterschriften an Montenegros Premierminister Dusko Markovic
übergeben ++ Dauerhafter Schutz des Salzgartens an der Adria ist
Bedingung für den EU-Beitritt des Balkanstaats ++



Radolfzell, Ulcinj. Mit mehr als 90.000 Unterschriften und guten
Argumenten im Gepäck haben Vertreter von vier internationalen
Naturschutzorganisationen Montenegros Premierminister Dusko Markovic
persönlich aufgefordert, die Saline Ulcinj endlich unter Schutz zu
stellen. Keine ungewöhnliche Forderung: Die Unterschutzstellung des
Feuchtgebiets ist eine der Bedingungen für den Beitritt Montenegros
zur Europäischen Union - ein Ergebnis der intensiven
Überzeugungsarbeit der Naturschützer in den EU-Gremien.

"Die EU hat Montenegro klare Vorgaben gemacht: Beim Beitritt in die
Union führt kein Weg am Schutz der Saline Ulcinj vorbei. Mit einer
Fortführung der Hinhaltetaktik schadet Montenegro vor allem sich
selbst", sagt Gabriel Schwaderer, Geschäftsführer der Stiftung
EuroNatur.

Die Saline Ulcinj ist eines der bedeutendsten Feuchtgebiete an der
Adriaküste und stellt für Zehntausende Wasservögel ein
überlebenswichtiges Rastgebiet auf ihrem Zugweg dar. Die
Naturschutzorganisationen EuroNatur, BirdLife Europe and Central Asia,
CZIP und MSJA hatten im Juni 2018 die internationale Petition
gestartet, nachdem die montenegrinische Regierung über Jahre hinweg
keine der immer wieder zugesagten Maßnahmen zum Schutz der Saline
umgesetzt hatte.

"Der Erfolg der internationalen Petition verstärkt nun den Druck auf
den Premierminister, die zahlreichen Zusagen seiner Regierung endlich
umzusetzen. Bei einem Beitritt Montenegros zur EU muss die Saline
Ulcinj Teil des Natura 2000-Schutzgebietsnetzes werden", sagt Ariel
Brunner, Leiter der politischen Abteilung von BirdLife Europe and
Central Asia.

Bis zur Übergabe der Unterschriften an Premierminister Dusko Markovic
am Dienstag, 16. April in Podgorica hatten über 90.000 Menschen aus
der ganzen Welt diese Petition unterzeichnet, inzwischen sind es sogar
über 104.000. Die Organisationen fordern von Premierminister Markovic
unter anderem, dass die Salzproduktion in der Saline wieder
aufgenommen wird und dass der Salzgarten im Besitz des
montenegrinischen Volkes bleibt, anstatt an Investoren verkauft zu
werden.

"Jahrzehntelang war die Saline ein wichtiger Arbeitgeber für die
Menschen in Ulcinj und gleichzeitig ein sicherer Hafen für Vögel. Der
Salzgarten ist ein Beispiel dafür, dass Naturschutz und
wirtschaftliche Entwicklung sich nicht ausschließen müssen", sagt
Jovana Janjusevic von der montenegrinischen Naturschutzorganisation
CZIP.

Bei der fünften Konferenz zum Schutz der Saline Ulcinj debattieren
Naturschützer, Fachleute und Regierungsvertreter am Mittwoch, 17.
April in Podgorica über weitere Maßnahmen zur Sicherung dieses
wichtigen Feuchtgebiets.

Hintergrundinformationen:

Die Petition können Sie hier einsehen und unterschreiben: 

https://savesalina.net/de/

Das Salinenareal von Ulcinj in Montenegro, das zum Bojana-Buna-Delta
gehört, ist mit 1.500 Hektar eine der größten Salinen im
Mittelmeerraum - und eines der wichtigsten Rast-, Brut- und
Überwinterungsgebiete für Zugvögel an der östlichen Adriaküste. Sehen
Sie hier einen kurzen Dokumentarfilm zum Gebiet.

https://www.youtube.com/watch?v=mY6Du7ERb-Q

 * 
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STANDPUNKT/1085: Genome Editing - Vertrauen in "DIE Wissenschaft"? (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 18. April 2019 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Vertrauen in "DIE Wissenschaft"?

Entwicklungs- und Anwendungsinteressen dominieren die öffentliche
Debatte über Genome Editing in Deutschland



18.4.2019 / Über die Sicherheit von neuen gentechnischen Methoden wie
CRISPR/Cas wird in Wissenschaft, Politik und Medien seit einigen
Jahren kontrovers diskutiert. Oft wird dabei ein sehr schematisches
Bild gezeichnet: Auf der einen Seite steht eine Reihe prominenter
deutscher Pflanzenforscher, die sich mit ihrer wissenschaftlichen
Autorität dafür einsetzen, dass mit Verfahren des Genome Editing (wie
z.B. CRISPR/Cas) hergestellte Pflanzen ohne Risikobewertung und
Kennzeichnung auf den Markt gelangen. Gleichzeitig werden Argumente,
die den Schutz von Mensch und Umwelt in den Vordergrund stellen, oft
pauschal als unwissenschaftlich diffamiert.

Oft dominieren auf diese Weise gerade die Experten die öffentliche
Diskussion, die gleichzeitig ein deutliches Eigeninteresse an
Entwicklung und Anwendung der neuen Technologien haben. Eine Recherche
von Testbiotech zeigt, dass viele dieser Wissenschaftler unter anderem
an Patenten auf Gentechnik-Pflanzen beteiligt sind, die sogar
gemeinsam mit Konzernen wie Bayer und BASF angemeldet werden.
Testbiotech zeigt auch, wie unwissenschaftlich einige dieser Experten
in Medien und sozialen Netzwerkwerken agieren und wie sie damit eine
sachliche, differenzierte Diskussion im Keim ersticken.



Weitere Informationen:

Der Artikel im 'Science Blog'

https://www.testbiotech.org/content/vertrauen-in-die-wissenschaft

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 18.04.2019
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RESSOURCEN/231: Ecuador - Verläßlichkeit verkauft ... (SB)




[image: Latexhandschuhgeschützte Hand mit einem Klumpen ölhaltigen Matsches - Foto: Cancillería del Ecuador / André Este, CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]]

Die Kampagne "Chevron's dirty hand" hat 2013 die Bohrung Aguarico 4
in Ecuador besucht und umfangreiche Ölverseuchungen festgestellt.

Foto: Cancillería del Ecuador / André Este, CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]



Die Verhaftung des Journalisten und Publizisten Julian Assange am 11.
April 2019 in der ecuadorianischen Botschaft in London durch die
britische Polizei war Teil eines umfassenden schmutzigen Deals
zwischen Ecuador und den USA. Letztere haben zugestimmt, dem
lateinamerikanischen Land einen Kredit des IWF in Höhe von 4,2
Milliarden Dollar zu geben [1], und Ecuador hat nicht nur den Gründer
der Enthüllungsplattform Wikileaks ans Messer geliefert, sondern
offenbar auch eine Milliardenklage gegen den US-Ölkonzern Chevron
fallengelassen. Dieser hatte in der Vergangenheit bei der
Erdölförderung im Tropischen Regenwald des lateinamerikanischen
Landes weitflächige Ölverschmutzungen hinterlassen und weigert sich
seit vielen Jahren, seiner Zusage, diese zu beseitigen, nachzukommen.

Ecuador hat unter dem seit zwei Jahren regierenden Präsidenten Lenín
Moreno einen drastischen Kurswechsel vollzogen. Dabei hatte der
ehemalige Vizepräsident des Landes im Wahlkampf 2017 noch erklärt, er
werde die Politik seines Vorgängers Raphael Correa fortsetzen. Die
war wirtschaftsfreundlich und mit einer Neigung nach links
ausgerichtet. Moreno dagegen, der bereits in einen umfangreichen
Korruptionsskandal verwickelt ist, verfolgt einen neoliberalen
Wirtschaftskurs und baut das Land zu einem Vasallenstaat der
Vereinigten Staaten von Amerika um. Deren früherer Präsident James
Monroe hatte schon 1823 Lateinamerika faktisch zum eigenen Hinterhof
erklärt - damals noch in Gegnerschaft zu europäischen
Rekolonialisierungsbestrebungen. Von diesen um keinen Deut weniger
kolonialistischen Ambitionen seitens der USA der Gegenwart hatten
sich Correa und andere Regierungschefs des Kontinents zu befreien
versucht. Moreno hingegen verhilft der sogenannten Monroe-Doktrin
erneut zur Durchsetzung.

Auf viele politisch immens wichtige Aspekte, die mit dem Entzug der
ecuadorianischen Staatsbürgerschaft Assanges und dessen
anschließender Inhaftierung noch in der Botschaft zu tun haben, wie
beispielsweise die Möglichkeit, daß ein Journalist, der brisante
Informationen zugespielt bekommt und diese veröffentlicht, auf Basis
der US-Terrorgesetzgebung angeklagt werden könnte, soll an dieser
Stelle ebensowenig näher eingegangen werden wie auf die
Schmutzkampagne gegen den Wikileaks-Gründer unter anderem durch die
britische Zeitung "Guardian", die reichlich von den
Wikileaks-Veröffentlichungen profitiert hat, oder auf persönliche
Rachegefühle Morenos, dessen Mauscheleien von Assange bzw. Wikileaks
enthüllt worden waren. Allein am Beispiel eines Nebenaspekts des
Deals mit den USA, das Fallenlassen der Klage gegen Chevron, läßt
sich die neue geopolitische Orientierung Ecuadors, der verächtliche
Umgang mit den Indigenen und die lasche Handhabung von
Umweltverschmutzungen aus der Erdölförderung aufzeigen.

Im März dieses Jahres meldete die Nachrichtenagentur UPI [2] unter
Berufung auf "El Telegrafo", daß Ecuador nach 26 Jahren mehr oder
weniger erfolgloser Klagen angefangen habe, die Ölverseuchungen, die
von dem US-Unternehmen Texaco, das 2001 von Chevron übernommen worden
war, und dem ecuadorianischen Unternehmen Petroecuador im Laufe von
Jahrzehnten der Erdölförderung im Amazonas-Regenwald hinterlassen
worden waren, zu beseitigen. Für den Anfang sollten dafür zehn
Millionen Dollar bereitgestellt werden. Die Behebung der
Umweltschäden sei die Forderung des Präsidenten Moreno gewesen, habe
der ecuadorianische Energieminister Carlos Perez erklärt.

Wären die Umweltschäden im ecuadorianischen Teil des
Amazonas-Regenwalds nicht so immens, könnte man behaupten, daß hier
Spuren beseitigt werden sollen, so daß eine Klage vor Gericht mangels
Beweisen keine Chance auf Erfolg hätte. Doch haben mehrere Gerichte
Ecuadors die Summe der Schadensbehebung auf zwölf Milliarden Dollar
beziffert. Das ist das 1200fache jenes ominösen "Anfangs", den Moreno
eingeleitet hat. An Beweisen wird es auch in vielen Jahren noch nicht
mangeln.

"Dieser neue Fonds ist angesichts der Größenordnung des Schadens
erbärmlich und stellt offensichtlich nur Chevrons jüngsten Versuch
dar, seinen gerichtlich festgelegten Verpflichtungen gegenüber den
indigenen Völkern Ecuadors zu entkommen", sagte im März dieses Jahres
der ecuadorianische Anwalt Agustin Salazar laut der Website Make
Chevron Clean Up. Er vertritt die Interessen der indigenen
Gemeinschaften und wußte im vergangenen Monat noch nichts davon, daß
Moreno die Chevron-Klage fallenlassen könnte. [3]

"Während wir jede Hilfe begrüßen, die wir bekommen können, scheint
dieser sogenannte Clean-up-Fonds ein weiteres Beispiel für Chevrons
lange Geschichte von Korruption, Täuschung und Gier sowie die
Schwäche unserer eigenen Regierung angesichts des Drucks des
Unternehmens zu sein", erklärte Rafael Pandam, Präsident des
ecuadorianischen Amazonas-Parlaments und Mitglied der Amazon Defense
Coalition (FDA), einer Gruppe von Gemeinden, die 2011 jenes
Umweltgutachten über zwölf Milliarden Dollar gewonnen hatte.

Texaco hatte zwischen 1964 und 1992 als Teil eines Ölkonsortiums zig
Milliarden Faß (1 Faß = ca. 159 Liter) toxische Ölschlämme in die
Umwelt gekippt. Der Tropische Regenwald ist auf einer Fläche von 3100
Quadratkilometern kontaminiert. Das entspricht mehr als der doppelten
Größe des schleswig-holsteinischen Landkreises Dithmarschen bzw. mehr
als der dreifachen Fläche Berlins. Aus über 1000 ungesicherten
Ölschlammbecken dringt die chemikalienbelastete klebrige Masse nach
wie vor ins Grundwasser und kontaminiert auch Oberflächenwasser
permanent. Knapp 400 Bohrlöcher und Fördereinrichtungen müßten wegen
vorhandener Leckagen und akuter Leckagengefahr ebenfalls abgebaut
werden. Die Erkrankungsrate der Indigenen, unter anderem mit Krebs,
ist aufgrund der giftigen Dämpfe, des kontaminierten Wassers und der
verseuchten Speisen signifikant gestiegen.

1995 hatte sich Texaco mit der damaligen Regierung Ecuadors auf ein
40 Millionen Dollar umfassendes Programm zur Behebung der
Umweltschäden geeinigt. Drei Jahre darauf erklärte Ecuador die Arbeit
für abgeschlossen. Das war sie jedoch nur offiziell, faktisch
hingegen hatte die Beseitigung der Umweltschäden teilweise die Lage
sogar noch verschlimmert. 2011 verurteilte ein ecuadorianisches
Gericht den Rechtsnachfolger Texacos, Chevron, zu einer
Entschädigungsleistung in Höhe von 9,5 Mrd. Dollar. Geklagt hatte die
Organisation Frente de Defensa de la Amazonía (FDA), ein
Zusammenschluß zur Verteidigung des Amazonas. 2014 wies ein
Appellationsgericht in den USA die Klage zurück. Begründet wurde dies
damit, daß an der Klageerhebung drei Jahre zuvor Bestechung und
Betrug beteiligt gewesen seien.

Weil Chevron nicht mehr in Ecuador tätig ist, wurde auch in anderen
Staaten Klage eingereicht. Appellationsgerichte in Argentinien,
Kanada, Gibraltar und Brasilien wiesen die Klage von 2011 ebenfalls
zurück. Des weiteren wurde Chevrons Standpunkt durch das Urteil eines
Schiedsgerichts in Den Haag vom September 2018 gestärkt. Demnach hat
Ecuador einen Vertrag mit den Vereinigten Staaten verletzt, indem es
seinen Gerichten gestattete, 2011 gegen Chevron vorzugehen. Texaco
habe seine Verpflichtungen erfüllt, wie 1998 von der damaligen
Regierung Ecuadors bestätigt worden sei.

Laut der Organisation Corporate Social Responsibility (CSR) hat
Chevron 60 Anwaltskanzleien mit mindestens 2000 Anwälten und
Rechtsexperten eingesetzt (Stand: 2013), um die Klage abzuwenden und
statt dessen Ecuador ins Visier zu nehmen. Die Investition hat sich
anscheinend bezahlt gemacht. Daß für die Anwaltskanzleien
Finanzmittel in Höhe von zwei Milliarden Dollar verschlungen wurden,
wie Make Chevron Clean Up berichtet, mit denen zumindest ein Teil der
Umweltschäden hätte behoben werden können, scheint dem Konzern
gleichgültig zu sein.

Mit den Umweltstandards, die Texaco zwischen 1995 und 1998 bei der
Beseitigung von Umweltschäden angewandt hat, wäre das Unternehmen in
seinem Stammland USA nie und nimmer durchgekommen. Dort sind die
Standards 50mal strenger.

Jene 4,2 Milliarden Dollar, die der IWF über einen Zeitraum von drei
Jahren für Ecuador freizugeben bereit ist und dessen erste Tranche
652 Mio. Dollar umfaßt, ist Teil eines noch größeren
Finanzierungspakets, in das auch die Weltbank und andere Geldgeber
involviert sind, in Höhe von zehn Milliarden Dollar. Dafür liefert
Lenín Moreno den Kopf Julian Assanges den USA, läßt eine erhebliche
Zahl an Indigenen gesundheitlich leiden und aufgrund vermeidbarer
Schädigungen vorzeitig sterben. Moreno hat die Verläßlichkeit
Ecuadors auch in Umweltfragen verspielt.




[image: Ölverseuchte Stelle im Amazonas-Regenwald - Foto: Cancillería del Ecuador / Xavier Granja Cedeño, CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]]

Nach den Umweltstandards von Texaco ist das Gebiet gereinigt

Foto: Cancillería del Ecuador / Xavier Granja Cedeño, CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]




Fußnoten:


[1] https://www.imf.org/en/News/Articles/2019/03/11/ecuador-pr1972-imf-executive-board-approves-eff-for-ecuador

[2] https://www.upi.com/Top_News/World-News/2019/03/06/Ecuador-to-clean-up-decades-old-Amazon-oil-pollution/5931551893715/

[3] https://www.makechevroncleanup.com/press-releases/2019/3/1/amazon-leaders-condemn-chevron-and-ecuador-government-for-setting-up-pathetic-clean-up-fund-to-cover-costs-of-12b-environmental-disaster
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AKTIONSTAGE/993: Greenpeace Aktionstage "Schutzgebiete für unsere Ozeane!" - OZEANEUM Stralsund, 24.-26.4. (DMM)


Deutsches Meeresmuseum / Ozeaneum - 17. April 2019

Greenpeace Aktionstage vom 24. - 26. April im OZEANEUM Stralsund /
Schutzgebiete für unsere Ozeane!



Unsere Weltmeere sind gefährdet: Überfischung, Klimakrise, Plastikmüll
und Ölausbeutung setzen ihnen schwer zu. Nur rund ein Prozent der
Hohen See außerhalb nationaler Hoheitsgewässer steht bisher unter
Schutz - dabei bedeckt sie fast die Hälfte der Erdoberfläche.

Um dies zu ändern, verhandeln die Vereinten Nationen in New York bis
zum Jahr 2020 über einen Vertrag zum Schutz der Hohen See. "Ein
globales Hochseeschutzabkommen ist die einmalige Chance, alles Leben
in den Meeren, vom kleinen Plankton bis zum riesigen Wal, wirksam zu
schützen", sagt Sandra Schöttner, Meeresexpertin von Greenpeace. Im
Stralsunder Naturkundemuseum Ozeaneum informiert Greenpeace über die
Schönheit und Bedrohung der Hohen See vom 24. bis 26. April. Für
Besucherinnen und Besucher gibt es diverse Infostationen mit Fotoshow,
Outdoor- und Fotoausstellung sowie Aktivitäten zum Mitmachen für Jung
und Alt. Interessierte können auch die Greenpeace-Petition für den
globalen Ozean-Vertrag (online unter https://act.gp/2G3VLyG)
unterstützen.

Greenpeace fordert gemeinsam mit Meereswissenschaftlern, dass
mindestens 30 Prozent der Hohen See vor menschlichen Zugriffen bewahrt
werden. Nur durch ein Netzwerk aus Schutzgebieten kann der massive
Verlust an Artenvielfalt und natürlichen Lebensräumen wirksam gestoppt
werden. Wie ein solches System aussehen kann, hat Greenpeace Anfang
April in seiner Studie "30x30: Ein Greenpeace-Plan für
Meeresschutzgebiete" vorgestellt (online: https://act.gp/2HRYxtQ).

"Pole to Pole": Greenpeace-Schiffstour von der Arktis bis zur
Antarktis

Aktivisten der unabhängigen Umweltschutzorganisation steuern dieses
Jahr mit der Schiffstour 'Pole to Pole' von Nord- bis zum Südpol
Meeresregionen an, die in der Studie als notwendige Schutzgebiete
kartiert wurden. Dazu zählen neben der Arktis und Antarktis
Tiefseelebensräume wie das Hydrothermalfeld 'Lost City' im Atlantik,
die Sargassosee, das Amazonas-Riff oder der Tiefseeberg 'Mount Vema'
vor der Küste Südwestafrikas. Dazu hat Greenpeace eine interaktive
Karte veröffentlicht, die sowohl artenreiche Lebensräume, als auch
Brennpunkte der Meereszerstörung zeigt (online:
https://act.gp/2CLvlAG).

 * 

Quelle:

Presseinformation, 17.04.2019

Deutsches Meeresmuseum / Ozeaneum

Katharinenberg 14-20, 18439 Stralsund

Tel.: +49 (0) 3831 2650 210, Fax: +49 (0) 3831 2650 209

Internet: www.meeresmuseum.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





DEMO/272: Karfreitag - 30 Organisationen rufen zur Teilnahme am Ostermarsch in Gronau auf


- Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

- Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

- Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schütttorf

- Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

- Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland

- Natur- und Umweltschutzverein (NUG) Gronau

- SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

- Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des
Atomkrieges/Ärzte in sozialer Verantwortung (IPPNW)

Gemeinsame Pressemitteilung 17. April 2019

Karfreitag, 13 Uhr: Ostermarsch zur Uranfabrik Gronau "Atomwaffen
ächten, Urananreicherung stoppen!" - Auftakt der Ostermärsche in NRW




Auch in diesem Jahr wird in Gronau (Westfalen) am Karfreitag, 19.
April, mit einem Ostermarsch gegen die zivilen und militärischen
Gefahren der Urananreicherung protestiert. Unter dem Motto "Atomwaffen
ächten, Urananreicherung stoppen! Zivile Konfliktlösungen statt
Aufrüstung und Rüstungsexporte" beginnt der Ostermarsch um 13 Uhr am
Bahnhof Gronau und endet gegen 16 Uhr nach einer Demonstration durch
die Stadt vor der Urananreicherungsanlage des internationalen 
Urenco-Konzerns an der Röntgenstraße.

Die gemeinsame Protestaktion von Anti-Atom- und Friedensbewegung in
Gronau ist zugleich der diesjährige Auftakt für die Ostermärsche in
NRW. Erwartet werden auch Gäste aus den Niederlanden und Belgien. Die
maroden Reaktoren in Tihange und Doel werden mit angereichertem Uran
aus Gronau betrieben. Reden werden zudem VertreterInnen der beiden
Friedensnobelpreis-Organisationen IPPNW und ICAN Deutschland.

Urananreicherung weltweit stoppen - Atomwaffenverbot durchsetzen

Im Aufruf zur Teilnahme an dem Ostermarsch heißt es unter anderem:
"Urananreicherung ist zivil wie friedenspolitisch extrem gefährlich -
im westfälischen Gronau wie auch andernorts. Der Erhalt und Ausbau der
Urananreicherung trägt in Deutschland und weltweit zur
unverantwortlichen Fortsetzung der Atomenergienutzung sowie zum
neuerlich angeheizten nuklearen Wettrüsten bei. Wir fordern deshalb
die sofortige Beendigung der Urananreicherung in Gronau und weltweit -
sowie die Umsetzung des von ICAN initiierten
Atomwaffenverbotsvertrags." Und: "Anstatt unterschiedliche
gesellschaftliche Gruppen und politische Ziele wie Arbeitsplätze,
Kohleausstieg und Atomausstieg gegeneinander auszuspielen sowie das
internationale Wettrüsten anzuheizen, setzen wir uns für solidarisches
Miteinander ein." 

Der vollständige Aufruftext findet sich auf:

https://ostermarsch-gronau.de

Urananreicherer Urenco auf friedenspolitischen Abwegen

Themen des Ostermarsches sind zudem friedenspolitisch sehr
problematische Geschäftsvorhaben von Urenco sowie dubiose Vorfälle
rund um die Urananreicherungsanlage in Gronau. So sorgt die aktuelle
Ankündigung des deutsch-niederländisch-britischen Urananreicherers für
große Unruhe, in den USA mit Billigung der Bundesregierung auf zivil-
militärisch äußerst brisante 19,75% Uran 235 anreichern zu wollen. Für
Brennelemente sind eigentlich nur ca. 5% normal. Ab einem
Anreicherungsgrad von 20% Uran 235 gilt Uran als atomwaffentauglich.
Die deutschen Anteilseigner von Urenco sind RWE und EON.

Ein weiteres Thema wird der Waffenfund in der Urananreicherungsanlage
Gronau im letzten August sein, als ein Urenco-Mitarbeiter unerkannt
Waffenteile in die Atomanlage schmuggelte. Die Staatsanwaltschaft
ermittelt noch.

Im Fokus steht auch der kürzlich bekannt gewordene dreiste Versuch aus
dem Urenco-Umfeld, mit einem fingierten Schreiben an den Bundestag die
Friedensnobelpreis-Organisation ICAN zu diskreditieren und Urencos
nicht vorhandenes friedenspolitisches Image aufzupolieren. Derzeit
befassen sich die Obleute im Umweltausschuss des Bundestags mit dem
skandalösen Vorgang. Verdächtigt wird ein CDU-Mitglied und damaliger
Urenco-Mitarbeiter aus Schüttorf, der ein dubioses "Uran-Institut"
leitet. Auch die AfD zeigte nach Medienberichten im Bundestag
Interesse an dem Urenco-Fachmann und wollte ihn als Sachverständigen
engagieren.

Aktuell: Die taz meldet heute, dass ICAN Deutschland in dieser
Angelegenheit nunmehr Strafanzeige wegen Verleumdung stellt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.04.2019

c/o Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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COMIC STRIP/0119: Hartze - Sockelfurzer ... (SB)
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ERSTAUFLAGE/1002: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3008 (SB)


Susan Schwartz

Stadt der Letztgedanken

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3008



Milchstraße, September 2045 NGZ

Der Posbi Kirt lotst die RAS TSCHUBAI zu den neuen Koordinaten der
Werftwelt Culsu. Atlan glaubt schon nicht mehr, überhaupt dort
anzukommen, da der verstörte Kirt nur durch die beruhigende Wirkung
des Matten-Willys Prexxel überhaupt noch bei der Stange zu halten ist.

Als die Sensoren den Dunkelplaneten erfassen, läßt Atlan das Schiff
stoppen. Er will nach dem Vorfall auf WHEELER vorsichtshalber mit der
Korvette HANTA YO vorausfliegen und zusammen mit Gucky, Sichu
Dorksteiger, Aurelia, der Xenobiologin Binice Athanasiou und dem
Kybernetiker Milo Gerenga die Lage erkunden. Doch das Bild, das sich
ihnen dann präsentiert, läßt den Verdacht aufkommen, es gar nicht mit
Culsu zu tun zu haben. Die Dunkelwelt ist nicht mehr wiederzuerkennen.
Sie wird von Hunderten, wenn nicht gar Tausenden parallel zum Äquator
verlaufenden Metallbändern unbekannter Legierung umhüllt, die mit
unterschiedlichen Geschwindigkeiten gegenläufig zueinander rotieren
und dabei Reibungshitze erzeugen. Diese scheinbar mit Siedlungen
bebauten Bänder münden an den Polen in Kappen. Auf den Bändern gibt es
willkürlich verteilt unterschiedliche Schwerkraftzonen, deren
Schwerkraft von 0,2 bis 15 Gravos reicht.

Da die Siedlungen mit Energiekuppeln überdacht sind, kann man davon
ausgehen, daß sie nicht von Posbis bewohnt sind, denn diese bräuchten
keine Atmosphäre zum Leben. Allerdings können keine Lebensformen
angemessen werden. Erst nach einer Weile wird deutlich, daß es
Lebewesen gibt, die sich allerdings sehr langsam bewegen. Man
versucht, mit einem von Kirt übermittelten Codewort Funkkontakt
herzustellen, erhält aber keine Antwort.

Als ein Raumschiffsfriedhof in Sicht kommt, auf dem ein zerstörtes
Augenschiff der Cairaner liegt, landet die HANTA YO, ohne daran
gehindert zu werden. Bei der Erkundung des Wracks werden drei
vollständig versteinerte Cairaner gefunden. Es bleibt unklar, was sie
in diesen Zustand versetzt hat und auch wie ein technisch besser als
die RAS TSCHUBAI ausgerüstetes cairanisches Schiff derart zugerichtet
werden konnte.

Wieder auf den Metallbändern, versucht Gucky zu espern, ob es
Lebewesen in der Nähe gibt. Doch er hat den Eindruck, blockiert zu
werden. Sichu vermutet, daß das Metallband diese Blockade verursacht.
Vom Boden geht eine fünfdimensionale Strahlung aus, die auf
parabegabte Wesen irritierend wirken muß.

Anschließend besuchen Atlan und seine Begleiter eine der Siedlungen,
in der sie auf große geflügelten Wesen stoßen, die sich sehr langsam
bewegen. Wenn die hageren Humanoiden ihre lederartigen Schwingen
ausbreiten, erreichen sie eine Gesamthöhe von mehr als drei Metern.
Vermutlich könnten sie auf einer Welt mit einer geringeren Schwerkraft
fliegen. Binice Athanasiou nimmt zu ihnen Kontakt auf und projiziert
dafür auf ihrem Rücken holografische Flügel. Sie hat erkannt, daß ein
Großteil der Kommunikation über die Stellung der Flügel verläuft. Doch
die Verständigung ist mühsam, da der Austausch ebenfalls sehr
verlangsamt abläuft. Nach langen Stunden kann die Xenobiologin
berichten, daß sich diese Wesen Vanth und ihre Welt Culsan nennen,
womit endlich bewiesen ist, daß es sich tatsächlich um Culsu handelt.
Die Metallbänder sind eine Art Schale um den Dunkelplaneten.

Die Vanth bilden eine sehr enge Gemeinschaft, die auf Individualität
keinen Wert legt. Sie streben das Athvanth an, einen Zustand des
absoluten Stillstands, in dem es nur noch einen ewigen perfekten
Gedanken gibt. Nicht nur ihr gesamter Organismus ist bereits sehr
verlangsamt, sondern auch ihr Denken. Trotzdem erfährt Binice, daß die
Aufgabe der Vanth darin besteht, die Welt unterhalb der Ringe zu
bewachen, denn dies sei ein sehr gefährlichen Ort, der von den Possbyr
regiert werde - dunklen, fremdartigen und haßerfüllten Kreaturen.
Niemand dürfe diesen Ort betreten, so wie auch keiner der dort
lebenden Possbyr diesen Ort verlassen darf. Wenn die Galaktiker also
zu den Posbis vordringen wollen, müssen sie es heimlich tun. Binice
vermutet, daß es einen Zugang nach Culsu am ehesten in der Hauptstadt
Tvath gibt, die den Beinamen "Stadt der Letztgedanken" trägt.

Auf dem Weg dorthin geraten Binice Athanasiou und Milo Gerenga in ein
Schwerkraftfeld und verschwinden in einem Loch. Gucky versucht
hinterher zu teleportieren, scheitert aber an der blockierenden
Strahlung. Sichu Dorksteiger vertritt die Ansicht, daß die beiden
gezielt eingefangen wurden. Atlan beauftragt den Kommandanten der
HANTA YO nach ihnen zu suchen, während er mit Sichu und Aurelia zur
Stadt der Letztgedanken weiterfliegen wird. Sichu übernimmt nun die
Kommunikation. Von einem Vanth erfährt sie, daß in Tvath der
Stillmeister Othov residiert. Dieser ist bereit, die Galaktiker zu
empfangen.

Von ihm erfahren sie, daß die Vanth nach Ausbruch des Weltenbrandes
ihre Heimatwelt verlassen mußten und unterwegs den Posbis begegnet
sind, die sie nach Culsu mitgenommen haben, da die Raumschiffe der
Vanth kurz davor waren, auseinanderzufallen. Sie verrotten nun auf dem
Raumschiffsfriedhof. Die Vanth durften sich auf einer Plattform im
Orbit von Culsu ansiedeln, die dann später zu einer Schale um die
Dunkelwelt ausgebaut wurde.

Die Vanth verfolgen das Ziel, das gesamte Universum in den
immerwährenden Zustand des Athvanth zu versetzen. Alle Lebewesen
sollen Erleuchtung erlangen, indem sie im allerletzten absolut
perfekten Gedanken erstarren, um ihn dem Urklang des Universums, der
seit seiner Entstehung immer noch nachhallt, hinzuzufügen. Aus diesem
Grund wollen die Vanth-Wissenschaftler Binice und Milo auch in diesen
Zustand versetzen. Den beiden wird Vanth-Säure injiziert, was ihren
Organismus verlangsamt. Dasselbe wurde auch bei den Cairanern getan,
deren Schiff aus unbekannten Gründen über Culsu abgestürzt ist. Daß
andere Wesen einen anderen Metabolismus haben und dabei sterben
können, mißachten die Vanth dabei.

Nachdem man von der HANTA YO aus keine Spur von Binice und Milo finden
konnte, gelingt es Gucky in einem winzigen Moment, sie zu espern. Er
teleportiert sofort hin und kann die Vanth-Wissenschaftler dazu
bringen, ihre Behandlung abzubrechen. Doch für Milo Gerenga kommt jede
Hilfe zu spät. Die verantwortlichen Vanth sind untröstlich. Sie haben
es nicht böse gemeint. Allerdings haben sie ihre 'Patienten' auch
nicht gefragt. Gucky ist erschüttert, hält sich mit Vorwürfen aber
zurück. Immerhin kann er ihnen klar machen, daß sie mit ihrem Tun das
Gegenteil von dem erreichen, was sie anstreben. Die beiden Vanth
geloben, bis zu ihrem Tod im Disvanth zu bleiben - also keine weitere
Verlangsamung anzustreben -, um ihre Forschungen zu überdenken und
nach einem anderen Ansatz zu suchen. Gucky teleportiert mit Binice und
dem verstorbenen Milo zur HANTA YO, wo die Xenobiologin gerettet
werden kann.

Um zu einem Zugang zur tiefer liegenden Hohlwelt Culsu zu gelangen,
müssen die Galaktiker ins Hemizentrum von Tvath, das besonders stark
bewacht wird, weil dort etliche Stillmeister versammelt sind, die sich
im Athvanth befinden, dem Zustand des festgefrorenen Letztgedankens.
Die zwei Kilometer dorthin sind nur verschwommen zu erkennen und
meßtechnisch nicht zu erfassen. Außerdem gibt es Schwerkraftfelder, in
die man geraten kann. Gucky hat das Pech und kann nur mit viel Mühe
gerettet werden. Aurelia gerät in eine weiße Masse, die sie am Boden
festhält. Ihre Füße müssen mit Desintegratoren vom Boden gelöst
werden.

Als Atlan und seine Begleiter dann schließlich im Zentrum ankommen,
ist das Gebäude, in dem sich der Zugang nach Culsu befinden muß, von
Wachen umstellt. Gucky kann sie telekinetisch dazu zwingen, sie
durchzulassen. Im Innern gelingt es ihm dann, telepathisch von einem
der Stillmeister zu erfahren, wo sich das Tor zu den Possbyr befindet.
Das Bild einer Kommunikationszentrale entsteht in seinem Geist und er
kann dorthin teleportieren.

Atlan nimmt Kontakt mit den Posbis auf, muß sich umständlich
identifizieren, hat aber zunächst kein Glück. Gucky mischt sich ein,
doch die Posbis zögern immer noch. Erst als Sichu Dorksteiger einige
Daten von der RAS TSCHUBAI sendet, erhalten sie die Einfluggenehmigung
für Polkappe zwei. Gucky teleportiert mit Atlan und Sichu schnell zur
HANTA YO zurück und man fliegt mit ihr zur RAS. Während drei
Schlachtkreuzer als Eingreifreserve zurückbleiben, passiert die RAS
die Schleuse von Polkappe zwei.
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